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Crossover - 
zu diesem Heft 

iebe Leserinnen und Leser, 
das vorliegende Heft ist etwas I- esonderes: eine gemeinsa- 

me Ausgabe der drei Zeitschriften 
Andere Zeiten, spw und Utopie krea- 
tiv. Nur aus versandtechnischen 
Gründen gibt es drei etwas verschie- 
dene Titelseiten (die Post hätte die 
Hefte sonst nicht für den Postver- 
trieb akzeptiert), die anderen 59 Sei- 
ten sind völlig identisch. Sie wird 
gemeinsam von den drei Redak- 
tionen der beteiligten Zeitschriften 
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verantwortet. Wir wollen damit de- und auf Auszüge aus ausgewählten 
monstrieren, daß über unterschiedli- Diskussionsbeiträgen beschränken. 
che Parteiorientierungen hinweg die Wir bitten diejenigen. deren Beiträge 
Zusammenarbeit und der Diskurs nicht oder nur auszugsweise be- 
linker Krafte möglich und gerade rücksichtigt werden konnten, um 
heute wichtiger denn je ist. 

Anlaß und inhaltlicher Schwer- 
punkt dieses gemeinsamen Heftes 
ist der Kongreß .Crossover - Für 
einen radikalreformerischen Neu- 
anfang", den die drei Zeitschriften 
am 3. und 4. Februar 1996 in Berlin 
durchgeführt haben. Um den Um- 
fang des Heftes nicht zu sprengen. 
konnten wir die Diskussionsbeiträge 
in den drei Foren und den mehreren 
Diskussionrunden im Plenum nicht 
vollständig dokumentieren, sondern 
mußten uns auf gekürzte Fassungen 
der einleitenden Stellungnahmen 

Verständnis. 
Wir haben von diesem Heft eine 

größere Auflage als üblich gedruckt 
und würden uns sehr freuen, wenn 
es über den Kreis der regelmäßigen 
Leserinnen und Leser hinaus Ver- 
breitung finden würde. Wer Interes- 
se und die Möglichkeit hat, dabei 
mitzuwirken, wende sich bitte an 
eine der drei Zeitschriften. 
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scheint mir folgendes wesentlich zu 
sein: Eine autonome. sich auf reifli- 
che Überlegung und breite innerpar- 
teiliche Diskussion stützende Ent- 
scheidung über die Alternative, sich 
mit den Kommunisten zu vereinigen 
oder selbständig zu bleiben. konnte 
es aufgrund der äußeren Rahmenbe- 
dingungen für die Sozialdemokraten 
nicht geben."4 Im Ergebnis ist für 
Malycha also der Einheitszwang das 
bestimmende Moment. Weder 
spricht das für Ausschließlichkeit 
noch gegen Vielschichtigkeit. 

t Positionsentwicklung 

in der SPD der SBZ 
Pleners Darstellung des Ma- 

lycha-Bandes kann ich weitgehend 
folgen. Aber die Positionsentwick- 
lung in der SPD der SBZ einfach als 
„widersprüchlich" zu bezeichnen, 
womit der Widerspruch zwischen 
Befürwortern und Gegnern der Ver- 
schmelzung gemeint ist, greift zu 
kurz. Wurde dieser Widerspruch 
selbst doch determiniert durch eine 
Zwangslage mit „Steuerung des öf- 
fentlichen Meinungsklimas", Ver- 
sammlungsverboten und Verhaftun- 
gen. Und die - im Vergleich zu Sach- 
sen-Anhalt - „positiverenm Erfahrun- 
gen mit der Besatzungsmacht in 
Brandenburg sahen so aus, daß 
auch hier ab November 1945 das in- 
nerparteiliche Leben der SPD einge- 
schränkt wurde: Vor den Mitglieder- 
versammlungen mußten die biogra- 
phischen Daten des jeweiligen Red- 
ners und das Redernanuskript ein- 
gereicht werden; wenn hiergegen 
verstoßen wurde, kam es zu Ver- 
sammlungsverboten. Auf diese Maß- 
nahmen folgte eine „erhebliche Ein- 
schränkung der Meinungsäußerun- 
genq5 seitens der Versammlungsteil- 
nehmer. Und das war, wie gesagt, 
die harmlosere Variante. Wie ist der 
Einheitsdrang von SPD-Mitgliedern 
in den einzelnen Orten angesichts 
einer solchen Situation zu bewerten? 
Warum spricht Plener davon. daß 
„sehr viele Sozialdemokraten" die 
Einheitspartei weiterhin „wollten"? 
Welchen Sinn hat eine solche Fest- 
stellung, wenn der Wille der Betroffe- 
nen selbst nicht frei gebildet werden 
konnte? 

Sicherlich ist es wichtig, die ver- 
schiedenen Momente der Auseinan- 
dersetzung differenziert zu beurtei- 
len, aber doch nicht, indem sie un- 
verbunden nebeneinandergestellt 
n erden.^ Letztlich ist der Vereini- 
gungsprozeß zwischen SPD und 
KPD in der SBZ als Ergebnis einer 

Dialektik zu betrachten, in der 
Zwang und Druck gegenüber dem 
Einheitsdrang seitens eines Teiles 
der SPD-Mitglieder (und ebenso ge- 
genüber dem Widerstand eines an- 
deren Teiles der Sozialdemokraten) 
das bestimmende Moment darstell- 
ten. Die Fülle der von Malycha zu- 
sammengestellten Dokumente gibt 
einen plastischen Eindruck von der 
beklemmenden Atmosphäre, in der 
dieser Prozeß vonstatten ging. 

gen für ein demokratisch-sozialisti- 
sches Gesamtdeutschland nach 
1945 ausgesehen, wenn die SPD der 
Ostzone nicht ausgeschaltet worden 
wäre? 

Es wäre interessant, unter diesen 
Aspekten noch einmal zu diskutie- 
ren, wie groß der Handlungsspiel- 
raum der deutschen Politik unter den 
Bedingungen der Besatzungsherr- 
schaft und des aufkommenden Kal- 
ten Krieges war. 

Noch mehr Fraaen 1 Vgl. Thierse, Wolfgang: Zwangsver- 
Mit Plener gehe ich dar- einigung? Zwangsvereinig~ing!; in: 

NG/FH 43 (1996). S. 212-21 7 ,  S. 212. 
in, nach der Rolle von Kurt Schuma- ,,,, Im Ergebnis is t  also 

L ' 7 .  

cher und dem Westzonen-Büro in 2 vgl, Ringsrclfl, ,yara[d; schuchardt, der Einheitszwang 
Hannover zu fragen. Mußte sich Gro- Gerd; Reiche, Steffeeri: Vorwort; je- das bestimmende 
tewohl im Stich gelassen fühlen, wie weils in: Zwangsvereinig~ing von Moment. Weder 
es auch eine soätere Äußeruna des SPD und KPD in Meckleriburg-Vor- s ~ r i c h t  das für .. - ~ - 

damaligen  eili in er c ~ u - ~ o l i k e r s  pommern/Thüringen/Brandenburg, ,&sschließlichkeit 
hrsg. von] SPD-Parteivorsrand in Zrr- 

Ernst lxmmer gegenüber dem CDU- sammennrbeir mit der, jewei[igei7 noch gegen 
Zonenvorsitzenden von 1945147, Ja- Landesverbnnden, ~~h~~~~~~~ ",J,  Vielschichtigkeit. 
kob Kaiser, zum Ausdruck bringt: 
„Ja, - Otto Grotewohl - er ist nicht al- 
lein schuldig. Da bin ich ganz Deiner 
Meinung. Kurt Schumacher konnte 
auch anders mit ihm umgehen."'? 
Die unter Zwang vollzogene Ver- 
schmelzung von SPD und KPD im 
Zonenmaßstab bedeutete die end- 
gültige Spaltung der SPD in 
Deutschland. Vom Ergebnis her sind 
diesem Vorgang gewiß keine positi- 
ven Seiten abzugewinnen. 

Welche Bedeutung hatte diese 
erste Ost-West-Teilung innerhalb der 
nachkriegsdeutschen Politik für die 
spätere staatliche Entzweiung? Wur- 
den durch sie die zentrifugalen Kräf- 
te - die antisozialistische Adenauer- 
CDU im Westen und die stalinisti- 
sche SED im Osten - entscheidend 
ge~ tä rk t?~  Wie hätten die Bedingun- 

zur Förderung von Politik, 
Bildung und Kultur e.V. 

(1996). S. 3-5, S. 4 .  
3 Abgedr~ickt in: Neues Deutschland 

vom 18.12.1995. 
4 Mnlychn, Andreas: Die Neugriindung 

der SPD itn Land Bratldetib~irg; in: 
Zwnngsvereinig~irig von SPD und 
KPD in Braridenb~rrg, a .a .0 . .  S. 6-19, 
S. 19. 

5 Einleirung zu Malychn: AI@ den1 Weg 
zur SED, a.n.0.  (siehe Plener), S. 
LXXXII. 

6 Dieser Ansicht ist auch Bcidsrübner, 
Rolf: Gründung der SED. Zur Selbst- 
zerstörung einer Legende; in: Utopie 
kreativ 65 (1 996). S. 17-30. S. 17. 

7 BA Koblenz. N 1018 NL Jakob Kni- 
ser, Nr. 3 .  Telegranim Lemnier an 
Kaiser vom 20.3.1 959. 

8 Vgl. hierzu auch: Loth, Wilfried: Die 
Dekonzposition der Nation. Wie n ~ i s  
den Deutsclien Ossis und Wessis WLIY-  
den; iri: Bliitter fiir denrsche riild in- 
ternationale Politik 40 (1 995). S. 
354-364. 
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ge nach der Mitverantwortung Schu- 
machers für den Weg der Ost-SPD 
194511946 bedarf wohl noch weite- 
rer Diskussion. 

Sehr wünschenswert Ware eine 
ähnliche Dokumentation, die die Vor- 
gänge in der KPD und ihre Metho- 
den auf dem Weg zu SED mehr ins 
Einzelne gehend aufhellen würde. 
Der erwähnte russische Dokumen- 
tenband sagt jedenfalls eine Menge 
mehr über das in ihr herrschende 
Sektierertum zur damaligen Zeit aus, 
als in der Literatur bisher beschrie- 
ben wurde. 

Aus der hier besprochenen Do- 
kumentation kann geschlossen wer- 
den: Die SED war ein von KPD und 
SMAD wie auch von „einem Groß- 
teil" der Sozialdemokraten gewolltes 
Ergebnis, das sich auf einen verbreii 
teten und starken Einheitsdrang 
stützte, aber auch mit Zwangsmitteln 
erreicht wurde. Und: Es war in der 
Tat weitgehend stalinistisch vorge- 
pragt. 

I Römisch bezifferte Seitenangabeii be- 
ziehen sich im folgenden ncif die Ein- 
leitung von A. Malycha, arabisch be- 
zifferte auf den Dokrrmententeil. 

2 A. MalycAa vernieidet nach eigenen 
Worteii den Begriff Zivnngsvereini- 
gung: „Mit solchen Kantpflegriffen 

Welches war 
das bestimmende 
Moment? 
von Christoph Meyer* 

Eine Replik zu Ulla Pleners Gedan- 
k e n  zur Malycha-Dokumentation. 

D ie Debatte um die 1946er 
Verschmelzung von SPD 
und KPD wird vor einem poli- 

tischen Hintergrund geführt. Dies 
trifft für offiziöse Stellungnahmen aus 
CDU-Kreisen zu, in denen der 
Zwangscharakter der Vereinigung in 
Abrede gestellt wird - mit dem offen- 

* Chrisroph Meyer. Köln. 
Historiker und Mitglied der spw-Redaktion 

kann man vielschichtige Prozesse 
nicht beschreiben ". erkliirte er wiih- 
rend einer von der- Friedrich-Ebert- 
Srift~rng riiid dein Karrrsky-Bernstein 
Kreis arn 20. Janriar d. J. in Berliiz 
von Peter Merseb~rrger moderierteii 
Diskrission zum Thema ,.Freiwilliger 
Zrisammenschlr~J oder Zwangsverei- 
nigring?" Vgl. Neries Deritschland, 
Berlin, 22. Janriar 1996. 

3 Noch in einem Bericht vom 4. Okro- 
ber 1945 bezeichnete der KPD-Sekre- 
tiir fiir deii Bezirk Brandeiibtrrg die 
Politik des Brtindenburger Vorston- 
des der SPD als „Verteidigcrng der 
eilten arbeiterfeindlichen profaschi- 
stischen Politik"! Vgl. Eii~leitring, S. 
LXX. 

4 Vgl. Sozinlder~tokratische Partei des 
Laiides Sackseii. Ste~iogrnphiscker 
Bericht iiber die Verltcindlrrngen des 
Landes-Parteitages. abgehalte~i am 
7., 8. lind 9. Oktober 1945 iri Dresden 
(Freitnl), Dresden o.J. (1946). Die 
von A.M. korrigierte Datierring des 
Parteitages - 6. und 7. Oktober - kann 
so iiicht stimmen, denn das Protokoll 
weist drei Verhondlungstage aus. Aris 
dem Bezirk Leipzig waren 60 Dele- 
gierte anwesend. 

5 Eine Eiiiheitspartei in der SBZ koitnte 
iiit  Sicherlieit die Ennvicklrrng in den 
ivestlicheii Besatzungszone~z iiicht 
weseiltlich, sclioiz gnrnickt im Sinize 
konseqrienterer Demokratie, beein- 
flussen. U~iverstiiiidliclt bleibt, ivcir- 
um dei- Arrtor separatistische Umtrie- 
be i i ~  Bayern lind eineii Vormarsclt 

sichtlichen ziel; das eigene Zusam- 
mengehen mit den Blockflötenpar- 
teien zu relativieren.' Ostdeutsche 
SPD-Vorsitzende werfen der PDS 
eine unzulässige „Reduktionu der 
Verschmelzung beider Parteien „auf 
die Verwirklichung des Ideals der 
Einheit der Arbeiterbewegung" vor 
und fordern daher .,Sozialdemokra- 
ten in der PDS" auf, sich der SPD an- 
zu~chließen.~ 

Eine Diskussion historischer Er- 
eignisse, die mit solch hehrer politi- 
scher Zielsetzung geführt wird, kann 
natürlich nur zu Ergebnissen führen, 
die für die jeweiligen Diskutanten 
schon vorher festgestanden haben. 
Diesen Eindruck einer biographisch 
und politisch determinierten Stel- 
lungnahme erweckt auch die Erklä- 
rung der Historischen Kommission 
der PDS „Zum 50. Jahrestag des Zu- 
sammenschlusses von KPD und 
SPDM3. In Analogie dazu sehe ich die 
Rezension von Ulla Plener „Einheits- 
drang und Einheitszwang". Schon 
der Titel belegt: Die Bereitschaft von 
Sozialdemokraten und der von Be- 

der Reaktion in den Westzorzen zu je- 
ner Zeit aiiziveifelt. Beides ivtrrde 
ciuch auf westzonalen sozialdemokra- 
tischeii Konfererizeiz festgestellt. so 
[inter anderen auch von Kurt Schrr- 
niaclier. Vgl. Ein Bericht iiber die 
Konferenz der SPD der britischen Be- 
satzririgszone am 3. rrnd 4. J(inuar 
1946 in Hannover, in: Beitrage zrrr 
Geschichte der Arbeiterbewegiing 
(BzG), Berliii/Köschiiig. H.1, (Mlirz) 
1996. 

6 So stellt M. zrrin Mitgliederstand arif 
dem ersten Bezirks11nrteifag Leipzig 
um 26. Arigirst 1945 fest, duJ er - im 
Unterscliied zu andere11 Regionen - zrr 
jenein Zeitpuiikt weit unter dem Staild 
voii 1932 geblieben wrir: 6620 Mit- 
glieder zi.iin 1. September; 13000 rvei- 

reii es zuin 30. Oktober gegenüber 44 
552 Ende 1932. Vgl. Einleitung, S. L. 

7 Sozicildetnokrntische Partei des Lari- 
des Scichseii, n.ci.O., S. 82. 

8 SVAG. Uprcivler~ie propagaildy (in- 
formncii) i S. I. Tj~rl'pcinov 1945- 
1949. Sbornik dokwmentov, Moskarr 
1994, S. 163. ,,Utopie kreciriv" wird 
in eiriem ihrer iiiichsteii Hiifte einen 
artsfiilirlichen Bericht über die in die- 
ser Dokrrnientensaminlurzg eiithnlte- 
iien Ausscigen zri den Tltemeii KPD, 
SPD uiid illre Vereiriigrrrig 194511946 
sowie SED 1946-1949 ver8ffeiitli- 
chen. Sie enrhnlten bisher iiicht be- 
krinnte F(rkten irrid Detnilles zrr diesen 
Themen aris der Sicht eiiler der Ver- 
walrungeii dei- SMAD. 

satzungsmacht und KPD ausgeübte 
Druck werden nebeneinander ge- 
stellt und höchstens mit einem So- 
wohl-als-auch verbunden. 

Dominanz des Zwangs 
Wenn dagegen sozialdemokrati- 

scherseits festgestellt wird, der 
Zwangscharakter habe bei der Ver- 
einigung dominiert, dann geht es 
nicht, wie Plener meint, um das „Be- 
harren" darauf, die SED-Gründung 
sei „ausschließlich" als Zwangsver- 
einigung zu verstehen. Daß eine 
„vielschichtigere" Antwort notwen- 
dig ist, ist klar. Die Frage bleibt je- 
doch: Welches war das bestimmen- 
de Moment? 

Nun wird diese Frage zwar auch 
nicht in dem besprochenen Buch, in 
der Dokumentation von Andreas Ma- 
lycha, beantwortet, aber dazu ist die 
Einleitung zu einer Dokumenten- 
sammlung ja gar nicht da. Aber im 
Fazit zu einem jüngst erschienenen 
Aufsatz bezieht Malycha jetzt Stel- 
lung: „Für eine generalisierende Be- 
urteilung der Archivdokumente 
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Noch eine Zukunft 
für Rot-Grün? 
von Ker.rtin Müller* 

D as Ergebnis der Landtags- 
wahlen muß auf uns alle als 
Schock wirken, hoffentlich 

als heilsamer Schock. Viele - auch 
wir - hatten sich das Aufbruchssi- 
gnal zu neuen, zunächst einmal rot- 
grünen Ufern erhofft, den Exitus der 
FDP. einen Machtwechsel in Baden- 
Württemberg mit neuer Kräftelage im 

Die Chance, attrak- 
tive Alternativen 

anzubieten, besteht 
objektiv und 

subjektiv. Auch in 
einer Krise des 

kapitalistischen 
Systems kann man 
sehr unterschied- 

liche Antworten 
formulieren. 

1 

Bundesrat. Nichts von alledem ist 
eingetreten. Aber selten hat die Be- 
richterstattung und Kommentierung 
nach der Wahl so wenig Blick auf die 
Fakten erlaubt wie diesmal: 

Ein Blick auf die Fakten 
Die Koalition erholt sich einiger- 

maßen von dem Tief, das sie 1991 - 
Ende 93 durchmachte. CDU und 
FDP zusammen gewinnen gegen- 
über den letzten Landtagswahlen 
(+5,1 BW. +3,5 SH, +2.0 RP), verlie- 
ren aber überall deutlich gegenüber 
dem Bundestagswahlergebnis, das 
bekanntlich Kohl nur noch äußerst 
knapp eine Mehrheit verschaffte (- 
2.3 BW. -6,O SH, -3,l RP). Die Mehr- 
heit der Bundesregierung ist also 
mitnichten bestätigt worden. 

Die SPD wiederholte im wesentli- 
chen ihr - miserables - Bundestags- 
wahlergebnis (+0,2 SH, +0,4 RP, - 
5,6 BW). Nur in BW verliert sie also 
noch zusätzlich (warum wohl?) und 
findet sich dort „stabilu als mittelgro- 
ße Partei mit 25,1% der abgegebe- 
nen gültigen Stimmen wieder. Sie 
verlor gegenüber den Landtagswah- 
len nach allen Seiten, am stärksten 
bemerkenswerterweise dadurch, 
daß Anhängerinnen nicht zur Wahl 
gingen. 

Bündnis 9OIDie Grünen gewann 
überall, sowohl gegenüber der letz- 
ten Landtags-. als auch gegenüber 
der Bundestagswahl. Selbst in SH, 
wo die Grünen seit 1983 regelmäßig 
weit mehr Bundes- als Landesstim- 

* Kerstin Müller, 
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men einfuhren, wurde das gute BT - 
Ergebnis diesmal stabilisiert (-0,2%). 
Bündnis 9OIDie Grünen ist jetzt erst- 
malig in der Parteigeschichte in allen 
West-Bundesländern in den Landta- 
gen vertreten - nicht aber bzw. seit 
1994 nicht mehr in Mecklenburg, 
Brandenburg, Thüringen und Sach- 
sen. Sollte SH rot-grün regiert wer- 
den, wofür heute (26.4.) vieles 
spricht, wäre Bündnis 9OIDie Grünen 
an vier Landesregierungen beteiligt, 
mehr als je zuvor. 

Die PDS nahm - weise - an den 
Wahlen nicht teil. Kleinere linke 
Gruppen traten nicht an, sieht man 
von der DKP in SH und BW ab (437 
bzw. 1783 Stimmen). 

Krise und Alternativen 
Das Ergebnis ist also keines- 

wegs so desaströs, wie es nach den 
hochgesteckten Erwartungen emp- 
funden wurde. Dennoch: Mitten in 
der schlimmsten Massenarbeitslo- 
sigkeit nach dem Krieg ist es nicht 
gelungen, die amtierende Bundesre- 
gierung zu erschüttern. Einige Grün- 
de dafür liegen auf der Hand. Geeig- 
nete Konsequenzen zu ziehen ist da- 
gegen nicht ganz so einfach. 

In einer krisenhaften Situation, 
wie sie Deutschland in vielerlei Hin- 
sicht gegenwärtig durchlebt, suchen 
die Menschen nach Auswegen. Sie 
sind offen für einfache, nachvollzieh- 
bare Antworten. Sie sind in ihrer 
Mehrheit erfahren und darum skep- 
tisch in Bezug auf demagogische 
Parolen und leere Versprechungen. 
Was einfach und nachvollziehbar 
klingt, muß auch plausibel sein, um 
akzeptiert zu werden. Bleiben solche 
Alternativen aus, sucht man hinge- 
gen Schutz beim Altbekannten. 

Die Chance, attraktive Alternati- 
ven anzubieten, besteht objektiv und 
subjektiv. Auch in einer Krise des ka- 
pitalistischen Systems kann man 
sehr unterschiedliche Antworten far- 
mulieren. Es mangelt nicht an Ideen. 
wie eine linke. von sozialer und öko- 
logischer Verantwortung geprägte 
Antwort auf die Krise zu entwerfen 
wäre. Daß allen Beteiligten bewußt 
ist, in vielen großen und kleinen 
Punkten dabei noch erheblichen De- 
battenbedarf zu haben, kann für die 
erforderliche Dynamik einer Gegen- 
bewegung nur von Vorteil sein. 

Problem Sozialdemokratie 
Unser Problem ist offensichtlich 

wieder einmal die Sozialdemokratie. In 
ihrem beklagenswerten Zustand stra- 
tegischer Planlosigkeit und taktischer 

Willenlosigkeit vermag sie selbstver- 
ständlich nicht zu mobilisieren und 
kaum an sich zu binden. Die linke 
Lichtgestalt Lafontaine, ausdrücklich 
für ein Linksbündnis in 1998 angetre- 
ten und mit den größten Hoffnungen 
linkssozialdemokratischer Kreise be- 
dacht, hat faktisch die großkoalitionä- 
re Grundhaltung mancher Parteikreise 
eher noch bestärkt. Und so konnten 
Spöri, Clement, Schröder mitten im 
Wahlkampf gegen das eigene Partei- 
Programm in Sachen ökologische 
Steuerreform vom Leder ziehen, ge- 
gen ein von der Sozialdemokratie 
selbst als richtig erkanntes typisches 
rot-grünes Reformprojekt. Von konse- 
quenter Opposition, von Neuorientie- 
rung keine Spur. 

Eine Selbstheilung der Sozialde- 
mokratie, ihr Bekenntnis zu einem 
ökologisch-sozialen Reformprojekt 
als Alternative zu SchwarzIGelb, 
wäre natürlich hilfreich und würde 
das Niveau der Auseinandersetzung 
insgesamt heben. Wie fern aller- 
dings die Erfüllung solcher Hoffnun- 
gen noch ist dokumentiert 2.B. die 
„SPD-linke" Frau Simonis. wenn sie 
mit völliger Beliebigkeit öffentlich die 
Regierungsalternativen RotIGelb 
oder RotIGrün diskutiert, als ob es 
die Wahl zwischen Bratkartoffeln 
und Pommes wäre. 

Gesellschaftliche Debatte um 
alternative Konzepte entwickeln! 

Bis auf weiteres dürfte die Hoff- 
nung auf Wiedererstehen eines sozial- 
demokratischen politischen Willens 
eine Hoffnung bleiben. Die Vision Rot- 
Grün als einzig greifbare Regierungs- 
alternative müssen wir natürlich den- 
noch so gut es geht aufrechterhalten. 
Der Schwerpunkt unserer Arbeit muß 
sich aber aus diesem Engpaß lösen. 
Die gesellschaftliche Debatte über Al- 
ternativen in der Krise, die Veranke- 
rung alternativer Konzepte gegenüber 
der platten Standortdebatte von 
rechts - darum wird es in den näch- 
sten Jahren gehen. 

Es wird gehen um die Steuerre- 
form, die Reform der Staatsfinanzen. 
die Modernisierung des Sozial- 
Staats. Es wird gehen um eine alter- 
native Arbeitsmarktpolitik und eine 
ökologisch ausgerichtete Wirt- 
schaftspolitik, um den ökologisch- 
sozialen Strukturwandel. Es geht da- 
bei auch um klassische Anliegen 
des Linksliberalismus, um schlichte 
soziale Gerechtigkeit, um individuel- 
le Entfaltungschancen. Anliegen, die 
bei der FDP heute ebensowenig auf- 
gehoben sind wie das klassische li- 
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„komplexen Vorgang" (S. XCVI) 
deutlich. Die Vielschichtigkeit des 
Ereignisses. bei dem äußere Bedin- 
gungen, wie die Präsenz und das 
aktive, bis zur Nötigung reichende 
Eingreifen der Besatzungsmacht, 
und zutiefst innere (innige) Faktoren, 
wie psychische Verfaßtheit Einzelner 
und - sehr unterschiedliche - Stim- 
mungslagen Vieler unentwirrbar in- 
einandergriffen, bewirkt natürlich, 
daß Fragen, auch nach dem Lesen 
der vorgelegten Dokumente, offen 
bleiben, die weiter untersucht wer- 
den sollten. Zwei seien genannt. 

Noch der weiteren Klärung be- 
dürftig ist wohl die von M. mehrfach 
beschriebene Stimmungslage in der 
Mitgliedschaft der SPD für oder ge- 
gen die Einheit während der Diskus- 
sion um die Einheitspartei. Seine 
Darstellung wie auch der Dokumen- 
tenteil legen streckenweise die Ver- 
mutung nahe, hier waren die Ein- 
heitsbestrebungen doch stärker, als 
den Dokumenten direkt zu entneh- 
men ist. Warum appellierten Bezirks- 
vorstände an die, ja verpflichteten 
sie die Mitglieder zur Disziplin - ge- 
gen Einheitsbeschlüsse auf unterer 
Ebene (OktoberIDezember 1945, S. 
LXX, LXXXVII)? Inwieweit wurden die 
oben erwähnten Auseinanderset- 
zungen des Leipziger Bezirksvor- 
standes der SPD mit der dortigen 
KPD von der Mitgliedschaft des 
Leipziger SPD-Bezirksverbandes 
mitgetragen? War es nicht evtl. auch 
dieser „BruderkampfU, der den Zu- 
strom früherer SPD-Mitglieder zu ih- 
rer Partei in diesem Bezirk behinder- 
te?= Ist nicht die Auffassung Arno 
Hennigs (der im Oktober 1946 in den 
Westen flüchtete) am 13. Februar 
1946, „der Gedanke der Selbstauflö- 
sung" der SPD als Alternative zum 
Zonenzusammenschluß mit der KPD 
sei unmöglich, da .,ein Großteil un- 
serer Genossen ... zur KPD laufen 
(würde)" (S. 441), ein Indiz, gerade- 
zu ein Beweis dafür, daß sehr viele 
Sozialdemokraten (.,ein Großteil") 
auch unter den gegebenen Umstän- 
den die Einheitspartei weiterhin woll- 
ten? Waren nicht die „uns bedrän- 
genden lebenswichtigen Aufbauauf- 
gaben" (neben der „Abwägung der 
Machtverhältnisse") für weitere als 
nur den Katzower Ortsverein der 
SPD ausschlaggebend dafür, daß 
sie „für die Vereinigung der beiden 
Arbeiterparteien" eintraten (30. März 
1946, S. 383; vgl. auch S. 374)? . 

Vermutlich waren die Mitglied- 
schaft wie der Funktionärskörper 
noch stärker und vielschichtiger dif- 

ferenziert, als die bisherigen Be- 
schreibungen es widergeben. Unter 
den „altenu aktiven Funktionären 
gab es viele Gegner der organisato- 
rischen Einheit, doch waren auch 
gerade die meisten der „altenu, die 
aus den KZ kamen, dafür. Die Mit- 
gliederzahlen erreichten vielerorts 
im Herbst 1945 den früheren Stand 
von vor 1933, was vermutlich vorwie- 
gend auf den Wiedereintritt „alteru 
Mitglieder in die Partei zurückging 
(und gerade aus jener Zeit stammen 
die „Disziplinierungsappelle"). Im 
Winter schwoll dann die Mitglieder- 
zahl der SPD sehr an. Dazu hieß es 
in einem Bericht aus der SPD vom 2. 
Februar 1946: „Ein zeitweiliges An- 
schwellen der Aufnahmeanträge war 
lediglich auf behördliche Maßnah- 
men zurückzuführen, die die Weiter- 
beschäftigung früherer nomineller 
NSDAP-Mitglieder vom Eintritt in 
eine der antifaschistischen Parteien 
abhängig machten. Dieses An- 
schwellen hatte mit dem Gedanken 
der Einheit nichts zu tun" (S. 451). 
Ohne eine solche Aussage eines 
einzelnen Berichts als verallgemei- 
nerungswürdig klassifizieren zu wol- 
len: War nicht für viele der Hundert- 
tausende, die damals in die SPD 
(und ebenso in die KPD) strömten - 
neben weiteren Hunderttausenden, 
die wirklich im antifaschistischen 
Sinne ins Geschehen eingreifen 
wollten -, die Anpassung an die ge- 
gebenen Verhältnisse ausschlagge- 
bend? 

Offene Fragen 
So gut wie außen vor Iäßt M. die 

Einflüsse auf den Prozeß der Vereini- 
gung aus den Westzonen, speziell 
des „Büro Dr. Schumacher" (ab Fe- 
bruar 1946 „Büro der Westzonen") in 
Hannover. Die gegensätzlichen und 
bis zur Konferenz von Wennigsen 
konkurrierenden Positionen zwi- 
schen diesem und dem Berliner ZA 
sind bekannt und in der Literatur 
mehrfach analysiert und beschrie- 
ben worden. Bei M. geht es im Un- 
terschied dazu erstmalig in dieser 
Ausführlichkeit um Vorgänge in den 
Landes- und Bezirksvorständen und 
-verbänden der SPD in der SBZ. Gab 
es auf dieser Ebene keine Reaktio- 
nen auf die Auseinandersetzungen 
zwischen Schumacher und dem ZA? 
Hier und da trifft man in den vorge- 
legten Dokumenten auf ein Echo der 
Argumente Schumachers, doch M. 
thematisiert die Frage nicht. Der 
oben erwähnte Landesparteitag der 
SPD Sachsen hatte an die gleichzei- 

tig tagende, von Schumacher einbe- 
rufene Konferenz in Wennigsen ein 
Telegramm gesandt, das mit den 
Worten schloß: „Euer Parteitag 
möge wie der unsrige ferner von ei- 
ner brüderlichen Zusammenarbeit 
beider Arbeiterparteien getragen 
sein."7 Wie wurden die Ergebnisse 
der Konferenz von Wennigsen bei 
den Landes- und Bezirksvorständen 
der SPD in der SBZ - gerade ange- 
sichts der verschiedenen Motive. die 
hier der Forderung nach einem 
Reichsparteitag, auch und gerade 
nach Wennigsen, zugrundelagen 
(vgl. S. LXXV), - aufgenommen? 

Gerade mal in einer Fußnote er- 
wähnt M. die Konferenzen sozialde- 
mokratischer Funktionäre der briti- 
schen Zone am 3.-4. Januar in Han- 
nover und der amerikanischen und 
französischen Zone am 6. Januar in 
Frankfurt am Main (S. XCVI; vgl. An- 
merkung 5), auf denen Schumacher 
scharfe Absagen an die Entschlie- 
ßung vom 21. Dezember verab- 
schieden ließ. Ein Echo darauf gab 
es in Paris. London, Berlin - in Dres- 
den, Magdeburg, Schwerin nicht? 
Die Forderung eines SMA-Vertreters 
in Brandenburg, es .,sollte gegen die 
Haltung der westlichen Zonen, vor 
allem gegen Kurt Schumacher pole- 
misiert werden" (S. XCVI), spricht für 
ein Ja. Hatte nicht Schumachers 
Haltung die Entscheidung der Lan- 
des- und ZA-Politiker der SPD für 
eine Zonen-SED befördert? Noch am 
4. Februar vertrat Otto Buchwitz auf 
der Sitzung des erweiterten Landes- 
vorstandes der SPD Sachsen „sei- 
nen bereits mehrfach geäußerten 
Standpunkt", so M., daß „wenn alle 
Verhandlungen mit dem Westen 
scheitern sollten, die Vereinigung 
wenigstens in Sachsen durchgeführt 
wird", so Buchwitz (S. 435), der in 
diesem Zusammenhang „Herrn 
Schumacher" nicht mehr Genosse 
nennen woll.te (ebenda). S. I. 
Tjul'panov berichtete am 16. Sep- 
tember 1946 über seine „persönli- 
che Arbeit" mit Grotewohl im Vorfeld 
der Vereinigung. erinnerte sich, wie 
dieser „schwankte, bis er dort an- 
kam", und in einem Gespräch mit 
Marschall Zukov Anfang Februar, 
„die Erlaubnis forderte, in die andere 
Zone zu fahren. Fuhr hin, sah 'und 
sagte, ich gehe darauf (die Zonen- 
vereinigung - U.P.) ein."8 Die Ver- 
handlungen im Westen (am 8. Fe- 
bruar traf sich 0. Grothewohl in 
Braunschweig zum letzten Mal mit K. 
Schumacher) waren gescheitert. Die 
in der Literatur schon diskutierte Fra- 

War nicht für viele 
der Hunderttausen- 
de, die damals in 
die SPD und ebenso 
in die KPD strllmten, 
die Anpassung an 
die gegebenen 
Verhaltnisse 
ausschlaggebend? 
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Der von der 
SMAD ausgeübte 

psychologische 
und existenzielle 

Zwang kann ohne 
Zweifel als eine 

Form der Nlltigung 
beschrieben 

werden. 

der sächsischen SPD vom 7.-9. 
(bzw. 6.-8.) Oktober 1945 mit gerade 
10 Zeilen erwähnt wird, indem nur 
der Mitgliederstand und die Namen 
der gewählten geschäftsführenden 
Vorstandsmitglieder genannt wer- 
den (S. XLV). Aber gerade hier wa- 
ren sich die Redner weitgehend über 
die Notwendigkeit der organisatori- 
schen Einheit einig, ohne das Selbst- 
bewußtsein als Sozialdemokraten 
aufzugeben, und hier wurden für die 
Analyse sehr ergiebige inhaltliche 
Positionen - zur neuen Demokratie 
und dem neuen Staat in Aktion (!), zu 
deren ökonomischer Basis, über das 
Menschenbild und den Stellenwert 
des einzelnen Menschen in der Poli- 
tik und andere für eine Vereinigung 
der Parteien grundlegende Fragen - 
form~l ier t .~  

Im zweiten Abschnitt geht es um 
„Die Kampagne der KPD für die Bil- 
dung der Einheitspartei, die Einfluß- 
nahme der SMA und die Reaktion 
der Sozialdemokraten". Dies ist die 
Phase des ausgeprägten sozialde- 
mokratischen Selbstbewußtseins, 
das sowohl vom Berliner ZA wie von 
den Landes- und Bezirksvorständen 
der SPD mit einem Führungsan- 
spruch bei der Lösung demokrati- 
scher Aufgaben, so der Bildung neu- 
er Verwaltungen, ebenso wie in der 
Frage nach der Einheitspartei ver- 
bunden wurde. Der ZA rückte die 
Forderung nach einem Reichspartei- 
tag der SPD in den Mittelpunkt, der 
die Frage der Einheitspartei für ganz 
Deutschland stellen sollte. Die KPD 
antwortete Ende September (nach 
der Rede Otto Grotewohls am 14. 
September) mit dem radikalen Kurs- 
wechsel hin zur organisatorischen 
Vereinigung der beiden Parteien im 
Rahmen der SBZ, intensivierte - aktiv 
unterstützt von sowjetischen Besat- 
zungsorganen - die Einheitskampa- 
gne im November, nach der selbst- 
bewußten, auch Kritik an der sowjeti- 
schen Besatzungsmacht übenden 
Rede 0 .  Grotewohls vom 11. No- 
vember, und erreichte schließlich, 
daß die gemeinsame „Sechziger- 
konferenz" am 21. Dezember 1945 
Beschlüsse faßte, die auf die organi- 
satorische Vereinigung im Zonen- 
maßstab zielten. 

Ende NovemberIAnfang Dezem- 
ber, so schätzt M. aufgrund der Do- 
kumente ein, sei in der SPD „eine 
Mitgliedermehrheit gegen das Ziel 
einer Einheitspartei vermutlich eben- 
so unwahrscheinlich (gewesen) wie 
eine Mehrheit für den Zusammen- 
schluß" (S. LXXIX). Wegen des vie- 

lerorts undemokratischen Verhaltens 
der Kommunisten sei „die Anzie- 
hungskraft einer vereinigten Partei 
weiter im Sinken begriffen" gewe- 
sen, aber zugleich „konnte und woll- 
te sich ein beträchtlicher Teil der So- 
zialdemokraten nicht von der Idee 
der Einheitspartei lösen und glaubte 
an die Möglichkeit gleichberechtig- 
ter Zusammenafbeit" (S. LXXX). So 
fiel auch die Resonanz auf die Be- 
schlüsse der Sechzigerkonferenz in 
den Ortsvereinen unterschiedlich 
aus: „teils zustimmend, teils ableh- 
nend. überwiegend unsicher" (S. 
LXXXVII). Sozialdemokratische Gre- 
mien, an der Spitze der ZA, suchten 
die organisatorische Vereinigung, 
nicht zuletzt mit dem Argument des 
angestrebten Reichsparteitages, 
hinauszuzögern. 

Für diesen und den folgenden 
Zeitabschnitt macht M. unterschied- 
liche Erfahrungen sozialdemokrati- 
scher Organisationen mit der Besat- 
zungsmacht in den verschiedenen 
Regionen aus (positivere z. B. in 
Brandenburg, negativere z. B. in 
Sachsen-Anhalt). Er schätzt ein: 
„Seit Anfang Dezember 1945 ist 
nachweisbar, wie die örtlichen Kom- 
mandanturen sich in die Auseinan- 
dersetzungen um die Einheitspartei 
einschalteten" (S. LXXXII). Direkte 
Bedrohungen seitens der SMA in 
den Ländern und Provinzen und der 
örtlichen Kommandanten nahmen zu 
- bis hin zu Verhaftungen einzelner 
Funktionäre (S. LXXXII). Die in den 
Dokumenten zum Ausdruck kom- 
mende psychologische Beeinflus- 
sung, der von der SMAD ausgeübte 
psychologische und existenzielle 
Zwang „kann ohne Zweifel als eine 
Form der Nötigung beschrieben wer- 
den" (S. XCIII), und dieser „Zustand 
der Nötigung engte den Raum für 
eine freie Entscheidungsfindung we- 
sentlich ein" (S. CVIII). 

Der dritte Abschnitt ist „Intentio- 
nen der Sozialdemokraten während 
der Phase der organisatorischen 
Verschmelzung" gewidmet. Die Aus- 
eiandersetzung um die Bildung der 
Zonen-Einheitspartei nahm seit An- 
fang Februar an Schärfe zu. Die Be- 
fürworter einer raschen Fusion stell- 
ten die Einheitspartei als zwingende 
Voraussetzung dafür heraus, die Fol- 
gen von Faschismus und Krieg zu 
überwinden, „wobei stereotyp die 
Gefahr angeblicher (?) separatisti- 
scher Umtriebe in Bayern und der 
scheinbare (?) Vormarsch der Reak- 
tion an die Wand gemalt wurden" (S. 
XCV1).5 Gestützt u.a. auf ihre (und in- 
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zwischen gegründete sozialdemo- 
kratische) Betriebsgruppen organi- 
sierte die KPD eine breite „Resoluti- 
onskampagne von unten" für den or- 
ganisatorischen Zusammenschluß 
beider Parteien auf Zonenebene. Es 
wirkte nach wie vor der starke Druck 
seitens der SMA, nicht zuletzt durch 
entsprechende Steuerung des öf- 
fentlichen Meinungsklimas über 
Presse und Rundfunk, Verbote sozi- 
aldemokratischer Versammlungen, 
Pressezensur u.a.m. 

Widersprüchliche Situation 
i n  der SPD 

Auch in dieser letzten Phase vor 
der Fusion blieb die Situation in der 
SPD der SBZ widersprüchlich. „Seit 
Ende JanuarIAnfang Februar began- 
nen einige sozialdemokratische Lan- 
desfunktionäre der kommunisti- 
schen Argumentation zu folgen, mit 
dem Zusammenschluß in der Ostzo- 
ne ein Beispiel für die anderen Zo- 
nen zu schaffen, und unterliefen da- 
mit die taktische Linie der Berliner 
Führung" (S. XCVII). Viele Sozialde- 
mokraten, darunter führende wie 
Otto Buchwitz in Sachsen oder Hein- 
rich Hoffmann in Thüringen, glaub- 
ten nach wie vor an einen tieferen 
Sinn der Verschmelzung und „ga- 
ben sich der Hoffnung hin, in der 
SED eigene Traditionen und Ziele 
bewahren zu können" (ebenda). 
Vielfach richtete sich der sozialde- 
mokratische Widerstand nicht gegen 
die Vereinigung an sich, sondern ge- 
gen die'Methoden und das Tempo 
(S. XCVII). Insgesamt reichte, so M., 
die Reaktion der SPD-Basis auf die 
Vorstöße der KPD „von strikter Ab- 
lehnung, gleichgültiger Duldung bis 
zur hoffnungsvollen Unterstützung" 
(S. IC). Nachdem zunächst die Lan- 
desvorstände (warum eigentlich die- 
se zunächst?) und dann, auch von 
diesen gedrängt, der ZA am 11. Fe- 
bruar 1946 die Reichsparteitagsfor- 
derung aufgegeben und den Zonen- 
parteitag der SPD auf dem Wege in 
die SED befürwortet hatten, wurde 
damit wohl auch die Mehrheit der 
Mitgliedschaft in diesem Sinne weit- 
gehend festgelegt, denn, so 
schreibt M., das .,überlieferte Ar- 
chivmaterial weist auf den Umstand 
hin, daß bei den Sozialdemokraten 
traditionelle Parteidisziplin und Fuh- 
rungsgläubigkeit in ihren Entschei- 
dungen für oder gegen die Einheits- 
partei eine große Rolle spielten" (S. 
Clli). 

Insgesamt macht M. den Weg 
der Ost-SPD in die SED als einen 

LANDTAGSWAHLEN 23. APRIL 1996 

berale Thema der Bürgerlnnenrech- 
te. Und als ein zentraler Punkt zeigt 
sich immer wieder die Verwaltungs- 
reform - die Aufgabe. schlankeren 
Staat und mehr demokratische Be- 
teiligungsrechte zu verbinden. 

Welche gesellschaftliche Grup- 
pen, welche Organisationen und 

Ein guter Verlierer ist ein ungewähl- 
ter Politiker, der sich trotzdem ge- 
wählt ausdrückt. 

Ernst Schrdder 

andtagswahlen. Die SPD be- 
hauptet knapp ihre regie- L ungsbildende Mehrheit in 

zwei konservativ strukturierten FIä- 
chenländern. In Baden-Wurttemberg 
zeigt sich, daß weder Regierungsbe- 
teiligung noch Opportunismus ver- 
Iäßliche Erfolgsgaranten sind. Worin 
aber liegt die fast schon bodenlose 
Enttäuschung begründet, die nahe- 
zu alle Teile der Partei ergriffen hat, 
und was macht diese Landtagswah- 
len tatsächlich zu einem alarmieren- 
den Ereignis? 

Die bitterste Botschaft des Wahl- 
abends war, jenseits aller landes- 
spezifischer Ursachen und Folgen, 
daß die Bundesregierung und ihr 
rechtsliberal gewendeter Koalitions- 
Partner belohnt wurden. Belohnt für 
eine beispiellose Sozialabbaukam- 
pagne. konzeptlose Deregulierungs- 
wut und allgemeine Ratlosigkeit. Ja, 
belohnt für das Ankündigen von wei- 
teren Sozialkürzungen, für die Aus- 
sicht auf Mehrwertsteuererhöhungen 
(bei gleichzeitiger Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer) und nicht zu- 
letzt für die hilflose lnkaufnahme nie 
dagewesener Massenarbeitslosig- 
keit. 

Niederlage der SPD und schönfär- 
bende Erklärungen 

Die SPD hat diese negative Bi- 
lanz nicht für sich, nicht für inhaltli- 
che und strategische Alternativen 
nutzen können. Sie hat überall fünf 
Prozent verloren, gleichgültig aus 
welcher Konstellation heraus und 
gleichgültig mit welcher Koalitions- 
Präferenz sie angetreten war. Sie ist 
deshalb nicht nur der Öffentlichkeit 
liebster Prügelknabe, sie ist auch de 
facto der Verlierer. 

Die Frage nach dem 'Warum?' 
haben Oskar Lafontaine, Dieter Spö- 
ri, Heide Simonis und Kurt Beck (U. 

Verbände können in diesen Diskurs 
einbezogen werden? Wie werden 
aus den erarbeiteten Konzepten 
„einfache, nachvollziehbare" Ant- 
worten auf Tagesfragen, und wie 
werden diese Antworten vermittelt? 
Und - wie kann aus dem Diskurs 
der Fachleute eine Mobilisierung 

a.) für viele erneut sehr enttäu- 
schend beantwortet. Tatsächlich ha- 
ben sie damit eine Reihe der Gründe 
für das schlechte Wahlergebnis öf- 
fentlich sichtbar gemacht. Die 
Hauptthesen ihrer Bilanz: Das Er- 
gebnis der Wahl sei alles in allem ein 
schöner Erfolg. Wahlkampfthemen 
und Wahlkampfstrategie seien rich- 
tig gewesen, einschließlich der Aus- 
siedlerthematik. Die Einbußen von 
fünf Prozent gingen nicht auf das 
Konto der SPD(-Oberen), vielmehr 
hätten die Kurdenkrawalle (!), die 
realitätsfernen Grünen in NRW und 
die daraus resultierende Anti-Rot- 
Grün-Kampagne den Negativtrend 
ins Rollen gebracht - genauso unver- 
hofft wie unaufhaltsam für die ersten 
Wahlkämpferlnnen der Partei. 
Schlußendlich fügt Heide an, hätten 
die Umfrageinstitute falsche Zahlen 
gestreut. (Und wir haben uns darauf 
verlassen! Scheiße.) 

Soviel Selbstberuhigung und Un- 
angefochtenheit ist selbst für Enkel 
ein starkes Stück. Unecht nur da, wo 
sie über die offensichtliche Ratlosig- 
keit hinweghelfen sollte. Echt in der 
Überzeugung, daß es keinen über 
Personen hinausweisenden Neube- 
ginn braucht und es deshalb auch 
keine Veranlassung zu einer radika- 
len Kurskorrektur gibt. Das Gegen- 
teil ist der Fall. 

Radikale Kurskorrektur notwendig 
1. Das Herausbilden eines ei- 

genständigen sozialdemokratischen 
Profils ist der SPD nach wie vor nicht 
gelungen. Die glaubwürdige und 
konsequente Weiterentwicklung von 
reformorientierten wirtschafts- und 
sozialpolitischen Positionen ist der 
ängstlichen Konfliktvermeidung ge- 
opfert worden. Angriffslinien gegen 
standortideologische Roßkuren der 
Bundesregierung wurden aus Angst 
vor potentiellen Angriffen der Ge- 
genseite undIoder aufgrund der 
Übernahme weiter Teile ihrer ideolo- 
gischen Prämissen frühzeitig fallen- 
gelassen. Die Abgrenzung erfolgte 

werden, Aktivität der „Basisv, die 
die Arbeit erst auf sichere Füße 
stellt? An diesen Fragen, an 
basisorientierten Projekten werden 
wir uns in den nächsten Monaten 
und Jahren weit stärker abarbeiten 
müssen als an allfälligen Koalitions- 
problemen. 

von Andrert Nrihles* 

stattdessen vorrangig gegenüber 
den Grünen bzw. der ökologischen 
Steuerreform, die richtigerweise als 
Einstieg in weitreichende ökologi- 
sche Umbauprojekte gewertet und 
von Teilen der SPD heftig torpediert 
wurde. 

Die Neigung, sich möglichst vie- 
le Optionen offenzuhalten, hat der 
SPD am Ende Stimmverluste nach 
allen Seiten eingebracht. Unfähig zu 
definieren. was ROT ist. blieb ihr als 
einziges originäres Thema die Erin- 
nerung: Arbeit, Arbeit, Arbeit. Mi t '  
welcher Strategie man neue Arbeits- 
plätze schaffen will? Unternehmens- 
steuern weiter senken, Arbeitszeiten 
raufsetzen undloder doch lieber Ar- 
beitszeitkonten einführen und die 
Binnennachfrage ankurbeln? In der 
Sozialdemokratie Iäßt sich auf ab- 
sehbare Zeit weiterhin alles haben. 
Leider ist die Mobilisierungsfähigkeit 
von Widersprüchen gemeinhin 
schwach. Der notwendige Schwung 
erfaßte in diesem Fall nicht einmal 
die eigenen Genosslnnen. Die als 
Botschaften getarnten Appelle 
("Kohl schafft Arbeitsplätze in Fern- 
ost, wir in Rheinland-Pfalz") fielen of- 
fensichtlich jenseits des verbleiben- 
den sozialdemokratischen Wählerln- 
nendrittels entweder nicht glaubwür- 
dig aus oder es fehlte ihnen die er- 
kennbare Verknüpfung mit ökologi- 
schen Zukunftsfragen und anderen 
gesellschaftspolitisch relevanten 
Debatten. 

Die rasanten Einbrüche im Jung- 
wählerlnnenbereich lassen sich 
nicht mehr anders erklären. So ha- 

Die Neigung, 
sich mllglichst 
viele Optionen 
offenzuhalten, 
hat der SPD am 
Ende Stimmverluste 
nach allen Seiten 
eingebracht. 

*Andren Nuhles, 
Bundesvorsitzeiide der J ~ i n g s o z i n l i . I n e  iri der SPD 
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ben 39 Prozent der Wählerlnnen bis 
35 Jahre in Rheinland-Pfalz die CDU 
gewählt, demgegenüber nur noch 
28 Prozent die SPD. In Baden-Würt- 
temberg war die SPD, vor allem in 
den Universitätsstädten. nur noch 
dritte Kraft hinter der CDU und den 
Grünen. Schleswig-Holstein bildet 
da - trotz oder gerade wegen einer 
weiblichen Ministerpräsidentin ohne 
frauenpolitische Ambitionen - keine 
Ausnahme. Nur jede sechste junge 
Frau wählte dort SPD. 

Schädliche Aussiedlerdebatte 
2. Die in den letzten Wochen po- 

pulistisch geführte Diskussion über 
die Zuwanderung von Aussiedlern 
war bereits ein Reflex auf den offen- 
kundig ins Leere greifenden Wahl- 
kampf. Der vermeintliche 'Befrei- 
ungsschlag' hat wahrscheinlich den 
rechtsradikalen Parteien Wählerln- 
nen zugetrieben, er hat in jedem Fall 
das Klima für ihre Propaganda kulti- 
viert. Der erhoffte Quantensprung 
mußte jedoch mißlingen. Die Aus- 
siedlerdebatte hat der SPD die letzte 
Chance kaputtgemacht, inhaltlich 
und strategisch in die Offensive zu 
kommen, sie hat ihren Radius selber 
auf die Zuwanderungsfrage redu- 
ziert. 

Gerade in den letzten Wochen 
vor der Wahl ist die Bundesregie- 

rung in erhebliche konzeptionelle 
und (finanz-)politische Turbulenzen 
geraten. Rentenunsicherheit und 
Massenarbeitslosigkeit - Schuld hat- 
ten plötzlich die Zuwanderer. Schö- 
ner hätten sich das Blüm &Co. nicht 
ausdenken können. um von ihrem 
Schlamassel abzulenken. Endlich 
hatte die SPD ein Thema setzen kön- 
nen. Nur das man sich die Chance 
ruiniert hatte, der Bundesregierung 
mit einem umfassenden beschäfti- 
gungspolitischen Konzept Dampf zu 
machen. Nur, daß rechtsradikaler 
Sud hochkochen durfte. Nur, daß es 
der SPD auch längerfristig gescha- 
det hat. 

Klärungsprozesse statt 
GeschlossenheitsappeIlen! 

Die SPD wird sich entscheiden 
müssen. Bloßen Geschlossenheits- 
appellen - die jetzt erneut von allen 
Seiten kommen - fehlt eine tragfähi- 
ge Plattform. 

Am Ende halten sich lediglich die 
alten Parteisoldaten oder die Partei- 
linke daran, während unsere Mini- 
sterpräsidenten und Wirtschaftsmi- 
nister und alle, denen gerade da- 
nach ist. den Kurs der Partei unum- 
kehrbar in neoliberale Fahrwasser 
umlenken, Arbeit und Umwelt ge- 
geneinander ausspielen, sich mit 
den "Errungenschaften" des Asyl- 

kompromisses brüsten. Auf diese 
Weise werden wir keine neuen Wäh- 
lerlnnenschichten dazugewinnen, 
kein eigenständiges SPD-Profil er- 
wirtschaften oder gar Druck für eine 
Politik der Vollbeschäftigung, gegen 
den Ausverkauf des Sozialstaates 
machen können. Wir werden weiter 
junge Wählerlnnen verlieren, wenn 
es nicht gelingt, unsere ökonomi- 
schen und ökologischen Alternati- 
ven klar zu macher( und Partei für 
ihre Interessen zu nehmen. 

Daher ist der Appell 'Geschlos- 
senheit' nur sinnvoll, wenn ein KIä- 
rungsprozeß in wesentlichen inhaltli- 
chen und strategischen Fragen vor- 
ausgegangen ist, der der SPD eine 
erneuerte radikalreformerische Per- 
spektive zurückgibt. Die sozialen 
und gesellschaftlichen Spaltungen 
haben zugenommen, was die Chan- 
ce auf die Formierung eines Reform- 
blocks kleiner werden Iäßt. Der Ver- 
zicht auf rot-grüne Bündnisperspek- 
tiven ist auch auf diesem Hinter- 
grund allerdings purer Unsinn. Ge- 
wiß ist, daß wir radikale Reformen 
nur durchsetzen können, wenn es 
uns gelingt, gleichzeitig einer neuen 
politischen Generation mehr Ent- 
scheidungsbefugnisse zu organisie- 
ren. 

hintergründig 

1 Freitng, die Ost- West- Wocltenzeitung aus Berlin. m • A I 
Maclie?r Sie sich Iltr eigenes Bild. 3 Wochen lang probelesen. 
Kostenlos und unverbindlich. Anruf genügt. 
Probeabo-Aktionstelefon: (030) 68834-449 P'reitag Die Ost- West- Wochenzei~z~ng 

Gedanken anläßlich einer Dokumen- 
tation zum Thema Einheitsdrang und 
Einheitszwang für die SPD der SBZ 
1945/1946: Andreas Malycha: Auf 
dem Weg zur SED. Die Sozialdemo- 
kratie und die Bildung einer Einheits- 
partei in den Ländern der SBZ, Ver- 
lag J. H. W. Dietz Nachfolger, Bonn 
1995, 1. unveränderter Nachdruck 
1996, 483 S., DM 39.80 

D ie aktuelle Diskussion um ein 
zentrales Ereignis des Jah- 
res 1946 in Deutschland - 

die Gründung der SED am 21.-22. 
April in Berlin für die sowjetische Be- 
satzungszone (SBZ) - wird von allen 
Seiten auf die, verschieden variierte, 
alternative Frage reduziert: Einheits- 
drang oder Zwangsvereinigung? 
Während in Kreisen in der und um 
die PDS das Streben in der damali- 
gen organisierten Arbeiterbewegung 
- KPD, SPD, Gewerkschaften - zur 
Einheit und damit die Freiwilligkeit 
des organisatorischen Zusammen- 
schlusses hervorgehoben wird, be- 
harrt die SPD (vermutlich weitge- 
hend in ihrer Gesamtheit?) darauf. 
die SED-Gründung ausschließlich 
als Zwangsvereinigung zu interpre- 
tieren, und sie erhebt das vorbehalt- 
lose „Bekenntnisu zu dieser und nur 
dieser Einschätzung zu dem Kriteri- 
um für eine ehrliche Auseinanderset- 
zung der PDS mit der Geschichte 
generell, ihrer Vorgeschichte im be- 
sonderen. 

Die bisherige Historiographie der 
SED-Gründung hatte sich teils auf 
Vorgänge der unteren Ebene (dazu 
gehören vor allem Forschungser- 
gebnisse der örtlichen Geschichts- 
kommissionen der SED. die den Pro- 
zeß zwar nicht ausschließlich. aber 
doch sehr weitgehend harmonisier- 
ten und im Sinne der freiwilligen Ver- 
einigung darstellten), teils auf jene 
der zentralen Ebene (Zentralkomi- 
teelZK der KPD und Zentralaus- 
schuß/ZA der SPD in Berlin) konzen- 
triert, und das sowohl in der DDR wie 
auch in der ehemaligen Bundesre- 
publik. Nunmehr liegt eine Doku- 
mentation zu den Vorgängen spezi- 
ell in der SPD in den einzelnen Län- 
dern bzw. Provinzen der damaligen 
SBZ vor, herausgegeben von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Verbin- 
dung mit dem Institut für Sozialge- 
schichte e.V. Braunschweig-Bonn, 
erarbeitet und mit einer umfangrei- 
chen, 99 Seiten umfassenden, Ein- 
leitung versehen von Andreas Ma- 
lycha.' Sie bereichert sehr wesent- 
lich die Literatur zu diesem Thema 

und erhellt, daß es sich damals um 
einen sehr komplexen Vorgang ge- 
handelt hat. In der SPD wird diese 
Dokumentation als schlüssiger Be- 
weis dafür gehandelt, daß es 19451 
1946 schlicht um eine Zwangsverei- 
nigung ging. Wer dieser These in 
dieser Ausschließlichkeit nicht zu fol- 
gen vermag, wird darin eine viel- 
schichtigere Antwoit finden. Und sie 
Iäßt, wie auch der Autor einräumt, 
noch Fragen offen. 

Das Anliegen Malychas ist es, 
„die historischen Vorgänge der Ver- 
schmelzung (das ist der von M. be- 
vorzugte Begriff2) von SPD und KPD 
im Osten Deutschlands auf der 
Grundlage authentischen Materials 
fern aller parteipolitischen Zweck- 
mäßigkeiten und Einbindungen zu 
rekonstruieren" (S. XXIV). Er reali- 
sierte es, indem er neue Quellen aus 
den Beständen des Zentralen Partei- 
archivs der SED in Berlin und der 
Bezirksarchive der SED erschloß. 
Angesichts der Fülle des Materials 
konnte es sich nur um eine Auswahl 
(178 Dokumente) handeln - mit den 
damit verbundenen, dem Autor be- 
wußten Gefahren, „besonders die 
Auswahlkriterien betreffend": „Vor- 
rang hatten in der Regel Dokumente, 
in denen die handelnden Akteure un- 
gefiltert zu Wort kommen und der 
Selbstaussagewert des Materials re- 
lativ hoch war" (S. XXV); und an an- 
derer Stelle: „Für die Edition waren 
vor allem jene Konferenzen von Re- 
levanz, auf denen Meinungsver- 
schiedenheiten offen ausgetragen 
wurden" (S. XXIII). Letzteres wirft die 
Frage auf, in welchem (inhaltlichen 
und zahlenmäßigen) Verhältnis die- 
se zu den „einträchtigenu Konferen- 
zen standen. Und doch sollte davon 
ausgegangen werden, daß die aus- 
gewählten Dokumente die damali- 
gen Lage und Stimmungen in der 
SPD der SBZ annähernd adäquat wi- 
derspiegeln. 

Hauptthema der Dokumentation 
(und der Einleitung) ist „Die Haltung 
der Sozialdemokraten zur KPD so- 
wie zur Bildung einer Einheitspartei 
und die Rolle der Besatzungsmacht 
vor und während des Verschmel- 
zungsprozesses". Den Schwerpunkt 
bildet dabei die organisatorische 
Vereinigung, inhaltliche Fragen des 
Verhältnisses von Sozialdemokraten 
und Kommunisten, etwa theoreti- 
sche und politische Diskussionen 
unter und zwischen ihnen, werden 
nur am Rande gestreift (so das Pro- 
blem Kommunisten und Demokratie 
oder Distanz zur Politik der SPD vor 

Ein heitsdrang 
und Einheitszwang 

von Ulln Plener* 

1933). Das Thema wird in drei zeit- 
lich gegliederten Abschnitten ver- 
folgt: April bis September 1945, Ok- 
tober 1945 bis Januar 1946, Februar 
bis April 1946. 

Reorganisation 
und Einheitskampagne . 

Der erste Abschnitt behandelt 
Legalisierung, Reorganisation und 
Ausbau der SPD in den Ländern und 
Provinzen der SBZ und ihre ersten 
Erfahrungen mit den Kommunisten. 
Es wird deutlich, daß Sozialdemo- 
kraten im AprilIMai 1945 weitgehend 
bereit waren, ein neues Verhältnis 
zur KPD zu gewinnen, ja, auf die so- 
fortige Bildung einer geeinten Partei 
(durch Übertritte zur KPD oder ge- 
meinsame Gründung einer Einheits- 
partei) orientiert waren und daß die- 
ses Anliegen in den meisten Fällen 
von Kommunisten abgelehnt wurde. 
Nach dem Erlaß des Befehls Nr. 2 
der SMAD am 10. Juni, der die Bil- 
dung politischer Parteien gestattet 
hatte, kam es dann sehr rasch und 
aufgrund örtlicher Initiativen, ohne 
zentrale Steuerung zur Wiedergrün- 
dung von Orts-, Kreis- und Bezirks- 
organisationen der SPD. Seit dem 
Sommer wuchsen die Konkurrenz, 
vor allem um die Besetzung von Ver- 
waltungsposten, und damit Reiberei- 
en zwischen beiden Parteien. Nicht 
zuletzt dürften diese vom kommuni- 
stischen Sektierertum gespeist wor- 
den sein.3 Es schlug u.a. bei der seit 
September durchgeführten Boden- 
reform kräftig durch. 

Sehr ausführlich (auf fünf Seiten) 
breitet der Autor die Auseinander- 
setzungen in Leipzig aus, wo der 
alte Gegensatz zwischen KPD und 
SPD mit Wucht aufgebrochen war 
und von den alten Funktionären ge- 
tragen wurde (S. XLV-LI). Ein wenig 
verwundert es (ist es dem Auswahl- 
prinzip geschuldet?), daß demge- 
genüber 2.B. der Landesparteitag 

* Dr. Ulln Plener, Hisrorikerin mir Schwerpunkt 
Geschichte der Sozinldemokrntie, Berlin 
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CROSSOVER - LINKE IN EUROPA 

kehr zum eingeengten Rahmen des Anerkennung individueller und Strategie neu (be)gründet werden. 
Nationalstaats Raum gibt für ein an- kollektiver Rechte auf europäischer Die Strategie der Herausbildung ei- 
deres Projekt, eine neue Europäi- Ebene; nes neuen alternativen Pols - oder ei- 
sche Union: Neue Beziehungen in sozialer, ner neuen alternativen "Strömung" - 

Zeirichrifr 
f"r k r i r i r c h e  

S O I I I I W ~ S S ~ ~ S C ~ ~ ~ ~  PROKLA 102 
Von der 
politischen Ökono- 
mie des Wassers 

FRANK BlERMANN 
Zur Aneipun~ der Ozeane 
durchdenMenschen 

SlMON GIN/ SlMON 
MARVIN 
Wasserwirtschaft in England 
nach der Privatisierung 

ENGELBERT SCHRAMM 
Mrnetrung dezentraler 
Kreisläufe 

ULl ALBRECHT 
Krleg um Wasser 

VATHSAIA AITHAL 
Wasser lm Alltag indischer 
Frauen 

einer Europäischen Sozialen Union 
sein, die der Beschäftigung, der so- 
zialen Sicherheit und der Umwelt 
Priorität einräumt. 

Es ist Zeit, politische Aktion in 
Europa mit einem frischen Blick zu 
entwerfen, Zeit, die Zukunft gemein- 
sam zu gestalten. Es muß möglich 
sein, Bande der Aktion, wenn nicht 
sogar Organisation zwischen den 
pro-europäischen politischen Bewe- 
gungen der radikalen und ökologi- 
schen Linken verschiedener Länder 
zu knüpfen, um jedem von uns mehr 
Kraft zu geben und um mit dem Auf- 
bau einer europäischen politischen 
Bewegung zu beginnen, auf der Ba- 
sis eines gemeinsamen Projektes für 
Europa. Wir können uns schon dar- 
auf vorbereiten, konkrete gemein- 
sam unterschriebene Vorschläge zu 
machen und gemeinsame Aktionen 
zu organisieren (etwa eine paneuro- 
päische Massenkundgebung an ei- 
ner Grenze für ein Soziales Europa). 

Insbesondere Frankreich ist auf 
die Öffnung nach außen und die eu- 
ropäische Hoffnung angewiesen. 
Tatsächlich ist unser Land, welches 
bekannt dafür ist. das Land "der 
Freiheiten und der Menschenrechte" 
zu sein, im Begriff, zu einem rassisti- 
schen, nationalistischen Land der 
"Sicherheit" gegen Immigranten zu 
werden - mit einer extremen Rech- 
ten, die sich bei 20% der Stimmen 
stabilisiert (Le Pen und de Villiers)! 
Wir haben ein Bedürfnis nach Euro- 
pa, um uns zu "re-demokratisieren". 
Falls eine scharfe Rechtrsegierung 
in Frankreich die Macht in z.B. 6 Jah- 
ren übernimmt, kann man sich die 
Konsequenzen für den Rest Europas 
sehr leicht vorstellen, und das ruft 
schlimme Erinnerungen hervor. 

Eine politische Strategie 
in  drei Dimensionen 

Eine neue Hoffnung auf der Lin- 
ken kann geschaffen werden, wenn 
Ideen und Entwürfe, aber auch die 

auf der Linken muß auf drei Pfeilern 
ruhen: 

1. Zeigen einer neuen Identität, 
um eine Differenz zur Vergangenheit 
und zur traditionellen Linken zu mar- 
kieren. Gleichzeitig rot und grün (ein 
demokratisches "Rot" und ein sozia- 
les "Grün"!), muß diese Identität die 
neue Konzeption des Lebens und 
der Welt, die man im ökologischen 
Denken findet, und die Modernisie- 
rungs-Werte der Linken (Demokra- 
tie, Selbstverwaltung, gleiche Ent- 
wicklungschancen, Solidarität ...) wi- 
derspiegeln. Diese alternative Iden- 
tität trägt die Kämpfe unserer Zeit in 
sich: sie ist feministisch, multieth- 
nisch, global orientiert. für individu- 
elle Freiheiten, gegen alle Konserva- 
tisrnen (der Ökonomie. aber auch 
der Moral). In diesem Sinne kann 
man sagen, daß sie ebenfalls und 
ohne Vorurteile durch das libertäre 
Denken und die Praxis der Gewalt- 
freiheit inspiriert wird. Die Identität 
kann auch revolutionär sein, voraus- 
gesetzt, daß es sich dabei um eine 
Konzeption von Revolution als einem 
tiefgreifenden Transformationspro- 
zeß der Gesellschaft handelt. Diese 
"Revolution" würde freudig, enthu- 
siastisch, demokratisch, konsensu- 
al, gewaltfrei sein und sich der Mittel 
radikaler Strukturreformen und des 
Wandels der Mentalitäten bedienen. 

2. Erfinden eines neuen politi- 
schen Aktivismus, Verrändern der po- 
litischen Praxis, "auf eine andere Art 
und Weise Politik machen", Förderung 
der partizipativen Demokratie und der 
Anerkennung des Staatsbürgerlnnen- 
tums der Mitglieder in den Parteien. 
"Läuterung" des politischen Lebens 
und des menschlichen und sozialen 
Verhaltens der Politiker, Förderung der 
politischen Rolle sektoraler Vereini- 
gungen (für Frieden, Solidarität, Um- 
welt ...) und der Gewerkschaften. Un- 
terstützung der Gewaltfreiheit in der 
Politik. Am Ende steht ein neues Bild 
der Politik, das allen Lust macht, Poli- 
tik zu machen. 

3. Vorschlag eines Alternativ- 
entwurfes für eine neue Gesell- 
schaft, der aus einer Serie tiefgrei- 
fender Reformen für das jeweilige 
Land, für Europa und die Welt be- 
steht. Seine Achsen sind: Verkür- 
zung der Arbeitszeit, nachhaltige 
Entwicklung, Reform und Ausbau 
der Öffentlichen Dienste, planetare 
Öko-Entwicklung, Bau Europas ... 

LINKE UND PARTEIEN 

D ie Notwendigkeit des in die 
sem Heft vorgestellten 
Crossovers ergibt sich aus 

der Situation in diesem Lande, daß 
sich linksökologische, radikalrefor- 
merische Lager in drei Parteien 
mehr oder weniger behaglich ein- 
gerichtet haben. Sie sind personal- 
politisch in die jeweiligen Partei- 
machtstrukturen integriert und kbn- 
nen jeweils den einen oder anderen 
- meistens programmatischen - "Er- 
folg" für sich reklamieren. Das ist 
eine scheinbar komfortable Situati- 
on -zumindest im Vergleich zur rot- 
grünen Linken in anderen Ländern 
(vgl. die Beiträge von Hilary Wainw- 
right zu Großbritannien und Jean- 
Marc Brulk zu Frankreich in diesem 
Heft). Sieht man sich jedoch den 
realen Einfluß der linken Formatio- 
nen in SPD, PDS und bei den Bünd- 
nisgrünen an, so stellt sich diese 
Wahrnehmung - zumindest teilwei- 
se - als Trugschluß heraus. Ich 
möchte hier nicht von der "Zersplit- 
terung" der Linken sprechen - dem 
läge eine falsche Problemanalyse 
zugrunde. Spätestens seit Ende 
der siebziger Jahre hat die gesell- 
schaftliche Linke jedoch nur noch 
reine Defensivkämpfe führen kön- 
nen und kaum noch diskursprägen- 
den Einfluß auf die politische und 
ökonomische Entwicklung nehmen 
können. Folglich ist eine ehrliche 
Bestandsaufnahme fällig, was 
denn eine rot-grüne Linke erreicht 
hat und erreichen kann. 

Hier soll anhand aktueller Fra- 
gen die grüne Linke untersucht 
werden. 

Innergrüne Arbeitsteilung 
Abgesehen davon. daß bei den 

Bündnisgrünen sich auch heute - 
von ein paar Bürgerrechtlerlnnen 
abgesehen - kaum jemand finden 
lassen wird. der oder die sich nicht 
als "links" versteht. soll hier die in- 
nerparteiliche Linke beschrieben 
werden, die sich zunehmend ge- 
sellschaftspolitisch rechten Frage- 
stellungen und Lösungsansätzen in 
der eigenen Partei gegenüber 
sieht. 

Nach dem Scheitern der West- 
Grünen bei der Bundestagswahl 
1990 setzte sich der Umgruppie- 
rungsprozeß der innerparteilichen 
Linken fort. Hatten die "Ökosoziali- 
stlnnen" (um Ebermann und Tram- 
pert) die Grünen schon vorher ver- 
lassen. so spaltete sich nunmehr - 
teilweise durch die "neue" Verlok- 
kung einer "sozialistischen" Partei, 

der PDS, befördert - auch ein Teil 
der undogmatischen Linken aus 
dem "Linken Forum" in den Grünen 
ab (Harald Wolf, Birgit Arkenstette, 
Jürgen Reents u.a.). Auf dem Neu- 
münsteraner Parteitag 1991 folgten 
die Radikalökologlnnen (um Jutta 
Ditfurth), die meinten, sich eklatmä- 
ßig verabschieden zu müssen. 
Gleichzeitig mißlang in Neumünster 
jedoch der Versuch der sich in der 
"Mitte" von Partei und Gesellschaft 
(die Wahrnehmungsgrenzen waren 
da  fließend) verortenden "Auf- 
bruch"-Strömung im Bündnis mit 
Teilen der "Realos", die Grünen zur 
"ökologischen Bürgerrechtspartei" 
mit nur nachgeordneter sozial- und 
wirtschaftspolitischer Verantwor- 
tung zu "reformieren". 

Aufgrund der anstehenden 
schwierigen politischen Prozesse, 
den Vereinigungsverhandlungen 
mit ostdeutschen politischen Grup- 
pierungen der Wende, von denen - 
durch in ihrem Sinne "erfolgreiche" 
Strategie des "Aufbruch" - nur noch 
das "Bündnis 90" übrigblieb (die 
ostdeutsche Grüne Partei war 
schon sofort nach der Bundestags- 
wahl den Westgrünen "beigetre- 
ten") und der konsensualen Vorbe- 
reitung auf einen Wiedereinzug in 
den Bundestag, konnte die Linke, 
obwohl sie die beiden Vorstands- 
sprecherlnnen (Ludger Volmer und 
Christine Weiske) stellte, die Partei 
nicht einfach "besetzen". 

In dieser Rekonstituierungspha- 
se der Grünen (und später von 
Bündnis 9O/Die Grünen) bildete 
sich eine für die Gesamtpartei. die 
Linke und den Kern der Realos not- 
wendige innerparteiliche "Mitteu- 
Strategie heraus, die - als angebli- 
che "Lehre" aus dem öffentlich- 
keitswirksamen harten Streit in der 
Logik des Fundi-Realo-Diskurses 
vergangener Zeit - auf inhaltliche 
Auseinandersetzungen gänzlich 
verzichtete, so daß auch die Auf- 
stellung der Kandidatlnnenlisten 
zur Bundestagswahl 1994 primär 
nach der "Öffentlichkeitswirksam- 
keit" der gewählten Personen und 
nicht nach deren inhaltlich-politi- 
scher Positionierung vorgenommen 
wurde. 

Mit dem wiedererstandenen 
Machtzentrum der neuen Bundes- 
tagsfraktion bildete sich erneut 
eine "Arbeitsteilung" heraus: einige 
Bundestagsabgeordnete gefielen 
sich darin, die mit deutlicher links- 
grüner Delegiertenmehrheit verab- 
schiedete Programmatik zur Bun- 

Was tun Linke bei 
den Grünen? 

destagswahl als überholt zu be- 
trachten und "zeitgemäßere" For- 
derungen zur Haushaltskonsolidie- 
rung, zur Senkung des Spitzen- 
steuersatzes, zur Zwangsberatung 
beim $218, zum out-of-area-Einsatz 
der Bundeswehr etc. aufzustellen. 
um im Diskurs der herrschenden 
Parteien mitbestimmen zu können. 
Der Parteilinken blieb erneut die 
defensive Rolle der Verteidigung 
der Programmatik, wobei sie kei- 
neswegs in die altbekannte "Fun- 
di"-Rolle verfiel. 

Babelsberger Kreis 
und "realistische Linke" 

In der Angst vor dieser klassi- 
schen Arbeitsteilung behielt der 
personalpolitisch "verantwortlich" 
eingebundene Teil des "Babelsber- 
ger Kreises", dem Nachfolger des 
"Linken Forums" auf Bundesebene, 
die Strategie bei, alle Politik mit 
dem neuen Machtzentrum der Par- 
tei um den Fraktionsvorsitzenden 
Joseph Fischer abzusprechen (im 
sogenannten "Wohlfahrtsaus- 
schuß" zwischen geschäftsführen- 
dem Bundesvorstand und Frakti- 
onsvorstand). In der Logik der an- 
geblich "realpolitischen" Vorstöße 
von Fraktionsmitgliedern. prägten 
Linke den Begriff "Neo-Fundamen- 
talisten" zur Charakterisierung der 
"Basis-Babelsberger". Konzeptio- 
nelle Arbeit wurde zur Aufgabe der 
linken Apparate von Fraktionsmitar- 
beiterlnnen; der konzeptionell-dis- 
kursive Einfluß von Seiten appa- 
rats-unabhängiger Menschen aus 
der Partei blieb demgegenüber 
weit zurück. was sich innerhalb des 
Babelsberger Kreises symptoma- 
tisch anhand der außen- und frie- 
denspolitischen Debatte zeigte, wo 
zwei nur scheinbar unvereinbare 
linksgrune Positionen nebeneinan- 
der standen. 

Auch der Babelsberger Kreis ist 
bei seinen Treffen trotz jeweiliger 

Innerhalb der 
Bündnisgrünen 
besteht ein über- 
großer Vorbehalt 
gegenüber theore- 
tischer Fundierung 
ihrer Politikkon- 
zepte. Dadurch 
wurde die Be- 
deutung von 
Machtungleich- 
gewichten, Klassen- 
gegensatzen, 
Verteilungsfragen 
etc. negiert, was 
durch ein Ilkolo- 
gisches Verstdndnis 
der individuellen 
Verantwortlichkeit 
für Um weltzer- 
störung noch 
verstärkt wurde. 

* Riidiger Brnirrlt, Reclnktelrr voit ..Airrlere Zeiteil". Bei.lii7 
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LINKE UND PARTEIEN CROSSOVER - LINKE IN EUROPA 

Ein Nebeneinander 
von Status quo und  
Umbau, die Grund- 

lage für rotgrüne 
Bündnisse der 

achtziger Jahre, ist  
nicht mehr denkbar. 

Folglich kann ein 
"weiter so" rotgrü- 

nen Regierungs- 
handelns, wie es 

insbesondere von 
Vertreterlnnen der 

"realistischen 
Linken" p r d  feriert 

wird, keine LUsung 
sein. 

inhaltlicher Themensetzung vorwie- 
gend zu einem - eher mentalen - 
Selbstverständigungs-Zirkel ohne 
diskussionsanregenden Einfluß ge- 
worden. Er leistet sich zwar den 
"Luxus" der Zeitschrift "Andere Zei- 
ten", der jedoch innerparteilich - 
von Funktionärlnnen abgesehen - 
eine viel zu geringe Aufmerksam- 
keit zuteil wird. Der personalpoliti- 
sche Einfluß ist jedoch - aufgrund 
der Doppeleinbindung einer sich 
herausbildenden selbsternannten 
"realistischen Linken" gegenüber 
"Babelsberg" und gegenüber dem 
Machtzentrum der Partei - um so 
größer. 

In "Herzensangelegenheiten" 
wie der Friedens- und Außenpolitik 
kann das linke Personal - trotz takti- 
scher Mißgeschicke - nach wie vor 
deutliche Mehrheiten der Partei or- 
ganisieren. Gilt das aber auch bei 
Themen, die nicht jedeN alltäglich 
beschäftigen und die als Aufgaben 
gesellschaftspolitischer Gesamt- 
konzeption "theoriebelastet" sind, 
wie sozial-, wirtschafts- und ökolo- 
giepolitische Fragen? 

Das Theoriedefizit beheben 
Möglicherweise aufgrund der 

Herkunft vieler grüner Funktionärln- 
nen aus der radikalen und militan- 
ten Linken der siebziger Jahre mit 
ihren Verirrungen in Theorie und 
Praxis, besteht ein übergroßer Vor- 
behalt innerhalb der Bündnisgrü- 
nen gegenüber theoretischer Fun- 
dierung ihrer Politikkonzepte. Eine 
zweite Ursache dieses Theoriedefi- 
zits mag in der Tradition der neuen 
sozialen Bewegungen verortet 
sein, alles Handeln als "irgendwie 
politisch" zu verstehen. Dadurch 
wurde die Bedeutung von Machtun- 
gleichgewichten. Klassengegen- 
sätzen, Verteilungsfragen etc. ne- 
giert, was durch ein ökologisches 
Verständnis der individuellen Ver- 
antwortlichkeit für Umweltzerstö- 
rung noch verstärkt wurde. Diese 
Form "ßkologischen Denkens" ist 
nicht analysefähig, sie dient sich 
vielmehr als Herrschaftsideologie 
an, da sie das Individuum mit Ge- 
staltungsansprüchen überfrachtet 
und damit handlungsunfähig 
macht, und die Gestaltungsmacht 
staatlicher Politik auf marktförmige 
Lenkungsinstrumente wie die Öko- 
Steuer reduziert. Politik droht hier 
durch "Markt" und durch individuell 
verantwortliches Handeln ersetzt 
zu werden. Auch der grünen Linken 
fällt es schwer, aus diesem "ökolo- 

gischen Alltagsbewußtsein", was 
2.0. dazu führt, Etatkürzungen zu 
fordern. "weil wir die Schulden 
nicht unseren Kindern überlassen 
dürfen", mit organisierten Konzep- 
ten herauszutreten. Auch die Linke 
bleibt häufig voluntaristisch, indem 
sie die gesellschaftlichen und poli- 
tischen Räume erst wieder schaf- 
fen will. in denen und durch die 
wirtschaftliche Prozesse wieder 
lenkbar und gestaltbar werden. 

Wenn dieser Voluntarismus 
auch Folge einer ehrlichen und ob- 
jektiven Bestandsaufnahme des 
mangelnden gesellschaftspoliti- 
schen Einflusses der Linken und 
Folge des notwendigen Verzichts 
auf Allmachtphantasien ist, kann 
dennoch von industrie- und techno- 
logiepolitischen Ansätzen der SPD- 
Linken gelernt werden. Warum soll- 
te es nicht möglich sein, die klassi- 
schen Instrumente einer "Key- 
nes+"-Debatte mit den Konzepten 
der Schaffung eines neuen interme- 
diären Sektors (der als wertschöp- 
fender, also nicht nur zivilgesell- 
schaftlicher Faktor zu denken ist) 
zu verknüpfen? 

Die wirtschafts-, finanz- und sozi- 
alpolitische Debatte, die bei den 
Bündnisgrünen bis zum Sommer 
nächsten Jahres geführt werden soll, 
wird Auskunft darüber geben, ob ra- 
dikalreformerische gesellschaftspo- 
litische Konzepte, die zentral die 
Wiederherstellung von Vollbeschäfti- 
gung - zu menschenwürdigen Be- 
dingungen, versteht sich - beinhal- 
ten müssen, oder technokratische 
Öko- und Sozialreparaturen grün- 
mehrheitlich gewollt sind. 

Was bedeutet "rot-grün"? 
Das "Verschwinden von Politik", 

bzw. besser der selbstgewählte 
Verzicht auf die Gestaltungs- und 
Lenkungsfunktion von Politik durch 
herrschende Politiker, hat zur Fol- 
ge, daß aus den Reformhoffnungen 
rotgrüner Provenienz nur noch das 
farbige Etikett geblieben ist. Leider 
hat das Verschwinden der Politik 
nicht zum Verschwinden des 
Hauptagenten dieses Prozesses, 
der FDP, geführt. Vielmehr kann die 
Forderung nach Wiederbelebung 
des Politischen durch rotgrüne Re- 
formpolitik als "Gefahr" denunziert 
werden, womit eine statussichern- 
de Mehrheit mobilisierbar ist. wie 
die vergangenen Landtagswahlen 
eindrucksvoll gezeigt haben. 

Das liegt aber ganz wesentlich 
an enttäuschten Hoffnungen auf 

Handlungsfähigkeit rotgrüner Poli- 
tik. Bei der Wahl zwischen den Ar- 
beitsplatzvernichtern der CDUI 
FDP-Regierung, die als wirtschafts- 
kompetente Standortsicherer auf- 
treten und einer beschäftigungspo- 
litisch alternativenlosen SPD (und 
den Grünen, die in diesem Feld im- 
mer noch kaum wahrgenommen 
werden), wird die Wahl zugunsten 
der Konservativen ausfallen. 

Der Widerspruch zwischen 
klassischer unökologischer Infra- 
struktur- und Standortsicherungs- 
politik einerseits, ökologischen In- 
vestitionen und der Schaffung neu- 
er ökologischer und soziokultureller 
Beschäftigungsformen anderer- 
seits, scheint, da sich SPD wie Grü- 
ne auf ihren angestammten Bereich 
zurückziehen, eine gemeinsame 
Reformpolitik zu verunmöglichen. 
Die im wesentlichen durch die Um- 
verteilungs- und die fehlende Be- 
schäftigungspolitik der Bundesre- 
gierung geschaffene Haushaltsmi- 
sere der Kommunen, der Länder 
und auf Bundesebene schafft jetzt 
scheinbar objektive Notwendigkei- 
ten des Sparens, so daß eine Ent- 
scheidung über die Verwendung 
der reduzierten Mittel zugunsten 
der "Standortsicherung" oder zu- 
gunsten angeblich ungesicherter 
ökonomischer Effekte einer sozial- 
ökologischen Umbaupolitik erfor- 
derlich geworden ist. Ein Nebenein- 
ander von Status quo und Umbau. 
die Grundlage für rotgrüne Bünd- 
nisse der achtziger Jahre, ist nicht 
mehr denkbar. Folglich kann ein 
"weiter so" rotgrünen Regierungs- 
handelns, wie es insbesondere von 
Vertreterlnnen der "realistischen 
Linken" präferiert wird, keine Lö- 
sung sein. Mit einer "Überwinte- 
rungsstrategie", das haben die 
Kanzlerkandidaten der SPD in den 
letzten fünfzehn Jahren gezeigt, 
kann die Regierung in Bonn nicht 
abgelöst werden. Die Lösung kann 
nur in der "Wiederaneignung" von 
Politik, die nur Reformpolitik sein 
kann, liegen. Nur eine Politik radi- 
kaler Reform kann "Arbeit, Arbeit. 
Arbeit" schaffen; dieses Motto wäre 
erst glaubhaft, wenn es konzeptio- 
nell unterfüttert wird. 

Der vorsichtige Umbildungs- 
prozeß in  der franztlsischen 
Linken 

D ie Linke in Frankreich wird 
dominiert durch zwei große 
Parteien, die Parti Socialiste 

(PS, 25-30%) und die Parti Commu- 
niste (PC, 10%). Diese beiden Par- 
teien befinden sich in einem Wand- 
lungsprozeß, doch weiß man nicht, 
ob es sich dabei nicht nur um Fassa- 
de handelt. Die PS bietet nach 14 
Jahren Mitterrandismus - einer 
gründlichen Enttäuschung - das Bild 
einer ohnmächtigen und bürokrati- 
schen Partei; gleichzeitig bleibt sie 
jedoch populär, da sie die Wertset- 
Zungen der Linken transportiert und 
auch dank Lionel Jospin, dem recht- 
schaffenen und aufrichtigen Partei- 
führer ohne Entwürfe. 

Die PS entwickelt sich kaum; ihr 
politisches Projekt verbleibt inner- 
halb eines Schemas, in dem sich die 
Rechte und die Linke an der Regie- 
rung abwechseln, d.h. sie möchte le- 
diglich etwas weniger hart vorgehen 
als die Rechte. Zugleich will sich die 
PS ihrer korrupten Vergangenheit 
entledigen. Die PC scheint offener 
als bisher, mit dem Willen sich ihrer 
stalinistischen Vergangenheit zu 
entledigen, aber sie braucht Zeit, 
ihre schlechten Gewohnheiten abzu- 
legen (ideologischer Führungsan- 
spruch. Produktivismus. Verweige- 
rung, sich auf die realen Verhältnisse 
einzulassen). Sie versteht sich als 
Protest- und Volkspartei und bietet 
keine reale Alternative. Die beiden 
Parteien, PC wie PS, haben die Ten- 
denz, sich zufrieden zu geben und 
ihre Hegemonie bewahren zu wollen. 

Es gibt da auf der Linken aber 
noch jene Kräfte, die sich die "alterna- 
tive Linke" nennen, insbesondere CAP 
(Convention pour une Alternative Pro- 
gressiste, Konvention für eine fort- 
schrittliche Alternative), AREV (Alter- 
native Rouge et Verte, Rot-Grüne Al- 
ternative) und Verts (die französischen 
Grünen). obwohl letztere sich weiter- 
hin weigern. sich "links" zu nennen. 
Obwohl dieser Teil der Linken nach 
Gewicht und Wahlstimmen klein ist, 
kann von ihm die notwendige Neu- 
gründung der Linken ausgehen, prak- 
tisch und theoretisch. Derzeit finden - 
nicht ohne Schwierigkeiten - Zusam- 
mentreffen zwischen diesen verschie- 
denen Gruppierungen statt, um einen 
neuen, alternativen Pol auf der Basis 
eines ökologischen und sozialen Um- 
bauprojekts zu schaffen. Gelänge es, 
zu einer gemeinsamen Identität zu 

kommen - gleichzeitig "rot und grün" -, 
könnte man eine neue Wahl auf der 
Linken jenseits der etablierten Partei- 
en, eine neue Hoffnung anbieten, aber 
auch einen Wandel der gesamten Lin- 
ken herbeiführen. Der Wandel und die 
Vereinigung sind um so wichtiger, als 
es auch darum geht, sich dem Front 
National (mit 15% der Stimmen) und 
der Gefahr einer sehr harten Rechtsre- 
gierung in 6 Jahren entgegenzustel- 
len; einer sehr wahrscheinlichen Hy- 
pothese, wenn keine Lösung der Krise 
gefunden wird. 

Die CAP existiert seit anderthalb 
Jahren und ist ursprünglich eine 
Sammlung verschiedener Gruppen, 
die im wesentlichen aus früheren 
Mitgliedern der PS und der PC be- 
stehen. Man findet hier ehemalige 
Minister wieder, ehemalige Abge- 
ordnete und einige Bürgermeister 
größerer Städte. War die CAP am 
Anfang eine Art Konföderation von 
Gruppen, so entschieden fast alle 
vor Ablauf eines Jahres zu fusionie- 
ren. unter anderem weil es unter den 
Aktivistlnnen fast keine Differenzen 
gab. In Zukunft wird sie einen Bei- 
trag zum Aufbau einer gemeinsa- 
men größeren Kraft leisten. 

Ein Projekt und ein politischer 
Schritt der Neugründung 

Die zentrale ldee besteht darin, 
ein Projekt einer glaubwürdigen Ge- 
sellschaft aufzubauen, welches 
Ökologie und einen neuen Sozialis- 
mus zusammenführt. In verschiede- 
nen Feldern müssen die Ideen der 
Linken gründlich überdacht werden: 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
durch Arbeitszeitverkürzung bei vol- 
lem Lohnausgleich mit der Parole 
"32-Stundenwoche" und die Schaf- 
fung neuer Arten von Beschäftigung, 
die sozial und ökologisch nützlich 
sind und durch Ökosteuern und eine 
neue, die Spekulation besteuernde 
Fiskalordnung finanziert werden. 

Reform und - insbesondere Öko- 
logisch orientierter - Ausbau des 6 f -  
fentlichen Dienstes. 

Weg vom Produktivismus und ei- 
ner strikt auf Arbeit gründenden Ge- 
sellschaft, hin zu nachhaltiger Ent- 
wicklung und stärkerer Berücksichti- 
gung der freien Zeit. 

Politikformen, die aus der lenini- 
stischen Tradition des "demokrati- 
schen Zentralismus" heraustreten 
und die Aktivistlnnen als Staatsbür- 
gerlnnen, als freie Individuen und 
nicht als Soldatlnnen betrachten; wir 
müssen auf "auf andere Art und Wei- 
se Politik machen" (ein sehr starker 

Crossover - 
Anmerkungen 
aus Frankreich 

Wunsch in Frankreich), neue Funkti- 
onsregeln der Teilung von Verant- 
wortlichkeit, der Parität von Frauen 
und Männern, einer Mandatsrotation 
und demokratischer interner Wahlen 
erfinden. 

Ein Verzicht auf Protesthabitus 
und Defensivstrategien bedeutet, 
Vorschläge zu machen und sich als 
konstruktiv und glaubhaft zu präsen- 
tieren. 

Europa als Werkzeug des 
gesellschaftlichen Wandels nutzen 

Desweiteren bedarf es eines Ver- 
zichtes auf die strikte Protestattitü- 
de, die als Gewohnheit einer radika- 
len und anti-europäischen Linken 
(insbesondere der PC) während lan- 
ger Zeit letztendlich die Entwicklung 
zum mehrheitlich neoliberalen Euro- 
pa-Modell zuließ. Dagegen ist es 
notwendig, Europa als Chance zu 
nutzen, als Mittel des politischen 
und sozialen Kampfes und als Mög- 
lichkeit eines sozialen Modells. das 
der Welt vorgeschlagen werden 
kann ... 

Zunächst ist es erforderlich, ei- 
nen gleichzeitig positiven und kriti- 
schen Blick auf das aktuelle Europa 
zu werfen. 50 Jahre des Friedens 
zwischen den Völkern, die Feinde 
waren, der Politik der kulturellen und 
industriellen Kooperation, der mehr 
und mehr offenen Grenzen, eines 
zunehmenden Umweltbewußtseins 
bilden einen Teil des großen Erfol- 
ges der europäischen Konstruktion. 
Doch indem er durch den Gewalt- 
marsch zur gemeinsamen Währung 
die liberale Orientierung verschärft, 
stellt der Maastrichter Vertrag diese 
Konstruktion heute in Frage und und 
Iäßt den Rückzug auf den National- 
staat als mßgliche Alternative zur 
Europäischen Union erscheinen. Wir 
widersetzen uns dieser Möglichkeit, 
weil wir glauben, daß es zwischen ei- 
nem liberalen Europa und der, Rück- 

Die zentrale ldee 
besteht darin, 
ein Projekt einer 
glaubwürdigen 
Gesellschaft 
aufzubauen, welches Ökologie 

und  einen neuen 
Sozialismus zu- 
sammenführt. 

* Jean-Marc Bruli ist jugendpolitischer Sprecher der Convention 
pour une Alternative Progressiste (CAP) in Paris. 

Die Übersetzung aus dem Französischen besorgten Riidiger Brand? 
und Thorsten Cabalo. 
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Die Mehrheit der 
nachdenklichen 
linken Aktivisten 

betont einen 
vorsichtigen Prozeß 

des Aufbaus von 
Allianzen und der 

Entwicklung von 
PolitikansCltzen, die 

sozialistische 
Prinzipien auf die 

RealitClten des 
modernen Kapitalis- 

mus und in der 
Vorbereitung auf die 

sich ergebenden 
Möglichkeiten nach 
der Niederlage der 
Tories anwenden. 

Rolle als Teil einer Koalition haupt- 
sächlich außerparlamentarischer 
Bewegungen für soziale Gerechtig- 
keit, Nachhaltigkeit und Demokratie. 
Auf dieser Basis und mit einigen lo- 
kalen Wahlerfolgen beteiligt sie sich 
an den Bemühungen, das politische 
System zu beeinflussen und zu ver- 
ändern. 

Sie bildet mit unabhängigen Akti- 
visten einen "crossover"-Prozeß - 
wir nennen ihn, vielleicht weniger 
kreativ, "convergence" (Annähe- 
rung). Der gegenwärtige Charakter 
der "left green convergence", der 
Annäherung zwischen Linken und 
Grünen, ist dem sich wiedereröff- 
nenden politischen Raum nach 17 
Jahren der konservativen Einpartei- 
enherrschaft zu verdanken. Das 
geht einher mit einer deutlichen Des- 
illusionierung über eine zu erwarten- 
de Labour- oder Labour-Liberal-Re- 
gierung. Diese Kombination sich er- 
öffnender Möglichkeiten und unge- 
eigneter politischer Instrumente, die- 
se wahrzunehmen, schafft eine neue 
Dringlichkeit für die Diskussionen, 
die rote Grüne und grüne Rote in der 
Vergangenheit eher entspannt und 
theoretisch führten. 

Ein Instrument dieser bisherigen 
Diskussionen, das Red-Green Net- 
work, hat erfolgreich einen Prozeß 
der Annäherung von Linken und 
Grünen auf breiter Grundlage ange- 
stiftet, der Menschen aus der Linken 
der Green Party (die sich um ein re- 
gelmäßiges Bulletin mit dem Namen 
"the Way Ahead" gruppiert), eine 
grün-sozialistische Gruppe der De- 
mocratic Left (ehemalige Communist 
Party), grünen Roten eines lockeren 
Zusammenschlusses, der in den 
späten 80ern versuchte, die Linke in- 
ner- und außerhalb von Labour zu- 
sammen zu bringen (dem Socialist 
Movement) und die Red Green Stu- 
dy Group. Im Resultat führte das die 
wichtigen rot-grünen Organisationen 
der Linken in England zusammen, 
um eine große nationale Konferenz 
zu organisieren, ein gemeinsames 
regelmäßiges Bulletin herauszubrin- 
gen und regelmäßige gemeinsame 
Treffen für den Austausch von Ideen 
und praktischen Projekten zu veran- 
stalten. 

Regionale Differenzierung 
Ich nenne "England", weil es 

heute bei der Analyse der britischen 
Politik wichtig ist, die unterscheidba- 
ren politischen Dynamiken in den 
verschiedenen Regionen und Natio- 
nen Großbritanniens wahrzuneh- 
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men. In Schottland hat der Drang 
nach Selbstbestimmung und das 
hart erkämpfte Schottische Parla- 
ment den Weg zur linken Anglei- 
chung beschleunigt. Schon die 
Scottish Socialist Alliance wurde ge- 
formt durch eine Koalition unabhän- 
giger Sozialisten, das Scottish So- 
cialist Movement, Aktivisten der star- 
ken Kampagnen gegen den Bau von 
Autobahnen und Mitgliedern kleiner 
linker Parteien, worunter Militant La- 
bour zu erwähnen ist. Sie bereitet 
sich schon darauf vor. eine Wahlher- 
ausforderung von links gegenüber 
Labour im Schottischen Parlament 
ZU sein. 

Die schottische Entwicklung wird 
- gemeinsam mit der Entwicklung in 
Europa - ein Schlüssel für den Erfolg 
der grünen Linken in Großbritannien 
sein. Weltweit sieht sich die grüne 
Linke vielen theoretischen und orga- 
nisatorischen Problemen gegen- 
über, zur kohärenten Kraft eines 
Kampfes für soziale Gerechtigkeit in 
einer Zeit der ökologischen Krise 
und des globalen Kapitalismus und 
nach dem Scheitern des Staatskapi- 
talismus zu werden. 

Überwindung des 
Mehrheitswahlrechtes? 

In Großbritannien stehen wir dem 
besonderen Problem der hochzen- 
tralisierten, antipluralistischen Ver- 
fassung gegenüber, deren antide- 
mokratischer Charakter durch einen 
- auf "Gewohnheit und Praxis" grün- 
denden - elaborierten Mythos parla- 
mentarischer Souveränität verbor- 
gen wird. Das blockierte eine öffent- 
liche politische Präsenz grün-linker 
Politik. Es gibt nur die Kanäle zur Öf- 
fentlichkeit, die se(ber eröffnet wer- 
den. Es ist kein demokratischer öf- 
fentlicher Raum vorhanden, in dem 
grün-linke Politik agieren kann. 

Mrs. Thatcher ging aber zu weit, 
die ungeschriebenen Regeln des 
Britischen Staates zugunsten der 
parteilichen Privatinteressen von 
Tory zu wenden, wobei von größter 
Wichtigkeit die Wiederherstellung 
der Profitabilität des britischen Kapi- 
tals war. Damit offenbarte sie diese 
Regeln und machte sie zum Wahl- 
thema. Mit jeder größeren Regie- 
rungskrise - von Waffen an den Irak 
bis zum Vertuschen der Gefahren 
des Rindfleischverzehrs - wächst 
der Druck, die britische Wahldikta- 
tur, inklusive ihres "first-past-the- 
postn- (Mehrheits-)Wahlsystems, zu 
überdenken. Durch den Links-Grü- 
nen Annäherungsprozeß sammeln 

die versprengten Aktivisten der grü- 
nen Linken ihre Stärke. um aufzuzei- 
gen, daß ein konstitutioneller Wandel 
eine Frage eines echten Pluralismus 
ist. Das könnte die Möglichkeit einer 
links-grünen Partei oder eines Wahl- 
bündnisses auf die Tagesordnung 
setzen, welche aus in den nächsten 
Jahren gebildeten Kampagnen und 
kulturellen Koalitionen hervorgehen 
könnte. 

Frustrationen über Tony Blairs 
Labour Party haben schon zu einer 
kleinen "Explosion" in Form der 
Gründung der Socialist Labour des 
Bergarbeiterführers Arthur Scargill 
geführt. Die meisten Leute der grü- 
nen Linken innerhalb oder außerhalb 
der Labour Party sehen das als ver- 
früht an. Zweifel sind ebenfalls ange- 
bracht, inwieweit die Politikansätze 
von Socialist Labour hinreichend die 
Übernahme sozialistischer Wertset- 
Zungen angesichts des Scheiterns 
des Staatssozialismus und der Sozi- 
aldemokratie überdenken. Die Mehr- 
heit der nachdenklichen linken Akti- 
visten betont einen vorsichtigen Pro- 
zeß des Aufbaus von Allianzen und 
der Entwicklung von Politikansätzen, 
die sozialistische Prinzipien auf die 
Realitäten des modernen Kapitalis- 
mus und in der Vorbereitung auf die 
sich ergebenden Möglichkeiten 
nach der Niederlage der Tories an- 
wenden. Einen notwendigen kreati- 
ven Schub geben die internationalen 
crossovers, die zu einem gemeinsa- 
men Merkmal rot-grüner Politik wer- 
den. 

LINKE UND PARTEIEN 

m Wochenende 23.-25.02.96 
traf sich der Frankfurter AK reis, der bundesweite Dis- 

kussionszusammenhang der SPD- 
Linken, zu seinem schon traditionel- 
len Frühjahrstreffen im Sozialisti- 
schen Bildungszentrum in Oer- 
Erckenschwick. Es war das erste 
größere Treffen nach dem Mannhei- 
mer Bundesparteitag der SPD. und 
es bot die Gelegenheit, 100 Tage 
danach eine Zwischenbilanz und 
Anforderungen der Linken mit dem 
neu gewählten Parteivorsitzenden 
Oskar Lafontaine zu diskutieren. 
Dieser war früher selbst dem Frank- 
furter Kreis zugerechnet worden, 
und viele Linke verbanden mit seiner 
Wahl große Hoffnungen auf eine pro- 
filiertere und linke Position der SPD 
in den politischen Auseinanderset- 
zungen.' 

Die SPD-Linke und Lafontaine 
Lafontaine bekräftigte zunächst 

in seiner einleitenden Rede, daß in 
Mannheim nicht nur eine personelle 
Veränderung an der SPD-Spitze voll- 
zogen worden sei, sondern daß er 
eine politische Wende habe einleiten 
wollen: Es gehe ihm darum, „die 
Standortdebatte vom Kopf auf die 
Füße zu stellen", statt Kampf der 
Standorte gegeneinander müsse in- 
ternationale Kooperation für eine 
wachstums- und beschäftigungsori- 
entierte Wirtschaftspolitik vorange- 
trieben werden, die Nachfrageseite 
müsse beachtet werden. Arbeitzeit- 
verkürzung und Überstundenabbau 
seien zentrale Aufgaben. ein einfa- 
cheres und gerechteres Steuersy- 
stem sei nötig, durch eine ökologi- 
sche Steuerreform sollen die Lohn- 
nebenkosten abgebaut werden, die 
Gemeindefinanzen müssen saniert 
werden und damit ihre Investitions- 
fähigkeit wiederhergestellt werden, 
die Geldpolitik der Bundesbank 
müsse sich auf die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit statt der faktisch 
nicht mehr vorhandenen Inflation 
konzentrieren. Als „Vision" - wenn- 
gleich es ansonsten um die Lösung 
konkreter Probleme und nicht um Vi- 
sionen gehe - forderte er eine „Brük- 
ke ins Solarzeitalter" und wies darauf 
hin, daß der Markt für Umwelttechnik 
zehn mal so groß sei wie der der Bio- 
und Gentechnologie. 

Während diese Positionen positiv 
aufgenommen wurde, erntete Lafon- 
taine erheblichen Widerspruch mit 
seiner Forderung, den weiteren Zu- 
zug deutschstämmiger Aussiedler 
stärker zu begrenzen. um damit Ar- 

beitsmarkt und Sozialkassen zu ent- 
lasten. Etliche Rednerlnnen hielten 
ihm - m.E. zurecht - entgegen, damit 
stigmatisiere er diese Bevölkerungs- 
gruppe als verantwortlich für soziale 
Probleme und fördere Fremden- 
feindlichkeit, und zwar unter Mißach- 
tung der realen Gegebenheiten und 
Problemursachen und trotz seiner 
Bemühung um eine antinationalisti- 
sche Begründung seiner Position 
(Abschaffung des spezifisch deut- 
schen an der Abstammung anknüp- 
fenden Staatsbürgerschaftsrechts). 
Außerdem drängt er selbst mit die- 
ser Forderung die Kritik der Stand- 
ortdebatte, die ihm ja angeblich be- 
sonders am Herzen liegt, in den Hin- 
tergrund. 

Aber auch zu anderen Punkten 
gab es kritische Nachfragen und An- 
merkungen. an denen deutlich wur- 
de, daß Lafontaine keineswegs ein- 
deutig zu linken Position steht: Ab- 
gesehen von seinem Plädoyer für 
die lnkaufnahme kurzfristig höherer 
Defizite im Zuge eines akuten kon- 
junkturellen Einbruchs wollte er sich 
auf Forderungen nach einer expansi- 
ven öffentlichen Haushaltspolitik mit 
Beschäftigungs- und Zukunftsinve- 
stitionsprogrammen nicht einlassen, 
ebensowenig auf Finanzierungsvor- 
schläge zu Lasten größerer Vermö- 
gen, Einkommen und Unterneh- 
mensgewinne, ebensowenig auf die 
klare Forderung nach einer gesetzli- 
chen Umlagefinanzierung der beruf- 
lichen Bildung. In den vergangenen 
Jahren war er auch immer einer der- 
jenigen gewesen, die solche Forde- 
rungen der Linken entschieden ab- 
gewehrt hatten. Zu einer klaren Ab- 
lehnung des Baus des „Eurofigh- 
ters" war er ebenfalls nicht zu bewe- 
gen. Kritisiert wurde auch seine zu 
weiche Haltung gegenüber der Zu- 
stimmung der Bundestagsfraktion 
zum Bosnien-Einsatz der Bundes- 
wehr. Hierbei hatte allerdings die 
SPD-Linke im Bundestag ein ebenso 
trauriges Bild abgegeben, indem sie 
selbst an dieser Frage gespalten 
war und die ablehnende Position 
nicht öffentlich deutlich geworden 
war. 

Die Linke in  der 
sozialpatriotischen 
Wirtschaftsförderungspartei 

Ein größeres Problem als Lafon- 
taines eigene unzureichende Posi- 
tionen ist allerdings die Situation in 
der SPD insgesamt. Lafontaine 
machte selbst mehrfach darauf auf- 
merksam, daß Standortideologie 

Die SPD-Linke nach 
dem Mannheimer 

Parteitag 

und neoliberale Positionen auch in 
der SPD weit verbreitet seien und er 
Kompromisse habe eingehen müs- 
sen. Er ist aber offenbar auch nicht 
bereit, sich mit diesen Positionen of- 
fen kontrovers innerparteilich aus- 
einanderzusetzen, sondern be- 
schwört Harmonie und Einigkeit und 
verharmlost die faktische Hegemo- 
nie dieser Positionen unter den Wirt- 
schaftspolitikern der SPD auf allen 
Ebenen, in der Bundestagsfraktion, 
in den Ländern und in den Kommu- 
nen. Die SPD wird immer mehr zu ei- 
ner sozialpatriotischen Wirtschafts- 
förderungspartei.' Als Protagonisten 
sind dabei - mit unterschiedlichen 
Ausprägungen im Umgang mit den 
Medien, der Partei und den Grünen 
als realem oder potentiellem Koaliti- 
onspartner - nicht nur Schröder in 
Niedersachsen zu nennen, sondern 
etwa auch Clement und Matthiesen 
in NRW, Beck in Rheinland-Pfalz und 
Spöri in Baden-Württemberg. 

Von einer Wende gegen die 
Standortparolen der Unternehmer 
und Konservativ-Liberalen kann in 
der Breite der Partei nach dem 
Mannheimer Parteitag keine Rede 
sein. 

Eine Offensive der 
Parteilinken nach 
Mannheim müßte 
versuchen, durch 
Profilierung auf den 
Feldern der 
Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik 
den Standort- 
ideologen die Basis 
zu entziehen. 

Standortpolitik ohne Alternative? 
Das Problem besteht darin, daß 

diese Politik nicht nur ideologisch 
bedingt ist, sondern materielle 
Grundlagen hat und daraus ihre in- 
nerparteiliche Mehrheitsfähigkeit be- 
zieht. So wie vielfach die Beschäftig- 
ten und ihre Vertretungen über die 
reale Abhängigkeit ihrer Arbeitsplät- 
ze unmittelbar nicht vom Prosperie- 
ren der Gesamtwirtschaft, sondern 
ihres Betriebes in der Konkurrenz 
mit anderen Unternehmen und 
Standorten, zum Unterlaufen von Ta- 
rifverträgen und gewerkschaftlicher 
Solidarität, zum Verzicht auf Ansprü- 
che und in betriebs- oder branche- 
negoististische „BündnisseM mit 
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Sigrid Skarpelis- 
Sperk warnte, der 

Frankfurter Kreis 
dürfe kein 

,PUPS " werden, 
ein ,Podium 

unabhängiger 
Papierproduzenten ". 

dem Kapital gegen soziale oder öko- 
logische lnteressen gedrängt wer- 
den, so scheint auch Kommunen 
und Ländern wenig anderes übrig- 
zubleiben, als alle Anstrengungen 
darauf auszurichen, die Wünsche 
der Unternehmen zu erfüllen, damit 
wenigstens einige Arbeitsplätze er- 
halten oder geschaffen werden. Ins- 
besondere auf kommunaler Ebene 
hängt davon auch ab, ob die Finanz- 
lage der öffentlichen Haushalte zu- 
mindest einigermaßen stabil bleibt 
oder ob sie sich noch weiter ver- 
schlechtert und der Spielraum für 
politische Gestaltung sich damit wei- 
ter verringert. 

Auch eine linke Politik muß sich 
auf diesem Terrain bewegen. Aber 
sie darf nicht aus der Not eine Tu- 
gend machen und auf die Entwick- 
lung und den Versuch der Durchset- 
zung alternativer sozial-ökologischer 
Gestaltungsperspektiven verzichten 
- wie es diejenigen in der SPD tun, 
die fast jede BDI-Parole überneh- 
men und Deregulierung als politi- 
sche Orientierung propagieren. 
Dazu muß sie zunächst mal die rea- 
len Bedingungen und Probleme der 
Unternehmen sorgsam von interes- 
senorientierter Propaganda und 
ideologischer Überhöhung durch 
Kapitalvertreter unterscheiden und 
hieran eine öffentliche Auseinander- 
setzung führen. Dabei wird deutlich, 
daß von einer durch zu hohe Löhne, 
Steuern oder Sozialkosten beding- 
ten Standortkrise hierzulande (je- 
denfalls im Westen Deutschlands) 
keine Rede sein kann3. 

Die ganze Standortpolitik läuft 
bezüglich ihrer Arbeitsplatzauswir- 
kungen bestenfalls auf ein Nullsum- 
menspiel hinaus - was der eine 
Standort gewinnt, verliert der andere 
-, aber sie führt zu einem fortschrei- 
tenden Abbau sozialer und ökologi- 
scher Standards. Nur durch eine Po- 
litik, die sich um standortübergrei- 
fende Solidarität und Kooperation 
bemüht - das gilt für die Politik ge- 
nauso wie für die Gewerkschaften - 
kann eine soziale und ökologische 
Perspektive eröffnet werden. Dazu 
sind die meisten SPD-Politikerlnnen 
offenbar unfähig, sie sind entweder 
selbst fest in den standortkorporati- 
stischen Block eingebunden oder 
unterwerfen sich seinem Druck. 

Aufgaben der SPD-Linken 
Es wird immer deutlicher, daß 

blanke Standortpolitik und eine rot- 
grüne sozialökologische Reformper- 
spektive unvereinbar sind. Hier liegt 

das Hauptproblem auch für die SPD- 
Grüne-Koalition in NRW. Die SPD- 
Linke sollte sich angesichts dessen 
nicht auf billige Schuldzuweisungen 
an die Grünen einlassen - ist die 
Rücksichtnahme auf ökologische 
Bürgerinitiativen verwerflicher als die 
Unterwerfung unter die Unterneh- 
mensplanungen von Energie- und 
lndustriekonzernen oder Fluggesell- 
schaften? Letzteren gelingt es nur 
besser, ihre Interessen als allgemei- 
ne, als Arbeitsplatzinteressen darzu- 
~ t e l l e n . ~  was ihr durch die fortschrei- 
tende ideologische Unterwerfung 
der Sozialdemokratie entscheidend 
erleichtert wird. Diese verdrängt im- 
mer mehr die Grunderkenntnis ihrer 
Gründung, die sich noch im Berliner 
Grundsatzprogramm niedergeschla- 
gen hat, daß die lnteressen der Men- 
schen und insbesondere der Lohn- 
abhängigen und die des Kapitals 
nicht identisch sind, sondern im 
Konflikt zueinander stehen, daß ka- 
pitalistische Unternehmen keine Ar- 
beitsplatzbeschaffungsorganisatio- 
nen sind. sondern Profitziele verfol- 
gen, und daß Wirtschaftspolitik sich 
nicht an betriebswirtschaftlichen Kri- 
terien ausrichten darf. „Ökologisch 
und sozial verantwortliches Wirt- 
schaften Iäßt sich nur erreichen, wo 
der Vorrang demokratischer Ent- 
scheidungen vor Gewinninteressen 
und Wirtschaftsmacht durchgesetzt 
~ i r d . " ~  

Für die Linke kommt es in dieser 
Lage darauf an, gerade wenn sie so- 
ziale und ökologische Ziele durch- 
setzen will, ihr ökonomisches Pro- 
gramm, ihr Alternativprogramm zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und der wachsenden sozialen Unge- 
rechtigkeit, profiliert öffentlichkeits- 
wirksam darzustellen und die Aus- 
einandersetzung mit den Standort- 
politikern außerhalb und innerhalb 
der SPD zu suchen. Ansonsten 
bleibt ihr soziales oder ökologisches 
Engagement prinzipiell subaltern 
und hat keine Chance. wenn die dra- 
matische Arbeitsmarktlage andere 
Prioritäten fordert. Deshalb sind vie- 
le schöne Beschlüsse ~ t w a  der Um- 
weltpolitikerlnnen in der Bundes- 
tagsfraktion, aber auch das SPD- 
Grundsatzprogramm, im Zweifelsfall 
kaum das Papier wert, auf dem sie 
stehen. 

Es besteht Hoffnung, daß dieser 
Zusammenhang im Frankfurter Kreis 
der SPD-Linken verstärkt gesehen 
wird. Jedenfalls standen die Fragen 
der nationalen und internationalen 
Handlungsspielräume in der Wirt- 

schaftspolitik. der ökologische Um- 
bau der Ökonomie, die Zukunft des 
Sozialstaats und Anforderungen an 
eine Steuer- und Finanzreform im 
Mittelpunkt der Debatte am zweiten 
Tag der Frühjahrstagung. Außerdem 
lieferte Horst Schmitthenner vom 
Hauptvorstand der IG Metall mit ei- 
nem Referat eine gute Grundlage für 
die Diskussion zum „Bündnis für Ar- 
beit", bei der auch die Risiken einer 
Einbindung der Gewerkschaften und 
der SPD (insbesondere über die ge- 
meinsamen Bund-Länder-Arbeits- 
gruppen) in eine Politik weiteren So- 
zialabbaus kritisch diskutiert wur- 
den. Die „Abschlußerklärung" des 
Jahrestreffens fordert „ein neues so- 
zialökologisches Leitbild für Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft", das 
gegen „die erneute Entfesselung 
des Kapitalismus" im Zuge der 
Standortdebatte durchgesetzt wer- 
den müsse. Auch ein umfangreiches 
Papier „Für eine Offensive der Par- 
teilinken nach Mannheim" fordert. 
.durch Profilierung auf den Feldern 
der Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik den Standortideologen die 
Basis zu en t~ iehen" .~  

Probleme der Parteilinken 
Das Problem - das in letztge- 

nanntem Papier auch angesprochen 
ist - bleibt jedoch, daß die Diskussio- 
nen des Kreises für die konkreten 
politischen Auseinandersetzungen 
weitgehend folgenlos sind. Es gibt 
etliche Papiere aus den Reihen des 
Frankfurter Kreises, mit unterschied- 
lichen Schwerpunktsetzungen. aber 
keine wahrnehmbare und in der Par- 
tei orientierende und in Auseinander- 
setzungen eingreifende Position der 
SPD-Linken. Das veranlaßte Sigrid 
Skarpelis-Sperk in Oer-Ercken- 
schwick zu der Warnung, der Frank- 
furter Kreis dürfe kein „PUPS" wer- 
den, ein „Podium unabhängiger Pa- 
pierproduzenten". Dies liegt weniger 
an den Unterschieden zwischen den 
inhaltlichen Positionen (schließlich 
gelingt es ja auch auf Parteitagen mit 
einem wesentlich breiteren inhaltli- 
chen Spektrum von Beteiligten, breit 
getragenen Beschlüsse herbeizufüh- 
ren), als in der grunds6tzlich fehlen- 
den Bereitschaft, sich auf verbindli- 
chere Arbeitsstrukturen einzulassen. 
Die meisten „PromisM konzentrieren 
sich primär auf ihre persönliche Kar- 
riere und auf ihre Spezialthemen und 
möchten sich die Spielräume nicht 
einschränken lassen, mit allen ande- 
ren Fragen einschließlich den Inter- 
essen der Linken taktisch umzuge- 
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I m britischen politischen System 
konstituieren sich mindestens 
zwei Ebenen politischer Realität. 

Es gibt die politischen Ausrichtun- 
gen. die die Ebene parlamentari- 
scher Politik erreichen. Andererseits 
die politischen Ideen, Bewegungen 
und Projekte, die eine wesentliche 
öffentliche Unterstützung erhalten, 
jedoch aufgrund des zentralisierten 
einheitlichen Staates und des homo- 
genisierenden Wahlsystems ("win- 
ner takes all') ohne politische Reprä- 
sentation bleiben. Diese politischen 
Ausrichtungen erhalten lediglich 
eine vorübergehende politische 
Stimme durch Bewegungen wie 
CND, direkte Aktion wie die gegen- 
wärtigen anti-roads-Aktionen und 
kulturelle Projekte: Zeitschriften wie 
das von mir herausgegebene Red 
Pepper, Theatergruppen, radikale 
Buchläden, und neuerdings Video- 
und Fernsehproduktionsfirmen. 

Die Labour-Linke 
Lücken und Verbindungen zwi- 

schen diesen beiden Ebenen bilden 
den Rahmen für rot-grüne Politik in 
Großbritannien. Auf der parlamenta- 
rischen Ebene stellen die Konflikte 
innerhalb der Labour Party, die na- 
hezu ein Monopol linker politischer 
Repräsentation besitzt, das Prisma 
dar. durch welches Öffentlichkeit 
und Medien die Linke wahrnehmen. 
In der Labour Party war die Linke 
stets untergeordnet und als Folge in- 
tellektuell in der Defensive. Ausnah- 
me war der Zeitraum Mitte bis Ende 
der 7OerIAnfang der 80er, als das 
soziale Gewicht und die politische 
Kreativität der Gewerkschaftsaktivi- 
täten, die Frauenbewegung und an- 
dere soziale und intellektuelle Bewe- 
gungen in der Linken eher eine An- 
triebsfeder des linken Labour-lmpul- 
Ses darstellten als die nur reaktiven 
Reflexe des konventionellen inner- 
parteilichen Konfliktes. Es zeigte 
sich derjenige Teil der Linken. der 
durch radikale soziale Bewegungen 
beeinflußt wurde, die Stadtregierung 
von Greater London stellte und 
manchmal in der Lage war, die The- 
mensetzung der Partei zu bestim- 
men in Fragen wie Abrüstung oder 
ökonomischer Strategie. 

Die Linke in der Labour Party be- 
findet sich in einer strukturell fast un- 
möglichen Position. Ihre Ideen bie- 
ten nicht gerade die Basis für Wahl- 
erfolge, insbesondere wenn sie von 
der Partei nicht konsequent unter- 
stützt wurden. Ihr Projekt besteht 
darin, eine Partei übernehmen zu 

wollen, deren oberstes Prinzip der 
Wahlerfolg in einem politischen Sy- 
stem ist, welches keine Koalitionen 
kennt. In der Konsequenz wurde der 
interne Einfluß der Linken für das 
Scheitern von Labour bei Wahlen in 
den 80ern verantwortlich gemacht. 
Die Parteiführung seit Neil Kinnock 
behandelte sie als einen Fluch, der 
um jeden Preis gebannt werden 
muß. Da für die meisten Parteimit- 
glieder die Abwehr der Tories aus 
guten Gründen oberste Priorität hat, 
wendete sich das Blatt gegen die 
Linke. Das wirkte sowohl auf die Lin- 
ke außerhalb als auch innerhalb der 
Labour Party. 

Das Scheitern dieser Phase der 
Labour-Linken und die explizite Bin- 
dung der New Labour Party unter 
Tony Blair an eine "dynamische 
Marktwirtschaft" bedeutete das 
Ende eines politischen Orientie- 
rungspunktes für die Linke, als ihrer 
(äußerst dürftigen) Verbindung zur 
Macht. Die Labour-Linke könnte wei- 

Crossover 
in Großbritannien 

von Hilary Wriinwrighf* 

schen Stärke einer neuen grünen 
Linken außerhalb des Parlamentes 
abhängen. 

Annaherung zwischen Linken 
und Ökologen 

Die Green Party kann keinen ge- 
nügend starken alternativen politi- 
schen Fokus bilden. Sie ist eher Teil 
der außerparlamentarischen Ebene. 
Während einer kurzen Periode nach 
ihrem überraschenden, aber kurzle- 
bigen Wahlerfolg (nach Stimmen, 
nicht in Mandaten) 1987 versuchten 
die britischen Grünen, die "richti- 

Der gegenwärtige 
Charakter der 
"left green conver- 
gence ", der An- 
naherung zwischen 
Linken und Grünen, 
ist dem sich 
wiedererdffnenden 
politischen Raum 
nach 17 Jahren der 
konservativen 
Einparteienherr- 
schaft zu verdanken. 

terhin eine wichtige strategische Rol- 
le spielen, wenn Labour die näch- 
sten Wahlen nur mit einer kleinen 
Mehrheit oder gar nicht gewinnt. 
Doch wird ihre Rolle die eines nur 
teilweise selbständigen, stark kondi- 
tionierten Partners statt der eines Ri- 
valen um die Macht in der Partei 
sein. Die Fähigkeit, diese Rolle wahr- 
zunehmen, wird ganz wesentlich von 
der intellektuellen und organisatori- 

gen" politischen Parteien zu imitie- 
ren, mit desaströsen Folgen für ihre 
eigene Integrität. Nun findet sie ihre 

* Hilary Wainwrighf ist Herausgeherin von "Red Pepper", 
und Auforin des Buches "Arguments for a New Lefr; Answering the 

Free Marker Righr". "Red Pepper" ist ein moilafliches Magazin der 
rot-grünen Linken. Probeexemplare können bei Inrernational 

Depr. 3, Girnrhorpe Streer, London EI 7RP bestellt werden. 
Die Übersetzung aus dem Englischen besorgte Rüdiger Brandt. 
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Vom Wert der 
Erfahrung DDR 
von Wolfrnm Adolphi* 

J e höher die Qualität der Theo- 
rie, desto schmerzhafter, daß 
ihr das Allerwichtigste noch im- 

mer nicht beigegeben ist: der Weg ih- 
rer Vermittlung in die Praxis. 

Was wir gehört haben, war Avant- 
garde reinsten Wassers. Daherkom- 
mend mit jener Selbstverständlichkeit, 
die den Zuhörenden sagt: Es liegt 
doch alles so klar auf der Hand - war- 
um begreift Ihr's nicht endlich? Worauf 
die Zuhörenden - angespornt, weil sie 
natürlich glauben, es begriffen zu ha- 
ben - hinausblicken in die weite Welt 
auf die dort so zahlreichen Ungeläu- 
terten und diese gleiche erstaunte 
Frage formulieren: Es liegt doch alles 
so klar auf der Hand - warum begrei- 
fen sie's nicht endlich? 

Mit meiner Erfah- 
rung DDR sage ich: 

Ich mochte, daß 
Linke sich nicht 

erneut im Avantgar- 
distischen verlieren. 

Wir müssen um 
Mehrheiten ringen - 

mit Wort und Tat. 

Nicht nur die Herrschendenpro- 
fitieren von der gegebenen Lage 

Ich denke, die Beantwortung die- 
ser Frage braucht noch konsequenter 
unbequeme Analyseschritte. Zum Bei- 
spiel die Frage danach, ob es wirklich 
stimmt, daß Vorschläge oder Pro- 
gramme der Linken - wie wir das so oft 
behaupten - den Interessen von Mehr- 
heiten entsprechen, diese Mehrheiten 
aber - wie die Behauptung dann wei- 
tergeht - das aus diesen und jenen 
und noch ganz anderen Gründen 
eben „nurM noch nicht „begriffenu ha- 
ben. „Bischofferode ist überall", dach- 
ten die Bischofferöder, und die PDS 
dachte es auch, und es stimmte 
schon, irgendwie, aber im Leben 
stimmte es nicht. Auch Vulkan ist nicht 
überall. Und die Mieten explodieren, 
aber die allermeisten Mieter nicht. 
Und die Welt brennt an tausend Stel- 
len, und die Aufschreie in hiesigen 
Landen bleiben leise und hilflos. 

Was geht da vor? Offensichtlich 
doch dies: Nicht nur die Herrschen- 
den profitieren von der gegebenen 
Lage. Auch eine große Mehrheit der 
Beherrschten profitiert von ihr. Ganz 
persönlich - und mit ganz großer, ganz 
wesentlicher Bedeutung für das eige- 
ne Sein. So entstehen aus lauter uner- 

* Woifram Adolphi, 
Mitglied der Redaktion von UTOPIE kreativ 

hört bedeutsamen, weil unwiederhol- 
baren individuellen Interessen ständig 
wechselnde, aber am Ende stabile, 
diese Gesellschaft festigende Mehr- 
heiten. 

In Fülle gibt es Beispiele dafür, wie 
solcherart Mehrheiten Wahrheiten 
ignorieren. Das Tragischste: „Wer Hit- 
ler wählt, wählt Krieg!", riefen die Kom- 
munisten schon 1932, und alle konn- 
ten es hören. und riesige Mehrheiten 
glaubten es nicht, weil da zweierlei 
war: zunächst der Gewinn. den das 
neue Regime für den Alltag brachte 
mit Arbeit und „Ordnungu; und dann 
die Hoffnung. für das eigene Selbst 
werde schon „alles nicht so schlimm". 

Und die Kommunisten, die die 
Wahrheit gesagt hatten - und das 
Glück, dennoch überlebt zu haben -: 
Wie ging es ihnen im Sommer 1945? 
Sie waren Minderheit geblieben, trotz 
und mit all dieser Wahrheit, und dazu 
noch mit der, daß Geduld mit der 
Wahrheit sich nicht ausgezahlt hatte in 
den Kämpfen der zwanziger und drei- 
ßiger Jahre. Und so glaubten sie sich 
im Recht in ihrem Avantgarde-An- 
spruch, die Wahrheit ihres Antikriegs- 
kampfes, die doch so offensichtlich - 
bei nur etwas Begreifen! - mit den In- 
teressen fast aller übereinstimmen 
mußte, nun mit ihrer Art der Diktatur 
durchsetzen zu dürfen. 

Der Wahrheitsanspruch 
der Avantgarde 

Diese Diktatur brauchte und schuf 
ihre neue Avantgarde. Die begriff die 
Wahrheiten der Alten, und das war gut 
- bloß: Die Wahrheiten wurden diktato- 
risch zu „ewigenM erklärt, und das ver- 
sperrte den Blick auf all die vielen an- 
deren, außerhalb der Avantgarde exi- 
stierenden Wahrheiten und Interes- 
sen. Obgleich - und weil! - das Grund- 
axiom so überzeugend blieb: „Nie 
wieder Krieg!" 

Die Geschichte dieser Avantgarde 
ist noch nicht erforscht. Jedenfalls 
nicht so, daß Verbindungslinien ins 
Heute erkannt würden. Und zwar nicht 
die, die ohnehin unentwegt gezogen 
werden, weil sie so wunderbar eingän- 
gig sind und das Gewissen beruhigen 
- zwischen „SED-Betonköpfen" und 
„Kommunistischer Plattform in der 
PDS" etwa -, sondern die, die sich aus 
dem Avantgardistischen schlechthin 
ergeben. Sehe ich die Diktatur in der 
DDR als erfüllten Lebenstraum von 
schon mit dem Diktatorischen im Blut 
geborenen Diktatoren - dann freilich 
erübrigt sich alles weitere Nachfragen 
und Erforschen. Sehe ich sie aber als 
Versuch, dem Neuen, dem Nichtkapi- 
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talistischen. eine Chance zu geben, 
dann muß ich mich um das Schicksal 
des Avantgardistischen in diesem 
Versuch kümmern. Und stoße auf die 
unbequeme, unerquickliche, 
schmerzhafte Erkenntnis, daß die heu- 
tige Avantgarde - sei sie sozial oder 
antikapitalistisch oder ökologisch oder 
alles zusammen - in ihrer Fähigkeit, 
Mehrheiten zu gewinnen, nicht einen 
Schritt weiter ist als die Avantgarde 
der DDR. 

Gesellschaftliche Umbrüche 
sind nicht ,,herbeizuführen" 

Umverteilung, Ökosteuer, gerech- 
te Weltwirtschaft - noch immer sagt 
keiner, wie das wirklich gehen wird. 
„Es liegt doch auf der Hand", sagen 
wir, daß das nötig ist. Die Widersprü- 
che schreien zum Himmel, sagen wir. 
Und wundern uns, daß die dafür not- 
wendigen Mehrheiten nicht entstehen. 
Weil beträchtliche Mehrheiten - siehe 
oben - aus tausenderlei Gründen am 
Bestehenden gewinnen. Und weil die- 
se beträchtlichen Mehrheiten meinen - 
siehe oben -: Fürs eigene Selbst wird 
schon „alles nicht so schlimm". 

Igitt. sagt die Avantgarde, und 
wendet sich mit Grausen von denen, 
die aus tausenderlei Gründen das Be- 
stehende bejahen. Und mit dem glei- 
chen Grausen und mit Spott blickt sie 
zurück auf die Avantgarde der DDR, 
die es nicht vermochte, ihren Sozialis- 
mus demokratisch zu gestalten. Nicht 
begreifend, wie Bhnlich man sich ist. 

Aber wie wird das nun mit der de- 
mokratisch gestalteten Umverteilung? 
Was macht man, wenn man per Mehr- 
heit in die Lage kommt, sie anzuge- 
hen. mit denen, die sich gegen sie 
wehren? Und das werden doch viele 
sein! Wie wird man mit knappen de- 
mokratischen Mehrheiten -wenn man 
sie überhaupt erreicht - grundlegende 
Veränderungen schaffen? (Gegen All- 
ende, den demokratisch Gewählten, 
haben dann die Reichen gestreikt und 
die Frauen der Reichen. Und als das 
nicht reichte, kam die Gewalt, und die 
Revolution war unbewaffnet.) 

Der Berg der Fragen, vor denen 
wir stehen, wird immer höher. Mit mei- 
ner Erfahrung DDR sage ich: Ich 
möchte, daß Linke sich nicht erneut im 
Avantgardistischen verlieren. Wir 
müssen um Mehrheiten ringen - mit 
Wort und Tat. Gesellschaftliche Um- 
brüche sind nicht „herbeizuführenu. 
Wir können aufklärerisch sein - die 
Umbrüche kommen unabhängig da- 
von. Wir können sensibilisieren - damit 
wir, vielleicht, mit den Umbrüchen 
„umgehenu können. 
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hen. Letztlich entscheidet ja nicht die 
Parteilinke über ihre Mandate und 
Perspektiven, sondern andere, und 
was soll man sich da unnötig festle- 
gen lassen und Ärger einhandeln? 
Stattdessen stimmt man im Zweifel 
doch lieber mit der Mehrheit oder 
hält sich aus Konflikten heraus, mit 
denen man sich unbeliebt machen 
könnte. Dazu kommen die Individua- 
lismen, Eitelkeiten und Rivalitäten 
der Linken untereinander, die durch 
keinen innerlinken Sanktionsmecha- 
nismus in Grenzen gehalten werden. 

Ob es nun bewußter Opportunis- 
mus ist oder ob - häufiger - die Betei- 
ligten selber glauben, die Position 
der (jeweils anderen oder sich nicht 
in ihrer politischer Verantwortung be- 
findlichen) Linken in den von ihnen 
selbst jeweils nicht für zentral erach- 
teten Fragen sei problematisch und 
könne deshalb von ihnen nicht unter- 
stützt werden (an die Positionen der 
jeweiligen Fraktionsführung werden 
in der Regel weniger strenge Kriteri- 
en angelegt), kommt im Ergebnis auf 
dasselbe heraus: die inhaltlichen Po- 
sitionen der Linken bleiben systema- 
tisch subaltern. Personell werden ei- 
nige aus der Linken aber in gewis- 
sem Maße beteiligt. Und wenn die 
Linken in den Fraktionen nicht stän- 
dig Druck von außen bekommen, 
sind sie damit dann zufrieden und 
des Kämpfens müde. Solchen Druck 
zu organisieren und zu vermitteln, 
müßte eine Aufgabe von Parteilin- 
kenkreisen sein. Das Dilemma be- 
steht darin, daß solche Kreise inner- 
parteilich nur dann relevant sind, 
wenn die .,PromisV sie mittragen - 
aber wer bekommt schon gerne 
Druck und beteiligt sich auch noch 
daran, ihn zu organisieren? 

Arbeitsperspektiven des 
Frankfurter Kreises 

In Oer-Erckenschwick stand am 
Sonntag erneut ein Vorschlag zur 
Debatte, durch ergebnisorientierte 
Bearbeitung zentraler Projekte und 
Bildung eines legitimierten und 
handlungsfähigen Koordinierungs- 
kreises zumindest zu einer effektive- 
ren und politisch eingriffsfähigeren 
Arbeitsweise zu kommen. Außerdem 
lag ein Vorschlag von Hermann 
Scheer und Andrea Nahles vor, eine 
..sozial-ökologische Initiative" im 
Rahmen des Frankfurter Kreises zu 
starten. Die AG Wirtschaft des 
Frankfurter Kreises teilte mit, daß sie 
einen Kongreß zur Arbeitsmarkt- und 
Finanzpolitik organisieren will. Die 
Debatte führte zu dem vorläufigen 

Resulat, daß möglichst bald ein in- 
terner „StrategiekongreßU der SPD- 
Linken durchgeführt werden soll, auf 
dem Aufgaben und Perspektiven, in- 
nerparteiliches Vorgehen und Ar- 
beitsweise des Kreises intensiv und 
ohne Beteiligung der Öffentlichkeit 
diskutiert werden sollen. Dies soll 
durch einen zunächst vorläufig ge- 
bildeten (und für eine handlungsfähi- 
ge Struktur viel zu zahlreich zusam- 
mengesetzten) Koordinierungskreis 
vorbereitet werden. 

Ein handlungsfähiges Leitungs- 
bzw. Koordinierungsgremium ist die 
Voraussetzung für Eingriffsfähigkeit 
der SPD-Linken in öffentliche und in- 
nerparteiliche Debatten und für den 
Aufbau besserer Verbindungen und 
die Stärkung der Verankerung des 
Frankfurter Kreises in den Bezirken. 
Wichtige Aufgaben wären auch der 
Ausbau und die Systematisierung 
der Verbindungen zu den Gewerk- 
schaftslinken, aber auch zu anderen 
außerparlamentarischen Bewegun- 
gen, Organisationen und Institutio- 
nen der ~inken. Außerdem sollte 
eine verstärkte Diskussion mit Lin- 
ken in und im Umfeld anderer Partei- 
en gesucht werden, dabei kann der 
von den Zeitschriften Andere Zeiten, 
spw und Utopie kreativ angestoße- 
nen „Crossover"-Prozeß ein Anknüp- 
fungspunkt sein. 

I Vgl. zrirrr Mciniiheirrier Parteitag R. 
Kr-timer, B. Mikfeld, J. Sclr~rster: Jrist 
,.Lnfontniiienient"1, iti: spiv 6/95. S. 
6-8. 

2 Vgl. d(izu R. Kriiiner: Knilzlenvechsel 
verfehlt, iii: sp\v 6/94, S. 4-9. 

3 So gibt enva rkis Derrtsclie Itistitrrtfiir 
WirtscIraft .~forsch~ in1 DIW-Wo- 
chenbericht 38/95 cirifdie Frage .,Hut 
Westderitschlrind ein Striiidor-tpro- 
blem?" eine eindeutig negative Ant- 
wort. Aus der Sicht anderer Ltinder 
erscheint es sowieso als (ibsurd. d($ 
De~itsclrland ein „Staitdortproblein " 
haben soll - was habeii denn dann die 
anderen Ldnder? Wie köririen denn 
alle eiti „St~tndortproblein " haben? 

4 Es ist ein altbekaiintes Phiinon~en, 
daJ Irerrschende oder zrrr Hei-rsclrc~ft 
strebende Klrisseri versucheii, ,.ihr 111- 
teresse als das gemeinsclrciftliche In- 
teresse aller Mitglieder der Gesell- 
schaft d~rrzustellen" (Kar1 Marx: Die 
Derrtsche Ideologie, MEW Bd. 3. S. 
47). 

5 Grundsiitzprogrrirnni der SPD, be- 
sclrlossen vom Progrriinm-Parteitcig 
am 20.12.1989 in Berlin, Abschnitt 
,, Wirtschafisdeinokratie ". 

6 Dieses in Oer-Erckenschwick vorge- 
legte P~ipier wird von 33 SPD-Linken 
rind nahestehenden Wissenschafile- 
rlnnen rrnterstützt und soll rlemtiächst 
in der Frankfurter Riindschau dok~i-  
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Der Magdeburger 
Parteitag der PDS 
und die KPF 

E s dürfte bisher noch kaum Ta- 
gungen eines PDS-Bundes- 
parteitages gegeben haben, 

vor denen nicht wenigstens einige 
reaktionäre Medien geunkt hätten, 
diesmal müßte es endlich zu der 
Spaltung zwischen „Reformernu und 
„Fundamentalistenh kommen, die 
der verhaßten Partei den endgülti- 
gen Todesstoß versetzen würde. 
Von allem Anfang an richteten sich 
dabei die Blicke der so Denkenden 
auf die Kommunistische Plattform in 
der PDS (KPF), die seit jeher mit 
massiver. Kritik an Vorschlägen und 
Beschlüssen der jeweiligen „Partei- 
spitze" in Erscheinung getreten war.' 

Die Blicke 
richteten sich auf 

die Kommunistische 
Plattform in der PDS 
(KPF), die seit jeher 

mit massiver Kritik 
an Vorschlagen 

und Beschlüssen 
der jeweiligen 

,, Parteispitze" in 
Erscheinung 
getreten war. 

Obstruktion und ein Hohelied 
auf Stalin 

Im Zusammenhang mit der Pro- 
grammdiskussion des Jahres 1992 
kam es zu einer regelrechten Ob- 
struktion einiger Wortführer der KPF, 
von denen Sahra Wagenknecht auf 
der 3. Tagung des 2. Parteitages im 
Dezember 1991 Mitglied des Bun- 
desvorstandes der PDS geworden 
war. Dem Programmentwurf der 
Grundsatzkommission, der im Janu- 
ar 1993 auf der 1. Tagung des 3. 
Parteitages in namentlicher Abstim- 
mung mit überwältigender Mehrheit 
angenommen wurde, verweigerten 
sie ihre Zustimmung. Inzwischen 
hatte Sahra Wagenknecht in einer 
Zeitschrift „marxistischer Theolo-' 
gen" ein unverhülltes Loblied auf die 
Politik Stalins und Ulbrichts ange- 
stimmt2 und war damit über Nacht 
zum Star der neudeutschen Medien- 
landschaft avanciert. Die Anheizer 
der Anti-PDS-Hysterie wähnten nun, 
das geeignete Mittel gefunden zu 
haben, um einer uninformierten Öf- 
fentlichkeit, vor allem im Westen, die 
auf die Untergrabung der „freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung" 
und Restaurierung des „Terrorre- 
gimes" gerichteten finsteren Umtrie- 
be der „SED-Nachfolgepartei" 

* Prot Dr. Roi~cild Lörzscli, Sorctbist, PDS Berliri 
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glaubhaft machen zu können. Die 
Reaktion von Parteispitze und Partei- 
basis war eher verhalten. 

Ein Antrag der AG Junge Genos- 
slnnen an den 3. Parteitag, Sahra 
Wagenknecht das Mißtrauen auszu- 
sprechen und sie zum Rücktritt aus 
dem Bundesvorstand aufzufordern, 
fand keine Mehrheit. Der Parteitag 
bekräftigte zwar den entschiedenen 
Bruch mit dem Stalinismus, wählte 
aber die Sprecherin der KPF auf sei- 
ner 2. Tagung im Juni erneut in den 
Bundesvorstand. Die Zurückhaltung 
der Parteimehrheit gegenüber ein- 
deutig stalinistischen Positionen von 
Vertretern der KPF wurde von diesen 
nicht honoriert, sondern mit immer 
neuen Sticheleien beantwortet, bei 
denen sie es auch an direkten Unter- 
stellungen nicht fehlen ließen.3 

In dem Maße, wie die Bundes- 
tagswahlen 1994 näherrückten, kon- 
zentrierte sich die KPF-Kritik zuneh- 
mend auf die Ablehnung eines „lin- 
ken" Parteienbündnisses durch den 
3. Bundesparteitag. 

„I0 Thesen" und ,,Große Sorge" 
Nach den Wahlen. bei denen die 

PDS über vier Ost-Berliner Direkt- 
mandate erneut in den Bundestag 
einzog, sorgte Sahra Wagenknecht 
mit ihrem vom bundesdeutschen 
Zoll ungewollt mit zusätzlicher Wer- 
bung bedachten Buch „Antisoziali- 
stische Strategien im Zeitalter der 
Systemauseinander~etzung"~ unmit- 
telbar vor der 1. Tagung des 4. Par- 
teitages für einen neuen „Höhe- 
punkt" in der Kontroverse. Die An- 
griffe der Kritiker einer angeblich 
sich immer deutlicher abzeichnen- 
den „Sozialdemokratisierung" der 
PDS auf die „ParteispitzeU im Zu- 
sammenhang mit den „ I 0  Thesen" 
des Bundesvorstandes bzw. den „5 
Standpunkten" der „Troikau Gysi, 
Bisky, Modrow erhielten so gleich- 
sam eine „historische" Dimension. 

Die nicht immer „cooleu Reaktion 
der Angegriffenen tat ein übriges, 
die Stimmung anz~heizen.~ 

Dennoch ließen sich die Dele- 
gierten mehrheitlich weder vom Me- 
dienrummel noch von den Aufge- 
regtheiten in der Partei beirren, son- 
dern folgten den Empfehlungen des 
Vorstandes. Auch die Ergebnisse 
der Vorstandswahlen - Sahra Wa- 
genknecht wurde nicht wiederge- 
wählt, erzielte aber von den Nichtge- 
wählten das beste Ergebnis - ent- 
sprachen nur teilweise den Hoffnun- 
gen der .F!ndisU unterschiedlicher 
Couleur. Es stand zu befürchten, 

daß sich die Auseinandersetzungen 
auf dem Wege zur 2. Tagung noch 
verschärfen würden. Die insbeson- 
dere in den Heften 2 und 311995 der 
„Mitteilungen der Kommunistischen 
Plattform der PDS" dokumentierte 
und nicht gerade sachliche Auswer- 
tung der 1. Tagung durch die KPF 
und der gequälte Aufschrei der 38 
„TiefbesorgtenU im Mai6 schienen 
den Befürchtungen recht zu geben. 
Doch dann begann in Berlin die aku- 
te Phase der Kampagne zu den Ab- 
geordnetenhaus- und BVV-Wahlen. 
Wer die Ablösung der großen Koaliti- 
on ernsthaft anstrebte, hatte ande- 
res im Sinn als ideologische Haar- 
spaltereien. Das Wahlergebnis über- 
traf denn auch alle Erwartungen. 

Magdeburg offenbart den 
Bedeutungsverlust der KPF 

Daß vor diesem Hintergrund nun 
eine sachliche Diskussion über die 
jeweiligen Voraussetzungen und Be- 
dingungen von „Opponieren. Tole- 
rieren, Koalieren" unvermeidlich wur- 
de. braucht niemanden zu verwun- 
dern. Daß Veränderung zwar mit Op- 
position beginnt, aber keineswegs 
für alle Zeiten ausschließlich auf die- 
sem Wege anzustreben ist, kann ei- 
gentlich nur bestreiten, wer sie 
ernsthaft gar nicht will. 

Diejenigen, die auf dem Magde- 
burger Bundesparteitag ihre Diskus- 
sionsbeiträge im wesentlichen dar- 
auf reduzierten, mit erhobenem Zei- 
gefinger vor den ..Versuchungen" 
des Parlamentarismus zu warnen, 
und dabei auch keine Hemmungen 
hatten, „führenden Genossen" zu 
unterstellen, sie nährten Illusionen, 
„es käme nur darauf an, PDS-Mini- 
Ster in den entsprechenden Sesseln 
zu plazieren, und dann würden 
grundlegende Veränderungen 
schon möglich werdenu7, gingen je- 
denfalls mit keiner einzigen Silbe 
darauf ein, wie sie „die mit der Ei- 
gentumsfrage verbundene Überwin- 
dung der kapitalistischen Verhältnis- 
sem8 zu bewerkstelligen gedenken. 
Daß die Parteitagsmehrheit dieses 
Defizit sehr wohl registrierte, war 
schon am eher schütteren Beifall ab- 
zulesen. Entsprechend eindeutig 
waren dann auch die Beschlüsse. 
Weit weniger eindeutig war dagegen 
das Medien-Echo, insbesondere 
das der Printmedien. Beispielhaft für 
die divergierenden, aber dennoch 
bezeichnenden Tendenzen seien 
nur einige Stimmen angeführt. 

Während die Weit am Sonntag 
noch glaubte, ihre abgedroschene 

Selbstorganisation, Traditionen von Al- 
ternativinitiativen möglich und erfolg- 
versprechend. Und vor einem solchen 
Hintergrund besteht auch die Hoff- 
nung, daß ein möglicher Regierungs- 
wechsel in der Bundesrepublik auch 
ein Politikwechsel werden könnte. 

Gesellschaftliche Reformkräfte 
und „Bündnis für Arbeit" 

Susi MObbeck: In der zweiten 
Runde möchte ich Euch bitten, auch 
auf die Frage nach den gesellschaftli- 
chen Kräften für sozial-ökologische 
Reformen einzugehen, insbesondere 
auf die Frage nach der Bewertung und 
Positionierung der Linken zum Thema 
„Bündnis für Arbeit". Ich möchte in 
diesem Zusammenhang darauf ver- 
weisen. daß wir. als wir vor zwei Jah- 
ren mit den Zeitschriften Andere Zei- 
ten und spw in diesen Diskussions- 
prozeß eingestiegen sind, über die 
Chancen eines ökologischen New De- 
als miteinander diskutiert haben. 
Kernelemente dieses Gedankens wa- 
ren, durch eine radikale Arbeitszeit- 
verkürzung Arbeitsplätze zu schaffen. 
einen Umverteilungseffekt zu erzielen 
und gleichzeitig Mittel freizumachen 
für den ökologischen Umbau. Wenn 
man sich jetzt anguckt, was da in der 
Kanzlerrunde als „Bündnis für Arbeit" 
diskutiert wird, muß man feststellen, 
daß sowohl die Umverteilungskompo- 
nente völlig raus ist, als auch die öko- 
logische Seite und damit die Verbin- 
dung von sozialem und ökologischem 
Umbau nicht die geringste Rolle 
spielt. Die Frage, die wir hier zu beant- 
worten haben, ist, wie steht eigentlich 
die politische Linke zum „Bündnis für 
Arbeit". Bislang steht sie entweder 
wortlos oder lamentierend daneben. 
Wie sie aber politisch eingreifen will, 
bleibt bisher offen. 

Herrnann Scheer: Ich glaube, daß 
die Gewerkschaften zur Zeit nicht viel 
mehr tun können als sie tun. Wenn 
man sich in einer solchen gesell- 
schaftlichen Atmosphäre unter dem 
Vorzeichen der Standortpolitik zusam- 
mensetzt, dann stehen die Gewerk- 
schaften mit dem Rücken an der 
Wand. Dennoch kann man auch ge- 
wisse Spielräume erkennen. Wenn 
man zum Beispiel die IG Chemie be- 
trachtet, stellt man eine Tendenz zur 
Amerikanisierung der Gewerkschaf- 
ten fest. wo gesellschaftspolitische 
Aspekte eine immer geringere Rolle 
spielen. Es gibt aber auch die umge- 
kehrte Entwicklung zum Beipiel bei 
der IG BAU, die hat begonnen, sich 
ein neues gesellschaftspolitisches 
Grundkonzept zu entwickeln. Es ist 

von vielen noch garnicht wahrgenom- 
men worden, wie sich hier aus einer 
Betongewerkschaft gesellschaftsre- 
formerische Ansätze mit sozial-ökolo- 
gischer Orientierung herausbilden. 

Jürgen Trittin: Die lnitiative von 
Zwickel und der IG Metall „Bündnis für 
Arbeit" hat die Gewerkschaften in der 
politischen Diskussion zunächst in die 
Offensive gebracht. Das was sich 
dann in den Kanzlergesprächen dar- 
aus entwickelt hat, ist aber auch ein 
Dokument des gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisses, das sich in die- 
sem Lande herausgebildet hat. Daß 
nämlich aus einer gesellschaftspoli- 
tisch angelegten Initiative so etwas zu 
werden droht wie eine Neuauflage des 
Korporatismus. 

Das kann man an zwei Beispielen 
relativ einfach durch das Zitieren ma- 
chen. Da wird gesagt: "Angesichts 
knapper Kassen müssen steuerfinan- 
zierte Sozialleistungen zielgenauer auf 
jene Personengruppen konzentriert 
werden, die der Hilfe der Allgemein- 
heit am stärksten bedürfen." Das ist 
die gewerkschaftliche Absegnung der 
Mißbrauchstheorie der Konservativen. 
An anderer Stelle heißt es: „Überstun- 
den sollten wo immer möglich vermie- 
den und möglichst in die Erweiterung 
des Arbeitsplatzangebotes umgesetzt 
werden. Dazu können beispielsweise 
Instrumente zunächst befristeter Be- 
schäftigung ebenso wie Arbeitszeit- 
konten genutzt werden". Nun mag 
man mir Sophisterei vorwerfen, aber 
ich finde, der Tonfall allein da. wo der 
Indikativ, und da, wo der Konjunktiv 
verwendet wird, sagt sehr viel über 
das Kräfteverhältnis und auch darüber 
aus, was denn mit Mitteln gewerk- 
schaftlicher undloder staatlicher Poli- 
tik zu erreichen ist. 

Christina Schenk: Das „Bündnis 
für Arbeit" bringt aller Voraussicht 
nach weder im Hinblick auf eine ökolo- 
gisch verträgliche Produktionsweise 
noch gleichstellungspolitisch etwas 
und die Arbeitsplatzeffekte sind zu- 
mindest unklar. Interessant aber ist für 
mich, daß es gelungen ist, mit dieser 
Debatte den öffentlichen Diskurs auf- 
zumischen. Die Frage stellt sich da- 
her, ob es nicht doch gelingen kann, 
nach einer Phase der Lethargie prak- 
tisch mit subversiver Kreativität neue 
Ansätze in die Öffentlichkeit zu brin- 
gen oder auch neue Akteure ins Spiel 
zu bringen. 

Willi Brüggen: Das Bündnis für Ar- 
beit wurde ausgerufen als Gegenpa- 
role gegen die auf dem IG Metall-Kon- 
greß eher von linker Seite getragene 
Forderung nach der 30-Stunden-Wo- 

che. Da deutet sich schon der Über- 
gang zu einem korporatistischen 
Bundnis an, das die Rausgefallenen 
nicht mehr einbezieht. Trotzdem war 
in der ursprünglichen Konzeption 
auch das Bundnis zwischen denen, 
die noch Arbeit haben und denen. die 
schon keine Arbeit mehr haben, ange- 
legt war. Dann ging es aber über Zwi- 
schenschritte in die Kanzlerrunde und 
wenn man liest, was dabei rausge- 
kommen ist, dann ist da schon genau 
dieser Spaltungsdiskurs drin, auf den 
Jürgen Trittin hingewiesen hat. Die 
Gewerkschaften haben ja sogar einer 
teilweisen Kürzung der Arbeitslosen- 
hilfe faktisch zugestimmt. Und wenn 
man sich einmal auf diesen Spal- 
tungsdiskurs eingelassen hat, hat man 
nichts mehr in der Hand und kann 
schlecht gegen das 50-Punkte-Pro- 
gramm der Bundesregierung antre- 
ten, das das gleiche Prinzip in aller 
Deutlichkeit formuliert. Das ist die fata- 
le Logik, in die diese lnitiative inzwi- 
schen geraten ist. Auch für Rot-Grün 
ist das eine wichtige Erfahrung. Wenn 
es nicht gelingt, den Standort- und 
Spaltungsdiskurs durch eine erfolgrei- 
che Vollbeschäftigungspolitik auszu- 
trocknen, wird es auch keinen politi- 
schen Raum für ein gesellschaftlich 
hegemoniefähiges Reformprojekt ge- 
ben. 

Bedeutung von „Crossover" 
Susi MObbeck: Ich finde es gut, 

daß heute nicht über Koalitionen und. 
parteitaktische Fragen gesprochen 
worden ist, sondern über Inhalte, über 
Fragen nach Gemeinsamkeiten und 
Differenzen in den Reformperspekti- 
ven. Dies war ja auch der Ausgangs- 
punkt für den Gedanken eines „Cros- 
sover", wo wir gesagt haben, in dem 
eher subpolitischen Bereich, reprä- 
sentiert durch die drei Zeitschriften, 
die diese Veranstaltung getragen ha- 
ben, ist es einfacher mit Grenzüber- 
schreitungen zu beginnen und dabei 
auch die Frage nach gemeinsamen 
Reformprojekten zu stellen. Denn 
letztendlich Ist natürlich schon der ent- 
scheidende Punkt, daß es nicht dabei 
bleiben kann, gemeinsam zu diskutie- 
ren, sondern daß es auch darum ge- 
hen muß, zu fragen, inwieweit sind 
denn gemeinsame Reformprojekte 
auch im Handeln denkbar. Was sich 
eben nicht nur auf die parteipolitische 
Ebene bezieht, sondern auch auf den 
gesellschaftlichen Raum. In diesem 
Sinne wollen wir den Ansatz eines 
„CrossoverM fortsetzen. 

Wenn man sich jetzt 
anguckt, was da in 
der Kanzlerrunde 
als ,,Bündnis für 
Arbeit" diskutiert 
wird, muß man 
feststellen, daß 
sowohl die Um- 
verteilungskom- 
ponente vllllig raus 
ist, als auch die 
Ukologische Seite 
und damit die 
Verbindung von 
sozialem llkologischem und 

Umbau nicht die 
geringste Rolle 
spielt. 
(Susi Mllbbeck) 
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Das heißt, wenn wir 
wirklich von Umver- 

teilung reden und es 
dabei mit der 

Gleichstellung ernst 
meinen, müßte es 

dann schon heißen, 
daß es gehen rnuß 
um eine Umvertei- 

lung von Arbeit von 
Marinern zu Frauen 

und umgekehrt. 
(Christina Schenk) 

Ich behaupte, daß solange das so 
ist, solange der Blick ausschließlich 
auf die Erwerbsarbeit gerichtet ist, ver- 
hindert das die Entwicklung einer 
emanzipatorischen Strategie. Denn 
eine der entscheidensten Ursachen 
dafür, daß Frauen auf dem Arbeits- 
markt diskriminiert werden, ist die tra- 
ditionelle Arbeitsteilung in der Familie, 
also die vorrangige Zuständigkeit von 
Frauen für Kinderbetreuung und Haus- 
halt. Das macht ja für Arbeitgeber ne- 
ben Vorurteilen, die auch noch eine 
Rolle spielen, die Frauen zu unsiche- 
ren Kantonistinnen. Die Diskriminie- 
rung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
ist auch, wenn nicht sogar vorrangig, 
ein MAnnerproblem, zumindest ein 
Männer- und Frauenproblem. Das 
heißt, wenn wir wirklich von Umvertei- 
lung reden und es dabei mit der 
Gleichstellung ernst meinen. müßte es 
dann schon heißen, daß es gehen muß 
um eine Umverteilung von Arbeit von 
Männern zu Frauen und umgekehrt. 

Beschäftigungspolitik 
emanzipatorisch gestalten 

Der nächste Punkt: Arbeitszeitver- 
kürzung. Es wird immer wieder ge- 
sagt, Arbeitszeitverkürzung sei ein 
ganz wichtiger Beitrag zum emanzi- 
patorischen Umbau und gestern wur- 
de gesagt: Arbeitszeitverkürzung 
schafft gleiche Freiheit für Männer und 
Frauen. Hier wird nicht gesagt. daß Ar- 
beitszeitverkürzung für Frauen schon 
lange Fakt ist. Frauen arbeiten Teilzeit 
und Frauen finden offensichtlich auch 
nicht so ein Problem dabei. Arbeits- 
zeitverkürzung ist in erster Linie eine 
ganz gigantische Herausforderung für 
Männer, es ist eine ganz konsequente 
Anfrage an herkömmliche männliche 
Wertvorstellungen, an Normvorstellun- 
gen, an Karriereorientierungen. die mit 
der Arbeitszeitverkürzung ins Wanken 
geraten. 

Zur Frage des Lohnausgleichs bei 
Arbeitszeitverkürzung: Wenn ich wirk- 
lich einen emanzipatorischen Ansatz 
in der Arbeitszeitverkürzung sehen 
will, rnuß ich auch versuchen, mit der 
Arbeitszeitverkürzung einen differen- 
zierten Lohnausgleich bzw. eine Um- 
verteilung vorzunehmen. Das heißt 
also, die in der Regel noch immer zu 
niedrigen Frauenlöhne heraufzuset- 
zen und auch verbunden damit Spit- 
zenverdienste bei Männern abzu- 
schneiden. 

Dann nächster Punkt: Öffentlich 
geförderter oder gemeinwirtschaftli- 
cher Beschäftigungssektor. Auch hier 
wird nicht thematisiert in den Papieren, 
daß das durchaus eine geschlechts- 

spezifische Wirkung haben kann und 
daß es für die Linke nicht akzeptabel 
sein darf, daß die Frauen sich im ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor wiederfin- 
den und die Männer den sogenannten 
„ersten Arbeitsmarkt" oder die „richti- 
gen Arbeitsplätze" innehaben. 

Das heißt also abschließend, zu 
sagen, die Geschlechterfrage muß in 
das linke Welt- und Strategiemodell 
endlich eingebaut, integriert werden, 
sonst werden die reformpolitischen 
Konzepte mit Notwendigkeit falsch. 

Jakob Moneta: Wir tun so, als ob 
diese kapitalistische Gesellschaft 
nicht in der Lage wäre, das Problem 
der Arbeitslosigkeit zu lösen. Das ist 
falsch. Sie haben ihre eigenen Lösun- 
gen. Was bedeutet es denn, wenn 
man uns heute sagt, daß man 850.000 
Frauen in private Hauswirtschaft 
schicken will. Kollegin Schenk, man 
will sie also praktisch in die Erwerbsar- 
beit bringen. Aber unter welchen Be- 
dingungen? Ich erinnere mich noch 
gut an die Weimarer Zeit, wo es solche 
Dienstmädchen gab, die 20,30 DM im 
Monat bekamen, die eine Kammer zur 
Verfügung gestellt bekamen, wenn es 
eine gab, die von morgens bis abends 
arbeiteten, für die ganze Familie ver- 
antwortlich waren, vielleicht auch noch 
den Sexualunterricht für den Herrn 
oder auch für die Jungens in dem 
Haushalt machten. Und wenn wir da- 
hin zurückgehen sollen, dann frag ich 
mich, was bedeutet es? Aber das ge- 
schieht, es geschieht, man soll sich 
da nichts vormachen. 

Kulturelle Vermittlung nötig 
Sabine Kebir: Das Tolle, was hier 

stattgefunden hat, ist ja, daß der 
schreckliche Zustand unserer Gesell- 
schaft und der ganzen Welt nicht als 
naturgesetzmäßige Folge von Unab- 
änderlichkeiten dargestellt wird, son- 
dern daß wir von der Veränderbarkeit 
ausgehen und dafür gesellschaftliche 
Mehrheiten gewinnen wollen. Mit den 
Diskursen allein. die wir hier geführt 
haben, werden wir aber leider nicht 
allzuweit kommen. Es wird eine kultu- 
relle Vermittlung gebraucht und dar- 
über ist hier überhaupt noch nicht ge- 
sprochen worden. In meinen Augen 
ist das eine recht ökonomistische Ver- 
anstaltung geblieben. Wir müssen 
uns, wenn wir überhaupt Breitenwir- 
kung erreichen wollen auch darüber 
im klaren sein, daß gesellschaftliche 
Diskussionen auf breiter Ebene nur 
durch kulturelle Vermittlung möglich 
sein werden. Daß Kultur selbst wieder 
als demokratische Interaktion der Bür- 
ger verstanden wird. Wir müssen uns 
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gegen alle Versuche zur Wehr setzen, 
Kultur nur noch marktförmig zuzulas- 
sen, denn damit werden immer mehr 
Menschen von aktiver Beteiligung am 
gesellschaftlichen Leben ausge- 
schlossen. Da gibt es ja leider auch in 
der Geschichte der Linken schlechte 
Traditionen. Der Ökonomismus ist 
eine linke Tradition, die überwunden 
werden muß. 

Frieder Otto Wolf: Ich möchte an- 
fangen bei dem Problem der Kultur, 
das Sabine Kebir hier aufgeworfen 
hat. Ich würde Sabine allerdings nicht 
zustimmen, daß hier ökonomistisch 
gedacht worden ist, es ist versucht 
worden, ausgehend von dem harten 
Kern der ökonomischen Probleme 
Strategien zu denken. 

Wir müssen überlegen, wie wir zu 
einem wirklichen gemeinsamen Fo- 
cus. zu einer Bündelung kommen. 
Und ich glaube, das Problem „Arbeitu 
bietet sich hier wirklich als Bündelung 
an. Nicht nur deswegen, weil die Mas- 
senerwerbslosigkeit für die Betroffe- 
nen ein zerstörerisches Schicksal ist, 
nicht nur weil sie Armut und Ausschlie- 
ßung bedeutet und auch demokrati- 
sche Teilhabe zerstört, sondern auch 
weil sich gleichzeitig von vielen unbe- 
merkt ein Prozeß andeutet durch neue 
Formen der Organisation, ich nenne 
als Stichworte Unterauftragsvergabe, 
Fremdfirmenbeschäftigung, Outsour- 
cing, aber auch durch neue technolo- 
gische Möglichkeiten, ich nenne als 
Stichwort die virtuelle Fabrik. 

Wenn sich der Status dessen, was 
Arbeitnehmerlnsein heute bedeutet 
und in Zukunft bedeuten kann, so radi- 
kal verändert, dann ist auch das Ver- 
hältnis von Arbeitnehmerlnnen-orien- 
tierung und Mittelklassen völlig neu zu 
bestimmen. Vieles was sich als Mittel- 
klasse denkt und fühlt, ist längst Ar- 
beitnehmerln, vieles von dem, was wir 
vielleicht aus gewerkschaftlicher Tra- 
dition oder aus alternativer Tradition 
als Unternehmertum begreifen, gehört 
zu dem produktiven Zusammenhang, 
der allein in der Lage wäre, demokrati- 
scher Träger solcher ökonomischer 
Grundsatzentscheidungen zu werden. 
Wir müssen eine Politik entwickeln. die 
sich darum bemüht, den neuen Arbeit- 
nehmerstatus demokratisch so zu ge- 
stalten, daß er sowohl einschließend 
als auch bündnisfähig und damit 
mehrheitsfähig wird. An dem Punkt 
können wir bündeln und an dem Punkt 
ist auch eine produktive Auseinander- 
setzung zwischen den unterschiedli- 
chen Traditionen. die hier zusammen- 
kommen, Traditionen gewerkschaftli- 
cher Praxis, Traditionen feministischer 
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Propagandathese von der KPF-un- 
terwanderten PDS mit der Schlagzei- 
le untersetzen zu können .Viel Bei- 
fall für die Kommunistin Sahra Wa- 
genknecht", verzichtete das ND auf 
eine generalisierende Wertung, ließ 
aber dennoch durchblicken. daß 
Magdeburg keinesfalls als Ort des 
Triumphes für die KPF anzusehen 
ist. Die junge Welt, stets bestrebt, 
die Plattform für ihre Ziele zu instru- 
mentalisieren, vermerkte nach dem 
Parteitagswochenende mit tadeln- 
dem Unterton: „Die Taktik der PDS- 
Spitze ist aufgegangen. Der Partei- 
tag hat in ihrem Sinne funktioniert. 
Nichts von dem, was im Vorfeld die 
Gemüter erregte, ist wirklich disku- 
tiert, um keinen der für die PDS exi- 
stentiellen Konflikte ernsthaft gestrit- 
ten worden." 

Die Berliner Zeitung versah ihren 
Bericht U. a. mit der Zwischenüber- 
schrift „Machtlose KP-Plattform", 
und die taz schrieb direkt von einer 
„Niederlage der kommunistischen 
Plattform". Diese Einschätzung 
kommt nach meinem persönlichen 
Eindruck von Debatte und Abstim- 
mungen der Realität wohl am näch- 
sten. 

Es wäre zu begrüßen, wenn die- 
ses positive Ergebnis des Parteita- 
ges auch auf diejenigen ernüchternd 
wirkte. die immer noch die undialek- 
tische These vom absoluten Primat 
außerparlamentarischer Aktionen 
kol~ortieren. statt zur Kenntnis zu 
nehmen, daß deren Erfolg nicht zu- 
letzt davon abhängt. ob es in den 
parlamentarischen Gremien und in 
den Exekutiven auch die entspre- 
chenden Mehrheiten gibt, die bereit 
sind, dem Volkswillen Rechnung zu 
tragen. 

Es wäre zu wünschen, daß sich 
diese Einsichten nicht nur bei Partei- 
tagsmehrheiten, sondern in der ge- 
samten PDS durchsetzen. Auch bei 
denen. die bislang mit ihrer in „Bun- 
deskonferenzen" und ähnlichen in 
speziellen Satzungen verankerten 

scheri Plnttfonn der PDS 311993, 
S. 6-14. 

4 Boitii 1995. 
5 Selbst eiri niisonsten so riiiclitenzer 

Aiinlytiker ivie Jonckiirr Bischoff 
konrite sich der Aiifgeregtlieit rticht 
eritziehen. die siclt ~iichr iveriiger 
PDS-Mitglieder iiiid -Syiriparliisanteti 
berriachtigte. Er iiiiterzog zivnr die 
„A~itisozialistischen Strcttegieii" iri 
der vori ihr11 redigierte11 Zeitschrift 
Sozialismus (He3 2/1995. S. 25 )   in- 

ter de r  snrknstische~l Überschrift 
..Die Mdr voiri zeittinleri Srrntegie- 
ciiisschiiß" einer vei7iiclrteiirleit Kri- 
tik. Ai~dererseits nber scliied er culf 
cleni Pnrreitcig riiclit nirr- a i f  eigenen 
W~irisch nus derit Bundesvorstcirtd der  
PDS cius, sonderri verüffeerirlicltre iiit 
gleichen Heft der Sozialismus (S. 22-  
24)  auch eirtert ,.Regiorinlpartei - 
irielir nicht" betitelteri Artikel, iri derii 
e r  den P(irteitng als ,. Kntnstrophefiir 
die PDS" bezeichriet irrid sicli der  
nicissiven Kritik ( ~ I I I  ,. Fiihriiitgsperso- 
ricrl" der  Pnrtei oitsclilieJt. Er solirln- 

risiert sich dnriri expressis verbis iiiit 
Heribei? Piantl, der cirn 30. 1. 1995 irt 
de r  Süddeutschen Zeitung eineii ,.An- 
frtrtg vorri Ende der PDS" iiberschrie- 
benerl recht do~~pelbiidigeri Leitnrti- 
kel veriiffer~tlichte. in dern er rnassiv 
gegeri dns ,.Totsclilngivoi?" Stalinis- 
mus polerriisiert. Zivei gcirzze Spnlteri 
dieser Poleniik drirckt Bisclioff inz So- 
zialismus ctb, iirii seiiie Tliese, die 
gririze Stnlinisrrt~is-Debcirre sei eiri 
„Hirt- iriid Herweiicleri vor1 Schlng- 
ivorteiz". zus8tz/icli ririt dieser „Mnli- 
ittrrig" einer biiigerliche~i Zeiticitg zii 
iiiiterrri(iiieni. 

6 Zir rrittei3chiedliclieri Reciktiorieri n l f  
deii iiiz Neuen Deutschland vorrt 18. 
Mai 1995 cils Arizeige nbgedrirckterl 
Airfi-iif .,11i tiefer Sorge " s.  irisbesori- 
dere Disput 11/1995. 

7 So Snhra Wngeiiknecht i ~ i  ihrer 
Begriiizduizg des vorri Prirreitng 
cibgelehnteri ,,Strntegiepnpier:~" 
,.Deutsclilc~nd - 5 Jnlire vor der  Jeihr- 
tnuseitdivertde ". 

8 Eberirki. 

Daß Veranderung 
zwar mit Opposition 
beginnt, aber 
keineswegs für alle 
Zeiten ausschließ- 
lich auf diesem 
Wege anzustreben 
ist, kann eigentlich 
nur bestreiten, wer 
sie ernsthaft gar 
nicht will. 

Gremien planmäßig vorbereiteten 
Obstruktion die Arbeit der Partei un- I 

Bündnis für - wie bitte? A Blockierte Drogenpolitik A Ein anderes Frankreich 
A Die Kehrseite der CDU-Erfolgsgeschichte A Ausstieg aus der Kernenergie A 
Zukunftsfähiges Deutschland? A Hochschulen zwischen Standort und Stan- 
desdünkel A Danke Amerika! Dayton und die Deutschen A Einwanderung A 
Deutscher Sonderweg A Reichtum in Deutschland A Die EureWährung A 
Die AmAmerican Communiy A Über Japan, Amerika und die Halbwerts- 
zeit des nuklearen Triumphs A Gleichstellung ohne Quote A Political Correct- 
ness A Die vergessenen Völker A Grüne Grundwerte im Härtetest A 

Unvereinte Nationen A Wadfinder der Neuen Rechten A Frauen und die 
Zukunft der Arbeit A RuJland: Die richtungslose Transformation A Öko- 
Steuer A Palästina: Staat oder Enklavensammlung? A Labor Italien A Tsche- 
chischer Nationalismus? A Postreform: ab 12 Pfennig A A A 

Die Blätter kennenlernen 
nötig erschweren. I I 

1 Siehe dnzu z .  B. Michnel Berijniniii: 
Gednrikerl nrrch der  3 .  Tngurig des  2 .  
Parteitnges, in ,,Mitteilurigen der  
Ko~iintii~tistischeii Plnttforni der  
PDS" 1/1992, S. 3-6. 

Ich bestelle: Name: 
0 das aktuelle Heft Vorname: 

für 10 DM 
0 2 aktuelle Hefte für Str: 

zusammen 15 DM n.+, 
2 ,.Mnixisnt~is lind Opport~i~iiritiis": iri: UI L. 

,. WeiJ3enseer Bliitter ", 2/1992. 0 ein kostenloses äI- 
3 Siehe z.  B. Michnel Benij(irniii: Die I teres Heft Land: 

Koniniuitistische Plnttforni uiid die I 
er.ste Tagung des dritten Pcirteitnges. 
i ~ i :  Mitreilungeri der Koiiiiiii~ilisti- I 

Blätter Verlag, Postfach 2831,53018 Bonn 
Tel: 0228J650133, Fax: 02281650251 
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CROSSOVER - FÜR EINEN RADIKALREFORMERISCHEN NEUANFANG 

Andere Zeiten 
Forum für politische Ökologie 
und soziale Emanzipation 
vori Friedrich Heilrtictrin* 

D rei Zeitschriften aus dem po- 
litischen Raum von PDS, 
SPD und den Grünen veran- 

stalten diese Konferenz mit dem Titel 
"CROSSOVER - für einen radikalre- 
formerischen Neuanfang". 

Im August 1994. also 7 Wochen 
vor der Bundestagswahl. trafen sich 
die "Anderen Zeiten" und spw zum 
ersten Mal, um frei von parteipoliti- 
scher Räson (d.h. "verständiges Be- 
tragen") das Terrain für rot-grüne Po- 
litik miteinander abzustecken. Wir 
beschlossen trotz aller Defizite, die- 
sen Weg weiter zu gehen, dabei 
aber wichtige andere Teile der links- 
politischen Landschaft miteinzube- 
ziehen. Der neue Gesprächsgang 
wurde mit "Utopie kreativ" aufge- 
nommen. Nach einem Jahr Vorberei- 
tung und einer Vorkonferenz im ver- 
gangenen August können wir heute 
den ersten großen Schritt im CROS- 
SOVER-Prozeß gehen. 

Vom lnfoblatt des Linken Forums 
der Grünen.. . 

Die "Andere Zeiten - Forum für 
politische Ökologie und soziale 
Emanzipation" gibt es als Informati- 

* Friedrich Heilmnnii. h r i d  Brcrnderibrrrg. Physiker, 
1990 Mitglied iiti Voistnrid der Griineri Pol-rei in der DDR, 
clniinch Mitglied irn B~rridesvorstcriid der Griirieri bis 1994, 
z.Zt. Referentfiir Un~ic~eltpolitik in1 Berliner Biiro 
der Birnciestcrgsfrcrkkrio von Biiildrlis 90/Die Griirieri 

Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft 
vori Tlioiiias Westl~linl* 

ie Zeitschrift für Sozialistische D olitik und Wirtschaft wurde 
im Oktober 1978 aus den Rei- 

hen aktiver linker Jungsozialistlnnen 
ein zweites Mal gegründet, nach dem 
sie ursprünglich bereits in der Weima- 

* Thontcts Westplinl. Dortniu~id. Buridesvorsitzeilder 
der Jirsos iri der SPD 1993-1995, Mitliern~rsgebei- der spic 

onsblatt des Linken Forums - "LiFo- 
Info" - seit November 1989. Ein Vor- 
läufer erschien im Frühjahr 1989, der 
die 1. Konferenz der "undogmati- 
schen Linken" (in Berlin), vom No- 
vember 1988 dokumentierte. Diese 
undogmatische Linke wird dann 
"Linkes Forum" genannt. Das Linke 
Forum war gegründet worden von 
Leuten wie Claudia, Roth, Ludger 
Volmer, Jürgen Maier, Klaus Dräger 
und Jürgen Reents. Furore machte 
es sofort, weil es sich quer zum klas- 
sischen Strömungsstreit der Realos 
und Radikalökologen stellte und als 
sog. pragmatische Linke spätestens 
in Neumünster den Erfolg hatte. den 
lähmenden Flügelstreit in den Grü- 
nen zu überwinden. Dabei sollte 
nicht Diskussion verhindert, gedek- 
kelt werden, sondern die Debatte 
sollte offen und fair, dabei loyal und 
pointiert geführt werden. Dazu dien- 
te die Publikation "LiFo-Info". So sin- 
nig das Datum der ersten Nummer - 
kurz nach dem Fall der Mauer im No- 
vember 1989 - so kurz war auch das 
erste Leben, es endete mit dem 
(Chaos)Parteitag 1991 in Neumün- 
ster. Das Linke Forum und damit das 
LiFo-Info schien seine Funktion ein- 
gelöst zu haben. 

. . . zum Forum für politische 
Ökologie und soziale 
Emanzipation 

. Ln der Zeit der innerparteilichen 
Neuformierung nach dem West-Grü- 
nen Wahldebakel 1990 und der Fusi- 
on mit dem Bündnis 90 1992193 wur- 
de es wieder Zeit, der Linken aufzu- 
helfen. Im Januar 1993 erschien die 
erste Ausgabe der "LiFo-Info - neue 
Folge" und entwickelte sich unter 
dem alten-neuen Namen zu der Zeit- 
schrift, wie wir sie heute in die Hand 

rer Republik einige Jahre existierte 
und damals von Paul Levi gegründet 
worden war. 

Gründung durch linke Jungsoziali- 
stlnnen 

Das zweite Gründungsdatum Iäßt 
erahnen, daß die spw ein Kind jener 
Zeit ist, in der in Westdeutschland die 
politische Kultur vorherrschte, daß 
jede mehr oder weniger linkssozialisti- 
sche Strömung oder Gruppe, die et- 
was auf sich hielt, eine Zeitschrift vor- 
weisen mußte. Tatsächlich waren es 
vor allem die politische Vorgänge in- 

nehmen können. Einen vom Bundes- 
vorstand abgelehnten Wahlkampfs- 
logan für die Bundestagswahl 1994 
haben wir mit freundlicher Genehmi- 
gung durch den Autor übernehmen 
können: "Andere Zeiten". 

Die "Anderen Zeiten" sind nach 
wie vor die einzige sich grün-nah be- 
kennende Publikation, in der offen 
politisch-inhaltliche, die gesamte 
Partei interessierende Fragen disku- 
tiert werden. Die offizielle Parteizei- 
tung erfüllt die Funktion nicht, be- 
stenfalls einige Partei-Landeszeitun- 
gen, wie z.B. in Hamburg und Berlin. 

,,Crossover" als Ost-West-Dialog 
Wir nehmen mit Crossover einen 

Ost-West-Dialog auf. Ich glaube, 
daß wir im Osten, daß wir vom Osten 
her die stärkeren Eingriffe. die schär- 
feren Reformen. die radikaleren 
Schritte zum ökologisch-sozialen 
Umbau fordern müssen und das 
auch können. Gesellschaftspolitisch 
ist noch eine Breitenbildung ein- 
schließlich der nötigen Sensibilität 
für gesamtgesellschaftliche Solidari- 
tät da, die wir nutzen sollten. 

Und wir nehmen auch einen Ost- 
Ost-Dialog auf. In der ach so kleinen 
DDR haben wir in verschiedenen 
Welten gelebt - die Partei- und 
Staatsfunktionäre und die kritische 
BevölkerunglOpposition. Ge- 
sprächskontakte gab es kaum. 

Wir werden über die bewahrens- 
werten Traditionen und Begriffe 
ebenso reden müssen, wie über die 
Frage, was wirklicher Ballast ist und 
zu den Akten gelegt werden muß. 
Und über die Frage: "Wer sind über- 
haupt noch 'die Linken'?" 

Ich wünsche uns allen eine ergie- 
bige Debatte. 

nerhalb der SPD rund um den Par- 
teiauschluß des damaligen Juso-Bun- 
desvorsitzenden Klaus-Uwe Benne- 
ter, die die damaligen Gründungsmit- 
glieder dazu bewogen, mit der spw 
eine politisch-analytische Orientie- 
rungsbasis anzubieten, um auch je- 
nen, die von der restriktiven Politik der 
Parteiführung maßlos enttäuscht wa- 
ren, eine inhaltliche Perspektive jen- 
seits der Grabenkämpfe anzubieten. 

Die spw war ihrem Selbstverständ- 
nis nach nie ein einfaches argumenta- 
tives Munitionsdepot für die innerlin- 
ken Richtungsstreiterein der 70er Jah- 

CROSSOVER - DISKUSSION 

ist falsch, sie ist nicht verallgemeiner- 
bar und kann deshalb keine linke Phi- 
losophie sein. 

Ost-Erfahrungen einbringen 
Lothar Bisky: Ich will mich strikt an 

die Erklärung halten und da einige 
Punkte benennen. Vielleicht sage ich 
doch etwas zum Verschwinden der 
Politik. Ich denke, die Beobachtung ist 
richtig, ich sehe aber das Problem 
nicht gelöst, weil es vollzieht sich nach 
meinem Dafürhalten ein Kulturprozeß, 
der zunehmend zur Digitalisierung 
des Denkens neigt. Ein antiaufkläreri- 
scher Prozeß. der Diskurse und ande- 
res nahezu überflüssig macht oder 
wirkungslos werden Iäßt. Heute ist die 
Talkshow im Fernsehen das Denkmal 
vom Ende der Aufklärung. Auch für 
Linke wird es wichtig. was im Bereich 
der Informations- und Kommunikati- 
onsindustrie vor sich geht, dort sehe 
ich nämlich zunehmend eine Deregu- 
lierung und Privatisierung von Denken 
und Bewußtsein und das ist eine Fra- 
ge, die auf längere Sicht eine große 
Rolle spielen wird. 

Ich will mich auf die drei Eckpunk- 
te beziehen, die inhaltlichen Alternati- 
ven im Konferenzpapier. Die halte ich 
auch für gut. wenn es denn gelingen 
könnte, anhand dieser Erklärung in 
sachlicher Debatte und Auseinander- 
setzung zu bleiben. Die drei vorge- 
schlagenen Elemente radikale Ar- 
beitszeitverkürzung, doppelte Umver- 
teilung von oben nach unten und von 
Männern zu Frauen und den Aufbau 
eines neuen gemeinwirtschaftlichen 
Beschäftigungssektors, das ist etwas, 
wozu wir von der PDS uns in Bezie- 
hung setzen können. 

Es ist ja öffentlich geworden, daß 
auf dem Gebiet des ökologischen 
Umbaus auch die PDS in einem Kon- 
flikt steht. in dem andere Linke auch 
stehen. Horno ist so ein Beispiel dafür, 
daß auf der einen Seite die Interessen- 
vertretung für Arbeitsplätze in der Lau- 
sitz, wo ja eine Unmenge von Arbeits- 
plätzen verlorengingen, und die Frage 
„Ökologie ja oder nein?" ganz konkret 
steht. Dort gibt es heftige Debatten, 
die Kumpel haben versucht, einen er- 
heblichen Druck auf die PDS auszu- 
üben. Dort sind wir mit Fragen kon- 
frontiert, die neu sind und zu denen 
wir auch keine endgültigen Lösungen 
anzubieten haben. Ich will in dem Zu- 
sammenhang auch sagen, daß meine 
Skepsis gegenüber dem .,Bündnis für 
Arbeit" stündlich zunimmt. Ich fürchte, 
da8 die berechtigten Forderungen der 
Gewerkschaften wahrscheinlich drau- 
ßen vorbleiben. 

Zur Politisierung der Ökonomie: 
daß für den ökologischen Umbau und 
wirkliche soziale Gerechtigkeit indirek- 
te Steuerungsmechanismen nicht 
ausreichen, das scheint auch bei den 
verschiedenen Strömungen der PDS 
unstrittig zu sein. Es findet auch eine 
Debatte über Ökosteuer statt und na- 
türlich über neue Gemeinwirtschaft. 
Wenn das ein zentraler Begriff für den 
„Crossover"-Prozeß sein soll, dann 
wird vor allem noch zu diskutieren 
sein, wie diese neue Gemeinwirtschaft 
konkret aussehen soll. Unstrittig in der 
PDS ist programmatisch, daß die Do- 
minanz des privatkapitalistischen Ei- 
gentums über die Gesellschaft über- 
wunden werden muß; wie das ge- 
schehen soll, das ist offen, das will ich 
ausdrücklich sagen, da gibt es Debat- 
ten. Wirtschaftsdemokratie steht nach 
meinem Dafürhalten auch in der drin- 
genden Themenliste. 

Ich vermisse ein Reformprojekt Bil- 
dungsreform. Ich glaube, das ist zwin- 
gend nötig und gerade das, was er- 
fahren wurde mit der Übernahme des 
Bildungskonzepts hier im Osten, ist da 
wichtig. 

Bei den ganzen Reformprojekten 
ist natürlich die Frage zu stellen, was 
bringt der Osten ein in die Debatte. Et- 
was verankert irii Osten sind wir ja, 
und dafür will ich doch einen Vor- 
schlag machen. Ich glaube, bei die- 
sen Reformprojekten muß man sehen, 
daß wir auf dem Wege von der Bonner 
Republik zur Berliner Republik sind. 
Wenn nicht deutlich wird, daß nicht nur 
16 Millionen Menschen dazugekom- 
men sind, sondern auch eine be- 
stimmte andere Art von sozialer Erfah- 
rung und Kultur, dann wird es auch 
schwierig werden, über neue Ansätze 
in Bezug auf Reformalternativen zu 
debattieren. Ich will nur an einiges er- 
innern: Die Erfahrungen im Osten mit 
Gemeinwirtschaft, die müssen einge- 
bracht werden, und wir können nicht 
nur stehenbleiben bei der Auseinan- 
dersetzung mit der repressiven Seite 
der DDR. Etwas anderes, was ich ge- 
nauso für wichtig halte, das ist, daß 
man im Osten ja auch Erfahrungen 
einbringen kann in Bezug auf ressour- 
censparendes Wirtschaften etwa im 
Gesundheitswesen. Diese Erfahrun- 
gen aus dem Osten sollten aufgegrif- 
fen werden, auch die Erfahrung, die 
die Ostdeutschen haben mit dem dop- 
pelten Bruch, einerseits daß der Real- 
sozialismus implodiert, andererseits 
die Erfahrung, sich in neue Verhältnis- 
se einzuleben und relativ schnell fest- 
zustellen, was denn nun tatsächlich 
besser oder nicht besser ist. Da ent- 

wickelt sich etwas wie eine neue ost- 
deutsche Identität. Vielleicht sollte 
man aus dieser ostdeutschen Identität 
heraus die Frage stellen, welche Erfah- 
rungen denn diejenigen, die hier im 
Osten sind, einzubringen haben in Re- 
formprojekte. damit sie auch den Ein- 
druck haben, Teilhabe und Teilnahme 
der Bevölkerung aus dem Osten an 
Reformprojekten ist gewünscht und 
wird von Linken gefördert. 

Diksriminierung von Frauen ist 
auch ein Männerproblem 

Christina Schenk: Für mich als 
Feministin ist an diesem „Crossover"- 
Projekt interessant, wie es die Linke 
mit dem Feminismus und mit der Ge- 
schlechterfrage hält. Wenn Linkssein 
heißt, sich zu engagieren für Demo- 
kratie, für Partizipation, für Emanzipati- 
on, dann müßte es doch eigentlich klar 
auf der nackten Hand liegen, daß die 
Frage der Geschlechtergleichstellung 
nicht ausgeblendet werden kann. Ich 
meine, Linkssein ist ohne auch gleich- 
zeitig möglich. feministisch zu sein nicht mehr 

In der Erklärung zur Konferenz 
heißt es, „daß Demokratisierung und 
Gleichstellung der Frauen hier nicht 
als weitere Reformprojekte aufgezählt 
wurden, ist Absicht, sie bilden den im- 
pliziten roten Faden all unserer 
Vorschläge, ohne den auch die 
übrigen Vorhaben nicht gelingen kön- 
nen". Der erste Punkt, an dem ich stut- 
ze, ist die Gleichstellung der Frauen, 
mit wem sollen die Frauen gleichge- 
stellt werden? Was sollen Frauen lei- 
sten? Wo sind Frauen defizitär? In 
dem Moment, wo das so formuliert 
wird. ist mir klar, hier ist nichts begrif- 
fen worden. 

So, dann schaun wir mal nach 
dem impliziten roten Faden. Ich will 
jetzt nicht alle drei Reformprojekte 
aufdröseln, sondern mich auf eins 
beschränken, auf den Umbau der 
Arbeit. Das ist für mich ein sehr ent- 
scheidender Bereich, weil sich hier 
die ökonomische Selbständigkeit 
und damit die Autonomie von Frauen 
überhaupt entscheidet. Da heißt es 
im Programmtext zum Forum 1, daß 
es um die doppelte Umverteilung 
gehen muß von oben nach unten 
und von Männern zu Frauen. Von 
Männern zu Frauen, das heißt also, 
Arbeit ist wieder in alter linker marxi- 
stischer Tradition Erwerbsarbeit, 
ausschließlich Erwerbsarbeit, die 
gesellschaftliche Gesamtarbeit, not- 
wendige Gesamtarbeit, bleibt außen 
vor. Und das ist keine harmlose Ge- 
schichte, das hat Folgen. 

Wenn nicht deutlich 
wird, daß nicht nur 
16 Millionen 
Menschen dazu- 
gekommen sind, 
sondern auch eine 
bestimmte andere 
Art von sozialer 
Erfahrung und 
Kultur, dann wird es 
auch schwierig 
werden, über neue 
Ansetze in Bezug 
auf Reformalterna- 
tiven zu debattieren. 
(Lothar Bisky) 
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Hegemonie gewinnt 
man nicht zurück 

durch stdndige 
Wiederholung 

dessen, was man 
einmal gesagt hat, 

sondern indem man 
die prdzisere 

Diagnose und die 
problernrealisti- 

scheren Ansätze 
formuliert. 

(Hermann Scheer) 

gung an Politik an ihrer Lebenslage 
nichts ändern wird. Während sich die 
Beteiligung an Politik für bestimmte 
andere Schichten im wahrsten Sinne 
des Wortes auszahlt. Und dazwischen 
stehen die für eine Mehrheitsbildung 
notwendigen Mittelklassen. Diese Mit- 
telklassen zu gewinnen ist zur Zeit 
durchgängig nur den Konservativen 
möglich gewesen. 

Die Alternative von Links muß sein, 
erstens die Entpolitisierung und deren 
Ursache, die Ausgrenzung, zu durch- 
brechen, und gleichzeitig ein rationa- 
les Motiv zu stiften für die Mittelklas- 
sen in einer Situation tiefer Verunsi- 
cherung. Gesellschaftliche Solidarität 
setzt ein rationales Motiv für die mehr- 
heitsbildenden Schichten voraus, ihre 
eigene Verunsicherung, ihre sozialen 
Abstiegsängste nicht individuell, son- 
dern gesellschaftlich organisiert in So- 
lidarität mit den unteren Schichten zu 
lösen. 

Entdemokratisierung 
durch lnternationalisierung 

Hermann Scheer: Ich möchte an- 
fangen mit einem Zitat von Andre Brie, 
das Buch heißt "Die Wahrheit lügt in 
der Mitte", und ein Aphorismus, an 
den ich im Moment gerade denke, ist: 
„Da0 die Augen vor den Problemen 
verschlossen werden, ist das größte 
Problem, vor dem heute die Augen 
verschlossen werden." Und dieses 
trifft leider auf die gesamte Situation 
der Linken in'den letzten Jahren zu. 
Wir haben einen unglaublichen Theo- 
rieverlust in der Linken. Hegemonie 
gewinnt man aber nicht zurück durch 
ständige Wiederholung dessen, was 
man einmal gesagt hat, sondern in- 
dem man die präzisere Diagnose und 
die problemrealistischeren Ansätze 
formuliert. 

Ich spreche in der Tat von einer 
zunehmenden Ausschaltung des Poli- 
tischen, und da unterscheide ich mich 
etwas von dem. was Jürgen Trittin 
eben gesagt hat, obwohl das keine 
SPD-Grün-Debatte ist. Die Differenzen 
oder Einschätzungsunterschiede 
durchziehen ja im Grunde genommen 
alle. Es sind fünf Elemente, die ich hier 
kurz ansprechen will. 

Der erste Punkt ist, daß durch die 
Globalisierung der Ökonomie eine Re- 
duzierung staatlicher Institutionen zu 
Kolonialverwaltungen multinationaler 
Konzerne stattgefunden hat. Die dür- 
fen zwar noch gewählt werden, sie ha- 
ben aber in den substantiellen Dingen 
immer weniger zu sagen, sie mussen 
folgen auf Gedeih oder Verderb. Dies 
wird nun von einigen als Naturgesetz 

hingenommen, das ist aber falsch. 
Denn es ist von Menschenhand ge- 
schaffen, was hier entstanden ist, 
aber es ist über Jahre hinweg keine 
Alternative dazu entwickelt worden. 
Die Linke hat grob versagt - mit eini- 
gen wenigen personellen Ausnahmen 
- etwa bei der Debatte über das GAlT. 
Jahrelang ist die Debatte geführt wor- 
den und es gibt kaum eine kritische 
Stellungnahme dazu. Dann muß man 
sich auch nicht wundern, wenn bei der 
Abstimmung im Bundestag die Grün- 
de der fünf Abgeordneten aus der 
SPD, die dagegen gestimmt haben - 
davon sitzen drei oder vier hier, ich 
auch -, nicht wahrgenommen wurden. 

Zweiter Punkt: Es ist ja klar, daß 
durch die Internationalisierung, die 
auch auf der politisch institutionellen 
Ebene stattfindet, das Demokratiede- 
fizit auf nationaler Ebene wächst, ohne 
daß es ein internationales Äquivalent 
dazu gibt. Die Vorstellung, daß sich 
die Modelle der Demokratie, die ja 
sehr viel mit Transparenz, Erreichbar- 
keit und Kontrollierbarkeit politischer 
Akteure zu tun haben, beliebig inter- 
nationalisieren lassen und das auch 
noch multisprachlich, halte ich für eine 
Illusion. 

Dritter Punkt: Ich glaube, daß wir in 
einer Situation sind, in der der klassi- 
sche Politikertypus des fachbezoge- 
nen Sozialingenieurs am Ende seines 
Lateins ist. Wir haben eine Fülle von 
Fachpolitikern, aber wo bleibt der Poli- 
tiker? Ein Pendant zu diesem Sozialin- 
genieur ist die konsensorientierte Poli- 
tik, denn die einzelnen Fachleute müs- 
sen natürlich alles aufeinander ab- 
stimmen. Das nennt man dann Kom- 
plexität und es macht ein erhebliches 
Maß an wachsender Unübersichtlich- 
keit der Politik aus. 

Vierter Punkt ist der Verlust der Öf- 
fentlichkeit, den ich hier nicht ausfüh- 
ren will und der fünfte Punkt ist die Al- 
ternativarmut, die für uns heute bei der 
Debatte der Schlüsselpunkt sein soll- 
te. Ich glaube, es ist unverzichtbar für 
die Mobilisierung von Menschen für 
politische Ziele, daß es ein Gegnerbe- 
wußtsein gibt. Gäbe es keine gegen- 
teiligen Interessen mehr und würden 
die nicht politisch repräsentiert, dann 
wäre alles ein Appell ans Bewußtsein, 
ans Umdenken, an die Moral, dann 
braucht man in der Tat auch keine po- 
litischen Akteure mehr und das ist 
gleichbedeutend mit dem Verfall poli- 
tischer Bewegung. 

Begriffe inhaltlich besetzen 
Die Frage ist, wie hängt das jetzt 

mit den Begriffen zusammen. Die 
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Neoliberalen haben sich positiv be- 
setzte Begriffe genommen wie Dere- 
gulierung. Da niemand gerne Zwang 
hat, klingt Deregulierung positiv. Ist 
das aber Deregulierung, was da statt- 
findet? Im Grunde genommen ist es 
doch nichts weiter als die Übertra- 
gung von Eigentumsverhältnissen von 
der öffentlichen Hand auf Private mit 
zunehmender Monopolisierung, also 
privatwirtschaftlicher, internationali- 
sierter Regulierung. Das heißt dieser , 
Begriff Deregulierung führt in die Irre. 
Er ist ein ideologischer Begriff der 
Neokapitalisten, mit dem sie verbrä- 
men. was sie in Wahrheit tun. Daraus 
ergeben sich dann Aversionen bei 
den Linken gegenüber Deregulierung. 
obwohl es natürlich Bereiche gibt, wo 
die Linke umstrukturieren müßte, also 
die alte Regulierung durch neue Struk- 
turen ersetzen müßte. Diese Debatte 
hat sie kaum geführt. 

Ein öffentliches Stromversor- 
gungsunternehmen, das nichts weiter 
macht, als mit aller Gewalt die Revitali- 
sierung der Atomenergie zu betrei- 
ben, handelt mit Sicherheit nicht im öf- 
fentlichen Interesse. Und andere, die 
private Windkraftanlagen betreiben, 
operieren viel mehr im gesellschaft- 
lichen Interesse als RWE oder 
Preussen Elektra oder andere. Also 
mussen wir doch die Frage inhaklich 
ansetzen: Was muß öffentlich sein und 
was nicht? Und dann kommen uns auf 
einmal Gedanken zu Dingen, die 
heute privatwirtschaftlich gemacht 
werden. aber öffentlich sein rnüßten. 
Und dann kommen uns Gedanken zu 
Dingen, die öffentlich gemacht wer- 
den, aber bei denen es im Grunde 
genommen besser wäre, wenn sie gar 
nicht mehr mit der öffentlichen Hand 
identifiziert werden, weil das was sie 
tun, nicht mehr im allgemeinen Inter- 
esse liegt. 

Damit komme ich zum letzten Be- 
griff: Bei der Solidarität müssen wir ja 
reflektieren, was das heute bedeutet. 
Im Grunde genommen ist die Ökolo- 
giefrage eine elementare Solidaritäts- 
frage spätestens mit der nächsten Ge- 
neration. Wer die Ökologiefrage als 
eine immaterielle Frage behandelt ge- 
genüber den harten materiellen Fra- 
gen der Ökonomie, hat sie überhaupt 
nicht verstanden. Und so wird auch 
die Standortdebatte zunehmend unter 
nationalem Solidaritätsvorzeichen ge- 
führt, obwohl völlig klar ist, da8 die Fol- 
gen total entsolidarisierend sind. Die 
Philosophie der Weltbank, daß mög- 
lichst alle Staaten mehr exportieren als 
importieren sollen, geht doch schon 
rechnerisch nicht auf. Die Philosophie 
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re. Das Projekt spw war immer geleitet 
von dem Gedanken, die Zersplitte- 
rung der Linkskräfte zu überwinden. 
Dafür wurde Strategien und Politikkon- 
zepte gemeinsam mit anderen Grup- 
pen. Initiativen und Bewegungen in- 
nerhalb und außerhalb der SPD kon- 
trovers und konstruktiv diskutiert. Da- 
für wurden eigene theoretische Beiträ- 
ge und Richtungsorientierungen ein- 
gebracht, um so mitzuhelfen, die 
linkssozialistische gesellschaftliche 
Analysekraft und Politikfähigkeit auf 
der Höhe der Zeit zu halten. In den zu- 
rückliegenden achtzehn Jahren spw 
hat es drei Markierungs- und Wende- 
punkte gegeben. die dieses politische 
Selbstverständnis verdeutlichen: 

Linkssozialistische Analysen 
und Politikfähigkeit 

Anfang der achtziger Jahre ent- 
standen aus der Arbeit der spw die 
„Herforder Thesen zur Arbeit von Mar- 
xisten in der SPD". Die Thesen waren 
der erste Versuch, nach der Verab- 

U topie kreativ" ist ein Kind der 
Wende in der DDR. Die Zeit 
schrift erschien das erste 

Mal im Septem-ber 1990 - gemacht 
von PDS-Mitgliedern, die alles Mögli- 
che. aber auf keinen Fall eine Partei- 
zeitschrift wollten, sondern eine Zeit- 
schrift, die sich zwar zur ihrer Nähe 
zur PDS bekennt, in der aber die ver- 
schiedenen Richtungen der Linken - 
unabhängig von der Parteizugehö- 
rigkeit - zu Wort kommen sollte. Das 
Wort von der Ökumene der Linken 
wurde gerade in der Anfangszeit oft 
verwendet. Am Anspruch hat sich 
nichts geändert. Der ursprüngliche 
Titel hatte übrigens ..Utopie konkret" 
gelautet. Durch einen Einspruch der 
Zeitschrift „konkretu ging er uns al- 
lerdings verloren. 

Diskussion konkreter Utopien 
„Utopie konkret" war von Anfang 

an als Programm gedacht, und zwar 
als Programm in doppelter Hinsicht. 
Ein Lieblingsterm in der Ideologie 
des Staatssozialismus war die Beru- 
fung auf Engels Deklaration der 
Überwindung des utopischen Sozia- 
lismus durch den wissenschaftlichen 
Sozialismus gewesen - verkürzt in 
der Losung: von der Utopie zur Wis- 
senschaft. In diesem Denken galt 
Utopie als Schimpfwort, als Stigma, 
als Synonym für Illusion. - Mit Blochs 
.,konkreter Utopie" sollte der endgül- 
tige Bruch mit diesem Denken 

schiedung des Goderberger Pro- 
gramms wieder eine Basis für klas- 
senbewußte Politikansätze in der SPD 
zu schaffen. 

Ende der achtziger Jahre fomulier- 
te eine junge Generation aus den Rei- 
hen der aktiven Jusos, -53 Thesen" 
für eine moderne sozialistische Politik- 
konzeption. Dei Leitgedanke dieser 
Arbeit war die soziale Formierung der 
zukünftigen Klassenlandschaft und 
das Mitwirken an der Entstehung ei- 
nes Bündnisses von Arbeit, Wissen- 
schaft und Kultur. 

Die Zersplitterung der Linkskräfte 
überwinden 

Im Oktober 1993 wurde die Her- 
ausgeberschaft der Zeitschrift spw 
auf eine neue politische Baiss gestellt. 
Wichtige Vertreterlnnen unterschiedli- 
cher politischer Ansätze und Traditio- 
nen, die sich in den 70er Jahren zum 
Teil schroff ablehnend gegenüber- 
standen, haben sich unter dem Dach 
der spw zusammengefunden. Ihr An- 

signalisiert werden. Die Gründer der 
Zeitschrift - das zur Erinnerung - wa- 
ren ja nicht nur drei DDR-Gesell- 
schaftswissenschaftler. sie kamen 
auch allesamt aus der SED. 

Doch nicht nur um Abgrenzung 
ging es. Es war ja auch die Zeit, als 
die Eliten des Westens das Ende der 
Geschichte, das Ausscheiden jegli- 
cher Utopien aus dem Denken feier- 
ten - und sich viele Linke in die Un- 
verbindlichkeit verabschiedeten, 
nicht nur im Osten, auch im Westen. 
Mit dem Bezug auf Blochs konkrete 
Utopie unterstrichen wir die radikale 
Veränderungsbedürftigkeit der für 
uns neuen gesellschaftlichen Reali- 
täten. 

Jenseits des Realsozialismus 
In der praktischen Arbeit der letz- 

ten Jahre lag jedoch das Schwerge- 
wicht bei den Diskussionen um den 
Realsozialismus. Wir hielten das für 
nötig, und wir halten dies weiterhin 
für nötig - wie nicht zuletzt unsere letz- 
ten Hefte beweisen. Denn über Per- 
spektiven nachzudenken, hat für uns 
nur Sinn. wenn man weiß, woher man 
kommt. Das ist auch einer der Grün- 
de. warum in unserer Zeitschrift nach 
wie vor ostdeutsche Diskussionszu- 
sammenhänge dominieren. 

Ein zweiter Problemkreis, der uns 
stark beschäftigt. sind die in Osteu- 
ropa ablaufenden Veränderungen - 
auch das ist für uns eine Vorausset- 

spruch ist es, dabei mitzuhelfen, den 
provozierenden Widerspruch zwi- 
schen dem Ausmaß des gesellschaft- 
lichen Problemdrucks und dem Grad 
der Zersplitterung der radikalen Re- 
formkräfte in unserem Land zu über- 
winden. 

Möglicherweise werden wir in eini- 
gen Jahren diese heutige "Crossover- 
Konferenz" als vierten Meilenstein in 
der Entwicklung des spw-Projektes 
auflisten. Denn auch heute und in der 
Zukunft der Zusammenarbeit dieser 
drei Zeitschriften geht es darum, die 
Parteigrenzen und politischen Tren- 
nungslinien, die üblicherweise immer 
zur Abgrenzung und negativen 
Selbstdefinition herhalten müssen, als 
produktives Spannungsfeld zu begrei- 
fen. Als einen Raum, in dem durch 
Überkreuzung von bisher strikt gegen- 
sätzlich gedachten Projekten unter 
Umständen etwas völliig Neues ent- 
steht. 

Utopie kreativ 
Diskussion sozialistischer Alternativen 
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zung für das Entwickeln von Per- 
spektiven. 

Die Diskussionen um Reformal- 
ternativen stecken dagegen bei uns 
vielfach noch in den Anfängen - ge- 
messen am Stand, die die Diskussi- 
on in der Westlinken erreicht hat. 
Hier liegt das Gewicht nach wie vor 
auf der Demokratie-Problematik, 
was vielleicht nicht ganz so über- 
rascht, sind wir doch nach dem Er- 
lebnis von Schein-Demokratie gera- 
de in diesem Punkt etwas sensibili- 
sierter, als man es im Westen ge- 
meinhin ist. 

Bringen wir in diese Konferenz 
nur Defizite ein? 

Ich glaube nicht. Unser Blick 
auf Reformalternativen ist wahr- 
scheinlich ein etwas anderer als 
der westliche, denken wir Alternati- 
ven doch immer aus der Perspekti- 
ve der eigenen Scheiterns - aus der 
persönlichen Erfahrung heraus. 
was praktisch geht. und was prak- 
tisch nicht geht. 

* Jiirg Schiitr-~irtipf, 
Historiker. Redcikieirr vor1 .. Utopie krecitiv " 
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Crossover - für einen 
radi kalreformerischen 

W 

Erklärung der Konferenz am 3. und 4. Februar 1996 
in Berlin 

rotz der drängenden ökologischen und sozialen 
Probleme und obwohl es wenig Grund gibt, das 
westliche Gesellschaftssystem für das bestmögli- T 

che zu halten, scheint ein grundlegender politischer 
Richtungswechsel in immer weitere Ferne zu rücken. Bei 
unserem politischen Engagement machen wir eine merk- 
würdige Erfahrung: 

Unsere Überzeugung. daß es so nicht weitergehen 
kann. trifft auf wachsende Zustimmung - vor allem bei 
den Jüngeren. 

Nur bleibt das leider ohne Folgen. Niemand scheint 
mehr zu glauben, daß die notwendigen Richtungswech- 
sel noch durchsetzbar sind. Die altklug machtfixierte Hal- 
tung, daß nur der gewinnen könne, der gelernt hat, poli- 
tisch mit dem Strom zu schwimmen, ist zur neuen Herr- 
schaftsideologie geworden. Politisches Engagement, 
das über die machtzynische Verwaltung und Optimie- 

rung der ökonomischen 
Das „Verschwinden der Politik" ist und wahltaktischen Sach- 

eine Folge der wirtschaftlichen De- zwänge hinaus geht, gilt 
als unzeitgemäß. 

regulierungspolitik der vergange- Inzwischen reicht es 

nen fünfzehn Jahre. nicht mehr aus, sachlich 
Recht zu bekommen und 

an gesellschaftliche lnteressen anzuküpfen. Politik ist zu 
einem seltenen Luxusgut geworden. 

Wer politisch etwas bewirken will. muß vor allem 
glaubhaft machen. daß es eine Chance gibt, den dafür 
notwendigen politischen Handlungsspielraum zu er- 
kämpfen. 

Der Kampf der Argumente und lnteressen wird immer 
stärker durch das stille und hintergründige Ringen um die 
Verengung, Zerstörung oder Rückeroberung der politi- 
schen Räume überlagert. 

Das ,,Verschwinden der Politik" 
Das .,Verschwinden der Politik" ist eine Folge der wirt- 

schaftlichen Deregulierungspolitik der vergangenen fünf- 
zehn Jahre. Das Ende der Systemkonkurrenz hat den De- 
regulierungsprozeß weiter beschleunigt. Das Resultat 
dieser Entwicklung ist eine tiefgreifende Destabilisierung 
der Strukturen regionaler und weltweiter Arbeitsteilung. 
Die Frage, wer, wo und was zum weltgesellschaftlichen 
Reichtum beiträgt, steht überall jeden Tag neu zur Dispo- 
sition. Nur die Eigentumsverhältnisse bleiben gesichert. 
Alle übrigen gesellschaftlichen Institutionen müssen ihre 
Existenzberechtigung vor der unerbittlichen Prüfinstanz 
der vermachteten kapitalistischen Weltmärkte immer neu 
beweisen. Im Unterschied zur Nachkriegsperiode geht 
es jetzt nicht nur um die Verteilung des Reichtums, 
sondern um die noch existentiellere Frage. an seiner 
Herstellung und Reproduktion überhaupt mitwirken zu 
können. Durch die andauernde Massenarbeitslosigkeit 

wird die Teilnahmeberechtigung am Verteilungskampf 
selbst zu einem umkämpften Privileg. Für die entwik- 
kelten kapitalistischen Länder ist das eine neue Situation. 
In den sog. Dritt-Welt-Staaten wurde sie früher durch die 
Systemkonkurrenz gemildert. Sie konnten mit System- 
wechsel drohen. lnzwischen sieht sich jeder Einzelne, 
sehen sich ganze Staaten und Regionen vom Ausschluß 
aus der „ökonomischen Weltgesellschaft" bedroht. 
Staatsangehörigkeit, Bildungsstand, familiäre Bindungen 
oder Gewerkschaften bieten immer weniger Schutz. Mit 
Streik oder Systemwechsel kann nur drohen, wer wirklich 
benötigt wird. Das ist für immer weniger Menschen und 
Regionen der Fall. Dadurch verändern sich auch die 
individuellen Handlungskalküle. Der Kampf um Teilhabe 
und Selbstbehauptung in den klientelistisch vermach- 
teten Strukturen einer politisch entfesselten Kapital- 
wirtschaft wird dadurch in der Tat zum entscheidenden 
Motiv. 

Die Wirtschaft beherrscht die Politik 
Die Wirtschaft wird zum Schiedsrichter der Politik. 

Gute Politik ist nur die, die dem eigenen Klientel Teilhabe 
am Kernbereich der weltweiten Reichtumsproduktion si- 
chert. Die kurzsichtigen betriebswirtschaftlichen Einzel- 
kalküle werden dadurch zum politisch entscheidenden 
Kriterium. Grundsätzlich ist das nichts neues. Die für ka- 
pitalistische Gesellschaften charakteristische Trennung 
von Politik und Ökonomie bringt mit sich, daß sich Politik 
an Unternehmensentscheidungen orientieren muß, ohne 
diese selbst direkt beeinflussen zu können. lnzwischen 
hat sich das Verhältnis beider Sektoren aber weiter zu bin- 
gunsten der Politik verschoben. Sie hat sich selbst zu ei-. 
nem scheinautonomen Erfüllungsgehilfen des ökonomi- 
schen Standortwettbewerbes gemacht. Weil die Politik 
darauf verzichtet, die Maximen ihres Handelns selbst zu 
formulieren, wird ihr das eigentlich Politische genommen. 
Sie wird entpolitisiert. Wo die Entscheidungskriterien für 
die einzelnen „FachproblemeM schon feststehen, können 
die noch bleibenden Spielräume am besten durch fach- 
wissenschaftlich und verwaltungsjuristisch abgesicherte 
bürokratische Regelsysteme gefüllt werden. Gesell- 
schaftliche Debatten, Meinungsbildungsprozesse und 
Einflußmöglichkeiten sind dabei in der Tat unnötig und 
häufig eher disfunktional. Die entpolitisierte Politik wird so 
zur exklusiven Angelegenheit von Fachleuten, Staatsbe- 
amten und Juristen. Daß sich dafür immer weniger Men- 
schen interessieren. kann man ihnen nicht vorwerfen. 
Weil es keine Alternativen mehr zu geben scheint. wird 
die Politik so langweilig. daß sich nur noch diejenigen da- 
mit beschäftigen, die dafür bezahlt werden. Die gesell- 
schaftliche Öffentlichkeit verliert ihren gemeinsamen Be- 
zugspunkt und verfällt zu einem medieninszenierten Bei- 
werk der Werbewirtschaft. Was den Politikern bleibt, ist 
die medienbezogene personale Repräsentation der tech- 
nokratischen Entscheidungsprozesse. Am Ende haben 
Parteien und Wähler nur noch darüber zu befinden, wel- 
che Personen diese Prozesse am besten nach außen re- 
präsentieren und nach innen stabilisieren können. Demo- 
kratie verkommt zum leeren Karrierespiel. 

Mit wachsendem Rückzug von der Politik wird auch 
die Legitimationsbasis der ,.politischen Klasse" immer 
schmaler. Immer häufiger sieht sie sich gezwungen, 
wichtige Grundsatzentscheidungen wie z. B. die Unter- 
zeichnung der Maastrichter Verträge durchzuziehen, 
ohne überhaupt zu wissen, was die Wähler und Wählerin- 
nen davon halten. Dadurch wächst das Risiko schwer 

Sen für die hier erbrachten Leistungen 
kostendeckende Gebühren oder Prei- 
se erhoben werden. Zusätzlich sollten 
die die bisher für aktive Arbeitsmarkt- 
politik ausgegebenen Mittel herange- 
zogen werden. Ökosteuereinnahmen 
können überall dort zur Finanzierung 
beitragen, wo es sich um ökologische 
Umbauinvestitionen handelt. 

Zur Arbeitszeitverkürzungsdebat- 
te: Es hängt unserer Auffassung nach 
alles davon ab, ob es gelingt, die öf- 
fentlichen Hände dazu zu bewegen, 
die Gemeinkosten der Arbeitslosig- 
keit, die sie einsparen würden, wenn 
es weniger Arbeitslose gäbe, zur Fi- 
nanzierung des Lohnausgleiches mit 
zu verwenden. Diese Mittel würden 
ausreichen, um mindestens die Hälfte 
des Lohnausgleiches zu finanzieren, 
der für eine Arbeitszeitverkürzung not- 
wendig ist. Ich bin sicher, wenn es aus 
dem politischen Raum eine Vorgabe 
gäbe, daß die Hälfte des Lohnausglei- 
ches bezahlt wird, dann würde die 
ganze Arbeitszeitverkürzungsdebatte 
wieder einen Riesenaufschwung erle- 
ben. 

Politik braucht Polarisierung 
Jürgen Trittin: Ich will bei dem Be- 

fund, den die Abschlußerklärung vor- 
gelegt hat, vielleicht an zwei Punkten 
ein Fragezeichen setzen. Da ist die 
Rede vom Verschwinden der Politik. 
Mein Eindruck dieser politischen De- 
batte ist, daß es sehr widersprüchliche 
Befunde gibt. Wer sich mal diesen be- 
rühmten Plan für Amerika von Newt 
Gingrich anguckt, der kommt ja nicht 
darum herum festzustellen, daß wir es 
hier mit einer Repolitisierung, ja nach- 
gerade Reideologisierung von Politik 
zu tun haben. Deswegen wäre ich ein 
bißchen vorsichtig bei dem Befund 
„Entpolitisierung oder Verschwinden 
der Politik". Was ist eigentlich, wenn 
sich diese Entpolitisierung von Politik, 
dieses Verschwinden von Politik, re- 
duziert auf das Verschwinden einer 
emanzipatorischen, einer linken Poli- 
tik? 

Was das Spannungsverhältnis 

und gerade die bundesdeutschen 
K ~ n ~ e ~ a t i ~ e n  - haben wir es damit zu 
tun, daß Politik, insbesondere Wirt- 
schaftspolitik, widersinnigerweise 
wahrend alle Welt vom Globalismus 
redet, in extremem Maße renationali- 
siert wird. Wir kennen keine Nationen 
mehr, wir kennen nur noch Standorte. 

Die erste Voraussetzung, um poli- 
tische Inhalte für eine emanzipatori- 
sche linke ökologische Politik zu trans- 
portieren ist doch, sich wieder darüber 
klarzuwerden, daß sich Politik auch 
unter diesen veränderten Bedingun- 
gen der sogenannten Mediendemo- 
kratie über Polarisierung und nicht nur 
über den herrschaftsfreien Diskurs der 
jeweils besseren Konzepte vollzieht. 
Es ist auf der Linken eine weit verbrei- 
tete Vorstellung. daß sich Politik nicht 
mehr in Polarisierung und nicht mehr 
in Abgrenzung zum politischen Geg- 
ner vollzieht. Nie würde jemand im 
Adenauerhaus sich auf eine solch' 
naive Vorstellung einlassen, außer zu. 
dem Zwecke, sie anderen aufzu- 
schwatzen, um sie entsprechend 
wehrlos zu halten. Entscheidend in 
meinen Augen ist der Befund, daß es 
in dieser Republik funktioniert, Mehr- 
heiten darüber zu organisieren, daß 
man ausgrenzt und Feindbilder orga- 
nisiert. Es sind durchgehend rechte 

zusammen auf eine offen neoliberale 
thatcheristische Lösung oder große 
Koalitionen, die den in England prakti- 
zierten Umverteilungsprozeß von un- 
ten nach oben dann eben nicht markt- 
reguliert, sondern politisch reguliert 
betreiben. Was es kaum noch gibt, 
und jetzt bin ich an der Stelle, wo ich 
Polarisierung einfordere, ist Alternati- 
ve jenseits davon. 

Was versäumt worden ist von 
Links ist, einen ganz klaren Kontra- 
punkt zu setzen gegen die Politik, die 
da sagt: wir haben ein Standortpro- 
blem. Wenn die Bundesrepublik 
Deutschland ein Standortproblem hat, 
was ist dann eigentlich mit Portugal, 
was ist mit Tschechien, was ist mit 
Ländern Schwarzafrikas, was haben 
die denn dann? Wir haben massive 
Probleme was Arbeitslosigkeit angeht, 
aber eins haben wir nicht: ein Stand- 
ortproblem. In Deutschland wird soviel 
Geld verdient wie lange nicht mehr. In 
allen ökonomischen Berechnungen, 
die es zur Standortqualität gibt, liegt 
die Bundesrepublik auf dem ersten 
Platz der Europäischen Union und un- 
ter den ersten zehn, in der Regel unter 
den ersten fünf der Nationen. 

Die MehrheitsfBhigkeit der Konser- 
vativen in den entwickelten industriel- 
len kapitalistischen Gesellschaften 

Da schnurren die 
politischen Alterna- 
tiven zusammen auf 
eine offen neolibe- 
rale thatcheristische 
Losung oder große 
Koalitionen. Was es 
kaum noch gibt, und 
jetzt bin ich an der 
Stelle, wo ich 
Polarisierung 
einfordere, ist 
Alternative jenseits 
davon. (Jürgen 
Trittin) 

zwischen Internationalisierung von 
- - 

Entscheidungen und Renationalisie- - 
rung von Politik betrifft, ist der Befund 
richtig, daß eine ganze Reihe von zen- 
tralen politischen Entscheidungen, sei 
es im Bereich GATT. sei es in der EU, 
sei es bei der Ubertragung von Kon- 
fliktregulierungsfunktionen auf die 
NATO. sich in internationalen und da- 
mit letztendlich demokratisch nicht Mehrheiten, die das widerspiegeln, beruht meines Erachtens darauf, daß 

mehr kontrollierbaren Institutionen was wir in ganz Europa nur noch als erstens ausgegrenzt wird, und zwei- 
vollziehen. Gleichzeitig - und das trifft politische Alternativen vorfinden. Da tens denen, die ausgegrenzt werden, 
nicht nur linke Politik, sondern auch schnurren die politischen Alternativen bildlich vorgeführt wird, daß Beteili- 
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Wie ist eine reform- 
politische Wende 
durchsetzbar? 
Podiumsdiskussion zuni AbschluJ des „ CrossoverU-Kongresses* 

Susi Mbbbeck: Thema der Ab- 
schlußdiskussion soll ausgehend von 
den Beratungen in den Foren die Fra- 
ge nach den Reformperspektiven 
sein. Wie kann die Hegemonie des 
Standortdiskurses durchbrochen wer- 
den, wie können die gesellschaftli- 
chen Kräfte für eine reformpolitische 
Wende gebündelt werden und welche 
Rolle kann dabei das ..Crossover"- 
Projekt spielen? Die vorgelegte Erklä- 
rung zur Konferenz soll uns für die Dis- 
kussion als Folie dienen und wird da- 
her einführend von Willi Brüggen vor- 
gestellt. 

Den totalitären Schein der 
Sachzwanglogik durchbrechen 

Willi Brüggen: Es findet so etwas 
statt wie eine Selbstentmachtung der 
Politik oder eine Entpolitisierung der 
Politikoder, wenn man einen emphati- 

Wir sind überzeugt, schen Politikbegriff anwendet, ein Ver- 
daß man auf die schwinden der Politik. Die Hauptursa- 

Ökonomisierung der che dafür ist, daß immer mehr gesell- 
Politik mit  einer schaftliche Institutionen durch Markt- 

Repolitisierung der rnechanismen ersetzt werden. In der 
Ökonomie reagieren ökonomischen Debatte heißt das De- 
muß. (Willi Brüggen) regulierung, in der sozialpolitischen 

Debatte heißt das Sozialabbau, Lei- 
stungsprinzip und Verschlankung. in 
der Kultur- und Mediendebatte erle- 
ben wir das als Privatisierung oder 
auch als privates Sponsoring. 

Wenn die Politik sich selbst ent- 
machten kann, dann muß es auch ei- 
nen Weg geben, auf dem sie sich wie- 
der selbst ermächtigt. Die Entpolitisie- 
rung der Politik ist kein naturgesetzli- 

*Auf dem Podi~itrt diskutierten: 
Lotlrar Bisky, Parteivorsitzender der PDS; 
Willi Briiggen, Redaktion der Zeitschrift Andere Zeiten. fiir die 
Vorbereitungsgrrippe des Kongresses; 
Jiirgetl Trittin, Sprecher von Biirtdtiis 90/Die Griineti, 
Hertnantz Scheer MdB, Mitglied des SPD-Parteivorstatzds und 
Priisident der  Europiiischen Sonnenetiergie-Vereinigung .. Eurosolar "; 
Christina Schenk MdB/PDS. Utiabhiingiger Frartenverband. 
Die Diskussionsleitung hatte Susi Möbbeck, Mitherausgeberin der 
Zeitschrift spw. 

cher Sachzwang. Unsere Vorstellung 
ist, daß man den totalitären Schein 
dieser Sachzwanglogik durchbrechen 
könnte, wenn es gelingt, konkret 
machbare Alternativvorschläge zu for- 
mulieren, die beweisen. daß es dur- 
haus noch Entscheidungs- und Hand- 
lungsspielräume gibt. Für uns sind da- 
bei drei Projekte besonders wichtig: 

Erstens: Wir sind überzeugt, daß 
man auf die Ökonomisierung der Poli- 
tik mit einer ßepolitisierung der Öko- 
nomie reagieren rnuß. Wenn man die 
Maßstäbe, die durch die BUND- und 
Misereor-Studie über ein „Zukunftsfä- 
higes Deutschland" vorgegeben wor- 
den sind, ernst nimmt, ist ein so tief- 
greifender Umbau unseres Produkt- 
ions- und Gesellschaftssystems not- 
wendig, der durch Ökosteuern alleine 
nicht bewirkt werden kann. Die Öko- 
steuern müßten so radikal ausfallen, 
daß das ganze auf eine ökonomische 
End-of-Pipe-Strategie hinausläuft. 
Ökologisch problematische Produkti- 
onssektoren würden abgewürgt, ohne 
daß alternative Beschäftigungsmög- 
lichkeiten bereit stünden. Wir sind 
deswegen der Meinung, daß es bran- 
chenbezogene Konversionspläne ge- 
ben muß, wo gesagt wird, was abge- 
baut werden muß und was statt des- 
sen neu entstehen soll. 

Wenn man solche Konversions- 
pläne für so wichtig hält, dann muß 
man natürlich auch darüber nachden- 
ken, wie diese innerhalb der Unterneh- 
men und bis auf die betriebswirt- 
schaftliche Ebene hinunter durchge- 
setzt werden können. In der Ökono- 
mie-Arbeitsgruppe ist daher diskutiert 
worden, daß man z. B. das Depot- 
stimmrecht nicht den Banken, son- 
dern auch Verbraucherräten oder 
Wirtschaftsräten, die demokratisch 
gewählt sind. übergeben könnte, die 
dann Vertreter in die Unternehmens- 
aufsichtsräte schicken, die unter an- 
derem darauf achten, daß die Pro- 
duktentwicklungspolitik sich an die- 
sen Konversionsplänen orientiert. 

Ein zweiter wichtiger Punkt für uns 
ist die ßeregulierung des Weltmark- 
tes. Wir sind vor allem der Meinung, 
daß man an die wirklichen Machtzen- 
tren der Außenwirtschaftspolitik und 
der Weltmarktstrukturierung anknüp- 
fen muß. Die Diskussion über eine 
Weltregierung, eine Weltgesellschaft 
oder transnationale Regime halten wir 
eher für einen illusionären Weg. Wir 
glauben, daß der entscheidende An- 
satzpunkt die regionalen Wirtschafts- 
blöcke sind, wie NAFTA, EU oder 
ASEAN, und wir denken, daß es mög- 
lich sein muß, durch eine zwischen 

den Wirtschaftsblöcken verabredete 
Kontingentierung der Warenströme 
sowie durch Öko- und Sozialstan- 
dards, diese Blöcke dazu zu zwingen, 
untereinander eine Handelspolitik zu 
betreiben, die auf ausgeglichene Han- 
delsbilanzen orientiert ist und die auf 
Öko- und Sozialdumping verzichtet. 
Die spekulativ überbordenden Finanz- 
märkte müssen wieder rereguliert wer- 
den. Wir denken vor allen Dingen an 
Zinsdifferenzsteuern, Kapitalbewe- 
gungssteuern und Spekulationssteu- 
ern. Für notwendig halten wir eine Re- 
regionalisierung auch innerhalb der 
großen Wirtschaftsblöcke, also auch 
innerhalb der EU. Das kann unterstützt 
werden indem endlich für den Güter- 
transport kostendeckende Preise er- 
hoben werden und Binnenorientie- 
rung. Binnenvernetzung und innere 
Liefer- und Leistungsstrukturen ge- 
stärkt werden. 

Vollbeschäftigung 
als zentrales Projekt 

Ich komme zu dem letzten großen 
Reformprojekt von den dreien, die ich 
vorstellen möchte, nämlich zur Politik 
für Vollbeschäftigung. Hier sind zwei 
große Reformvorhaben wichtig: Er- 
stens der Aufbau eines neuen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektors und 
zweitens eine gerechtere Verteilung 
der Arbeit. 

Der gemeinwirtschaftliche Sektor 
sollte vor allen Dingen auf ökologische 
und soziokulturelle Güter und Produk- 
te zielen, die bisher unter privatkapita- 
listischen Bedingungen nicht herge- 
stellt werden konnten oder nicht ange- 
boten wurden, weil sie im allgemeinen 
kollektiv nachgefragt und nicht von 
Einzelpersonen gekauft werden kön- 
nen. Niemand kann sich eine U-Bahn 
vor die Haustür bestellen und nie- 
mand kann entscheiden, ob er Atom- 
oder Solarstrom verbraucht. Über die 
Frage. was produziert oder bereitge- 
stellt wird, sollte politisch entschieden 
werden, während über die möglichst 
kostengünstige und kundenfreundli- 
che Produktion Marktmechanismen 
wachen. Das könnte dadurch gesche- 
hen, daß politische Vorgaben, wie z.B. 
der Aufbau eines regionalen Abfallre- 
cyclingsystems, durch öffentliche 
Agenturen an mehrere private Subun- 
ternehmer vergeben werden. die mit- 
einander um die kostengünstigste Lö- 
sung konkurrieren. Die Finanzierung 
dieses neuen gemeinwirtschaftlichen 
Sektors solle kein unüberwindliches 
Hindernis bilden. Wenn dem keine 
zwingenden sozialen oder ökologi- 
schen Gründe entgegestehen. müs- 

kalkulierbarer Protest- oder Unmutsreaktionen. Um sich 
gegen die damit verbundenen Risiken zu schützen, gibt 
es die Tendenz, alle wichtigen, bisher noch existierenden 
politischen Partizipationsmöglichkeiten im Bereich der 
Militär-, Handels-, Währungs- und Haushaltspolitik da- 
durch auszuhöhlen, daß die Entscheidungskompetenzen 
an internationale Institutionen (GATT, EG, NATO) dele- 
giert werden, in denen die Politbürokraten ohne ernsthaf- 
te öffentliche Mitentscheidungsmöglichkeiten ihrer reinen 
„Funktionslogik" folgen können. Gleichzeitig werden die 
Meinungsmedien verstärkt unter Druck gesetzt, kurzfristi- 

, gen betriebswirtschaftlichen Profitgesichtpunkten zu fol- 
gen. Sie sehen sich gezwungen, politische Informatio- 
nen, Analysen und Kommentare vor allem in Bezug auf 
ihren Unterhaltungswert zu selektieren. Beim Bürger stößt . 
das auf wenig Kritik, weil er das Gefühl hat, mit Politik so- 
wieso nichts anderes anfangen zu können. Wichtige Zu- 
kunftsentscheidungen wie z.6. die Unterzeichnung der 
GATT-Verträge oder die Option für eine NATO-Osterwei- 
terung konnten so ohne nennenswerte öffentliche Beteili- 
gung durchgesetzt werden. 

Weil in der Politik wertorientiertem Handeln der Boden 
entzogen wurde, entsteht eine „neue politische Alltags- 

Spaltung ernsthaft zu bekämpfen, macht sie sich selbst 
zum Opfer dieser .,ökonomischen Folterinstrumente". 

Wir sind nicht bereit, uns mit diesem „Verschwinden 
der Politik" abzufinden. 

Das hat nichts mit anachronistischem Trotz oder 
Windmühlenstürmerei zu tun. Im Gegenteil: Wir sind 
überzeugt, daß die Entpolitisierung der Politik das 
Resultat einer sich selbst anonymisierenden politischen 
Strategie ist. Mit dem Ende des fordistischen Integra- 
tions- und Hegemoniemo- 
dells 1st die Dezentrierung Wir wollen zeigen, daß Vollbe- 
und Segmentierung der schäftigung auch nach dem Ende 
bürgerlichen Öffentlichkeit 
und die Entpolitisierung der fordistischen Wachstums- 
der Politik zum strategi- Periode möglich ist. 
schen Kern eines neuen 
Konservatismus geworden, der die bestehende Macht- 
und Reichtumsverteilung trotz schwindender gesell- 
schaftlicher lntegrationskraft bewahren möchte. Die für 
die Zukunft moderner Gesellschaften bitter notwendigen 
politischen Selbststeuerungskompetenzen werden für 
eine kurzsichtige Selbstimmunisierungsstrategie geop- 
fert. 

moral": ,.Persönliche Seilschaften", Korruption und 
Vetternwirtschaft werden zu einem sozial tolerierten ,.- 
Kavaliersdelikt". 

Den Ohnmachtsdiskurs überwinden! 
Wir sind davon überzeugt. daß dieses „Verschwinden 

der Politik" die Folge politischer Entscheidungen ist und 
deshalb durch politische Entscheidungen wieder zurück- 
genommen werden kann. 

Die alles erstickenden Sachzwänge können ihre fatale 
Macht nur entfalten, weil sie zuvor politisch „inthronisiertM 
wurden. Weil „die Politik" sich weigert, Massenarbeits- 
losigkeit, internationalen Kasinokapitalismus und soziale 

Auch eigene Denk- und Verständigungsblockaden 
der gesellschaftlichen Reformkräfte haben dazu beigetra- 
gen. Die linken und radikalreformerischen Kräfte müssen 
raus aus ihrer Schmollecke. Sie mit immer neuen objektivi- 
stischen Ohnmachtsanalysen auszustaffieren, ist langwei- 
lig und interessiert niemanden mehr. Wenn man sagt, die 
nationalstaatlichen Handlungsspielräume würden durch 
die Weltmarktkonkurrenz zerstört, greift das zu kurz. 

Die nationalen (Deregulierungs-) Politiken haben das 
,.Monster Weltmarkt", das ihnen jetzt den Garaus zu 
machen droht. selbst großgezogen. 

Vielen Linken ist das entgangen. weil sie schon immer 
wußten, daß gegen die Gesetze des Weltmarktes nichts 
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auszurichten sei und man deshalb auch nicht erschrok- 
ken sein dürfe, wenn jetzt sein wahres Gesicht hervorge- 
lockt werde. 

Die jüngsten Wendungen der Ökologiedebatte sind 
dafür ein gutes Beispiel. Seitdem immer mehr (alt)klug 
gewordene ,.Ökos" glauben, daß auch ihnen nichts ande- 
res bleibe, als ihre eigenen Anliegen in Form einer mo- 
dernistischen Standortsicherungspolitik zu verkaufen, 
haben in den Ökoverbänden und den zuarbeitenden Par- 
teistrukturen berufspolitisch weichgekochte „Fachleute" 
das Ruder übernommen. Der Zusammenhang von 
Alternativ- und Ökobewegung ging verloren. Gegen- 
kulturelle, antikapitalistische und rigoros ethische Strö- 
mungen wurden ausgegrenzt. Was bleibt, sind die ver- 
schiedenen Ökosteuermodelle. Grundsätzlich sind die 
Parteien hier einer Meinung. Nennenswerte Differenzen 
gibt es lediglich auf der Ebene der technokratischen Um- 
setzung (erst auf Europa warten oder im Alleingang 
durchsetzen, ganz, halb oder gar nicht kostenneutral 
etc.). Zwar sind diese Unterschiede reformtechnisch von 
entscheidender Bedeutung. In der Form, wie sie jetzt be- 
handelt werden, kann die Öffentlichkeit sie aber nicht auf- 
greifen. Trotz des großen öffentlichen Interesses ver- 
schwindet die Öko-Debatte in einem Fachdiskurs, bei 

dem es letztendlich nur 

Auf die sich mehr und mehr noch darum geht, wer die 
standortverträglichsten abzeichnende ,,Ökonomisierung und schmerzlosesten 

der Politik" sollten wir mit einer Umsteuerungsmodelle 

stärkeren Politisierung der Ökono- entzh die Debatte um 
mie reagieren. die Zukunft des Sozial- 

staates droht dieser Lo- 
gik zu verfallen. Weil nur mit einer Exportweltmeisteröko- 
nomie der Sozialstaat finanziert werden könne, müsse zu- 
nächst alles dafür getan werden, diese Position zu si- 
chern und auszubauen. Früher breit akzeptierte Werte 
wie Solidarität und Gerechtigkeit verwandeln sich in eine 
abhängigen Variable des internationalen Konkurrenz- 
kampfes. Sie werden zum Versatzstück einer doppelzün- 
gigen Siegermoral, die sich um das Schicksal der „Verlie- 
rerökonomien" nicht schert. 

Reformfähigkeit wiedergewinnen! 
Die politische Selbststeuerungsfähigkeit wieder her- 

zustellen und weiterzuentwickeln, halten wir im Augen- 
blick für die zentrale Aufgabe radikaler Gesellschaftskri- 
tik. 

Wir sehen vor allem einen Weg, dem fatalen Zirkel 
zwischen Entpolitisierung der Politik und wachsendem 
politischem Desinteresse zu entgehen: 

Durch den konkreten sachlichen Nachweis, daß vie- 
les eben doch geht, daß es durchaus Mdglichkeiten gibt, 
Massenarbeitslosigkeit, ökologische Krise und soziale 
Spaltung erfolgreich zu bekämpfen, wollen wir die Iäh- 
mende Sachzwanglogik durchbrechen und einen eige- 
nen Beitrag zur Rekonstruktion der politischen Öffentlich- 
keit leisten. 

Deshalb haben die drei Zeitschriften „Andere Zeiten", 
,.Sozialistische Politik und Wirtschaft" (spw) und „Utopie 
kreativ" eine gemeinsame Konferenz veranstaltet. die 
,.altlinke Selbstblockaden" und rechthaberisches Lager- 
denken aufbrechen will. 

Die drei Zeitschriften repräsentieren verschiedene 
Diskussionszusammenhänge im politischen Raum von 
Bündnis 9OIDie Grünen, SPD und PDS, für die die 

gegenwärtigen ökonomischen Rahmenbedingungen und 
Machtstrukturen kein Tabu darstellen. Wir wollen die 
Ökonomie vielmehr selbst zum Gegenstand politischer 
Veränderungen machen. Neue Zugänge, konkrete 
Veränderungsvorschläge und sofort machbare 
Reformschritte standen im Mittelpunkt der Konferenz. Mit 
Hilfe konkreter Zukunftsprojekte wollten wir zeigen, daß 
die lähmende Sachzwangideologie überwindbar ist. 

Unsere Alternativvorschläge beziehen sich auf drei 
Hauptsektoren: 

Umbau der Arbeit 
Wir wollen zeigen, daß Vollbeschäftigung auch nach 

dem Ende der fordistischen Wachstumsperiode möglich 
ist: 

wenn eine radikale Arbeitszeitverkürzung auf minde- 
stens 30 Wochenstunden (oder eine ähnlich drastische 
Verkürzung bezogen auf Jahres- bzw. Lebensarbeitszeit) 
durchgesetzt wird und 

wenn eine doppelte Umverteilung von oben nach un- 
ten und von Männern zu Frauen gelingt. 

Als drittes zentrales Element schlagen wir vor, einen 
neuen gemeinwirtschaftlichen Beschäftigungssektor auf- 
zubauen, in dem zunächst rund zwei bis drei Millionen 
Menschen eine neue Arbeit finden sollen. 

Dieser Wirtschaftssektor soll eine zusammenhängen- 
de Alternative zu bisherigen „zweiten Arbeitsmärkten", 
zu ungeschützten und schattenwirtschaftlichen Arbeits- 
verhältnissen und zu unsozialen Privatisierungsaktionen 
des Staates darstellen. Mit seiner Hilfe kann und soll 
insbesondere der frauenpolitische Umbau der Arbeit 
vorangebracht werden. Wichtig ist, daß mit diesem neu- 
en Wirtschaftssektor auch neue okonomische Formen 
entstehen, die weder privat- noch staatswirtschaftlich 
sind. 

Die Frage, was produziert oder bereitgestellt wird, soll 
öffentlich entschieden werden: Durch kommunale politische 
Institutionen kontrollierte öffentliche Trägergesellschaften 
könnten neue sozio-kulturelle und ökologische Projekteaus- 
schreiben, die teils durch öffentliche Zuschüsse, teils durch 
Gebühren oder Preise finanziert werden. Die bei diesen 
Ausschreibungen berücksichtigten Unternehmen müssen 
bestimmten arbeitsmarktpolitischen, sozialen und ökologi- 
schen Kriterien genügen und durch Struktur- und Unterneh- 
menspolitik zur Entstehung relativ stabiler regionaler ökono- 
mischer Netzwerke beitragen. 

Neben der Erschließung neuer sozialökologischer Be- 
schäftigungsfelder geht es auch darum. daß dieser Sek- 
tor schrittweise in die bisher staatswirtschaftlich organi- 
sierten Sektoren hineinreicht, um auch dort mehr gesell- 
schaftliche Kontrolle, okonomische Flexibilität und Ratio- 
nalität durchzusetzen. 

Zugleich bilden die drei Projekte der Arbeitszeitver- 
kürzung, der doppelten Umverteilung und der neuen Ge- 
meinwirtschaft einen wichtigen Beitrag zum emanzipato- 
rischen und ökologischen Umbau der Gesellschaft, weil 
jenseits des individuellen Kampfes um Erwerbs- und 
Konsummöglichkeiten neue Lebensperspektiven eröffnet 
werden können. In der „neuen Gemeinwirtschaft" können 
neue ökologische und soziokulturelle Dinge bereit- oder 
hergestellt werden, deren Produktion oder Bereitstellung 
unter Marktbedingungen nicht zustande kam. Die Ar- 
beitszeitverkürzung wollen wir mit einer qualitativen Ge- 
staltung und Humanisierung der Arbeit verbinden. Außer- 
dem kann die neue Gemeinwirtschaft zur Stärkung regio- 
naler Vernetzungsstrukturen beitragen. 

CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 

\ A l  ir können feststellen, daß selbst ebenfalls nur ein wohlfahrts- 
die wirtschaftliche In staatliches Gebilde sein, wobei die Globalisieruna und 

V V tegration der nationalen wohlfahrtsstaatliche Qualität keine 
Ökonomien hauptsächlich unter feste Grbße ist. Aus diesem Zusam- 
Wohlfahrtsstaaten stattfindet. Das ist menhang ergeben sich Anforderun- 
auch leicht zu erklären: sie haben 
ein großes Leistungs- und Nachfra- 
gepotential, das für ausländische In- 
vestoren ein langfristiges Engage- 
ment lohnend macht. 

Die Regulierung der internationa- 
len Wirtschaft wird - das klingt zu- 
nächst seltsam - durch die wohl- 
fahrtsstaatliche Entwicklung ge- 
prägt. Denn demokratische Wohl- 
fahrtsstaaten müssen auf ein Min- 
destmaß an Akzeptanz achten. Inso- 
fern spiegeln die Spielregeln der po- 
litischen Steuerung der Weltwirt- 
schaft die spezifischen Funktions- 
und Legitimationsprobleme wohl- 
fahrtsstaatlicher Politik wider. Das 
sieht man an den Ausnahmeregeln 
und Schutzklauseln in den Kodifizie- 
rungen, die die Bewahrung binnen- 
wirtschaftlicher Souveränität ge- 
währleisten sollen. (Bei massiver 
Gefährdung von Arbeitsplätzen kön- 
nen beispielsweise die GATT-Re- 
geln ausgesetzt werden). 

Man könnte jetzt sagen: wenn 
die Einheiten einer Weltwirtschaft 
Wohlfahrtsstaaten sind, kann sie 

gen an die Außenwirtschaftspolitik, 
z.B. die nach Sozial- und Ökoklau- 
seln. 

Nun kann man allerdings fest- 
stellen, daß Schutzklauseln zum 
Zeitpunkt der dritten Globalisie- 
rungswelle ihre Funktion immer we- 
niger erfüllen können. Die langwieri- 
gen GATT-Verhandlungen zeigen, 
daß der Konsens über die Spielre- 
geln der neuen weltwirtschaftlichen 
Integration immer schwieriger wird. 

Nationalstaatlich begrenzte Sozi- 
alpolitik ist Voraussetzung und nicht 
nachgeordneter Kostgänger einer li- 
beralen, transnationalen Wirtschaft, 
sagt Stefan Leibfried, und auch: 
„Die Kosten der internationalen Ko- 
ordinierung der Weltwirtschaft wer- 
den von den Wohlfahrtsstaaten inter- 
nalisiert." 

Das geht nicht ohne Widersprü- 
che und Verteilungskämpfe vor sich. 
In der Bundesrepublik ist der Klas- 
senkompromiß durch die konserva- 
tiv-liberale Koalition bewußt aufge- 
kündigt worden. Seither wird eine 
Politik der Umverteilung von unten 

D ie Herrschenden haben die ,.handlungsfähigu gemacht werden, 
in den Flammen des Zweiten um künftig ihre Rohstoff- und Ab- 
Weltkrieges gewachsene satzmärkte in der südlichen Hemi- 

„europäische Idee" zu einer exper- sphäre zu sichern. Die Verschärfung 
tentechnokratisch gesteuerten Uni- 
on der Multis und des Kapitals zur 
Verbesserung von deren Produkt- 
ions- und Profitbedingungen ver- 
kommen lassen. Während verspro- 
chen wurde. durch die Herstellung 
des gemeinsamen Binnenmarktes 
Millionen neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, nehmen Massenarbeitslo- 
sigkeit und Verarmung in der west- 
europäischen Wohlstandsregion 
schwindelerregend zu. Die für 1999 
geplante Währungsunion führt un- 
weigerlich dazu, daß der viel be- 
schworene wirtschaftliche und so- 
ziale Zusammenhalt der Union voll- 
ends auseinanderbricht. 

Europa droht der Rückfall in na- 
tionalstaatliches Denken und damit 
in nationalistische Politik. Gerhard 
Schröders Kotau vor der D-Mark för- 
dert das. Eine weitere Konfliktebene 
entsteht dadurch, daß die EU als 
.Festung Europa" gegen Nachbar- 
länder und -regionen in Stellung ge- 
bracht wird. Die EU soll militärisch 

der Nord-Süd-Konfliktes ist dadurch 
vorprogrammiert. 

Diesen verheerenden Entwicklun- 
gen muß die Linke Widerstand entge- 
gensetzen und zugleich mehr denn je 
Reformprojekte entwickeln, um dafür 
auch mit dem Blick auf die nächsten 
Bundestags- und Europawahlen politi- 
sche Zustimmung zu gewinnen. Das 
ist schwierig, aber möglich, wenn die 
zentralen Probleme, die die Menschen 
bewegen, in den Mittelpunkt linker Po- 
litik gestellt werden. Dies sind die Zu- 
rückdrängung der Massenarbeitslo- 
sigkeit, die Verhinderung des weiteren 
Sozialabbaus und die demokratische 
Mitentscheidung über europäische 
Politik. 

Nachdrücklichst gefordert wer- 
den muß deshalb die Ergänzung der 
WWU durch eine Sozialunion. Von 
der Regierungskonferenz (Maas- 
tricht II) ist zu fordern, den Weg zu 
bereiten, die finanzpolitischen und 
monetären Kriterien der Währungs- 
union um beschäftigungs- und sozi- 

Wohlfahrtstaaten 
Detlev von Larcher* 

nach oben gemacht, nicht nur der 
materiellen Güter; viel mehr geht es 
auch um die Umverteilung des Ein- 
flusses auf Wirtschaft und Gesell- 
schaft. Massenarbeitslosigkeit und 
Spaltung der Gesellschaft, Finanzie- 
rungsprobleme der sozialen Siche- 
rungssysteme und die hohe Staats- 
verschuldung sind die bewußt her- 
beigeführten Folgen. 

Was bewußt durch Politik herbei- 
geführt wurde, kann durch eine an- 
dere Politik verändert werden. Vor- 
aussetzung ist allerdings, daß nicht 
innerhalb des neoliberalen Leitbil- 
des nach Lösungen gesucht wird. 
Vielmehr rnuß dem das sozial-ökolo- 
gische Leitbild entgegengesetzt 
werden und das sich daraus erge- 
bende Reformprojekt einer sozial- 
ökologischen Ökonomie. Ansätze 
dafür finden sich im Manifest, das 
die SPD-Linke dem Mannheimer Par- 
teitag vorgelegt hat. 

* Detlev von Lnrcher MdB, Sprecher des Frankfurter Kreises 
der SPD-Linken, Mitlierciusgeber der spiv 

Wir wollen eine 
den Menschen 

zugewandte EU 

alpolitische zu erweitern. Die PDS ist 
dafür, über die Teilnahme der Bun- 
desrepublik an der Währungsunion 
einen Volksentscheid durchzufüh- 
ren, denn die bewußte Mitentschei- 
dung der Bürgerinnen und Bürger 
gewährleistet. daß aus populisti- 
schem D-Mark-Chauvinismus nicht 
eines Tages gesellschaftsprägender 
Nationalismus wird. Schließlich sollte 
die Aushöhlung des zivilen Charak- 
ters der europäischen Integration 
dezidiert zum Thema öffentlicher 
Diskussion gemacht werden. Die Bil- 
dung einer Euro-Armee muß unbe- 
dingt verhindert werden. 

* Dr. Sylviri-Yvonne Kaufmarin, stellv. PDS-Vorsitzende 
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Zwischen 
Globalisierung und 
Neonationalismus 
von Andre Brie* 

Der notwendige, 
tiefgreifende Bruch, 

muß mit dem 
Ausbruch aus der 
Logik kurzfristiger 
und kurzsichtiger 

Betriebswirtschaft- 
lichkeit und der 

Hinwendung zu den 
strategischen, 

gesellschaftlichen 
und globalwirt- 

schaftlichen Fragen 
beginnen. 

1 Zweifach tut sich eine Kluft 
auf zwischen der realen Glo- 
i balisierung fast aller entschei- 

denden menschlichen Reprodukti- 
onsbedingungen einerseits und an- 
dererseits erstens dem Fehlen inter- 
nationaler, globaler Regulierungsin- 
strumente und -institutionen für die 
wirtschaftlichen, sozialen. ökologi- 
schen und politischen Reprodukti- 
onsprozesse, zweitens dem Wieder- 
aufkommen von Nationalismus. 

2. Solidarische Weltwirtschaft. 
demokratisierte UNO, ziviles globa- 
les Sicherheitssystem wären drin- 
gend erforderliche, aber gegenwär- 
tig uneinlösbare Ziele. Globale Ver- 
gesellschaftung ist real weit voran- 
geschritten. Weltgesellschaft ist - 
deformiert, uneinheitlich und nur 
„halbM - im Entstehen begriffen. lhre 
ökonomische Basis ist durchaus exi- 
stent und besteht in Weltmarkt, ver- 
selbständigten Finanzmärkten, mul- 
ti- und transnationalen Konzernen. 
Ein politischer Überbau fehlt. Ohne 
demokratische und zivilgesellschaft- 
liche Kontrolle beherrscht und ge- 
fährdet der Weltmarkt die Welt und 
in nicht geringem Maße auch die na- 
tionalstaatlichen Gesellschaften. 

3. Nationalstaatlich partiell ge- 
bändigt (wobei diese Bändigung un- 
zureichend und immer stärker ge- 
fährdet ist), zeigt sich die kapitalisti- 
sche Weltökonomie spontan, anar- 
chisch, sozial, ökologisch und kultu- 
rell zerstörerisch. lhre Zerstörungs- 
kraft hat eine menschheitlich und für 
die lebendige Natur existentielle Di- 
mension angenommen und konfron- 
tiert uns als Gattung erstmalig mit 
der Möglichkeit irreversibler Zerstö- 
rungen. 

Nationalstaatliche 
Handlungsmöglichkeiten 

Die Globalisierung wesentlicher 
Reproduktionsbedingungen bedeu- 

* Andre Brie. Mitglied des PDS-Pnrteivorstnnds 

42 

CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 

tet nicht das Verschwinden national- 
staatlicher und binnenwirtschaftli- 
cher Handlungsmöglichkeiten, wohl 
aber ihre tendenzielle Einengung 
bzw. Veränderung. Zumindest zeit- 
weilige bedeutende Erweiterungs- 
möglichkeiten sind vorhanden. Denn 
aktuell sind es vor allem neoliberale 
Deregulierungs- und fundamentalis- 
tische Freihandelspolitik, die in allen 
Metropolenstaaten praktizierte Sozi- 
alstaatsdemontage und nicht zuletzt 
die Blockierung eines ökologischen 
Umbaus von Produktions- und Le- 
bensweisen, die staatliche Gegen- 
steuerungsmöglichkeiten in gefährli- 
chem Ausmaß beeinträchtigen. Die 
Potenzen regionalisierter Arbeitstei- 
lung, regionalisierter Kreislaufwirt- 
schaft, anderer ökologischer Um- 
Steuerung und anderer Binnenwirt- 
schaftsorientierungen sind bei wei- 
tem nicht ausgeschöpft. 

5. Die westlichen Metropolen- 
gesellschaften befinden sich in einer 
Regulations- und Umbruchkrise von 
geschichtlichem Ausmaß. Ihr Wan- 
del von einer zerstörerischen Ent- 
wicklung hin zu einer überlebenssi- 
chernden, sozial gerechteren, soli- 
darischen Gesellschaft ist von exi- 
stentieller Dringlichkeit, aber gegen- 
wärtig politisch und gesellschaftlich 
blockiert. Die Haupthindernisse wer- 
den von herrschender Politik errich- 
tet, die kurzfristige Sachzwänge or- 
ganisiert und verwaltet, gesellschaft- 
lichen Diskurs abwürgt, die Beteili- 
gung der Betroffenen verhindert, 
langfristige Politik und gesellschaftli- 
che Gestaltung ablehnt, damit letzt- 
lich Politik selbst aufhebt. Die natio- 
nale und internationale Dominanz 
des Neoliberalismus fördert die 
Durchsetzung partikularer und kurz- 
fristiger Unternehmens-(Kapital-)in- 
teressen, betriebswirtschaftliche 
Orientierung sowie Neonationalis- 
mus und gesellschaftliche Zersplit- 
terung. Dem wäre eine Strategie ent- 
gegenzusetzen, die Spielräume für 
langfristige und übergreifende, glo- 
balwirtschaftliche Orientierungen 
auch der Unternehmen sowie für in- 
ternationale Solidarität eröffnet und 
sie institutionell fördert. Der notwen- 
dige, tiefgreifende Bruch, den ich 
ganz und gar nicht ohne wichtige 
Momente der Kontinuität denke, muß 
mit dem Ausbruch aus der Logik 
kurzfristiger und kurzsichtiger Be- 
triebswirtschaftlichkeit und der Hin- 
wendung zu den strategischen, ge- 
sellschaftlichen und globalwirt- 
schaftlichen Fragen beginnen. Diese 
Aufgabe hat einen doppelten Cha- 

rakter: es geht sowohl um gesell- 
schaftlichen Wandel im Rahmen der 
Nationalstaaten als auch um globale 
Veränderungen. 

6. Die „neue Weltordnung" ist 
ein bereits okkupierter Begriff. Er 
steht für die Konzeption einflußrei- 
cher Kreise der USA und anderer 
NATO-Staaten, nach dem Ende der 
Ost-West-Konfrontation die eigene 
Dominanz in den internationalen und 
weltwirtschaftlichen Beziehungen I 

und insbesondere ein kapitalisti- 
sches Gesellschaftsrnonopol zu ge- 
währleisten. Sie ist eine Strategie , 
des „modernenu westlichen Nationa- 
lismus, verstärkt miteinander konkur- 
rierend, aber kooperativ in der Ab- 
schottung der Metropolenstaaten 
gegen den Süden und den Osten. 
Internationale Konflikte sollen mit ei- 
nem westlichen Militärmachtmono- 
pol unter Kontrolle gehalten werden. 
Aktuelle Krisen werden gelegentlich 
gelöst, indem schlimmere verur- 
sacht werden, so daß sie sich weiter 
verschärfen. 

Anforderungen an die Linke 
7. Die Linke ist vielfach gefor- 

dert. Erstens wird sie. ohne ein Mo- 
nopol zu beanspruchen, eine beson- 
dere Verantwortung dafür haben, in- 
tellektuelle Reform- und Wandlungs- 
projekte zu entwickeln. Zweitens 
muß die Linke zum Stattfinden eines 
politischen und gesellschaftlichen 
Diskurses über diese Fragen beitra- 
gen. Drittens: Veränderungen wer- 
den vor allem in den westlichen Na- 
tionalstaaten und in der Europäi- 
schen Union angestrebt werden 
müssen. Die Spielräume dafür sind 
vorhanden und sogar erweiterbar. 
Mit zunehmender Radikalität der 
Wandlungen wird das internationale 
und globale Umfeld an Bedeutung 
gewinnen. Viertens: Insbesondere 
muß es um die Verteidigung, Erwei- 
terung und neue Ausgestaltung so- 
zialer, ökologischer und partizipato- 
rischer Standards gehen. Fünftens 
muß die Europäische Union um eine 
soziale und ökologische Union er- 
weitert werden, oder aber sie wird ei- 
ner der machtvollsten Antriebe für in- 
ternationales Sozial- und Ökologie- 
dumping. Sechstens: International 
und global muß zumindest um sozia- 
le und ökologische Mindeststan- 
dards, ein globales soziales und 
ökologisches Regime und seine de- 
mokratische lnstitutionalisierung so- 
wie um die Zurückdrängung der ge- 
genwärtigen Militarisierung der Poli- 
tik gerungen werden. 
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Um die Arbeitszeitverkürzung politisch durchsetzen 
und ökonomisch realisieren zu können, sind öffentliche 
Hilfen beim Lohnausgleich erforderlich, die aus den ein- 
gesparten Kosten der Arbeitslosigkeit erbracht werden 
können. Die Durchsetzung des gemeinwirtschaftlichen 
Sektors sollte durch ein qualifiziertes öffentliches Auf- 
tragswesen und öffentliche Basisfinanzierungen (For- 
schung, Ausbildung, Infrastruktur) unterstützt werden. 
Die dafür erforderlichen Mittel können aus den Ökosteu- 
ern finanziert werden. 

Politisierung der Ökonomie 
Auf die sich mehr und mehr abzeichnende „Ökonomi- 

sierung der Politik" sollten wir mit einer stärkeren Politisie- 
rung der Ökonomie reagieren. 

Der neue Standortkorporatismus (direkte Kooperation 
zwischen Politik und Unternehmensvorständen unter zu- 
stimmender Begleitung der betrieblichen Gewerkschafts- 
Strukturen) ist aus strukturellen Gründen nicht in der 
Lage, neue zukunftsfähige Nachfrage- und Beschäfti- 
gungsfelder zu erschließen. Er beschränkt sich auf die 
beschönigende Konservierung der alten fordistischen 
Angebotsstruktur. 

Neben dem Aufbau einer „neuen Gemeinwirtschaft" 
geht es deshalb sowohl unter industriepolitischen wie 
ökologischen Gesichtspunkten auch darum, die strate- 
gisch planenden Unternehmenszentralen gegenüber neu- 
en Bedürfnissen aus der Gesellschaft zu öffnen. Da sich 
die Verbraucher auf dem Markt nur im Rahmen der vorge- 
gebenen Angebotsstruktur artikulieren können, sind die 
indirekten Lenkungsmechanismen (z. B. ökosteuern) al- 
leine nicht ausreichend. Ohne direkte politische Einfluß- 
nahme auf die privatwirtschaftlichen Entscheidungszen- 
tren werden die notwendigen ökonomischen und ökologi- 
schen Konversionsschritte nicht gelingen. 

Dabei sind die neuen Entwicklungstendenzen zu 
postfordistischen Unternehmensstrukturen (Vermach- 
tung und Zentralisierung der qualitativen Produktentwick- 
lung bei marktvermittelter Dezentralisierung der Umset- 
zungsstrategien) und zur post-tayloristischen Fabrik 
(mehr Selbstbestimmung am Arbeitsplatz, Gruppenar- 
beit, Abschaffung von Hierarchiestufen etc.) aufzugreifen 
und für eine ökonomische Demokratisierungsoffensive zu 
nutzen. 

Dadurch könnte die Produktentwicklung, d. h. die 
qualitative Gestaltung des gesellschaftlichen Reichtums 
wieder an gesellschaftliche Meinungsbildungsprozesse 
zurückgebunden und die alte Debatte über Mitbestim- 
mung am Arbeitsplatz neu aufgegriffen werden. 

Neue Weltordnung 
Die Hoffnungen auf eine neue „WeltgesellschaftU 

oder „Weltregierung" und auf die Entwicklung „transna- 
tionaler Regime" führen in eine illusionäre Richtung. Statt- 
dessen sollten wir von den regionalen Blockbildungen in 
Europa, Süd- und Nordamerika, Südostasien und Afrika 
ausgehen. 

Sie könnten untereinander einen neuen Bilateralismus 
entwickeln, der militärisch auf Abrüstung und Gewaltver- 
zicht basiert und der ökonomisch eine bewußte Regulie- 
rung der Außenwirtschaftsbeziehungen anstr bt. Die 
Menschen müssen verstehen, da8 die außenwi d schaftli- 
che Abwälzung der Öko- und ~eschäftigungsprobleme 
auf Dauer nicht gelingen kann und auf sie zurückschla- 
gen wird. Den destabilisierenden Gefahren regionaler 
Blockbildungen (z. B. „Festung Europa") muß vor allem 

durch eine Veränderung der politischen Mehrheiten in 
den ökonomischen Zentren begegnet werden. Wir sind 
überzeugt, daß diese Strategie durch eine stärkere Bin- 
nenregionalisierung der großen ökonomischen und politi- 
schen Blöcke untermauert werden muß. 

Wichtige Instrumente für die bi- und multilaterale Kon- 
trolle der Außenwirtschaftsbeziehungen sind Kapitalver- 
kehrs- und Zinsdifferenzsteuern, eine bilaterale Regulie- 
rung der Warenströme, sowie die Einführung von Sozial- 
und Ökostandards. Au- 
ßerdem brauchen wir eine ES ist an der Zeit, die getrennt Ver- 
grenzübergreifende Politi- laufenden Diskurse der Linken in 
sche Gestaltung der Ar- 
beitsmärkte, die verhin- einem Prozeß des ,,Crossover" 
dert, daß internationale 
Belegschaften transnatio- 
naler Unternehmen ge- 
geneinander ausgespielt 

gemeinsam zu verarbeiten und 
eine neuen Vorstellung radikalre- 
formerischer Politik zu entwickeln. 

und Migrationsbewegun- 
gen für Lohndumping mißbraucht werden. Die innere Re- 
gionalisierung der großen Wirtschaftsblöcke kann durch 
gezielte Verteuerung von ~rans~or t le ic tun~en,  durch eine 
regionalabsatzorientierte Agrarreform und durch eine 
entsprechende Ausrichtung der „neuen Gemeinwirt- 
schaft" unterstützt werden. Gleichzeitig müssen neue re- 
gionale Wirtschaftsförderstrategien entwickelt werden. 
die vor allem auf die Vernetzung von öffentlichem, ge- 
meinwirtschaftlichem und privatem Sektor setzen und die 
endogenen Potentiale der Regionen durch Re-Regionali- 
sierungen von Zuliefer- und Dienstleistungsbeziehungen 
stärken will. 

Neue politische Räume schaffen! 
Daß Demokratisierung und Gleichstellung der Frauen 

hier nicht als weitere Reformprojekte aufgezählt wurden. 
ist Absicht. Sie bilden den impliziten roten Faden all un- 
serer Vorschläge, ohne den auch die übrigen Vorhaben 
nicht gelingen können. 

Der Berliner Konferenz sollen weitere Arbeitstagungen 
und gemeinsame publizistische Projekte folgen. Dadurch 
wollen wir neue politische Räume unterhalb der rein par- 
teipolitischen Ebene schaffen, die die verheerende Identi- 
fizierung von Politik mit Parteipolitik durchbrechen. 

Wir meinen: Es ist an der Zeit. die getrennt verlaufen- 
den Diskurse der Linken in einem Prozeß des „Crosso- 
ver" gemeinsam zu verarbeiten und eine neuen Vorstel- 
lung radikalreformerischer Politik zu entwickeln. 

Aus trennenden Gegensätzen sollen produktive 
Spannungsverhältnisse werden. 

Staatliche Reformpolitik und gesellschaftliche Selbst- 
organisation könnten sich wechselseitig bestärken und 
ergänzen, wenn es endlich gelingt, den alten Dualismus 
von Etatismus und Anti-Etatismus zu überwinden. 

Die Idee der Befreiung von der Arbeit wollen wir mit 
der Verwirklichung in der Arbeit verbinden. 

Produktivistische lndustriepolitik und ökologischer 
Umbau sollen wieder in ein vernünftiges Verhältnis zuein- 
ander treten. 
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Perspektiven 
des Crossover- 
Prozesses 
vor1 der Crossocer-Koordirlritio~~sgi~ipl>e* 

ren zu können, erteilten sie eine Zuspitzung. Politisch wirksame öf- 
klare Absage (vgl. in diesem Heft fentliche Resonanz können wir 
S. 44-49). Für die spannende Fra- aber erst erreichen, wenn auch 
ge, was das für Rot-Grün oder der nächste Schritt getan wird. 
Rot-Rot-Grün heißt, blieb diesmal Für die Medien und die offizielle 
leider keine Zeit. Das sollten wir Politik werden wir erst interessant, 
beim nächsten Mal nachholen. wenn auch für außenstehende Be- 

Auf jeden Fall ist der Versuch obachterinnen und Beobachter 
gelungen, durch ein Projekt linker klar wird, welche konkreten, 
Zeitschriften unterhalb der Partei- machtpolitisch relevanten Initiati- 
enebene nicht nur zu einer Nor- ven hier entstehen sollen. 
malisierung und Verständigung 

Erfolge der Konferenz im Verhältnis der verschiedenen Perspektive 
Die Berliner Crossover-Konfe- Strömungen, sondern entlang be- Wir - die beteiligten Zeitschrif- 

renz unterschied sich in einem 
wichtigen Punkt von vergleichba- 
ren Veranstaltungen jüngster Zeit. 
Die überwiegend ideologische 
Standortdebatte und der weitver- 
breitete neoliberale Sachzwang- 
diskurs spielten keine Rolle. Un- 
sere Intention, den Ohnmachts- 
diskurs, der in weiten Teilen die 
Weltmarkt- und Globalisierungs- 

Gegenwärtig entwik- diskussion und die Debatte über 
kelt sich "Rot-Grün" ZU die Perspektiven einer Neuformie- 

einer griesgrämigen. rung einer linken Politik bestimm- 
zankenden Venival- te, durch konkrete Alternativvor- 

tung von Schnittmen- schläge und Gegenmodelle zu 
gen. von der keine durchbrechen, wurde weitgehend 

n e n n e n ~ ~ e r t e n  beherzigt. Auch wenn viel neben- 

stimmter Spannungsfelder letzt- 
endlich zu einem produktiven 
"Crossover" zu gelangen. Der An- 
satz muß weiterentwickelt werden. 

Probleme und Aufgaben 
Gleichzeitig zeigte der Kon- 

greßverlauf aber auch eine Reihe 
von Problemen, die bei der Wei- 
terführung des Crossover-Pro- 
jekts unbedingt angegangen wer- 
den müssen. An erster Stelle ist 
die nur geringe Beteiligung von 
Frauen zu nennen. Die Besetzung 
der Foren mit Teilnehmerlnnen 
aus Ostdeutschland ist eine wei- 
tere Schwachstelle, die behoben 

ten und Einzelpersonen - sind uns 
einig, daß Crossover fortgesetzt 
werden soll. Wir wollen politisch 
eingriffsfahiger werden. Gegen- 
wärtig entwickelt sich "Rot-Grün" 
zu einer griesgrämigen, zanken- 
den Verwaltung von Schnittmen- 
gen, von der keine nennenswer- 
ten Impulse für Veränderungen 
oder gar einen Aufbruch ausge- 
hen. Demgegenüber wollen wir 
ein eigenständiges gemeinsames 
Reformprojekt herausarbeiten 
und deutlich machen. Für eine 
Reform- und Bündnisstrategie ist 
entscheidend, die verschiedenen 
sozialen Milieus nicht einfach nur 

I m p ~ / s e  für Verände- einander hergeredet wurde und werden muß. Auch die Jugendli- zu addieren. Nur wenn es gelingt, 
rungen oder gar einen die einzelnen Vorschläge und An- chen schienen das Ganze nicht einen gesellschaftlichen Umbau- 

Aufbruch ausgehen. sätze nur mit Mühe zueinanderka- unbedingt als ihre Veranstaltung block zu bilden, der verdeutlicht, 
Demgegenüber wollen men, schien den meisten klar zu aufzufassen. Das verweist über- wie die verschiedenen Intentionen 
wir ein eigenstdndiges sein, daß die Zeit der larmoyanten haupt darauf. daß es mit der viel- wirklich ineinandergreifen. hat 

gemeinsames Identitätspflege auch für die Linke beschworenen 'gesellschaftli- eine radikaldemokratische Varian- 
Reformprojekt nun endgültig vorbei ist. chen Verankerung' noch ganz te auch eine Chance. Dafür müs- 

herausarbeiten und Crossover wollte unterhalb der schön hapert. Die Chance. daß Sen durch eine wirksame Vollbe- 
deutlich machen. offiziellen Parteipolitik neue Rau- über die drei beteiligten Zeit- schäftigungspolitik die gesell- 

me zur Verständigung über die Schriften ganz verschiedene ge- schaftlichen Spaltungsprozesse 
Spannungsfelder eines radikalre- sellchaftliche Milieus zusammen- gestoppt und rückgängig ge- 
formerischen Diskurses eröffnen finden, muß in Zukunft besser ge- macht werden, da sie andernfalls 
und realisierbare Projekte in re- nutzt werden. Außerdem ist es alle Bündnisperspektiven schon 
formpolitischen Schlüsselfeldern wichtig, auch andere linke Zeit- im Ansatz untergraben. Sonst 
bestimmen. Daß das durchaus schriftenprojekte mit ihrem je spe- bleibt es dabei, daß die sozialen 
möglich ist, zeigt auch die Ab- zifischen persönlichen und gesell- Existenzangste den notwendigen 
schlußdiskussion. Jürgen Trittin, schaftlichen Potential einzubezie- ökologischen Umbau ersticken. 
Christina Schenk, Lothar Bisky hen. Die Stärke dieses Crossover- Wie sehr Solidarität, Ökologischer 
und Hermann Scheer waren sich Projekts wird entscheidend davon Umbau und eine Umverteilung 
einig, daß es die notwendigen Re- abhängen, daß es jedem beteilig- der Lebenschancen ineinander- 
formspielräume und die „Rück- ten Zusammenhang gelingt, sein greifen, haben wir schon in unse- 
kehr der Politik" nur geben wird, Umfeld einzubinden und seine rer „Berliner Erklärung" (vgl. in 
wenn es gelingt, die gesellschaft- spezifischen Kräfte zu entwickeln. diesem Heft S. 16-19) zu zeigen 
liche Solidarität wieder herzustel- Leider konnte der nach innen versucht. Jetzt kommt es darauf 
len und die gegenwärtig herr- durchaus gelungene Stimmungs- an, „Rot-Grün" oder auch ,.Rot- 
schende Standort- und Ausgren- umschwung noch nicht in ein ent- Rot-Grün" vor denen zu schützen. 
zungslogik zu durchbrechen. Der sprechendes Aufbruchsignal die im Begriff sind, ein sachlich 
Vorstellung, sozusagen beim Mit- nach außen umgesetzt werden. mögliches Bündnis im wahltakti- 
schwimmen die Richtung umkeh- Das hängt sicherlich damit zu- schen Koalitionsgeschacher zu 

sammen, daß die ganze Initiative diskreditieren. 
noch sehr unvermittelt wirkte. Die Konkret bereiten wir für den 

* Die Crossover-Koordi11(1tio11sgr~ii>1>e setzt sicli z~isor~ii~ieri riris Vorbereitung blieb auf einen klei- Herbst eine Zeitschriftentagung 

Willi Biiiggen. Friedrich Heil~~iclrlil (Andere Zeite~i); nen Kreis von Aktiven beschränkt. vor, auf der ein 'Politisches Me- 

Susi Möbbeck, Stefntl Schostok (spir?); Hont  Dietzel, Darüberhinaus fehlte die reform- morandum' erarbeitet werden 
Ar~lold Schiilzel (Utol7ie kientic.). strategische und machtpolitische soll, das die reformstrategischen 

Brüssel eine Konferenz der G-7- 
Staaten 11 gemeinsame Förder-Pro- 
jekte für den Einstieg in eine „globa- 
le lnformationsarchitektur" festge- 
legt. Was in den siebziger Jahren 
der Flughafen- und Straßenbau war 
sind jetzt die Fasernetze für den 
„Super-Information-Highway". Es gilt 
auch heute: Ohne Staatsintervention 
keine ausreichende Infrastruktur. 

Die Explosion des 
„virtuellen Finanzmarktes" 

2. Die Liberalisierung der Fi- 
nanzmärkte und der Aufbau eines 
globalen Telekommunikationsnetz- 
werkes (auch dies maßgeblich 
durch politische Interventionen von 
IWFWeltbank und G-7-Gruppe ge- 
lenkt) schaffen erst die Vorausset- 
zung für die Explosion des „virtuel- 
len Finanzmarktes" in den achtziger 
Jahren. Die Zahlenwerte des Devi- 
senhandels belegen dies eindrucks- 
voll: Der tägliche Umsatz lag hier 
1978 bei 120 Mrd US-$, er stieg bis 
1988 auf 650 Mrd. US-$ und lag 
1994 bei 1 Billion US-$. Nach Bewer- 
tung des Chefvolkswirtes der „Deut- 
schen Giro Zentrale" waren davon 
lediglich 1% bis maximal 5% vom re- 
alwirtschaftlichen Außenhandel ver- 
ursacht. Der Rest bestand ganz 
grob gesagt aus einem elektroni- 
schen Hochgeschwindigkeitshandel 
mit Schuldscheinen. Hier ist ein elek- 
tronischer Weltmarkt fast ohne jede 
Kontrollinstanz enstanden, wie 
jüngst die Leeson-Affäre schlaglicht- 
artig gezeigt hat. 

Die vieldiskutierten Vorschläge 
für eine internationale Devisenum- 
Satz- bzw. eine Kapitalverkehrssteu- 
er zielen auf die Regulation dieser 
neuen Dimension der Globalisie- 
rung. 

Konstituierung von großregiona- 
len Handels- und Wirtschaftsblök- 
ken 

3. Es gibt jedoch auch eine 
scheinbar gegenläufige politische 
Tendenz der großregionalen Seg- 
mentierung des Weltmarktes durch 
die Konstituierung von Handels- und 
Wirtschaftsblöcken. Der US-Han- 
dels-Beauftragte Brock hat dies im 
Rahmen der GATT-Verhandlungen 
ausdrücklich als politische „two- 
track-strategy", also als zweigleisi- 
ge- oder Doppelstrategie gekenn- 
zeichnet. 

Die Blockbildung, sei es nun die 
EU, NAFTA, Mercosur oder ASEAN, 
kann als Regulativ zu den Liberali- 
sierungs-Zielsetzungen der GATT- 

Verhandlungen eingesetzt werden, 
als Drohmittel und Gegengewicht 
gleichermaßen. So hat z.B. der EU- 
Kommissar Leon Brittan das Han- 
delsabkommen zwischen der EU 
und Mercosur als strategische Ant- 
wort auf die Bildung von NAFTA be- 
zeichnet. Globalisierung heißt also 
heute auch schon großregionale Re- 
gulation - natürlich im Rahmen von 
kapitalistischen Protektions- und 
Subventions-Konzepten. 

Entstehung von Elementen einer 
globalen politischen Öffentlichkeit 

4. Nur ganz kurz sei hier noch 
ein vierter Aspekt der neuen Phase 
der Globalisierung angesprochen, 
der allerdings politisch für die Her- 
ausbildung von Gegenmacht von 
großer Bedeutung ist: Die Entste- 
hung von Elementen einer globalen 
politischen Öffentlichkeit. Im Rah- 
men des UNCED-Prozesses ist es 
erstmals zu einer wirklich globalen 
Debatte der NGO's über eine „alter- 
native" Programmatik zur Klima-Poli- 
tik gekommen. Natürlich ist Öffent- 
lichkeit nicht mit politischer Gestal- 
tungsmacht zu verwechseln und die 
Krise des Rio-Nachfolge-Prozesses 
belegt dies deutlich, aber eine glo- 
bale Öffentlichkeit ist eine notwendi- 
ge Bedingung für jeden praktischen 
Schritt der Veränderung. Die Debat- 
te über die Kontrolle der TNC's und 
der Finanzmärkte kann und muß hier 
am Beginn stehen. 

Liberalisierung und Deregulie- 
rung, globale lnfrastrukturpolitik und 
regionale Blockbildung sind poli- 
tisch gewollte und geprägte Prozes- 
se, die durch die real existierenden 
Regulationsapparate der Weltökono- 
mie umgesetzt werden. Die G-7- 
Gruppe, die IWFWeltbank-Gruppe, 
die EU-Kommission und die WTO 
bzw. das GATT betreiben eine Welt- 
ordnungspolitik oder besser gesagt 
ihre Weltordnungspolitik. Dem gilt es 
eine m&e Weltordnungspolitik 
oder besser gesagt eine internatio- 
nale ökologisch-solidarische Struk- 
turpolitik entgegenzusetzen. Ansatz- 
punkt dafür muß sozusagen die 
Kehrseite der Globalisierung der 
Ökonomie sein, nämlich die Globali- 
sierung der Probleme und Ldsungen 
der Umwelt- und der sozialen Fra- 
gen, die ihren gemeinsamen Kern in 
der Überlebensfrage der Menscheit 
haben. Ohne transnationale Regula- 
tion wird dieses Überleben nicht zu 
sichern sein. 

ein dauerhafter »Friedensvertrag 
mit der Natur« möglich ist. 

20 CROOSSOVER. ANDERE ZEITEN - SPW - UTOPIE KREATIV. APRIL 1996 



CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 
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Thesen zur 
Y Y Globalisierung" 
der Weltwirtschaft 
vori Fritlijof Schrrzirlr* 

Um die UNO herum 
gruppiert sich 

ein System "real 
existierender 

Regulationsappa- 
rate". Es ist heute 

nicht mehr die Frage 
ob die Weltwirt- 
schaft in erheb- 
lichem Umfang 

reguliert wird, 
sondern wie und von 

wem mit welchen 
Zielen. 

* Dr. Frithjof Schmidt, 
Mitarbeiter der Bundestag 

I ch möchte gleich zu Beginn deut- 
lich sagen, daß ich die Enstehung 
von transnationalen Regimen an- 

ders als im Einladungsfaltblatt for- 
muliert und anders als vielleicht viele 
hier im Raum für einen realen histori- 
schen Vorgang halte und nicht bloß 
für ideologisches Gerede. Sie stellen 
heute ein Hauptproblem in der inter- 
nationalen Politik dar. Ich möchte 
mich auf die Auseinandersetzung 
mit der Frage konzentrieren, was ei- 
gentlich unter „Globalisierung" der 
Wirtschaft verstanden wird und wie 
sich der so bezeichnete Prozeß hi- 
storisch entwickelt hat. Ich denke. 
daß so deutlich wird, daß es sich hier 
um eine Entwicklung handelt, die al- 
les andere als „naturwüchsig" ver- 
laufen ist, sondern in der ständig be- 
wußt politische Rahmenbedingun- 
gen gesetzt wurden. 

Dabei geht es nicht um die allge- 
meine internationale Dimension, die 
dem Kapitalismus von seinen Ur- 
sprüngen her eigen ist. Schon Karl 
Marx hat ja (sinngemäß) festgestellt, 
daß der Weltmarkt mit dem Begriff 
des Kapitals gegeben sei und Fern- 
and Braudel hat eindrucksvoll die 
Rolle des Fernhandelskapitals für 
die Enstehung des Kapitalismus seit 
dem 15. Jahrhundert beschrieben. 
Es geht auch nicht um das, was die 
klassische lmperialismustheorie von 
Hobson, Hilferding oder Lenin an 
ökonomischen Zusammenhängen 
beschrieben hat. Der Begriff der 
Globalisierung steht für einen neuen 
historischen Prozeß. 

Globalisierung als neuer 
historischer Prozeß 

Meine erste These lautet, daß 
nach dem 2. Weltkrieg durch die 
Entkolonialisierung und die zwei so- 
genannten Entwicklungsdekaden 
der UNO in den sechziger und sieb- 
ziger Jahren ein neuer globaler Poli- 
tik- und Wirtschaftsraum geschaffen 

sfraktion von Bündnis 90/Die Gruilen 

wurde. Dieser Raum ist durch zwei 
historisch neue Elemente gekenn- 
zeichnet: 

Die Entstehung eines internatio- 
nalen Staatensystems, daß sich ein 
internationales Institutionen- und Re- 
gulationssystem geschaffen hat. 

Die Zahl der Mitgliedsgaaten der 
UN ist von 51 bei der Gründung auf 
184 gestiegen. Um die UNO herum 
gruppiert sich mit Einrichtungen wie 
IWF, Weltbank, UNCTAD und WTO 
usw. ein System ,.real existierender 
Regulationsapparate". Es ist heute 
nicht mehr die Frage ob die Weltwirt- 
schaft in erheblichem Umfang regu- 
liert wird, sondern wie und von wem 
mit welchen Zielen. 

In den zwei genannten UN-Ent- 
wicklungsdekaden ist gezielt eine 
globale moderne Infrastruktur auf 
Kredit geschaffen worden mit den 
Hauptsäulen der Verkehrswege 
(Flughafen-Netzwerk, Straßenbau), 
der Telekommunikation und eines 
Banken-Netzwerks. 

Dieser gigantische Infrastruktur- 
aufbau durch die politisch gezielte 
Verbindung von Entwicklungshilfe 
und Kreditfinanzierung hat die 
Grundlagen für die Schuldenkrise 
der achtziger Jahre und die Hyper- 
trophie des Weltfinanzsystem in den 
neunziger Jahren gelegt. 

Diese Entwicklungsperiode der 
Globalisierung ist verbunden mit der 
Entstehung der sogenannten ersten 
Phase einer .neuen internationalen 
Arbeitsteilung", wie es 2.B. Fröbel, 
Heinrichs und Kreye vom Starnber- 
ger „Max-Planck-Institut zur Erfor- 
schung der Lebensbedingungen der 
wissenschaftlich-technischen Welt" 
damals begriffsprägend formuliert 
haben. Die Entstehung von Export- 
produktionszonen und Industriever- 
lagerungen beginnt bereits Ende der 
sechziger Jahre. Symbol hierfür wa- 
ren zu dieser Zeit in Westdeutsch- 
land die Rollei-Foto-Werke aus 
Braunschweig, die ein Zweigwerk in 
Singapur eröffneten. Damals fand 
der erste Akt der unendlichen Stand- 
ort-Diskussion stcrtt. 

Zweite Phase der neuen interna- 
tionalen Arbeitsteilung 

Die so entstandenen neuen Be- 
dingungen auf den Weltmärkten 
führten Anfang der achtziger Jahre 
zu einer neuen Qualität der „Globali- 
slerung", gewissermaßen zu einer 
zweiten Phase der internationalen 
Arbeitsteilung, die sich vor allem un- 
ter vier Aspekten von der vorherge- 
henden deutlich unterscheiden Iäßt. 

1. Die insbesondere von IWF 
und Weltbank durchgesetzte weitge- 
hende Liberalisierung der Kapital- 
und Warenmärkte und der rasante 
Ausbau der Verkehrs- und Kommu- 
nikationsverbindungen vor allem 
auch in den meisten Ländern des 
„Südensu ermöglichen eine neue 
,,integrative Arbeitsteilung" in den 
Produktionsstrukturen der transna- 
tionalen Unternehmen (TNC). 

Dazu einige Fakten, um die öko- 
nomischen Dimensionen zu verdeut- 
lichen: Laut einer Untersuchung der 
UNCTAD gibt es Mitte der neunziger 
Jahre etwa 37.000 TNC mit rund 
170.000 Tochterunternehmen, die 
1992 einen Umsatz von 5,5 Billionen 
US-Dollar machten. Das Gesamtvo- 
lumen des internationalen Handels 
betrug im gleichen Jahr etwa 4 Billio- 
nen US-Dollar. Ein Drittel dieses 
Welthandels entfällt nach Schätzun- 
gen auf „internew Transaktionen der 
TNC. Sie nennen sich „global play- 
ers" und ihre Struktur läßt sich als 
neuer Netzwerkverbund weltweit 
verteilter, auf bestimmte Produkte 
und Arbeitsfunktionen spezialisierter 
Unternehmensteile, von Zulieferfir- 
men, angegliederten Forschungs- 
und Entwicklungsbüros beschrei- 
ben. Bekannte Beispiele sind in der 
Automobilindustrie die globale Stan- 
dardisierung von Grundelementen 
der Fahrzeuge, die auf verschiedene 
„Standorteu verteilte Produktion von 
Motoren und Getrieben, die jederzeit 
bei Arbeitskämpfen internationale 
Umverlagerungen von Produktionen 
und ein Ausspielen der Belegschaf- 
ten gegeneinander ermöglicht; oder 
die Planung von BMW, seine Ent- 
wicklungsabteilung in drei Schichten 
auf drei verschieden Kontinenten 
rund um die Uhr an demselben Pro- 
jekt arbeiten zu lassen, in dem die 
bearbeitete Software jeweils bei 
Schichtende „überspieltu wird; oder 
in der Elektroindustrie die Software- 
Entwicklung für Siemens im indi- 
schen Bangalore etc. 

Die Folgen der sogenannte Dere- 
gulierung führen gegenwärtig zu ei- 
nem Fusionsboom. bzw. zur Bildung 
sogenannter strategischer Allianzen 
von TNC's insbesondere im Tele- 
kommunikations- und Elektronikbe- 
reich. Neue, noch grßßere Mega- 
Konzernstrukturen bilden sich ge- 
genwärtig international heraus. Doch 
auch dies passiert nicht einfach so, 
sondern wird gezielt durch eine kon- 
zertierte lnfrastrukturpolitik der wich- 
tigsten Industrieländer gefördert und 
gelenkt. So hat im Februar 1995 in 

Konturen einer solchen alternati- kussionsprozeß initiiert werden. zu Stellungnahmen auffordern 
ven Variante umreißen soll. Dafür Deshalb wird es im Winter eine wollen. Im Frühjahr 1997 soll dann 
wollen wir dann um Unterstützung Tagung geben, auf der wir Frau- eine große Konferenz eine breite- 
durch Gruppen, Organisationen engruppen, Gewerkschafterln- -re Öffentlichkeit ansprechen. 
und Einzelpersonen werben. nen. Aktive aus der Umweltbewe- 
Gleichzeitig soll einer breiter Dis- gung und Wissenschaftlerlnnen 

E ine unvergleichliche Er- 
folgsstory hat stattgefun- 
den. Die Frauen haben sich 

durchgesetzt. Zumin-dest in un- 
seren Parteien geht nichts mehr 
ohne Frauen. Was sollen wir da 
noch meckern? Die Quote ist fe- 
ster Bestandteil des "Parteiensta- 
tuts". Wir sind da, haben Macht 
und ... 

... ist jetzt vielleicht Schluß mit 
den feministischen Forderungen? 
Es scheint so, da nun die Frauen- 
frage als integraler Bestandteil der 
Parteiprogramme angesehen 
wird. Wir reflektieren Lust und Last 
der Quote und verlassen uns auf 
die Fachfrauen, die im herrschen- 
den Diskurs die Fachfragen ge- 
nauso beantworten können wie 
Männer. Nur geht leider dabei oft 
der feministische Blick verloren. 
Es gibt ja die Frauen-Frauenpoliti- 
kerinnen, die sich konkret mit der 
"Frauenfrage" beschäftigen sol- 
len, z.B. in der Diskussion um die 
Vergewaltigung in der Ehe, Welt- 
frauenkonferenz und was noch so 
darunter subsumiert wird. Warum 
dann eine gesonderte feministi- 
sche Fragestellung, das hieße ja 
letztlich wieder doppelte Arbeit. 
Und die Männer gehen derweil im 
Diskurs schon wieder einen Schritt 
weiter. 

Feministische Fragen 
Ist dies ein unauflösbarer Wi- 

derspruch oder geht es auch an- 
ders? Betrachten wir die vorgebli- 
che Allgemeingültigkeit von Fach- 
diskussionen, stellen wir sehr 
schnell fest, daß diese Allgemein- 
gültigkeit mindestens zweigeteilt 
ist: Die Realitäten von Frauen und 
Männern sind unterschiedlich. 
Geht es bei der Linken in der 
Außenpolitik um die "Zivilisie- 
rung", so ist auf Anhieb klar was 
gemeint ist: Die Überwindung der 
militärischen durch zivile, d.h. po- 
litische Konfliktlösungsstrategien. 
Nun ist das nur die halbe Wahr- 
heit. In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es einen wehr- 
mäßig erfaßten Teil und einen zivi- 

len Teil. Die militärische Macht ist 
männlich und sonst gar nicht. Die 
Betroffenen in Krisengebieten 
sind "Zivilisten". Schaut mensch 
hin, werden Frauen, die für Alte. 
Kranke und Kinder Verantwortung 
übernehmen und im Krieg die nor- 
malen Alltagsabläufe managen 
müssen, sichtbar. Im Jugoslawi- 
en-Krieg war der Soldat sicherer 
vor Angriffen als die "Zivilbevölke- 
rung". Daß Frauen im Krieg eine 
Rolle spielen, wird erst bei der 
Skandalisierung von Vergewalti- 
gung deutlich. Doch die alltägli- 
che unterschiedliche Betroffen- 
heit bleibt unsichtbar. 

Ein anderes klassisches Bei- 
spiel ist der Fachdiskurs über So- 
zialpolitik. Der Kampf gegen Sozi- 
alabbau ist nicht nur abstrakt ein 
Kampf gegen Armut. Es ist, 
schauen wir in die Statistik, ein 
Kampf für Frauen, die in die 
Armutsfalle geraten sind. Es ist 
ein Kampf gegen besitzende 
Männerschichten, die den Reich- 
tum anhäufen. Natürlich ist auch 
das nur die halbe Wahrheit, wis- 
sen wir doch, daß auch Frauen. 
sei es über die Ehe, sei es über 
andere Wege, am Reichtum parti- 
zipieren. Nur ist diese Gruppe die 
Minderheit der Frauen. Zudem ha- 
ben sie kaum die Verfügungsge- 
walt. Zentral bleibt die Tatsache, 
daß die Armut "weiblich" ist. Gera- 
de weil die Diskussion so "allge- 
meindefinitorisch" geführt wird, 
müssen wir sorgfältig einen femi- 
nistischen Akzent setzen. 

Dieses Hinterfragen des herr- 
schenden Diskurses zwingt uns 
Frauen - leider - zu doppelter Ar- 
beit. Die These daß die Frauenfra- 
ge immer irgendwie integraler Be- 
standteil ist, enthebt uns nicht der 
Aufgabe, sie explizit zu machen. 
Der herrschende Diskurs ver- 
deckt, wie oben angeführt. die 
Frauenfrage und ist auch nicht für 
Frauen parteilich angelegt. Wir 
brauchen immer wieder "autono- 
me" Debatten und Räume, um fe- 
ministische Politik weiterzuentwik- 
keln. 

Kein "Crossover" 
ohne Frauen 

Dies bedeutet nicht nur doppel- 
te Arbeit, sondern ebenfalls, wollen 
wir weiterhin Macht in den Parteien 
ausüben, eine Vermittlungs- und 
Diskussionskultur, die den femini- 
stischen Aspekt verankert - im Hirn 
und Herzen aller Parteimitglieder. 
Das scheitert seltener am Intellekt 
der Herrenriege als an dem Wider- 
spruch zwischen der Autonomie 
der Frauen einerseits und dem 
Wunsch, daß die Herren es doch 
endlich kapieren sollen, anderer- 
seits. Der Respekt vor der Autono- 
mie der Frauen schlägt bei den 
Männern wiederum schlicht in 
Gleichgültigkeit um, und die Zeit, 
die die Debatte unter Frauen 
braucht, wird von den Jungs ge- 
nutzt, um schon mal im politischen 
Alltag nach vorne zu preschen. Es 
kann so zur Regel werden, daß wir 
ständig hinter dem männlich domi- 
nierten Diskurs hinterherhinken. 

Über die Quote hinaus 
Noch ist die feministische Fra- 

ge eine linke. Doch ist sie auch 
bei den Konservativen bereits an- 
gekommen. Soll sie eine linke Fra- 
ge bleiben, so kann es nicht bei 
der Forderung nach formeller 
Gleichstellung bleiben, denn die 
Quotendebatte ist längst an ihre 
Grenzen gestoßen: Vor allem, weil 
ihre Reichweite auf das politische 
Feld und den öffentlichen Sektor 
begrenzt geblieben ist. Die Quote 
im Öffentlichen Dienst hat kaum 
Schneeballefiekte für. eine stärke- 
re Beteiligung von Frauen an 

Wir brauchen immer 
wieder "autonome" 
Debatten und 
Räume, um femi- 
nistische Politik 
weiterzuentwickeln. 
Die Durchsetzung 
gleicher Chancen in 
der Sphäre der 
Ökonomie, aber 
auch in der Zivilge- 
sellschaft wird 
letztlich nicht mit 
den Mitteln der 
Quotierung zu 
erreichen sein. 

* Reiilhild Hiigeniotl~. Mit(irbeirerin der Frrikrioil von 
Biiiidiiis 90/Die Griineii ini EP, Slisi Möbbeck, 
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Unsere Visionen 
einer gesellschaft- 

lichen Alternative 
müssen unmittelbar 

erkennbar weibliche 
Zukunftshoffnungen 

und Lebensan- 
sprüche aufnehmen 

und mobilisieren. 
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hochqualifizierten Arbeitsplätzen 
in der privaten Wirtschaft gehabt, 
geschweige denn für eine Umver- 
teilung der Reproduktionsarbeit. 
Die Quote auf den Kandidatlnnen- 
Listen der Parteien gaukelt eine 
Gleichstellung vor, die es real 
nicht gibt, weder in der Politik, 
wenn es wirklich um die Macht 
geht, noch über den Bereich der 
Politik hinaus. Die Durchsetzung 
gleicher Chancen in der Sphäre 
der Ökonomie. aber auch in der 
Zivilgesellschaft, wird letztlich 
nicht mit den Mitteln der Quotie- 
rung zu erreichen sein. 

Und selbst im politischen Feld 
ist ein Roll-back erkennbar: Frauen 
werden wieder verdrängt von den 
vorderen Plätzen - oder sie ziehen 
sich selbst von der politischen Büh- 
ne zurück. Die festgestellte Entpoli- 
tisierung der Politik zeigt bei den 
Frauen zu allererst Folgen: Es wäre 
doch Verschwendung sinnvoller 
einzusetzender Energie, sich im 
Polit-Theater zu verzetteln, ob- 
gleich die realen Entscheidungen 
an anderer Stelle getroffen werden. 
Frauen versprechen sich immer 
weniger von der konkreten Einmi- 
schung in die Parteien-Politik, 

Die feministische Frage bleibt 
also nur eine linke Frage, wenn es 
uns gelingt, sie endlich systema- 
tisch und strukturell in unserer Vor- 
stellung von einem grundlegen- 
den sozialen und ökologischen 
Strukturwandel zu verankern. Un- 
sere Visionen einer gesellschaftli- 
chen Alternative müssen unmittel- 
bar erkennbar weibliche Zukunfts- 
hoffnungen und Lebensansprüche 
aufnehmen und mobilisieren. 

Fragen an den "Crossover"- 
Prozeß 

Die erste "Crossover"-Konfe- 
renz hat dies nicht geleistet. Das 
Projekt eines linken "Crossover" 

kann aber - so meinen wir - nur ge- 
lingen, wenn es von vornherein ei- 
nen starken feministischen Akzent 
setzt. Die auf dem Kongreß und in 
der Erklärung zur Konferenz skiz- 
zierten Schwerpunkte linker Politik 
sind daraufhin zu befragen, wel- 
chen Beitrag sie zu einer Emanzi- 
pationsperspektive leisten: 

Die Forderung nach einer dop- 
pelten Umverteilung von oben nach 
unten und von Männern zu Frauen 
bietet die zentrale Verknüpfung ei- 
nes linken und feministischen Re- 
formprojektes. Doppelte Umvertei- 
lung muß aber - darauf hat Christina 
Schenk auf der Konferenz hinge- 
wiesen - auch bedeuten: Umvertei- 
lung von gut bezahlter und qualifi- 
zierter Erwerbsarbeit von Männern 
zu Frauen und Umverteilung von 
Reproduktionsarbeit von Frauen zu 
Männern! 

Die männliche Normalbiogra- 
phie kann nicht zur Ausgangsba- 
sis von Umverteilungsforderun- 
gen genommen werden. Wir brau- 
chen neue Zuschnitte von Le- 
bens-, Monats-. Wochen- und Ta- 
gesarbeitszeit, die von den 
menschlichen Bedürfnissen und 
nicht vom unternehmerischen Kal- 
kül geleitet werden. Wir brauchen 
neue Arbeitszeitmodelle und da- 
bei bleibt die Forderung nach ei- 
ner 30-Stunden-Woche relevant. 

Unangenehme Fragen sind al- 
lerdings - solange diese Forde- 
rungen nicht durchgesetzt sind - 
für heute zu beantworten. Ist der 
sozial gesicherte Teilzeit-Arbeits- 
platz eine Perspektive, trotz Lohn- 
einbuße und offensichtlicher Rol- 
lenzuweisung für Eltern, sprich 
Mütter? Ist dies für untere Lohn- 
gruppen überhaupt noch zumut- 
bar? 

Auch für den auf dem Kongreß 
diskutierten sog. "Intermediären 
Sektor" stellt sich die Frage, ob er 
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einen weiteren Arbeitsmarkt bil- 
det, der geschlechtsspezifisch 
auf Frauen zugeschnitten ist. Wie 
kann eine neue geschlechtsspezi- 
fische Arbeitsteilung verhindert 
werden? Wie können Sozialstan- 
dards - gerade für Frauen - gesi- 
chert und ausgebaut werden? 

Überwindung des Patriarchats 
Darüber hinaus stellt sich die 

Frage nach den Widersprüchen 
unter Frauen selbst. Definieren wir 
eigentlich den Feminismus noch 
als eine Überwindung des Patriar- 
chats? Haben wir durch die Parti- 
zipation arn Patriarchat, d.h. ganz 
konkret in den Parteien, nicht 
schon längst das Patriarchat 
überwunden, besonders dort, wo 
wir paritätisch vertreten sind? 

Durch die Partizipation an 
Macht und Herrschaft stellt sich die 
Patriarchatsfrage neu und anders 
und trotzdem auch wieder gleich. 
Ein auf Egalität ausgerichteter femi- 
nistischer Anspruch kann sich nicht 
darauf beschränken, die Egalität im 
Herrschen erreicht zu haben. Die 
Frage "Wozu" muß beantwortet 
werden, und zwar in nachweisba- 
ren Fortschritten für Frauen. 

Dies sind nur einige wenige 
der Fragen, mit denen wir uns 
auseinanderzusetzen haben, 
wenn wir das "Crossover-Projekt" 
als linkes und feministisches Vor- 
haben weiterentwickeln wollen. 
Uns geht es mit diesem Beitrag - 
ohne jeglichen Anspruch auf femi- 
nistische Allwissenheit - um einen 
Anstoß dazu. Wir wollen anregen, 
daß wir Frauen, die sich auf das 
"Crossover-Projekt" beziehen wol- 
len, uns die Zeit und den Raum 
nehmen, miteinander über unsere 
feministischen Anforderungen an 
dieses Projekt in einen Diskurs 
treten. Und wir wollen mit dafür 
sorgen. daß diese Ansprüche bei 
der Weiterentwicklung des "Cros- 
sover" einen starken, unüberseh- 
baren Platz einnehmen. Es wäre 
schön. wenn nicht nur Frauen der 
drei Zeitschriften zusarnmenkom- 
men würden, sondern darüber 
hinaus Frauen aus Wissenschaft, 
Gewerkschaften und Frauenpro- 
jekten sich an diesem Prozeß be- 
teiligen würden. 
Ansprechpartnerin für Interessier- 
te an einem "Crossover unter 
Frauen" ist Reinhild Hugenroth, 
Hauptstr. 50, 53604 Bad Honnef, 
Tel.: d. : 0228/1689 198, Fax: 0228/ 
1646642 

CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 

Um so wichtiger ist es denn 
auch, daß die Linke deutlich macht, 
daß sie nicht den Integrationsprozeß 
an sich, sondern vielmehr die kon- 
krete Form. in der er durchgesetzt 
werden soll, ablehnt. Wir müssen ihn 
als das erkennbar machen, was er 
ist: Ein Kind der neokonservativen 
und neoliberalen Wende in den Indu- 
strieländern, die dem Scheitern der 
keynesianischen Krisenüberwin- 

I dungsstrategien Ende der 70er Jah- 
re folgte. Kern dieser Politik ist die 
sogenannte Befreiung der Marktkräf- 
te von reglementierenden Ein- 

I 

schränkungen, insbesondere von 
staatlichen Eingriffen. Es ist dem- 
nach alles andere als ein Zufall, daß 
die Verwirklichung der Sozialunion - 
im Unterschied zur Währungsunion, 
die ja nach einem festgezurrten Zeit- 
plan entstehen soll - noch in weiter 
Ferne liegt. Die Nachrangigkeit der 
politischen und sozialen Union ist 
politisch gewollt und entspricht der 
Dominanz der konservativen Kräfte 
in allen größeren Staaten der Euro- 
päischen Union. Der mit dem Bin- 
nenmarktprojekt 1987 eingeschlage- 
ne Weg der lntegration unterschei- 
det sich daher grundlegend von 
dem „Werner-Plan" von 1970, der 
schon einmal den Weg zu einem ei- 
nigen Europa weisen wollte, damals 
allerdings noch in einer engen 
Kopplung von wirtschafts- und wäh- 
rungspolitischer Integration. 

Die offensichtliche Schieflage 
des Maastrichter Vertragswerkes 
muß von uns offen thematisiert wer- 
den. Das Zurückbleiben der politi- 
schen und sozialen Zusammenfüh- 
rung kann dazu führen, daß das gan- 
ze Projekt der lntegration undurch- 
führbar wird, da es in sozialen Kon- 
flikten unterzugehen droht. Die 
Streiks in Frankreich könnten ein er- 
ster Vorbote solch kommender Kon- 
flikte sein. Bei uns ist es der Streit 
um das Entsendegesetz für Arbeits- 
kräfte in der EU, der die Kapitalbe- 
wegungen für den Normalbürger 
sichtbar macht. 

Die Interessen der Vermögensbe- 
sitzer haben sich durchgesetzt. 

4. Bleibt schließlich die Frage, 
ob in dem Prozeß der Globalisierung 
und der zunehmenden internationa- 
len Verknüpfung der Weltwirtschaft 
so etwas wie Klasseninteressen 
überhaupt noch definierbar sind. Die 
Analyseprobleme unterschieden 
sich hier nicht grundlegend von de- 
nen. die wir auch auf nationaler Ebe- 
ne haben: Für viele wird es noch 

nachvollziehbar sein, daß es eine 
definierbare herrschende Klasse 
gibt, bei der Beschreibung der Be- 
herrschten wird es hingegen schon 
sehr viel schwieriger. 

Der eben angesprochene Inte- 
grationsprozeß von Maastricht stellt 
die Erhaltung der Geldwertstabilität 
in den Vordergrund. Ganz bewußt 
soll deshalb ja die zukünftige Euro- 
päische Notenbank von politischen 
Entscheidungen so unabhängig 
sein, wie es jetzt schon die Deutsche 
Bundesbank ist. Nur so kann sie vor 
sogenannten populistischen Forde- 
rungen geschützt sein, etwa nach ei- 
ner aktiven Beschäftigungspolitik. 
Die lnteressen der Vermögensbesit- 
Zer haben sich hier offensichtlich 
durchgesetzt. Geldvermögen besit- 
zen nun in der Bundesrepubiik 

den" (Frank Deppe, Arbeitslosigkeit, 
Wohlfahrtsstaat und Gewerkschaf- 
ten in der Europäischen Union, in: 
Supplement der Zeitschrift Sozialis- 
mus 2-96, S. 16), so ist nach den Ko- 
alitionen zu fragen, die diese Struk- 
turen stützen. Neben den Eliten ist 
es eben jene „relativ breite Mittel- 
Schicht, die in der Golden-Age-Peri- 
ode Geldvermögen, Aktien- und Im- 
mobilienbesitz" (Deppe, a.a.0.) er- 
worben hat bzw. diese Vermögen 
nun erbt. die zu den neuen Stützen 
zählen. Vielleicht hat sich jemand 
schon einmal gefragt, warum seit 
geraumer Zeit in den Nachrichten- 
Sendungen vor den unvermeidlichen 
Tennisergebnissen auch die aktuel- 
len Stände des Dow-Jones-Index 
und des Ibis-Dax gemeldet werden. 
Es sind offenbar beachtliche Bevöl- 

Um so wichtiger ist 
es denn auch, daß 
die Linke deutlich 
macht, daß sie nicht 
den Integrationspro- 
zeß an sich, sondern 
vielmehr die 
konkrete Form. in 
der er durchgesetzt 
werden soll, ablehnt. 

schon einige, nehmen sich diese an- 
gehäuften Schätze auch meist eher 
bescheiden gegenüber den wirklich 
Reichen aus. Doch die Angst vor 
Verlusten sitzt tief, nicht nur bei den 
Anhängern von CDU und FDP, auch 
für viele Wähler der Grünen und der 
SPD ist inzwischen das Ziel Geld- 
wertstabilität wichtiger als eine akti- 
ve Beschäftigungspolitik. 

Wenn als regressive Modernisie- 
rung „hegemoniale Strukturen und 
Handlungskonstellationen im Verge- 
sellschaftungsprozeß bezeichnet 
werden. die durch die Definitions- 
macht des Weltmarktes - und der 
transnationalen Konzerne als den 
zentralen Akteuren - beherrscht wer- 

kerungsgruppen, die solche Infor- 
mationen bereits zum Frühstück 
brauchen. Übrigens: Der Bonner Mi- 
nisterialbeamte Hall, der oft als „Va- 
ter der Konvergenzkriterien" be- 
zeichnet wird. ist jetzt einer der Vor- 
standsmitglieder der Bausparkasse 
Wüstenrot. Auch dort zählt ja be- 
kanntlich Geldwertstabilität. 
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Für eine 
andere Integration 
von Andreas Wehr* 

Bei aller dringen- 
den Notwendigkeit, 

die internationale 
Zusammenarbeit zu 
intensivieren, bleibt 

die Auseinander- 
setzung innerhalb 

der jeweiligen 
staatlichen Instan- 
zen der Nationen 

die wichtigste 
Ebene, auf der die 

Zukunft der 
Gesellschaften 
gestaltet wird. 

Der Weltmarkt ist nicht nur - 
wie jeder Markt im Kapitalis 
mus - weitgehend anonym, er 

tritt den Menschen zudem als abso- 
lut unhinterfragbare, zwingende Ge- 
gebenheit entgegen. Die schlicht oft 
nur als .,Interessen der Märkte" be- 
zeichneten Bewegungen der kapita- 
listischen Weltmarktkonkurrenz er- 
scheinen als letzte Instanz. Ihnen 
haben sich Bundes- und Landesre- 
gierungen und erst Recht die kom- 
munalen Verwaltungen zu beugen - 
und zwar gleich ob rot-. grün- oder 
dunkelrot regiert, wollen sie nicht zur 
Figur des Don Quichotte werden. 

Ist es nicht auch Aufgabe der Po- 
litik, verstanden in einem erweiterten 
Sinne, diese Bewegungen - und ich 
füge hinzu: ihre oft katastrophalen 
Ergebnisse - überhaupt erst einmal 
für den „Normalbürger" sichtbar zu 
machen? Vor dem Hintergrund 
durchlittener Konflikte und gewalttä- 
tiger Eingriffe wird doch die Notwen- 
digkeit konkreter Reformprogramme 
überhaupt erst verständlich. Ich will 
das an einem Beispiel erläutern: In 
den achtziger Jahren wurde in der 
kritischen Öffentlichkeit der Bundes- 
republik die Verschuldung insbeson- 
dere der sogenannten Schwellenlän- 
der in der Dritten Welt thematisiert. 
Jugoslawien, Mexiko und Algerien 
lagen dabei in der Spitzengruppe. 
Es ist uns allen bewußt, was inzwi- 
schen in diesen Ländern passiert ist. 
Die Linke thematisiert aber nicht die- 
se Verbindung von Ursache und Wir- 
kung, von ökonomischer Fehlent- 
wicklung und gesellschaftlicher Ero- 
sion, sie zerstreitet sich statt dessen 
über Sinn und Unsinn sogenannter 
humanitärer Interventionen und über 
den Charakter fundamentalistischer 
Bewegungen. 

Weiterhin zentrale Rolle des 
Nationalstaats 

2. Die These von der Globalisie- 
rung des Weltmarktes geht in der öf- 

* Andrens Wehr, Mitglied des SPD-Landesvorstrt~~d~ Berliil 
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fentlichen Diskussion einher mit der 
leichtfertigen Behauptung, daß damit 
der Nationalstaat in seinen Kernbe- 
standteilen ausgehöhlt, ja daß der Na- 
tionalstaat in diesem Prozeß sogar 
„aufgehobenN werde. Es kann in der 
Tat nicht übersehen werden. daß der 
keynesianische Wohlfahrtsstaat den 
Nationalstaat als sozialen Raum zur 
Voraussetzung hat und diese Rah- 
menbedingungen in die Krise geraten 
sind. Es sind dennoch Zweifel ange- 
bracht, ob die Kernfunktionen des Na- 
tionalstaats in absehbarer Zeit auf in- 
ternationale, oder gar globale Träger 
übergehen. Drei zentrale Einwände 
können dieser Behauptung entgegen- 
gesetzt werden: 

Die Nationalstaaten geben ge- 
genwärtig immer nur eng begrenzte, 
in der Regel außenhandelsrechtliche 
und finanzwirtschaftliche Funktionen 
auf. Im Prozeß der Deregulierung 
werden diese Aufgaben dann auch 
nicht auf der internationalen Ebene 
neu koordiniert, sondern weitgehend 
dem freien Spiel der Marktkräfte 
überlassen. Bei den staatlichen 
Kernbestandteilen (politische Reprä- 
sentanz, Militär, Außenpolitik, Innere 
Sicherheit) gibt es hingegen kaum 
Veränderungen. Ansätze zur interna- 
tionalen Koordination in diesen Be- 
reichen sind sogar eher durch Sta- 
gnation oder gar durch Rückschritte 
gekennzeichnet, sei es in der UNO, 
in der OSZE, oder in der Gemeinsa- 
men Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU bzw. im Europäischen Parla- 
ment. So konnte man in diesen Ta- 
gen in den Zeitungen lesen, daß sich 
die Regierungen der EU-Staaten 
nicht einmal dazu durchringen kön- 
nen, zwei Vertreter des Europäi- 
schen Parlaments an der Regie- 
rungskonferenz zur Reform des 
Maastrichter Vertrages teilnehmen 
zu lassen. Alles soll unter nationaler 
Kontrolle bleiben. 

Frank Deppe und Elmar Altvater 
haben wiederholt darauf hingewie- 
sen, daß nicht die Auflösung der Na- 
tionalstaaten, sondern ihre Transfor- 
mation in „Wettbewerbsstaatenfl zu 
beobachten ist. Dabei ist der natio- 
nalistische Einschlag der begleiten- 
den Propaganda nicht zu überhören 
wenn es darum geht, den jeweiligen 
„Standortw fit zu machen für den glo- 
balen Wettlauf. Die dabei verlangten 
Anpassungen der Gesellschaft un- 
terstreichen sogar die Bedeutung 
des Nationalstaates als Kampfplatz, 
auf dem die Auseinandersetzung um 
die Weltmarktausrichtung ausge- 
fochten wird. 

Die Transformation des traditio- 
nellen Nationalstaats in den „Wett- 
bewerbsstaat" ebnet nicht das 
Machtgefälle zwischen starken und 
schwachen, großen und kleinen 
Staaten ein. Im Gegenteil: Die sich 
im Zuge der Weltmarktentwicklung 
seit mehr als 500 Jahren herausge- 
bildeten Abstände vergrößern sich. 

Bei aller dringenden Notwendig- 
keit, die internationale Zusammenar- 
beit - etwa im Bereich der Gewerk- 
schaften - zu intensivieren, bleibt so- 
mit die Auseinandersetzung inner- 
halb der jeweiligen staatlichen In- 
stanzen der Nationen die wichtigste 
Ebene, auf der die Zukunft der Ge- 
sellschaften gestaltet wird. Postula- 
te, wonach in diesen Rahmen nichts 
mehr entschieden wird und damit 
auch die Kämpfe dort sinnlos gewor- 
den seien, dienen lediglich der My- 
stifizierung der gesellschaftlichen 
Beziehungen und beabsichtigen 
nicht selten, die Kräfte der Gegen- 
wehr zu entmutigen. 

Europäische Integration: Enschei- 
dend ist die konkrete Form 

3. Bei der Suche nach Antwor- 
ten auf die Herausforderungen des 
internationalen „WettbewerbsstaatsU 
verbietet sich für die Linke die einfa- 
che Alternative „Internationalisie- 
rung versus nationaler Alleingang". 

Im Zusammenhang mit der Durch- 
setzung des Maastricht-vertragswer- 
kes und dem angestrebten Beitritt von 
Schweden, Finnland, Norwegen und 
Osterreich zur EU hat es in einer gan- 
zen Reihe von Staaten in den letzten 
Jahren verschiedene Referenden ge- 
geben, in denen sich nicht unwesentli- 
che Bevölkerungsteile auch aus 
durchweg isolationistischen und natio- 
nalistischen Gründen ganz und gar 
gegen den Prozeß der Internationali- 
sierung gestemmt haben. Auf Seiten 
der Gegner konnten wir dabei recht 
merkwürdige Bündnisse zwischen 
rechten und linken Kräften beobach- 
ten, die demnach wenig tragfähig wa- 
ren. Es ist nicht auszuschließen, daß 
auch die Gesellschaft der Bundesre- 
publik bald vor eine solche Entschei- 
dung gestellt wird. Um so wichtiger ist 
es, daß die Linke - hier angesprochen 
in ihrer ganzen Breite - dabei keine un- 
verzeihlichen Fehler begeht. Was in 
den skandinavischen Ländern mit ih- 
rer gefestigten Demokratie und ihrem 
domestizierten Nationalismus noch 
angehen mag, für Frankreich bereits 
anrüchig ist, ist für die Bundesrepublik 
Deutschland schlichtweg unerträg- 
lich. 

CROSSOVER - UMBAU DER ARBEIT 

I I mbau der Arbeit - das wich- ten. Die Diskussion zeigte überdeut- 
tigste Reformprojekt der Lin- lich, daß die unterschiedlichen An- Forum Y Y Umbau 

\ken - so war nicht nur auf sätze zwischen sozialdemokrati- 
dem Forum, sondern auch in den schen/sozialistischen Ansätzen und 
Plenardebatten ZU hören. Die Her- einem stärker alternativ-ökologi- 

der Arbeit" - Reform- 
ausforderungen sind so groß, daß 
grundlegende Reformen überfällig 
sind. Umbau der Arbeit, das bedeu- 
tet auch Umbau der Gesellschaft. 

Trotz der konkreten Reformvor- 
stellungen im Konferenzmaterial. ge- 
lang es nicht durchgängig, sich mit 
den dort vorgeschlagenen Projekten 
auseinanderzusetzen. Die Ebenen 
der Betrachtung und die Ausgangs- 
punkte waren bei den drei Einfüh- 
rungsstatements recht unterschied- 
lich. Während Barbara Stolterfoth 
(Hessische Ministerin für Frauen. Ar- 
beit und Sozialordnung, SPD) aus 
der konkreten politischen Praxis her- 
aus eine Vielzahl von konkreten poli- 
tischen Ansätzen für den Umbau der 
Arbeit unterbreitete, gingen Harald 
Werner (für Utopie kreativ, PDS) und 
Rainer Land (Andere Zeiten) das 
Thema grundsätzlicher an. 

Hauptdiskussionspunkt 
„neuer gemeinwirtschaftlicher 
Wirtschaftssektor" 

Ein Hauptdiskussionspunkt war 
der „neue gemeinwirtschaftliche 
Wirtschaftssektor". Hier gibt es trotz 
unterschiedlicher Begrifflichkeiten 
ähnliche Vorstellungen in den auf 
der Konferenz vertretenen Spektren. 

Dennoch blieben die Thesen, 
daß dieser Sektor eine „Alternative 
zum zweiten Arbeitsmarkt" sei bzw. 
„neue ökonomische Formen" verkör- 
pere, noch vage. Es wurden unter- 
schiedliche Akzente gesetzt: Harald 
Wernerentwickelte seine Vorstellung 
eines Beschäftigungssektors als 
Antwort auf die Reproduktionskrise 
der Gesellschaft und sieht in ihm ein 
.,dauerhaftes Segment". Rainer 
Land ging von der notwendigen 
bkologisierung -der Wirtschaft aus 
und stellte den neuen Sektor in das 
Spannungsfeld von Eigenarbeit und 
Erwerbsarbeit. Der Bereich der Le- 
benswelten und der Eigenarbeit gel- 
te es inhaltlich wieder stärker anzu- 
reichern. Er sieht in der Eigenarbeit 
und einem entsprechenden Grund- 
einkommen für alle die wesentlichen 
Ansätze für einen Umbau der Arbeit. 
Diese Position stieß auf harte Kritik 
vm Barbara Stolterfoth: Für einen 
solchen Sektor gebe es „sehr 
schlechte Karten". Eigenarbeit sei 
ein reaktionärer Begriff. Vor allem für 
Frauen würde das eine Zementie- 
rung ihrer Benachteiligung bedeu- 

schen Herangehen noch nicht ver- 
mittelt werden konnten. Im Konfe- 
renzmaterial wurden Gestaltungs- 
vorschläge für einen „gemeinwirt- 
schaftlichen Sektor" unterbreitet. Of- 
fen zur weiteren Klärung blieben fol- 
gende Fragen: 

Offene Fragen 
Handelt es sich bei diesen Über- 

legungen nur um einen demokrati- 
sierten „zweiten Arbeitsmarkt"? 

Wie weit reicht ein solcher Sek- 
tor, welchen Umfang soll er bekom- 
men, welche Bereiche kann er um- 
fassen? 

Was wird aus dem traditionellen 
zweifellos dominierenden Erwerbs- 
sektor, muß dieser den größten Teil 
der Mittel für den gemeinwirtschaftli- 
chen Sektor erwirtschaften und 
bleibt antiemanzipatorisch? 

Inwieweit ind die Arbeitenden im 
gemeinwirtschaftlichen Beschäfti- 
gungssektor tariflich abgesichert? 

Es stellte sich die Frage, wie ein 
solcher Sektor aussehen müsse, 
wenn er weder privatkapitalistisch 
noch staatlich sein soll? Die einen 
meinten, er sei zu sehr vom zweiten 
Arbeitsmarkt abgekoppelt. Andere 
hingegen (U. a. Horst Müller, Nürn- 
berg) sagten, daß der Begriff „Sek- 
tor" schon falsch sei, weil es hierbei 
um eine generelle Transformations- 
perspektive gehen müsse. Die 
emanzipatorische Dimension müsse 
deutlicher herausgearbeitet werden. 

Vertreter von alternativen Be- 
schäftigungsintitiativen stellten ihre 
praktischen Bemühungen der theo- 
retischen Debatte um Alternativen 
entgegen, andere (U. a. Monika Bör- 
ner, Leipzig, PDS) versuchten das 
zu vermitteln. 

Perspektiven der 
Arbeitszeitverkurzung 

Wichtige Impulse kamen von 
Steffen Lehndorff (Köln) zur Arbeits- 
zeitverkürzung als zweitem Ansatz 
für den Umbau der Arbeit. Er kriti- 
sierte die in der Konferenzerklärung 
enthaltene Orientierung auf die 30- 
Stunden-Woche als „plakative 
Pflichtübung, die als Ersatz für 
Nachdenken" stehe. Man dürfe sich 
der Flexibilisierung nicht verschlie- 
ßen, sondern müsse sich darauf of- 
fensiv einlassen. Radikale kollektive 
Arbeitszeitverkürzung sei aber ein 

projekt Nummer eins 
von Horst Dietzel* 

ganz wesentlicher Ausgangspunkt 
für eine Reformperspektive und kön- 
ne nur im Rahmen eines politischen 
Projekts gelingen. Christiane Rey- 
rnann (PDS) entwickelte die Wichtig- 
keit der Arbeitszeitpolitik aus der be- 
trieblichen Perspektive. Dieses Feld 
der Politik sei auf der betrieblichen 
Ebene zunächst das Machbarste für 
einen Umbau der Arbeit. Insgesamt 
aber blieb die Arbeitszeitpolitik als 
strategischer Ansatz für Reformpoli- 
tik im Verlaufe der Diskussion eher 
unterbelichtet. 

Diskussion um 
das „Bündnis für Arbeit" 

Das „Bündnis für Arbeit" spielte 
in der Diskussion eine wichtige Rol- 
le. Hier gab es relativ übereinstim- 
mende Positionen, wenn auch mit 
unterschiedlichen Akzenten. Horst 
Peter (SPD) betonte, daß die Ge- 
werkschaften vollständig dem 
Standortkorporatismus gefolgt sei- 
en. Korporatismus sei immer eine 
geschlossene Veranstaltung und 
kein öffentlicher Prozeß. Die Ökolo- 
giefrage spiele im „Bündnis für Ar- 
beit" keine Rolle. Barbara Stolterfoth 
kritisierte den angeblichen Erfolg, 
wenn die Arbeitslosenhilfe nicht um 
fünf, sondern „nuru um drei Prozent 
gekürzt werde. Das „Bündnisu sei 
aber „janusgesichtig". Es komme 
darauf an. was unten aus diesem 
Bündnis gemacht werde. 

Es war insgesamt ein Disput 
über Inhalte, Parteizugehörigkeiten 
spielten keine Rolle. Die Defizite wa- 
ren ebenfalls deutlich: Hinter den 
durchaus einsichtigen Forderungen 
und Positionen der Konferenzerklä- 
rung verbergen sich eine Menge 
Probleme, die im Interesse einer kla- 
ren und vermittelbaren Initiative zum 
Umbau der Arbeit noch gelöst wer- 
den müssen. Die Bestimmung der 
Subjekte für den Umbau der Arbeit 
und eine Durchsetzung der Reforrn- 
perspektive steht noch aus. 

Hinter den durchaus 
einsichtigen Forde- 
rungen und Positio- 
nen der Konferenzer- 
klärung verbergen 
sich eine Menge 
Probleme, die noch 
gelöst werden 
müssen. 

* Dr. Horst Dietzei, Berliri. 
Mirrirbeiter. der Gl~rrirlsritzkor~iniissioil der PDS 
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Zukunft der Arbeit - 
Rahmenbedingun- 
gen verändern 
von Bnrbnrn Stolterfotl~* 

ir leben in einer Zeit radi- 
kalen Umbruchs - eines W Umbruchs, der an Radika- 

lität vergleichbar ist mit der industri- 
ellen Revolution des 19. Jahrhun- 
derts. 

Den Befund einer praktizieren- 
den Politikerin will ich in Thesen for- 
mulieren. 

1. Die Arbeitslosigkeit hat mit 
über vier Millionen gemeldeten Ar- 
beitslosen einen neuen Nachkriegs- 
hochstand erreicht, nimmt weiter zu 
und wandelt sich in ihrer Struktur: 
Neuerdings werden auch und zu- 
nehmend hochqualifizierte Fachleu- 
te und Dienstleister arbeitslos. 

Erosion des Normalarbeits- 
verhältnisses und der sozialen 
Sicherungssysteme 

2. Derzeit erleben wir eine be- 
sorgniserregende Erosion des Nor- 

* Bnrbnrci Stolteifofh. 
hessische Miriisterinfnr Frn~ren, Arbeit ~ i n d  Sozinlordnrrng 
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malarbeitsverhältnisses. An die Stel- 
le eines sozialversicherungspflichti- 
gen (Vollzeit-)Arbeitsverhältnisses 
treten zunehmend die unterschied- 
lichsten Formen prekärer, ungesi- 
cherter Beschäftigung wie: 

sozialversicherungsfreie, oft un- 
tertariflich bezahlte Teilzeitarbeit; 

Scheinselbständigkeit, bei der 
im Wege des outsourcing Beschäf- 
tigte die gleiche Arbeit verrichten 
wie zuvor - jedoch auf eigene Rech- 
nung und Gefahr - ohne soziale Si- 
cherung und ohne wirkliche unter- 
nehmerische Freiheit; 

Schwarzarbeit in allen ihren For- 
men; 

illegale Beschäftigung von Bil- 
liglöhnern insbesondere aus dem 
Osten; 

legale Beschäftigung von Bil- 
liglöhnern aus dem Bereich der Eu- 
ropäischen Union. 

3. Die sozialen Sicherungssy- 
steme leiden an Auszehrung, weil 
Millionen von Arbeitnehmerlnnen als 
Beitragszahler ausfallen - entweder 
wegen Arbeitslosigkeit oder wegen 
der beschriebenen Flucht aus dem 
"Normalarbeitsverhäiinis". Damit ge- 
rät der Sozialstaat überkommener 
Prägung in Gefahr und droht funkti- 
onsunfähig zu werden. 

4. Wegen des Ausfalls von Mil- 
lionen Beitragszahlern und wegen 
der hohen Belastungen der Sozial- 
versicherungssysteme mit system- 

fremden Leistungen (Kosten der 
deutschen Einheit, Finanzierung von 
Fremdrenten, Frühverrentung in stei- 
gendem Ausmaß) sind die Lohnne- 
benkosten inzwischen so hoch. daß 
sie die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft 
mindern. Die hohen Lohnnebenko- 
sten sind ein Anreiz (neben anderen 
Faktoren) zur Vernichtung von Ar- 
beitsplätzen durch Rationalisierung 
und Verlagerung ins Ausland. 

5. Der Sieg der Angebotspolitik 
und die ideologische Überhöhung 
des Prinzips der Marktwirtschaft und 
des Wettbewerbs schaffen ein ge- 
sellschaftliches Klima, das Solidari- 
tät verhindert, Sozialpolitik diskredi- 
tiert und staatliches Handeln zugun- 
sten der Arbeitslosen suspekt er- 
scheinen Iäßt. 

Der Befund, was den derzeitigen 
Zustand unseres Gemeinwesens an- 
geht, ist besorgniserregend und die 
Perspektiven sind düster. Noch wis- 
sen wir nicht, ob unsere tradierten 
Vorstellungen von Erwerbstätigkeit 
und sozialer Sicherung, von natio- 
nalstaatlich organisiertem Sozial- 
staat das vereinte Europa der Unter- 
nehmen und die Globalisierung der 
Märkte überhaupt überleben kann. 

Ansatzpunkte für Veränderung 
Gleichwohl müssen wir dafür 

kämpfen, die Rahmenbedingungen 
so zu veränderen, daß das Europa 

CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 

sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V 
Analysen Dokumentationen Fakten & Argumente 

Analysen des isw sozial-ökologische Wirtschaitsforschung e.V. (Auswahl): 

D ie Globalisierung der Wirt- Strategien für 
schaft oder gar ein neuer strukturelle Reformen 
„Globalismus" (J. Fischer) Die Diskussion auf dem Forum 

als Strukturmerkmal eines beginnen- folgte jedoch kaum dieser Fragen- 

h s h  - C R A S ~  
C A S ~ N W ~ ~ ~ ~ T A ~ ~ S M  us 

Forum ,,Neue 
Weltordnung": 

isw-report 
(erscheint vierteljährlich mit isw-wirtschaftsinfo) 
DM 5,- plus Versand (Jahresabo: 30,- DM) 
Sackgasse Neoliberailsmus (Nr. 20, August 1994) 
Markt, Umweltschutz, Energlesteuer (Nr. 21, Oktober 1994) 
MedienMultis und MultiMedla (Nr. 22, Januar 1995) 
Kerneuropa - Keim zur Weltmacht (Nr. 23. April 1995) 
Arbeit ohne Zukunft? - Referate 4. isw-forum (Nr. 24, Juli 1995) 
5 Jahre neue Bundesländer (Nr. 25, Oktober 1995) 
Cash - Crash - Casino-Kapitalismus (Nr. 26, Januar 1996) 

isw-spezial 
Forza ltalia - Votwärts in dle Vergangenheit 
(Nr. 7, Mai 1994), DM 5,- + Versand 
Srategische Waffenbrüderschaft Deutschland-Türkel 
(Nr. 8, April 1995), DM 5,- + Versand 

isw-wirtschaftsinfo extra 
Standort D (Nr. 17, Mai 1994), DM 5,- +Versand Bestellungen, Prospekte, !nformationen 
Lohn, Preis, Profit '95, Argumente & Fakten zur Tarifrunde anfordern bei isw e.V., 
(Nr. 20. Januar 1995) DM 4,- + Versand Georg-Wopfner-Str. 46,80939 München, 
Ausbildung & Übernahme (Nr. 23, Sept. 1995) 4,- + Versand Tel./Fax 089-3231 780 (nolf. Fax: 168941 5) 

- 
den Zeitalters reduziert den Spiel- struktur, sondern warf ein weitgefä- 
raum für sozial-ökologische Refor- chertes Spektrum von Problemen von 
men gegen Null - so oder ähnlich der Nord-Süd-Politik bis zur Bedeu- Y Y Globalismus" oder - - 
lautet die Kernthese einer politi- 
schen Hauptströmung. die inzwi- 
schen in fast allen bundesdeutschen 
Parteien zahlreiche Anhängerlnnen 
gefunden hat. Von ganz links bis 
ganz rechts reicht das Spektrum de- 
rer, die eine umfassende Allmacht 
des Kapitals postulieren. 

Vier Kernfragen der Debatte 
Wer wie die lnitiatorlnnen von 

„Crossover" für eine Politisierung 
der Ökonomie streitet und eine 
grundlegende Veränderbarkeit der 
Rahmenbedingungen von Politik be- 
hauptet, hat beim Thema „Globali- 
sierung und Neue Weltordnung" eine 
Menge Diskussionsstoff. Vier Kern- 
fragen sollten deshalb zunächst die 
Debatte strukturieren: 

1. Was ist wirklich dran an der 
These von der Globalisierung der 
Wirtschaft - wieviel ist .,ökonomi- 
scher Sachzwang", wieviel politisch 
erzeugt? Gibt es wirklich eine voll 
globalisierte Okonomie oder be- 
schreibt die Globalisierung eher eine 
weltweit vorherrschende Wirt- 
schaftspolitik eines Neo-Laissez-Fai- 
re? 

2. Welche Chancen bietet die 
Herausbildung großregionaler Wirt- 
schaftsblöcke (EU, NAFTA, APECI 
ASEAN etc.) für eine stärkere Bin- 
nenregionalisierung, die Minimierung 
internationaler Handelsströme über 
große Distanzen im Interesse eines 
ökologisch verträglichen Wirtschaf- 
tens? Welche Rolle können dabei bi- 
oder multilaterale Abkommen spie- 
len? Wie könnten Sozial- und Öko- 
standards und die grenzübergreifen- 
de Regulierung der Arbeitsmärkte 
gestaltet und durchgesetzt werden? 
Wo sollte der Hebel zuerst angesetzt 
werden (WTO, Vereinbarungen zwi- 
schen den Wirtschaftsblöcken)? 

3. Welche Instrumente stehen 
zur Verfügung, um explodierende glo- 
bale Finanzmärkte (Casino-Kapitalis- 
mus) wieder zurückzuführen und wel- 
che Reformen der internationalen Fi- 
nanz- und Währungsinstitutionen 
müßten eine solche Politik begleiten? 

4. Welche Aufgaben stellen 
sich einer internationalen Strukturpo- 
litik mit dem Ziel einer Zivilisierung 
der internationalen Beziehungen aus 
linker Sicht? 

tung von Maastricht II für die europäi- 
sche Integration auf. Eine Zusammen- Neo-Laissez-Faire? 
fassung der Debatte ist entsprechend 
schwierig, wenn nicht unmöglich. Ich 
konzentriere mich deshalb an dieser 
Stelle auf einige wenige Problemsträn- 
ge, die aus meiner Sicht in der Dis- 
kussion deutlich wurden. 

Zwei geläufigen Positionen zur 
Globalisierung (sie bedeute nichts 
neues, weil der kapitalistische Markt 
schon immer ein Weltmarkt mit inter- 
nationalen Handels- und Produkti- 
onsverflechtungen war; sie mache 
nationalstaatliches politisches Han- 
deln obsolet) wurde klar widerspro- 
chen. Breiten Konsens fand eine po- 
litische Strategie, die auf den jeweils 
geeigneten Ebenen auf strukturelle 
Reformen zielt (z.B. GATTIWTO, 
UNCED, IWF und andere transnatio- 
nale Institutionen und „Regimev auf 
der globalen, der EU als der großre- 
gionalen und der BRD als der natio- 
nalstaatlichen Ebene). Eine Politik 
nationalstaatlicher Abschottung be- 
fürwortete niemand. 

Zur vorgeschlagenen Orientie- 
rung auf bi- und multilaterale Ab- 
kommen zwischen den großen Wirt- 
schaftsblöcken wurde kritisch ange- 
merkt, daß dabei die Probleme der 
abgehängten Armutsregionen des 
Südens unterbelichtet würden. Auch 
der Zusammenhang zwischen der 
ökonomischen Dominanz der Triade- 
Mächte - fraglich war, ob die südost- 
asiatischen Schwellenländer und 
China nicht als aufsteigende vierte 
Kraft hinzugerechnet werden müß- 
ten - und der neuen Sicherheitsstra- 
tegie des Westens (zunehmende 
„Übernahmeu der UN durch die 
NATO und ihre globalen Interessen) 
fände noch zuwenig Reflexion. An- 
dere wiederum vermißten eher die 
intensive Auseinandersetzung mit 
den Problemen der europäischen In- 
tegration, die als Handlungsfeld be- 
trächtliche Rückwirkungen auf die 
neue Weltordnung habe. Insbeson- 
dere die Debatte um die Wirtschafts- 
und Währungsunion (Ausweitung 
zur Beschäftigungs-. Umwelt- und 
Sozialunion), um Mittelmeerpolitik, 
Osterweiterung und die gemeinsa- 
me Außen- und Sicherheitspolitik 
verdienten in diesem Kontext stärke- 
re Beachtung. 

Drei unterschiedliche 
Argumentationsebenen 

Für mich ergaben sich aus den 
Diskussionsbeiträgen im wesentli- 
chen drei Argumentationsebenen, 
die zwar zusammenhängen, aber in 
ihrer Unterschiedlichkeit auch stär- 
ker für sich konturiert werden sollten: 

1. die Kritik der neoliberalen 
Globalisierungsstrategie eines ver- 
nichtungswettbewerblichen Laissez- 
faire und ihrer Auswirkungen 

2. die Ausarbeitung von „Leit- 
bildern" oder Konturen einer alterna- 
tiven, ökologisch-solidarischen 
„Weltordnungm 

3. Vorschläge für Reformpro- 
jekte und -konzepte auf den ver- 
schiedenen Ebenen und von Bünd- 
nisstrategien, um sie durchzusetzen. 

Insbesondere der zweite Punkt 
wurde von einer Reihe von Diskussi- 
onsteilnehmerlnnen aus den neuen 
Bundesländern betont. Anknüpfend 
an die Club-of-Rome-Formel der 
„globalen ökologischen Revolution" 
wurde die Frage nach den Grund- 
pfeilern und Funktionsmechanismen 
einer weltweiten Wirtschaftsweise 
gestellt, die gleichzeitig ökologisch, 
demokratisch und sozial egalitär ist. 
Die Bedeutung mobilisierender, 
wenn auch teils schemenhafter „Ge- 
genentwürfe" wird von uns eher auf 
„FachlichkeitU und reformtechnische 
Machbarkeit orientierten Westlinken 
manchmal unterschätzt. Radikale 
Reformpolitik braucht beides - fach- 
l ich solide Reformvorschläge mittle- 
rer Reichweite und die Zuspitzung 
ihrer zentralen Ideen zu populären 
und eingängigen „Visionen". Anson- 
sten bleibt auch die brillanteste Kritik 
des Neoliberalismus kraftlos. 

von Klci~rs Drager* 

Breiten Konsens 
fand eine politische 
Strategie, die auf 
den jeweils geeigne- 
ten Ebenen auf 
strukturelle Refor- 
men zielt. Eine 
Politik nationalstaat- 
licher Abschottung 
befürwortete 
niemand. 

* Klci~is Drdger, Bonn, Bündnis 9 0 D i e  Griinen 
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Was heißt 
Politisierung 
der Ökonomie? 
von Michael Jiiger* 

Es geht darum, der 
Wirtschaft nicht bloß 

einen gemeinwirt- 
schaftlichen Sektor 

hinzuzufügen, 
sondern sie gemein- 

wirtschaftlich zu 
machen. 

M ir scheint es sinnvoll, beim 
Thema „Politisierung der 
Ökonomie" noch einmal zu 

Marx zurückzugehen. Was Marx bei- 
trägt, läuft keineswegs auf Staatspla- 
nung hinaus. Er überträgt die Planung 
im ersten Buch des Kapital bekannt- 
lich auf einen „Verein freier Men- 
schen", aber was immer er damit 
meint - wenn eine Staatsregierung, 
hätte er es einfacher sagen können -, 
wichtig ist, wie er die Planungsaufga- 
be bestimmt: es geht darum, daß eine 
Gesellschaft sich über die Proportion 
der Güter und somit über die Proporti- 
on der Produktion einigt. Die verfüg- 
bare Arbeitszeit, so drückt Marx sich 
aus, wird verteilt zur Proportionierung 
verschiedener Arbeitsfunktionen zu 
verschiedenen Bedürfnissen. Das und 
nichts anderes wäre die Politisierung 
der Ökonomie, noch heute Iäßt sich, 
meine ich, weder mehr noch weniger 
darüber sagen, denn dieser Gedanke, 
daß man sich einigt über die Proporti- 
on dessen, was man haben will, ist mit 
dem Scheitern der realsozialistischen 
Staatsplanung in überhaupt keiner 
Weise erschöpft. 

Das Problem der kollektiven 
Nachfrage 

Er ist es so wenig. daß ohnehin ja 
auch im Kapitalismus gilt. wie gerade 
Marx zeigt, daß immer wieder von 
Neuem die Güterproportion in ihr fest- 
gelegt werden muß. Wenn die Gesell- 
schaft keinen Weg findet, sich dar- 
über zu einigen. setzt sich das blind- 
lings durch, über Wirtschaftskrisen. 
Und warum findet die Gesellschaft 
keinen Weg? Warum kann die Nach- 
frage auf dem „freien Markt" nicht di- 
rekt zugreifend dem Angebot mittei- 
len, welche Güter und Leistungen sie 

* Michael Jäger, Berlin. Politologe und Publizist, 
Mitarbeiter der Wochenzeitschrifr ..Freitagu 

in welcher Proportion haben will? Weil 
der Markt so bestimmt ist, daß indivi- 
due! Nachfragende einem industriel- 
len Angebot gegenüberstehen mit al- 
len Folgen, die das hat; ich brauche 
nicht in Erinnerung zu rufen, was Marx 
seit dem Elend der Philosophie dar- 
über schreibt. Doch heute ist es eben 
immer noch so, daß wir unter dem Ver- 
hältnis der individuellen Nachfrage lei- 
den, und zwar inzwischen auch aus 
ökologischen Gründen. Für die Güter, 
die wir ökologisch brauchen, etwa 
mehr Eisenbahn und weniger Auto, 
gibt es oft satte Demoskopiemehrhei- 
ten, aber wer eine Transportleistung 
nachfragt, hat auf die Proportion von 
Eisenbahn und Auto keinen Einfluß. 
Warum nicht? Weil es keine kollektive 
Nachfrage gibt. Diesen Begriff hat Wil- 
li Brüggen in mehreren Veröffentli- 
chungen exponiert. 

Ökologische Produktion kann nur 
entweder von einem Kommandostaat, 
den wir nicht wollen, erzwungen wer- 
den oder auf einem Markt, der wirklich 
frei wäre, durch kollektive Nachfrage 
angestoßen werden. Man muß also 
fragen, wie dies letztere möglich wäre. 
Nun ist die kollektive Nachfrage weiter 
nichts als die Nachfrage nach der Gü- 
ter- und Leistungsproportion selbst, 
statt nur nach den Einzelgütern und - 
leistungen innerhalb einer Proportion, 
die zwischen zwei Wirtschaftskrisen 
festliegt, weil die Anbieter das so 
durchsetzen. Dabei kann angemerkt 
werden, daß die in Deutschland real 
existierende Angebots-Proportion in 
vieler Hinsicht auf die Nazis zurück- 
geht. Diese Tatsache sollte eine Rolle 
spielen, wenn wir ,.die Ökonomie poli- 
tisieren". Die Nachfrage nach der Pro- 
portion ist die politisierte Nachfrage. 
Wenn es einen Planungsstaat gibt, 
kann er auch nichts anderes tun, als 
der Proportion nachzufragen. Warum 
ist der realsozialistische daran ge- 
scheitert? Weil seine angeblich kollek- 
tive Nachfrage nicht nur dem Angebot 
befohlen, sondern sich auch in Wider- 
spruch zur individuellen Nachfrage 
gesetzt hat. Schon das erste aber: 
dem Angebot befehlen. war falsch. So 
etwas tut ein Staat. Eine planende Ge- 
sellschaft hingegen einigt sich, stellt 
Konsens her, auch mit den Anbietern, 
oder führt allenfalls Mehrheitsent- 
Scheidungen herbei. 

Gemeinwirtschaftliche Organisati- 
on der Wirtschaft 

Deshalb haben Willi Brüggen und 
ich vorgeschlagen, die Festlegung 
der Proportion, also zum Beispiel das 
Verhältnis von Auto-, Eisenbahn-, En- 

ergie- und Waffenproduktion zueinan- 
der, auf dieselbe Weise vorzunehmen 
wie jede andere politische Planung in 
unserem Land auch, nämlich durch 
freie Wahlen. Drei Stichworte dazu: 1. 
Eine Nachfragewahl, die zur Umpro- 
portionierung führt, wird ofi auch zur 
Veränderung der Produktionsstruktur 
führen müssen, das heißt zur Umstruk- 
turierung der Konzernfamilien, teilwei- 
le auch zur gänzlichen Auflösung von 
Konzernen, Stichwort Energie. mit al- 
len Folgen für Zulieferer- und sonstige 
Mittelstandsstrukturen, die so etwas 
hätte. 2. Zwischen Wahlbürgerschaft 
und Ökonomie gäbe es vermittelnde 
Instanzen, mögen sie ..Wirtschafts- 
rat", „Ökologischer Rat" oder ,.Ökolo- 
gische Treuhand" heißen, die die Um- 
proportionierung und Umstrukturie- 
rung mitzuorganisieren hätten; ihre 
durch Wahlen legitimierten Vertreter 
würden an die Stelle der Banker tre- 
ten, die heute die Aufsichtsräte be- 
herrschen. 3. Bei all dem müßte si- 
chergestellt sein, daß die Anbieter frei 
sind, den Modus der Verwirklichung 
dessen, worauf die Gesellschaft sich 
geeinigt hat, selbst zu bestimmen, 
ausgehend davon, was ihnen möglich 
ist. 

Dies wäre eine kollektive Nachfra- 
ge, die den Namen verdient, und dies 
wäre ein „freier Markt", der den Na- 
men verdient. weil nicht nur die Anbie- 
ter frei wären, sondern auch die Nach- 
fragenden. Dies hieße, der Wirtschaft 
nicht bloß einen gemeinwirtschaftli- 
chen Sektor hinzuzufügen, sondern 
sie gemeinwirtschaftlich zu machen. 

Informationsgesellschaft - 
Perspektive für Europa? 

Hg.: Frieder 0. Wolf, Die 
Grünen im Europ. Parlament 

Die Broschüre nimmt die 
Heilsversprechen der Euro- 
päischen Kommission zu 
Multimedia, Datenautobah- 
nen und Informationsgesell- 
schaft aus grüner Sicht 
kritisch unter die Lupe. 
Mit vielen Grafiken und 
Serviceteil. 

112 Seiten, quadrat. Buch- 
format, Schutzgeb. 4,- DM. 

Bezug: Bündnis 9OIDie 
Grünen Versand, 
Heerstr. 172, 531 13 Bonn, 
Fax 0228-639255. 

der Freien und Gleichen eine Chan- 
ce hat. 

Ich sehe dafür Ansatzpunkte: 
1. Das Umdenken beginnt in 

den Köpfen. Es muß gelingen, den 
herrschenden Paradigmen der gna- 
denlosen Marktwirtschaft und Unter- 
werfung der Menschen unter ihre 
Gesetze, die ldee einer solidari- 
schen Gesellschaft entgegenzuset- 
zen, in der sozialer Friede erhalten 
wird. Auch der soziale Friede - und 
nicht nur niedrige Lohnkosten! - ist 
ein erstklassiger Standortfaktor, und 
zu seiner Erhaltung gehören exi- 
stenzsichernde Löhne ebenso wie 
ein funktionstüchtiger Sozialstaat, 

I soziale Gerechtigkeit und Chancen 
auf Teilhabe. 

2. Maastricht I1 gibt dem sozia- 
IerrEuropa eine neue Chance, nach- 
dem die erste im Maastrichter Ver- 
trag vertan worden ist. Der revidierte 
Maastrichter Vertrag muß Europa um 
die soziale und um die demokrati- 
sche Dimension ergänzen, wenn 
das vereinte Europa ein Europa der 
Menschen - und nicht der Wirtschaft 
werden soll. 

Nationalstaatliche 
Spielräume nutzen 

3. vorhandene national- 
staatliche Spielräume müssen genutzt 
werden im Interesse der Erhaltung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen: 

Die Handlungsfähigkeit des 
Staates. der Länder und Gemein- 
den, die wegen der Armut der öffent- 
lichen Hände gefährdet ist, muß er- 
halten und ausgebaut werden. Vor- 
aussetzung dafür ist eine gerechte 
Steuerpolitik (nie war die tatsächli- 
che Steuerbelastung so eklatant un- 
gerecht wie heute!) 

Wir brauchen eine Innovations- 
förderung, die die Konkurrenzfähig- 
keit auf dem Weltmarkt erhöht ("wir 
können nicht billiger, wir müssen 
besser sein") sowie Förderung des 
Standortfaktoren Verkehrsinfrastruk- 
tur, Bildung und Wissenschaft. 

Wir brauchen eine Wirtschafts- 
strukturpolitik, die Arbeitsplätze und 
gleichzeitig Ressourcen schont, z. 
B. im Bereich der Umwelttechnolo- 
gie und Energieeffizienzinvestitio- 
nen. 

Wir brauchen eine Stärkung des 
"Dritten Sektors" zwischen Staat und 
Markt, jenes Bereiches also, der ren- 
tabel, aber nicht mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung arbeitet. Dazu 
gehören Teile des Gesundheitswe- 
sens (z. B. kommunale und freige- 
meinnützige Häuser). soziale Dienst- 
leistungen der Wohlfahrtsverbände. 
aber auch kommunale Abfallwirt- 
schaft oder Stromerzeugung. 

Wir brauchen auf absehbare Zeit 
öffentlich geforderte Beschäftigung, 
um der Arbeitslosigkeit Herr zu wer- 

den. Volkswirtschaftlich gesehen 
rechnet sich das: Wenn Arbeit und 
nicht Arbeitslosigkeit finanziert wird, 
werden Werte geschaffen, ein verfal- 
lenes Wasserschloß wird saniert. 
Parkanlagen gepflegt, Elektroschrott 
recycelt, aus Arbeitslosen werden 
Beitragszahlerlnnen und Steuerbür- 
gerlnnen. 

Wir müssen auch konsequent 
den Weg der Regionalisierung von 
Wirtschafts- und Beschäftigungspo- 
litikgehen. In Hessen versuchen wir 
regionale Koordinierungsstellen in 
möglichst jedem Landkreis zu schaf- 
fen, runde Tische mit möglichen Fi- 
nanciers und Anbietern von Arbeits- 
plätzen zu versammeln und Projekte 
bezogen auf die Bedürfnisse der Re- 
gion zu entwerfen, die auch Lohn 
und Brot bringen. Es liegt auf der 
Hand, daß dadurch viel Arbeitslosig- 
keit weggearbeitet werden könnte, 
wenn die von mir genannten Rah- 
menbedingungen gegeben wären. 

Unterm Strich: Die Perspektiven 
sind düster, je nach Tagesform 
schwanke ich zwischen Resignation 
und Hoffnung. Die Frage ist, ob wir 
genügend Kraft haben und zahlreich 
sind, einen Wechsel herbeizuführen. 
Ich sehe zaghafte Anfänge, die man 
stützen muß. 

Es muß gelingen, 
den herrschenden 
Paradigmen der 
gnadenlosen 
Marktwirtschaft und 
Unterwerfung der 
Menschen unter ihre 
Gesetze, die ldee 
einer solidarischen 
Gesellschaft 
entgegenzusetzen. 
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Mehr Arbeit für 
die Reproduktion 
ökologischer, 
sozialer und 
kultureller 

I Bedingungen 
von Hnrnld Werner* 

Ein llffentlich 
gefdrderter 

Beschäftigungs- 
sektor ist ein 
Versuch, ein 
dauerhaftes 

Segment im Arbeits- 
System zu etablie- 

ren, in dem 
Reproduktions- 

aufgaben der 
Gesellschaft 

wahrgenommen 
werden. 

Wie sich Arbeit in der Gesell- 
schaft konstituiert, verteilt wird 
und wofür Arbeit verausgabt 

wird, ist die Grundfrage gesell- 
schaftlicher Organisation. Heute 
wird durch die technologisch-wis- 
senschaftliche Entwicklung massen- 
haft warenproduzierende Arbeit frei- 
gesetzt. Wobei es weder aus ökono- 
mischen Grunden möglich, noch aus 
ökologischen Grunden wünschens- 
wert ist, daß dieses Defizit durch 
Wachstum ausgeglichen wird. 

Reproduktionskrise 
des Kapitalismus 

Auf der anderen Seite funktio- 
niert der Kapitalismus immer nur da- 
durch, daß er Voraussetzungen vor- 
findet, die er zwar verbraucht, aber 
nicht selbst produziert. Und in dem 
Maße, wie er produktiver wird, ver- 
nichtet er die Gratiskräfte der Gesell- 
schaft. Das betrifft die Natur, wie die 
Reproduktionsfähigkeit der mensch- 
lichen Gesellschaft. 

Deshalb ist der Kapitalismus mit 
der Zunahme der Produktivität 
gleichzeitig in eine tiefe Reprodukti- 
onskrise geraten. Das gilt für die in- 
dividuelle Arbeitskraft, das gesell- 
schaftliche Arbeitsvermögen, die zi- 
vilisatorischen Strukturen, die Kultur, 
die Wissenschaft, für die Bildung 
und zunehmend für die ökologi- 
schen Bedingungen der Produktion. 
Daher ist es selbstverständlich, daß 
im gleichen Maße wie die Prqduktivi- 
tät zunimmt, eher mehr Arbeit für die 
Reproduktion ökologischer, sozialer 
und kultureller Produktionsbedin- 
gungen verwendet werden müßte. 

* Dr. Hnrnld Werner; Sozialwissenscli~ftlei; Bremen, 
Mitglied des PDS-Pnrteivo~~tand,~ 
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2. Nicht nur die Entwicklung der 
Technologie ist schuld daran, daß 
Arbeitskräfte weniger nachgefragt 
werden, sondern die wachsenden 
Reproduktionsprobleme dieser Ge- 
sellschaft können sich nicht in Nach- 
frage für Reproduktionsarbeit ver- 
wandeln, weil der herrschende öko- 
nomische Regulationsmechnanis- 
mus diesen Ausgleich nur für die Re- 
produktion des Kapitals schafft. Ein 
öffentlich geförderter Beschäfti- 
gungssektor ist deshalb eine Ant- 
wort auf die Reproduktionskrise. Er 
ist gleichzeitig ein Versuch, ein dau- 
erhaftes Segment im Arbeitssystem 
zu etablieren, in dem Reproduktions- 
aufgaben der Gesellschaft wahrge- 
nommen werden. 

3. Eine häufig gestellte Frage ist 
die nach dem zweiten Arbeitsmarkt. 
Der zweite Arbeitsmarkt ist entstan- 
den im Zusammenhang mit der Sozi- 
algesetzgebung am Ende der 60er 
Jahre. Solange dieses Instrumentari- 
um nur auf zyklische Krisen gerichtet 
war, konnte man mit dem zweiten Ar- 
beitsmarkt tatsächlich auch Arbeits- 
marktpolitik betreiben. Durch das 
Hinfälligwerden der drei Bedingun- 
gen, kontinuierlich steigende 
Wachstumsraten, überwiegend 
männlich geprägte Erwerbsbiogra- 
phien und Regulierungsfähigkeit des 
Nationalstaates. ändert sich das. 

Öffentlich geforderter 
Beschäftigungssektor 

4. Eine weitere Frage lautet häu- 
fig: Wenn wir den öffentlichen Be- 
schäftigungssektor so hervorheben, 
warum wir nicht für eine Ausweitung 
des öffentlichen Dienstes sind? 

Wir glauben, daß nicht alles, wo- 
für der Staat Verantwortung trägt, 
auch vom Staat gemacht werden 
muß, und denken, daß ein neuer öf- 
fentlich geförderter Sektor entwickelt 
werden sollte, der die Selbstorgani- 
sationsfähigkeit kleiner wirtschaftli- 
cher Räume wiederherstellt. Die Ge- 
sellschaft verliert durch die Entwick- 
lung des Marktes und die Entwick- 
lung der staatlichen Bürokratien ihre 
Selbstorganisationsfähigkeiten und 
ihre zivilisatorischen Strukturen. Lo- 
kale Regelungen werden sowohl 
durch staatliche Bürokratien, als 
auch durch den Markt seit Jahrzehn- 
ten ausgehöhlt. 

5. Mit den Einnahmen der Sozial- 
versicherungsträger wird ein riesiger 
Sektor unserer Ökonomie weder un- 
mittelbar durch den Staat noch 
durch den Markt reguliert. Das ist 
nicht kapitalistisches Eigentum und 

nicht staatliches Eigentum. Das Ka- 
pital verschleißt in seiner Verausga- 
bung von Natur auch das Arbeitsver- 
mögen, ohne dafür zu bezahlen. Wir 
müssen auch die sozialen Kosten. 
der Arbeitslosigkeit, der Frühverren- 
tung usw., in die Verbraucherpreise 
internalisieren. 

Das ist gar nicht so neu. Wer das 
Arbeitsvermögen verbraucht und 
Unfälle, Invaliden, Rentner und Kran- 
ke produziert, muß dafür auch haf- 
ten. Und deshalb mußte er sich zu- 
erst an der Unfallversicherung, dann 
an der Rentenversicherung usw. be- 
teiligen. Dieses System beruhte auf 
der Annahme, daß ein Kapital, das 
viele Arbeitskräfte beschäftigt, am 
besten für die Vernutzung des Ar- 
beitsvermögens dadurch zu bela- 
sten ist, daß man nach Lohnsumme 
Sozialkosten draufschlägt. Dieses 
System ist aber heute völlig unsin- 
nig. Das Kapital, das am meisten Ar- 
beitsplätze vernichtet, das am mei- 
sten auf soziale und kulturelle Infra- 
struktur in dieser Gesellschaft ange- 
wiesen ist, das Innovations- und Ri- 
sikokapital dieser Gesellschaft, zahlt 
am wenigsten in die Sozialkassen. 

Neue Finanzierungsgrundlage 
Von daher sind wir der Auffas- 

sung, daß das Kapital nicht nach 
Lohnhöhe belastet wird, sondern 
nach dem realen Unternehmenser- 
trag, den man aus dem Cash-flow 
errechnen kann. Bei den Banken 
und Versicherungen wird mehr und 
insbesondere im Mittelstand wird 
wesentlich weniger bezahlt werden. 
Auf eine solche Weise könnte zumin- 
dest die Arbeitlosenversicherung 
umgestellt werden. Alle, die von ei- 
nem Arbeitsmarkt und einem qualifi- 
zierten Arbeitskräftepotential profi- 
tieren, sollen auch zur Pflege dieses 
Arbeitsmarktes Beiträge leisten. 
Dies soll aber keine Aufgabe sein, 
die von der Arbeitsverwaltung in der 
üblichen Form gemacht wird. Für 
ökologisch und soziale Gemein- 
schaftsaufgaben könnte ein Fond 
gegründet werden, der selbstorgani- 
sierte Projekte oder andere Träger- 
projekte für bestimmte Zeiträume fi- 
nanziert. 

Wir müssen, um die Krise unse- 
rer Arbeitsgesellschaft zu lösen, 
über neue Segmente auf diesem Ar- 
beitsmarkt und für dieses Beschäfti- 
gungssystem und ihre Finanzierung 
nachdenken. 
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nicht-juristischer und "politisierender" 
Weise als Fragen des "guten Rechts" 
und der "Gerechtigkeit" zu stellen, 
ohne dabei rein defensiv an den er- 
reichten Stand der "sozialstaatlichen" 
Institutionen des Fordismus (mit ihren 
durchaus problematischen produktivi- 
stischen, autoritären und patriarchali- 
schen Voraussetzungen) anzuknüp- 
fen. 

Von diesem Ausgangspunkt aus 
können und müssen wir auch die Le- 
gende von der Arbeitsteilung zwi- 
schen Linken und Rechten zurückwei- 
sen, die an Norberto Bobbios These 
anknüpft, die Linke sei für die Gleich- 
heit und die Rechte für die Freiheit "zu- 
ständig", nach der die Rechte für die 
Produktion des Reichtums zuständig 
sei, während es der Linken nur um 
Verteilung und Konsum des produ- 
zierten Reichtums ginge. Natürlich 
sind auch wir Linke für die Freiheit, 
aber eben für die gleiche Freiheit aller 
und nicht für die "Freiheit", sich auf 
Kosten anderer zu bereichern. Das 
schließt selbstverständlich auch die 
gesellschaftliche Produktion, ein- 
schließlich der Akkumulation und der 
lnnovationsfähigkeit, mit ein. Nur daß 
für uns hier nicht das Prinzip des "Ko- 
ste es, was es wolle!" gelten kann, 
sondern die umfassende politische 
Verantwortlichkeit auch gegenüber 
den künftigen Generationen und ge- 
genüber den nicht-menschlichen Spe- 
zies, im Sinne einer global verstande- 
nen "Ökonomie des ganzen Hauses" 
(Aristoteles). Die Linke zeichnet sich 
historisch dadurch aus, daß sie für 
diese verantwortliche, gleiche Freiheit 
eintritt, und nicht mehr oder minder re- 
signativ für Unfreiheit und Ungleich- 
heit als unvermeidliche Übel plädiert. 

Politisierung heißt, endlich 
"Vernunft in die Sache zu bringen" 

Politisierung heißt vor diesem Hin- 
tergrund, daß die primären Trägerln- 
nen der gesellschaftlichen Praxis ihre 
elementaren Rechte umfassend in An- 
spruch nehmen, "die Finger auf die 
Rechnung legen" (Brecht) - nicht um 
die eigene Willkür auszuleben, son- 
dern um endlich "Vernunft in die Sa- 
che zu bringen". Das steht nicht im 
Gegensatz zu den Aufgaben der Or- 
ganisierung und Institutionalisierung 
von gesellschaftlicher Praxis, sondern 
schließt eben auch die Notwendigkeit 
ein, sich diese Aufgaben umfassend 
anzueignen - etwa auch in politisch- 
parlamentarischen Parteien und tarif- 
autonomen Gewerkschaften -, indem 
die Instrumente weiterentwickelt wer- 
den, um gegen die Kapitaldominanz 

das Masseninteresse an Beschäfti- 
gung und Nachhaltigkeit, gegen die 
patriarchalische, geschlechtshierar- 
chische Arbeitsteilung das Recht auf 
die selbstbestimmte. unbeschränkte 
Teilnahme am gesellschaftliche Le- 
ben, gegen die produktivistische Ex- 
pansion um der Expansion willen die 
Verteidigung und nachhaltige Nut- 
zung des ökologischen "gemeinsa- 
men Erbes der Menschheit" und viel- 
leicht auch gegen die relative Verselb- 
ständigung der spekulativen Finanz- 
anlagen den Primat der realwirtschaft- 
Iichen Investition durchzusetzen. 

Die in der gegenwärtige Krise, in 
der sich ein konjunktureller Einbruch 
wieder einmal mit einer immer noch 
ungelösten Strukturkrise verbindet, 
steht gerade die alternative Linke, wie 
wir sie hier repräsentieren, ganz drin- 
gend vor der Aufgabe, durch eine al- 
ternative wirtschaftspolitische Strate- 
gie, die diese Ansatzpunkte berück- 
sichtigt, deutlich zu machen, daß es 
eine praktikable Alternative zu dem 
immer noch herrschenden Modell der 
neoliberal-monetaristischen Wirt- 
schaftspolitik gibt. Deren Dogma hat 
noch vor wenigen Tagen der Kommis- 
sionspräsident Santer demonstriert, 
indem er mir im EP versichert hat, die 
gegenwärtige Sparpolitik zur Vorbe- 
reitung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sei als solche bereits ein 
wesentlicher Beitrag zur Lösung des 
Problems der Massenerwerbslosig- 
keit. 

Ein alternatives Modell der Wirt- 
schaftspolitik könnte und müßte zei- 
gen, daß auch Marktprozesse sich in 
den Dienst der Ziele von existenzsi- 
chernder Beschäftigung und nachhal- 
tiger Entwicklung stellen lassen. Das 
wäre nur ein erster Schritt zu einer wei- 
tergehenden Alternative. Aber ohne 
diesen ersten Schritt ernsthaft und en- 
ergisch zu tun, werden wir auch wei- 
tergehende Transformationsziele nicht 
erreichen können. Denn, wie Mao Dze 
Dong es in diesem Punkt, vermutlich 
auf eine alte Bauernweisheit gestützt, 
so treffend beobachtet hat: "Auch eine 
Reise von 10.000 Meilen beginnt mit 
dem ersten Schritt!" - und den haben 
wir hier und heute immerhin zu ma- 
chen begonnen ... 

1 Ivntl Illich hat dafür der1 schönen Be- 
griff der Kotlvivinlitiit geprngt, iti dem 
das Leben gleichsam als eiti groJes ge- 
meitisames Gastmahl begriffen wird, 
bei dem es utn die reichhaltige Teilnnh- 
me n~tfalle~l Ebeneti - bis hitl zur Erotik 
und zur geistreichen Rede - geht ~ind 
nicht primcir darum, sich den Bauch 
vollzuschlagen und zu besaufen. 

3-4 in einer! 

1 Jeden Monat 30  bis 44 Seiten aktuelle 
Kommentare & Hintergrundanalysen so- 
wie Alternativen der Linken im In- & 

Ausland. 

2 Jeden Monat 12 bis 18 Seiten Posi- 
tionsbestimmungen & Kommentare der 
Gewerkschaftslinken im FORUM GE- 

WERKSCHAFTEN. 

3 Jeden Monat ein Supplement zu grund- 
sätzlichen politischen & theoretischen 
Problemen (zuletzt »Globalisierung«, 

»Arbeitslosigkeit und Gewerkschaften in 
WesteuropacO. 

4 2 X jährlich )Wirtschafts- & Sozialre- 
port( mit  Fakten und Grafiken (zuletzt 
zum Thema »Wirtschaftsstandort 

Deutschland«). 

Alles für nur D M  9.50 pro Ausgabe bzw 
D M  95,- für das Jahresabonnement! 
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Probehefte 7 Legen Sie diesen Abschnitt C aufs Fax (040/2YllO 11) 
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Die Politik rnuß Alternativen zur Standortpolitik 
wieder Verant- Wir brauchen deswegen: 
wortung für die Eine Entmilitarisierung unserer 

Gesamtwirtschaft ökonomischen und politischen Dis- 
übernehmen. kussion und die Rückerinnerung an 

das wissenschaftliche, gut begründe- 
te ökonomische Paradigma, daß Ko- 
operation besser als Konfrontation ist. 

Eine Rückerinnerung an die sim- 
ple, aber nicht zu bestreitende Tatsa- 
che, daß die Angebotsseite nur eine 
Seite der Ökonomie ist und auch gera- 
de in Zeiten zunehmender globaler 
Verflechtung die Nachfrageseite welt- 

Für eine global 
verstandene 
Y Y Ökonomie des 
ganzen Hauses" 
vor1 Frieder Otto Wolf* 

Politisierung heißt, 
daß die primaren 
Trägerlnnen der 

gesellschaftlichen 
Praxis ihre elemen- 

taren Rechte 
umfassend in 

Anspruch nehmen, 
"die Finger auf die 
Rechnung legen" 

(Brecht) - nicht um 
die eigene Willkür 

auszuleben, 
sondern um endlich 

"Vernunft in die 
Sache zu bringen". 

ch muß hier gestehen: Ich bin Po- 
litiker und Philosoph. Daß beides 
nicht ohne Weiteres in eins fällt, 

oder leicht zu verknüpfen wäre, brau- 
che ich vielleicht nicht auszuführen. 
Das "weiß" unser Zeitgeist sowieso, 
bis weit in die Linke hinein. Ich möchte 
eher die Zusammenhänge betonen, 
die "Synergien", wie mensch neuer- 
dings sagt, die sich mir immer wieder 
auftun. In beiden Feldern menschli- 
cher Praxis geht es nämlich darum, ei- 
nen Zusammenhang herzustellen zwi- 
schen unseren Visionen und dem 
Klein-Klein der alltäglichen Lebenstä- 
tigkeit ... 

Einen Zusammenhang 
mischen Visionen und 
Alltagspolitik herstellen 

Grundlegend scheint mir zu sein, 
daß unser Konzept der Politisierung 
der Ökonomie das gerade Gegenteil 
von dem klassisch "imperialistischen" 

* Frieder Otto WolfMdEP, Biirldrlis 90/Die Griineri 
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weit nicht vernachlässigt werden darf, 
bei Strafe ernsthafter Markt- und Ab- 
satzschwächen. 

Eine Politisierung der ökonomi- 
schen Debatte. Nicht das Einzelinter- 
esse der Unternehmen rnuß Richt- 
schnur sein, sondern Wohlstand und 
Beschäftigung für alle. Das bedeutet 
auch, daß die Politik wieder Verant- 
wortung für die Gesamtwirtschaft 
übernehmen muß. 

Standortdebatten, die der gesamt- 
wirtschaftlichen Verantwortung aus- 
weichen und nur den gerechtfertigten 

Konzept einer politischen „Überfor- 
mung" der Ökonomie darstellt, wie es 
in Deutschland das Politikmodell von 
Tirpitz, des Erfinders der ersten Hoch- 
rüstungskonzeption als gesellschafts- 
politischer Strategie, dargestellt hat, 
die von der Massenmobilisierung in 
den Marinevereinen bis hin zur Kon- 
zernbildung im Stahl-, Kohle- Rü- 
stungsproduktions- und Werftenbe- 
reich reichte. Uns geht es um die An- 
eignung der Politik von unten, durch 
die Trägerlnnen der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit, in allen ihren Be- 
reichen, und zwar gegen eine Politik- 
konzeption, der es in den letzten Jahr- 
zehnten gelungen ist, den "Sach- 
zwang Ökonomie" äußerst erfolgreich 
gegen alle Ansätze der politischen 
Aneignung und Transformation der 
gesellschaftlichen Verhältnisse von 
unten einzusetzen. Genau dies, die 
Rückkehr zu den "fundamentals" der 
kapitalistischen Akkumulation, war 
doch der Kern des neoliberalen und 
monetaristischen Politikprojektes. mit 
dem wir immer noch zu kämpfen ha- 
ben. 

Wenn wir das wirklich deutlich ma- 
chen können, so daß wir verstanden 
werden, ohne mehr oder minder ab- 
sichtsvoll mit autoritären, etatistischen 
oder technokratischen Politikmodellen 
verwechselt werden zu können, hätten 
wir gegenüber den "alten Linken" der 
50er und 60er Jahre endlich einen ent- 
scheidenden Durchbruch erreicht. 
Und wenn es uns zugleich gelingt, klar 
zu machen, "that we mean business", 
daß es uns nicht um elitäre Freiräume 
für eine intellektuell und bildungsmä- 
ßig privilegierte Minderheit geht, son- 
dern wirklich für jedefrau und jeder- 
mann, dann hätten wir auch endlich 

innenpolitischen Druck auf andere Na- 
tionen als Handelsgegner ableiten, 
geraten in einen gefährlichen ethnoch- 
auvinistischen Ökonomismus. Wird 
dieser Kampf um die ökonomische 
Dominanz nur mit im eigenen Land - 
und dann in der Konsequenz weltweit 
- nachfragesenkenden Wirtschaftspo- 
litiken ausgetragen, so stehen uns 
weltweit Handelskriege, Rezession 
und Massenarbeitslosigkeit bevor. 

Zurück in die 30er: Nein Danke ! 

ernsthaft und praktisch damit begon- 
nen, die Eierschalen der "neuen Lin- 
ken" der 70er Jahre abzustreifen. 

Konzept einer ,,umfassenden 
Politik der Menschen- und Bürge- 
rlnnenrechte" 

Ich will deswegen etwas ausholen: 
Als zentrales Brückenkonzept zwi- 
schen unserer Vision einer umfassend 
befreiten Gesellschaft, die ihren 
Reichtum nicht mehr in der Ansamm- 
lung von privat anzueignenden Gütern 
sieht (ohne deswegen dem abstrakten 
Traum der Aufhebung jeglicher Privat- 
Sphäre und jeglichen Eigentums anzu- 
hängen), sondern in den realen Mög- 
lichkeiten für ein erfülltes individuelles 
und gemeinsames Leben1, und der 
gegenwärtigen "Alltagspolitik" - von 
der institutionellen Tagespolitik bis hin 
zur persönlichen "Mikropolitik inner- 
halb "lebensweltlicher" Zusammen- 
hänge - möchte ich das Konzept einer 
"umfassenden Politik der Menschen- 
und Bürgerlnnenrechte" empfehlen, 
wie es Etienne Balibar (in: "Die Gren- 
zen der Demokratie") ausgearbeitet 
hat. Dieses Konzept ermöglicht es 
nicht nur, die klassischen sozialisti- 
schen Fragen nach den historischen 
Voraussetzungen. Bedingungen und 
Grenzen der kapitalistischen Akkumu- 
lation, aber auch nach ihrer Überwin- 
dung als "Grundgesetz" der gesell- 
schaftlichen Entwicklung. auf eine 
wirklich neue Weise zu stellen, die es 
zugleich möglich macht, an die angel- 
sächsische Diskussion über einen 
"Marktsozialismus" auf eine Weise an- 
zuknüpfen, die nicht auf eine Kapitula- 
tion vor der faktischen Hegemonie der 
"Marktwirtschaft" hinausläuft. Es 
macht es zugleich möglich, Fragen 
der Tagespolitik in anderer, durchaus 
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B ei der jetzigen Krise der Ar- 
beitsgesellschaft handelt es 
sich um einen tatsächlichen 

Strukturwandel in großem histori- 
schen Sinne. Viele Details sehe ich 
ähnlich: daß man den öffentlichen 
Sektor außerhalb des Staates wieder 
stärker in den Blick nehmen muß, 
wenn man über Reformalternativen 
nachdenkt, oder daß man die Sozial- 
kosten nicht einfach nur als Lohnne- 
benkosten aufbringen kann, sondern 
andere Formen finden muß, weil die 
Strukturen sich einfach verändert ha- 
ben. 

Im Bereich der Arbeitsgesell- 
Schaft heute handelt es sich um die 
Vernetzung mehrerer Probleme, ei- 
ner Strukturkrise und eines Reform- 
bedarfs in mehreren Bereichen. 

Man kann heute keine Konzepte 
für eine Reform oder für eine Lösung 
des Arbeitslosigkeitsproblems, für 
eine Reform der Arbeitsproblematik 
finden, ohne eine Antwort auf die 
Ökologiefrage mitzudenken. Ohne 
ökologische Lösungen kann man die 
Arbeitsplatzproblematik nicht ange- 
hen. Hier haben wir es sofort mit der 
Wachstumsproblematik zu tun und 
mit der Suche nach einer Antwort, 
wie ein wirtschaftliches Wachstum 
aussehen kann, das zugleich eine 
immer geringer werdende Inan- 
spruchnahme ökologischer Res- 
sourcen bedeutet und das zugleich 
einen Umbau von Technologien und 
von Lebensweisen, die ökologisch 
verträglich sind. gewährleistet. 
Was ist an der Wirtschaft selbst 
zu verändern? 

Wenn man in diese Richtung 
über Reformalternativen nachdenkt. 
rnuß man zunächst fragen, was ist 
an der Wirtschaft selbst zu verän- 
dern? Wir setzen sozusagen einen 
zweiten Arbeitsmarkt oder einen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor dane- 
ben, der die Probleme lösen soll, die 
die Wirtschaft erzeugt. Es geht beim 
Umbau des wirtschaftlichen Regula- 
tionssystems um eine Reihe von 
sehr konkreten, auch institutionellen 
Eingriffen. Ich sehe dabei den An- 
satzpunkt in erster Linie bei der Öko- 
logie, weil dies auch der Zugang zu 
neuen und zukunftsfähigen Arbeits- 
plätzen ist. Nicht in der Weise, daß 
man bestimmte lnnovationsfelder 
fördern muß, sondern daß heute die 
ökologischen Reproduktionskosten 
kein Wirtschaftsfaktor sind. 

Jeder kann heute Naturressour- 
cen verwenden, ohne sich weitge- 
hend um ihre Erhaltung und ihre Re- 
produktion zu kümmern. Der zentrale 

Punkt beim Umbau des Wirtschafts- 
Systems, der auch Arbeitsplätze 
schaffen kann, besteht darin, die Re- 
produktion der Natrurressourcen zu 
einem wirtschaftlichen Wachstums- 
feld und Naturressourcen zu einem 
Wirtschaftsgut zu machen. Instru- 
mentell wird da über Ökosteuersy- 
steme nachgedacht. bei denen man 
vorsichtig sein muß, da es auch zu 
Fehlentwicklungen führen kann. 

Mein Vorschlag lautet: Ökokapi- 
tal- mit öffentlich rechtlichen Verwer- 
tungsgesellschaften für Ökoressour- 
cen zu arbeiten. die Einnahmen für 
die Nutzung von Naturressourcen 
von der Wirtschaft bekommen. An- 
dererseits werden dadurch Pro- 
gramme für Investitionen etwa in die 
Umstellung des Energiesystems auf 
reproduzierbare Ressourcen U. a. 
ökologische Projektefinanziert. Hier 
hätte man wirklich ein expandieren- 
des Feld für neues wirtschaftliches 
und zwar ökologisch vernünftiges 
Wirtschaften, auf dem auch Arbeits- 
plätze entstehen. 

Ein weiterer Punkt im Umbau der 
Wirtschaft ist die Demokratisierung in 
der Verfügung über Innovationen 
und über Investitionen. Durch eine 
Reform des Betriebsverfassungs- 
gesetzes muß man aus der Dualität 
Unternehmer und Arbeitnehmer her- 
aus, zum Beispiel durch eine Drittel- 
Parität. zu einer Repräsentanz auch 
öffentlicher Interessen kommen. 

Schon eine Energie- und Ver- 
kehrssteuer würde zu einer stärke- 
ren Regionalisierung von Märkten 
und zu einer größeren Diversifikation 
von Unternehmen und Unterneh- 
menstypen, zu bestimmten alternati- 
ven Unternehmensformen beitragen. 
Mit einer Ökologisierung der Wirt- 
schaft bekämen wir auch wirklich 
eine pluralere, eine diversifizierte 
Wirtschaft, in der auch alternative, 
innovative Vorstellungen eine größe- 
re Chance hätten. In dieser Hinsicht 
sehe ich auch eine Funktion eines 
solchen Sektors öffentlich finanzier- 
ter Beschäftigung, der in die Verän- 
derung der Wirtschaft selbst hinein- 
münden soll. 

Neues Verhältnis von 
Erwerbsarbeit und Eigenarbeit 

Wir brauchen auch ein neues 
Verhältnis von Erwerbsarbeit und Ei- 
genarbeit oder von Wirtschaft und 
Lebenswelt im Sinne einer nicht auf 
Verwertung orientierten Wirtschaft. 
Wir haben heute eine Tendenz, daß 
immer mehr Bereiche der Eigenar- 
beit, der Selbsttätigkeit, die man im 

Wirtschaftliches 
Regulationssystem 

verändern - 
Antworten auf die 

Ö kologief rage geben 
voii Rnirier Lciiid* 

Haushalt, früher in der Großfamilie, 
heute in der Kleinfamilie oder auch in 
nachbarschaftlichen Zusammenhän- 
gen verrichtet hat, durch die Ent- 
wicklung von Dienstleistungen im- 
mer mehr zusammengeschrumpft 
wird. Den Bereich der Eigenarbeit, 
der Lebenswelten gilt es inhaltlich 
wieder stärker anzureichern. Es geht 
um die Frage, was Lebenssinn ei- 
gentlich ist, wenn er nicht mehr Parti- 
zipation am Massenkonsum sein 
kann. Wir müssen dagegen die le- 
bensweltlichen Dimensionen verste- 
hen, Stadtökologie, soziale Projekte, 
Landschaftsgestaltung im Dorf. Zu- 
sammenhänge in Haus- und Wohn- 
gemeinschaften. 

Wenn man das will, rnuß man 
nicht nur Arbeitszeit verkürzen, 
sondern vor allen Dingen auch 
Disponibilität und Zeitsouveränität 
herstellen. Dann braucht man eine 
bestimmte Einkommensdisponibili- 
tät, deswegen sollte ein bestimmter 
Teil der heutigen Einkommen in 
Form von Grundeinkommen verteilt 
werden, die angespart werden 
können. Das ermöglicht, über eine 
bestimmte Zeit von diesem Einkom- 
men zu leben, wenn man eine be- 
stimmte Zeit Erwerbsarbeit hinter 
sich hat. Das wäre eine wirkliche 
Perspektive. sich Lebensweisen jen- 
seits der fordistischen Massenkon- 
sumgesellschaft wieder vorstellen 
zu können. 

Der zentrale Punkt 
beim Umbau des 
Wirtschaftssystems, 
der auch Arbeits- 
plätze schaffen 
kann, besteht darin, 
die Reproduktion 
der Natrurressour- 
cen zu einem 
wirtschaftlichen 
Wachstumsfeld zu 
machen. 

* Di: Rriiner Laiid, Sozinlivi.~seiiscl~cf~ler: 
Mitcirbeitei. der Z\vitsc/~rift Bel.li~ier Debatte INITIAL, Berliii 



Durch Flexi- 

weiterer Arbeits- 
zeitverkürzung 

Ich glaube nicht, 
daß ein.neuer 

gesellschaftlicher 
, Anlauf" zur 
Arbeitszeit- 
verkürzung 

genommen werden 
kann, ohne die 

Ausgangspunkte 
dafür in den 

aktuellen Ausein- 
andersetzungen zu 

suchen. 

n der Erklärung wird die gegen- 
wärtig unter Linken verbreitete 
Forderung nach einer radikalen 

Arbeitszeitverkürzung auf 30 Wo- 
chenstunden unterstützt. Mir geht es 
nicht einfach darum, diese Forde- 
rung als gut gemeint, aber unreali- 
stisch abzutun - obwohl ich mir tat- 
sächlich nicht vorstellen kann, wie in 
der nächsten Zeit so etwas realisier- 
bar wäre. Was mich stört ist etwas 
anderes: Es wird weder radikal dar- 
über nachgedacht, in welche gesell- 
schaftliche Reformperspektive eine 
„radikale Arbeitszeitverkürzung" 
eingebettet werden müßte, noch 
darüber, wie möglicherweise der 
Weg zu einer solchen Reformper- 
spektive geöffnet werden könnte. 

Ökonomische Bedingungen 
umfassender Arbeitszeitver- 
kürzung 

Nehmen wir, um ein sehr einfa- 
ches Rechenbeispiel zu benutzen, 
die Forderung des Berliner Memo- 
randums nach einer Verkürzung der 
tariflichen Jahresarbeitszeit auf 1500 
Stunden bis zum Jahr 2000. Das ent- 
spricht einer Reduzierung um rund 
10%. Diese Rate entspricht ungefähr 
dem bis dahin mit einigem Optimis- 
mus zu erwartenden Produktivitäts- 
anstieg und Wirtschaftswachstum. 
Angenommen, es gelänge den Ge- 
werkschaften in dieser Zeit, eine der- 
artige. zweifellos radikale Arbeits- 
zeitverkürzung durchzusetzen und 
zugleich den Rückgang der Lohn- 
quote zu stoppen, also die gegen- 
wärtige Einkommensverteilung er- 
folgreich zu verteidigen. In dem 
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Maße, wie die Arbeitszeitverkürzung 
beschäftigungswirksam wäre, würde 
sich das Gesamtvolumen der aus 
abhängiger Arbeit erzielten Einkom- 
men auf mehr Köpfe verteilen. Im Ex- 
tremfall würde sich der gesamte Zu- 
wachs des den Arbeitnehmerlnnen 
(bei gleichbleibender Lohnquote) 
,.zustehendenu Gesamteinkommens 
in zunehmender Beschäftigung nie- 
derschlagen. so daß das durch- 
schnittliche individuelle Einkommen 
der bereits heute Beschäftigten sta- 
gnieren würde. 

Selbst wenn die Gewerkschaft ei- 
nen „vollen Lohnausgleich" ange- 
strebte, würde eine derartige Ar- 
beitszeitverkürzung unter den be- 
schriebenen Bedingungen mit sta- 
gnierenden, für viele Menschen so- 
gar sinkenden individuellen Einkom- 
men einhergehen. Anders formuliert: 
Die eigentliche lohnpolitische Her- 
ausforderung im Zusammenhang 
mit weiteren Arbeitszeitverkürzun- 
gen besteht darin, ein generelles 
Sinken der individuellen Einkommen 
zu verhindern und ggfs. auf höhere 
Einkommensgruppen unter den ab- 
hängig Beschäftigten zu begrenzen. 
Es ist heute schwer vorstellbar, wer 
den Kraftakt vollbringen könnte, die- 
se bescheiden anmutende Perspek- 
tive zu verwirklichen. 

Weitreichende Auswirkungen 
auf Lebensweise und soziale 
Strukturen 

Wenn es nicht gelänge, im Zu- 
sammenhang mit Arbeitszeitverkür- 
Zungen ein Sinken auch mittlerer 
oder gar niedriger Einkommen zu 
verhindern, könnte man sich damit 
trösten, daß viele Haushaltseinkom- 
men dennoch steigen würden. Der 
Grund wäre der höhere Beschäfti- 
guqgsstand durch den Rückgang 
der Arbeitslosigkeit. insbesondere 
die steigende Erwerbsquote der 
Frauen. Hinzu käme vielleicht eine 
Entlastung der Nettoeinkommen 
durch eingesparte gesellschaftliche 
Kosten der Arbeitslosigkeit. Dieser 
Trost wäre aber insofern schwach, 
als vor allem die immer größer wer- 
dende Gruppe der Alleinerziehen- 
den nichts von der Erhöhung des 
Haushaltseinkommens anderer Leu- 
te hätte. 

Damit wäre -wieder völlig entge- 
gen dem Zeitgeist - der Sozialstaat 
gefordert. Im Prinzip würde eine ra- 
dikale kollektive Arbeitszeitverkür- 
zung eine grundlegende Reform des 
Renten-, Sozial- und Steuerrechts 
(z.B. Abschaffung des Ehegatten- 

Splitting) erfordern, das nach wie vor 
an der Norm des männlichen Haupt- 
oder Alleinverdieners orientiert ist, 
dessen Ehefrau mit größeren Unter- 
brechungen in ihrer Erwerbsbiogra- 
phie „dazuverdientu. 

Damit würden tief verwurzelte Le- 
bensvorstellungen und -gewohnhei- 
ten von Millionen Menschen in Frage 
gestellt. Das mag Linken in diesem 
Fall nicht unrecht sein, aber es 
macht die Dinge nicht einfacher, daß 
egal auf welche Weise immer vielen 
Leuten weh getan werden muß, 
wenn etwas Positives für die Be- 
schäftigung herausspringen soll. 
Und diese vielen Leute sind durch- 
aus nicht nur „im Lager des politi- 
schen Gegners" oder „im Arbeitge- 
berlager" zu finden. 

Auf die Flexibilisierung der 
Arbeitszeit bewußt einlassen! 

Es ist ja keineswegs so, daß Ar- 
beitszeitpolitik gegenwärtig kein 
Thema wäre. Nur geht es nicht um 
eine umfassende gesellschaftliche 
Arbeitszeitverkürzung, sondern vor 
allem um den Einsatz der Arbeits- 
zeitpolitik als Rationalisierungsmit- 
tel. Umso bemerkenswerter ist das 
nicht völlig erfolglose Bemühen eini- 
ger Gewerkschaften, mit der Thema- 
tisierung des Überstundenabbaus 
sich in die aktuelle Diskussion einzu- 
klinken, eine gewisse Initiative in ihr 
zurückzugewinnen und beschäfti- 
gungspolitische Funken aus ihr zu 
schlagen. 

Zeitausgleich für Mehrarbeit ist 
eine alte gewerkschaftliche Forde- 
rung, die heute mehr und mehr von 
Unternehmen auf eine ihren Interes- 
sen angepaßte Weise aufgegriffen 
wird. Wo dies geschieht, etwa in 
Form von Jahresarbeitszeitmodellen 
undloder mit Hilfe von Arbeitszeit- 
konten, liegt dem vielfach ein be- 
trieblicher Kompromiß zugrunde. Die 
Unternehmen bekommen Arbeits- 
zeitflexibilität ohne Zusatzkosten für 
Überstunden, und teilweise ziehen 
auch die Beschäftigten ihren Vorteil 
daraus in Gestalt einer gewissen in- 
dividuellen Arbeitszeitsouveränität 
undloder eines zeitlich befristeten 
Schutzes vor betriebsbedingten 
Kündigungen. Unter bestimmten Be- 
dingungen kommt es dabei auch zu 
Neueinstellungen. 

Von der jeweils konkreten Ausge- 
staltung der Betriebsvereinbarungen 
und eines Tages vielleicht auch der 
Tarifverträge hängt es ab, ob und 
wie weit Fortschritte an den beiden 
entscheidenden Punkten - der Si- 
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ie in der Bekleidung und 
im Lebensstil gibt es auch 
in der ökonomischen Theo- 

rie und Praxis herrschende Moden, 
gegen die sich niemand klugerweise 
wehrt, der Karriere machen will. Das 
gilt für die Wissenschaft, die Wirt- 
schaft und natürlich erst recht für die 
Politik. 

Keynesianismus als ökonomische 
Nachkriegsdoktrin 

Die herrschende ökonomische 
Nachkriegsdoktrin war der Keynesia- 
nismus, nach dem - grob vereinfa- 
chend -der Staat in den Konjunkturzy- 
klus eingriff, um die Ziele Preisstabili- 
tät, Wachstum und Vollbeschäftigung 
zu sichern. Allerdings nur auf der 
Nachfrageseite mit den klassischen 
Instrumenten der Makropolitik, zum 
Beispiel über öffentliche Investitionen, 
Steuerpolitik, Schulden-Management 
und eine sorgfältig mit den nationalen 
und internationalen monetären Institu- 
tionen abgestimmten Geldpolitik. 

Nach derselben Doktrin hält sich 
der Staat auf der Angebotsseite, der 
Produktion von Gütern und Diensten, 
nahezu vollständig heraus, ausge- 
nommen die öffentlichen Güter wie Bil- 
dung, Gesundheit und Sicherheit. 

Forderungen nach Industriepoli- 
tik oder Investitionslenkung, zum 
Beispiel durch die Internalisierung 
sozialer Kosten durch Umweltzerstö- 
rung. Gesundheitsverschleiß, Res- 
sourcenverschleuderung durch Auf- 
bau weltweiter Überkapazitäten 
beim Automobilbau und Werften, 
wurden tabuisiert und linkskeynesia- 
nische oder sozialistische Forderung 
als "dirigistisch" oder "planwirt- 
schaftlich" disqualifiziert. 

"Angebotsökonomie" als Doktrin 
der 80er 

In den 80er Jahren begann sich, 
politisch mit dem Amtsantritt des US- 
Präsidenten Ronald Reagan eine neue 
Doktrin durchzusetzen, die "Ange- 
botsökonomie", deren wohl einfluß- 
reichster Vertreter Milton Friedman 
war. Die Vulgärausführung dieser 
theoretischen ökonomischen Mode - 
die Chicago-Boys - haben weltweit für 
den Abbau aller staatlicher Regulie- 
rungen, den Selbstlauf des Marktes 
und das alleinige Primat der Ange- 
botsseite, d.h. des ungzezügelten be- 
triebswirtschaftlichen Kostenkalküls 
bei der Produktion, plädiert. 

In der Konsequenz ist es den Chi- 
cago-Boys gelungen, alle Staaten und 
Institutionen, in denen sie wirksam 
wurden, entweder zu paralysieren 

oder ins Desaster zu führen: In Rea- 
gans US-Administration führte die An- 
wendung ihrer Konzepte zur Zerrüt- 
tung der Staatsfinanzen und die Dere- 
gulierung der Kapitalmärkte nicht nur 
zur Destabilisierung des internationa- 
len Kapitalmarktes mit der Zunahme 
erratischer Spekulationsbewegungen, 
sondern auch zu einem Beinahezu- 
sammenbruch des Kleinbankensy- 
stems der USA. Dies kam den ameri- 
kanischen Steuerzahler teurer als der 
Vietnamkrieg, führte in Chile zu einem 
massiven ökonomischen Rückfall mit 
der weitgehenden Vernichtung der 
chilenischen Mittelschicht und in Mar- 
garet Thatchers England zu einer brei- 
ten Deindustrialisierung und Verar- 
mung der unteren Schichten. 

In Deutschland hat sich diese 
Theorie unter der griffigeren Vokabel 
Standort-Politik in die Öffentlichkeit 
gebracht. 

Seit Beginn der 80er Jahre wurde 
in Gang gesetzt: 

eine weitgehende steuerliche Ent- 
lastung der Unternehmen mit immer 
geringerer Rücksicht darauf, ob die 
Unternehmen investieren oder nicht 
(die Einkünfte aus der veranlagten 
Körperschaftssteuer unterschreiten 
mittlerweile die Einkünfte aus der Ta- 
baksteuer!); 

die Veränderung der Verteilungs- 
relation zuungunsten der Lohnbezie- 
her und zugunsten der Selbständigen 
und Unternehmer; 

systematische Schwächung der 
Verhandlungsposition des Faktors Ar- 
beit und ihrer lnteressenvertretungen; 

zunehmende Ausweitung bzw. 
durch staatliche Politik begünstigte 
Ausweitung der Massenarbeitslosig- 
keit; wobei der Sockel der Landzeitar- 
beitslosen von Konjunkturaufschwung 
zu Konjunkturaufschwung stieg. 

Die Standortdebatte 
In dieser Standortdebatte wird 

das Bild verbreitet, daß Nationen ge- 
geneinander im Wettbewerb stün- 
den wie große Unternehmen. Jeder 
Ökonom, der sich mit internationa- 
lem Handel ernsthaft befaßt hat, 
weiß, daß das blanker Unsinn ist. 
trotzdem kann man damit Karriere 
bzw. Bestseller machen. Von der 
"Japanischen Herausforderung", 
den "Eurosklerose"-Kriegsrufen bis 
zur US-Obsession von "Silent War", 
"The Coming Economic Battle 
among Japan, Europe and America" 
oder "The Endangered American 
Dream: How to Stop the United 
States from Becoming a Third World 
Country and How to Win the Euro- 

Standort 
Deutschland - 

eine gefährliche 
Obsession? 

ivori Sigrirl Sknrpelis-Sperk* 

Economic Struggle for lndustrial Su- 
premacy". 

In den westlichen Industriegesell- 
schaften besteht die Gefahr, daß die 
öffentliche Meinung mehr und mehr 
von einer neuen Form eines auf Tech- 
nologie basierenden Sozialdarwinis- 
mus durchdrungen wird, demzufolge 
die Beschäftigten (- und auch die Poli- 
tiker?) nur mehr die Funktion von 
Kämpfern in einem offenen technolo- 
gischen Krieg zu erfüllen haben. 

Das Ende des Kalten Krieges 
scheint es bewirkt zu haben, daß sich 
die "Denkfabriken" der Militärstrate- 
gen nun auf die ökonomischen Bezie- 
hungen zwischen Völkern stürzen und 
ohne sich die - freilich nicht geringe - 
Mühe zu machen, Ökonomie zu ler- 
nen, ihre geopolitischen Kategorien 
flugs neuen Gebietern aufzwingen: In- 
ternationaler Handel wird so zu einem 
Null-Summen-Spiel, bei dem was der 
eine (Staat) gewinnt. der andere ver- 
lieren muß. 

Der gescheiterte Kaiser der Ange- 
botsökonomie hat sich ein virtuelles 
neues Gewand umgehängt, das in 
den USA "Competitiveness", in 
Deutschland Wettbewerbsfähigkeit 
heißt, und hofft, daß niemand merkt, 
daß dieser Kaiser nackt ist: 

Ökonomie ist auch nach der klas- 
sischen Ökonomie dazu da, die Be- 
dürfnisse möglichst vieler Menschen 
zu befriedigen, d.h. ohne Mensch und 
Natur zu zerstören. Geht man von die- 
sem Leitsatz aus, so sind Unterneh- 
men nur Mittel zum Zweck und ihre 
Profite nur gerechtfertigt. weil - so das 
klassische Dogma - der Drang zum 
Gewinn die List der Vernunft des kapi- 
talistischen Systems ist. das relevante 
Ziel der Befriedigung der Bedürfnisse 
zu erfüllen. 

Auch in Zeiten 
zunehmender 
globalen Verflech- 
tung darf die 
Nachfrageseite 
weltweit nicht 
vernachl~ssigt 
werden. 

* D i  Sigr'rl Skrrrpelis-Sperk MrlB. Dil~lorti-Volks~c~irti~i. 
Mitglierl des SPD-Parteii~or:ifn~ir/s 



Die Linke muß ihre 
Vorstellungen über 

die notwendigen 
institutionellen 

lnnovationen zu 
einer alternativen 

Politisierung 
der Ökonomie 

konkretisieren. 

Kranken, für bezahlbaren Nahverkehr 
u.ä. zunächst offentlich voll bewußt 
und durchschaubar zu machen, dann 
mit den Betroffenen alternative realisti- 
sche Lösungskonzeptionen herauszu- 
finden und Menschen für konkrete 
Schritte und Forderungen in ihrem ei- 
genen Interesse und dem ihrer Kinder 
und Enkel zu gewinnen. Nichts Origi- 
nelles, aber das Brechtsche Einfache, 
das so schwer zu machen ist. Hier 
liegt ein entscheidendes Feld des Zu- 
sammenwirken~ der Linken jeglicher 
Provenienz. 

3. Umkehr von einer Ökonomie 
des zerstörerischen Wachstums zum 
Vorrang von Wohlfahrtsgewinn durch 
eine Ökonomie des Vermeidens ist 
nicht durch Selbstregulation nach der 
Kapitallogik zu erwarten, sondern ist 
durch veränderte Werte und Einstel- 
lungen großer Teile der Bevölkerung 
und durch politische Entscheidungen 
vorstellbar. 

Hier wird sich die Linke auf eine 
Gratwanderung einlassen müssen. 
Sie kann das Prinzip des Vermeidens 
nicht von außen in die Ökonomie hin- 
eindiktieren, obwohl kultureller Werte- 
wandel und politische Inputs der Wirt- 
schaft neue Richtungen vorgeben 
müssen. Ökosteuern. -abgaben und - 
gebühren werden für eine Ökonomie 
des Vermeidens okonomische Anrei- 
ze schaffen. Nicht zerstörerisches 
Wachstum würde bei ausreichend 
veränderten Rahmenbedingungen 
Gewinn bringen, sondern Ressour- 
ceneffizienz würde belohnt werden. 

Wenn aber ökologischer Umbau 
wirklich in Gang gerät, werden kapitali- 
stische Unternehmen immer versu- 
chen, dadurch auftretende Belastun- 
gen auf die Lohnabhängigen, Endver- 
braucher und sozial Schwächsten ab- 
zuwälzen. Deshalb erfordert gerade 
das Hineinnehmen ökologischer Krite- 
rien in die okonomische Unterneh- 
menskalkulation politisches Handeln: 
eine starke Struktur-, Regional-, Be- 
schäftigungs-, Sozial- und Entwick- 
lungspolitik. Ohne das Engagement 
von Gegenmachten dafür wird der 
ökologische Umbau allenfalls halbher- 
zig. aber auf alle Fälle antisozial ver- 
laufen 

Verknüpfung von ökologischem 
Umbau, Beschäftigungspolitik und 
neuer Entwicklungspolitik 

4. Also geht es um die Verän- 
derung der Anreizstrukturen: Statt 
einseitiger Belohnung von Produkti- 
vitätssteigerungen der Arbeit zu La- 
sten von Natur, Beschäftigung, sozi- 
al Schwächeren und armen Ländern 
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Belohnung von höherer Ressourcen- 
produktivität, d. h. von Schritten in 
der Richtung einer Effizienzrevoluti- 
on - bei Ausschöpfung weiterer Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität für 
nachhaltige Entwicklung. Aber die 
Linke muß sich einer fundamentalen 
Differenz bewußt sein: Während öko- 
nomische Anreize sicherlich sogar 
das Gewinninteresse in einem noch 
nicht voll absehbaren Maße für öko- 
logisches Wirtschaften mobilisieren 
können, ist gar in Zeiten extremer 
Weltmarktkonkurrenz mit einem 
unternehmerischen Einzelinteresse 
an mehr sozialer Gerechtigkeit kaum 
zu rechnen - trotz eines strategi- 
schen Interesses der ökonomisch 
und politisch Mächtigen an poli- 
tischer Akzeptanz und sozialer 
Befriedung. 

Heißt das, daß die Linke sich zwar 
für ökologische Struktur-. Wissen- 
schafts- und Regionalpolitik stark 
macht, aber in sozialen Fragen eigent- 
lich pur auf Umverteilung zu setzen 
hat? 

Zum einen: Umverteilung von ge- 
sellschaftlichem Reichtum rnuß sein. 
Die Tendenz im öffentlichen Diskurs. 
so zu tun, als wenn mit gutem Willen 
und mehr Vernunft ökologischer Um- 
bau ohne Antasten der Besitzstände 
in den oberen Etagen der sozialen Py- 
ramide möglich wäre. ist Augenauswi- 
scherei. 

Zum anderen aber: Der Zugang zu 
sinnvoller Neukonstituierung des Sozi- 
alstaates darf auf keinen Fall nur auf 
die Umverteilung von oben nach un- 
ten statt von unten nach oben setzen. 
Wichtiger ist die Verknüpfung von öko- 
logischem Umbau, Beschäftigungs- 
Politik und neuer Entwicklungspolitik 
als Dreh- und Angelpunkt einer weit- 
reichenden Reformalternative. 

5. Politisierung der Ökonomie ist 
unabdingbar für die Umkehr vom Pri- 
mat weltmarktorientierter Expansion 
zu stärkerer - auch den Verkehr redu- 
zierender - Binnenmarktorientierung 
und zur Aufwertung von lokalen und 
regionalen Wirtschaftsbezügen, bei 
Bewahrung des Nutzens internationa- 
ler Arbeitsteilung. 

6. Ferner ist das Herausfinden 
neuer Lebensweisen und Lebenssti- 
le unumgehbar, die anstelle von ver- 
mehrtem stofflichen Konsum und als 
akzeptanzfähige Kompensation für 
dessen wahrscheinliche künftige 
Absenkung für die den größeren Teil 
der Bevölkerung in der OECD-Welt 
neue Räume der Persönlichkeitsent- 
faltung bieten, ein politischer und 
sozialkultureller Prozeß, der funda- 

mentale Auswirkungen auf die Wirt- 
schaft haben wird. 

7. Nicht die Weltmarktlogik wird, 
sondern politische Entscheidungen 
über die Abkehr von einer gescheiter- 
ten Entwicklungslogik der reichen 
Länder können den Entwicklungslän- 
dern externe Chancen zur Überwin- 
dung der Unterentwicklung und der 
mit ihr verbundenen Zerstörung der 
Umwelt eröffnen. 

Eine der Grundschwächen der 
Linken besteht darin, daß sie nur un- 
terentwickelte Vorstellungen über die 
notwendigen konkreten institutionellen 
Innovationen haben, vermittels derer 
in Wirtschaft, Politik und Lebensalltag 
Entwicklungen in den angedeuteten 
Richtungen Gestalt gewinnen könn- 
ten. 

Etablierung eines öffentlich 
geförderten Beschäfiigungssektors 

Ich will nur auf eine Sphäre des 
wünschenswerten Wandels in diesem 
Zusammenhang verweisen: Auf die 
Etablierung eines offentlich geförder- 
ten Beschäftigungssektors im Bereich 
der individualisierten Dienstleistun- 
gen, dort, wo pure öffentliche Be- 
schäftigung finanziell überfordert ist 
oder von privatwirtschaftlichen Akteu- 
ren nur Billiglohnjobs angeboten wer- 
den. Dieser Sektor könnte durch eine 
Mischfinanzierung aus eigenverant- 
wortlicher Erwirtschaftung von Auf- 
wendungen und nach Möglichkeit 
auch von Gewinnen und von öffentli- 
chen Zuschüssen sowie durch die 
Kombination eines bedarfsorientierten 
sozialen Grundeinkommens mit zu- 
sätzlicher Erwerbsarbeit existenzfähig 
sein. Er könnte in einem sinnvollen 
Maß Kriterien der Wiederbeschäfti- 
gung von Langzeitarbeitslosen und 
Behinderten, der Frauenförderung 
und der Entwicklung stabiler lokaler/ 
regionaler Netzwerke genügen und 
den Beschäftigten mehr Selbstbestim- 
mung als der herkömmliche öffentli- 
che Dienst bieten. Das würde neue 
Chancen für die Belebung von alter- 
nativen Projekten, Selbsthilfebewe- 
gungen und Bürgerinitiativen bieten. 
Es ginge in der Tat - eingebunden in 
eine Vielzahl von anderen Möglichkei- 
ten der Beschaftigungspolitik - um ei- 
nen Neuansatz, der an vorhandenen 
Erfahrungen anknüpfend eine starke 
Stellung in einer demokratischen Al- 
ternative finden könnte. 

CROSSOVER - UMBAU DER ARBEIT 

cherung und Förderung von Be- Personalbemessung und Neuein- daß ein - wie es in der Einladung 
schäftigung, und dem individuellen stellungen vorsehen, wenn Gutha- zum „crossover" heißt - „neuer ge- 
und kollektiven Einfluß der Beschäf- ben auf Zeitkonten eine bestimmte sellschaftlicher Anlauf" zur Arbeits- 
tigten auf die Gestaltung ihrer Ar- Höhe und eine bestimmte Dauer er- zeitverkürzung genommen werden 
beitszeit - erzielt werden. Entschei- reicht haben. kann, ohne die Ausgangspunkte da- 
dend ist das Kleingedruckte: zum Hier verläuft zur Zeit die eigent- für in den aktuellen Auseinanderset- 
Beispiel die Festlegung von Mecha- lich interessante Konfliktlinie in der zungen zu suchen. 
nismen, die Verhandlungen über die Arbeitszeitpolitik. Ich glaube nicht, 

Die entscheidende Schranke 
zur Politisierung der Debatte 
für den Umbau der Arbeit und 

zur Mobilisierung liegt in der Praxis 
des neuen Standortkorporatismus, 
gekoppelt an die öffentliche mediale 
Inszenierung. Am Beispiel des 
..Bündnisses für Arbeit und Stand- 
ortsicherheit" zeigt sich die Wirkwei- 
se des Korporatismus und das Ver- 
sagen der Linken, den Korporatis- 
mus aufzubrechen. Korporatismus 
bedeutet immer Interessenausgleich 
hinter verschlossenen Türen, die Lin- 
ke lebt jedoch von der Öffentlichkeit 
der politischen Auseinandersetzung. 
Wo waren sichtbare Versuche der 
Oppositionsparteien, bereits vor der 
„KanzlerrundeU am 23.1 . I  996 für die 
Opposition unverzichtbare Kriterien 
für ein Bündnis für Arbeit zu formu- 
lieren? Etwa: ohne ökologische Kom- 
ponente, ohne Verknüpfung von 
Struktur- und Arbeitsmarktpolitik, 
ohne Beteiligung der Länder ver- 
dient das Bündnis für Arbeit seinen 
Namen nicht. 

Hoffentlich ist es nicht schon zu 
spät, mit konkreten Initiativen die 
Glaubwürdigkeit des Bündnisses auf 
den Prüfstand zu stellen. 

Arbeitszeitverkürzung mit 
humaner Gestaltung verbinden 

2. Die Forderung nach radika- 
ler Arbeitszeitverkürzung rnuß inhalt- 
lich ausgefüllt werden. Sonst werden 
die Folgen kürzerer Arbeitszeiten 
vernachlässigt, die sich nachteilig 
auf die Qualität der Arbeit auswir- 
ken: stärkere Intensivierung der ver- 
bleibenden Arbeit durch Erhöhung 
des Arbeitstempos insbesondere 
durch verstärkten Einsatz computer- 
gestützter Rationalisierungstechni- 
ken. Die Folge ist die Zunahme 
streßbedingter Erkrankungen und 
streßverursachter Unfälle; auch die 
Ausweitung psychischer Erkrankun- 
gen ist durch die verschärfte Ar- 
beitsintensivierung beeinflußt. Die- 
ser Trend gilt sowohl für den noch 

fordistisch organisierten Arbeitsab- 
lauf als auch für Lean-production- 
Modelle. 

Deshalb muß die Forderung nach 
radikaler Arbeitszeitverkürzung ver- 
knüpft werden mit Forderungen nach 
der humanen Gestaltung der ver- 
kürzten Arbeit. Andernfalls werden 
Erschöpfungszustände und berufs- 
bedingte Erkrankungen, speziell die 
durch Informations- und Kommunika- 
tionstechniken (streß-)bedingten Er- 
krankungen zunehmen. Die Folgen 
werden sein: Zunahme der wegen 
Erwerbsunfähigkeit vorzeitig in den 
Ruhestand gehenden Erwerbsperso- 
nen sowie damit verbundene Bela- 
stungen der Renten-, Unfall- und 
Krankenversicherung. Bei einer Ge- 
samtbetrachtung von Erwerbsarbeit 
und Lebenszeit ist zu berücksichti- 
gen. daß die krankmachenden Ar- 
beitsbedingungen die Fähigkeiten 
des einzelnen zur autonomen Gestal- 
tung der Nichterwerbszeit negativ 
beeinflussen. 

Strategien der Gesundheits- 
förderung 

Anknüpfend an die Diskussionen 
der 70er Jahre über Humanisierung 
der Arbeit ergeben sich als Forde- 
rungsfelder: 

Flexibilisierungs- und Gestal- 
tungsformen der Arbeitszeit zur Ge- 
sundheitsförderung im Betrieb und 
zur Mehreinstellung von Beschäftig- 
ten als Feld betrieblicher Vereinba- 
rungen; 

Strategien der Gesundheitsför- 
derung und ihrer lnstitutionalisierung 
durch Gesundheitszirkel und ihre 
Absicherung durch Weiterentwick- 
lung des Betriebsverfassungsgeset- 
zes; auf Unternehmensebene sollte 
auf Vorstandsebene die Zuständig- 
keit für Gesundheitsförderung vor- 
geschrieben werden; 

Bildung von Präventionsfonds in 
den Sozialversicherung durch 
zweckgebundene Abgaben auf Risi- 
koprodukte; 

Y Y Umbau der Arbeit" 
inhaltlich füllen 

regionale Gesundheitsförde- 
rungskonferenzen, um unabhängige 
Beratungskapazitaten zu schaffen. 

Die Erweiterung des Konzeptes 
„Umbau der Arbeit" in der beschrie- 
benen Richtung ist geeignet, die 
Steigerung der Gesamtproduktivität 
der Betriebe auf andere Kostenfak- 
toren wie Energie und Material zu 
verlagern, der Forderung der Arbeit- 
geber nach Abbau der Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall eine Gegen- 
forderung der Vermeidung von 
Krankheiten entgegenzustellen, die 
Ökologisierung des gesamten Ar- 
beitsprozesses von der Rohstoffge- 
winnung über Transport. Verarbei- 
tung. Produktqualität. Recycling, um 
die Gesundheitsförderung zu erwei- 
tern, Anstoß zur Entwicklung interna- 
tionaler Mindeststandards durch EU 
oder ILO zu geben. 

Krankmachende 
Arbeitsbedingungen 
beeinflussen die 
Fahigkeiten des 
einzelnen zur 
autonomen Gestal- 
tung der Nicht- 
erwerbszeit negativ. 

* Horst Petei. Kussel, Mithern~isgebei clei s p i v  
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Forum 
"Politisierung - - 

der Ökonomie" 
vor1 Uwe Kremer 

Aber dieser 
Aufbruch kann 
nicht durch die 

Suche nach einer 
neuen korrekten 

Linie, sondern 
durch ein Crossover 

erfolgreich ver- 
laufen. 

uch diesem Forum lag als' 
übergreifendes Ziel die Ab- A icht'des Crossover zugrun- 

de. Es sollte weniger um eine Fach- 
veranstaltung für Ökonomen gehen, 
sondern um Ökonomie als Feld ei- 
nes gemeinsamen Diskurses, um 
Ökonomie als nicht-nur-ökonomi- 
sches Problem, um Ökonomie als 
eine Frage von Politik, von Ideologie 
und in gewisser Weise auch von 
Psychologie. Nirgendwo wird dies 
deutlicher als im Ohnmachtsdiskurs, 
der weite Teile der Linken erfaßt hat, 

CROSSOVER - POLITISIERUNG DER ÖKONOMIE 

Gegen den Ohnmachtsdiskurs! In der Diskussion selbst - und 
VordiesemHintergrund-so schon teilweise auch als kritische Einwen- 

sämtliche Statements des Podiums, dung gegen einen rein industriepoli- 
also von Dieter Klein, Sigrid Skarpe- tischen Ansatz gemeint - schälte 
lis-Sperk und Frieder 0. Wolf - gebe sich als weiteres Element noch "Key- 
es eigentlich eine Entpolitisierung 
der Ökonomie nur in dem Sinne, daß 
die Politik weniger als je zuvor eigen- 
ständige Vorgaben für die Ökonomie 
liefert. Allerdings sei die Ökonomie 
selbst immer politisch und unterwer- 
fe nunmehr den bisherigen politischen 
Raum völlig den ökonomischen 
"Zwängen". Und dies war eigentlich 
der durchgehende und ermutigende 
Tenor im ersten Teil der Forumsdis- 
kussion - die gemeinsam artikulierte 
Absicht, den damit verbundenen 
Ohnmachtsdiskurs als ideologische 
Konstruktion aufzubrechen. 

Aber dieser Aufbruch kann nicht 
durch die Suche nach einer neuen 
korrekten Linie, sondern durch ein 
Crossover erfolgreich verlaufen. In 
meiner Einleitung verortete ich drei 
durchaus verschiedene Elemente für 

-- 

also im Diskurs des "rien ne va plus" 
und der Alternativlosigkeit gegen- 
über dem herrschenden Doktrin der 
Weltmarktkonkurrenz, der Standort- 
logik, der Währungsstabilität, der 
Maastrichter Konvergenzkriterien 
usw. usf. 

* Dr. Uwe Kremer. Mitliernusgeber der spw, Dortinrrnd 

nes plus" heraus, also insbesondere 
die Besetzung der Geld- und Finanz- 
politik zum Zwecke der öffentlichen 
Steuerung von Nachfrage-, Beschäf- 
tigungs- und Investitionsfeldern. 

Gestaltung des Raumes 
zwischen Staat und Markt 

In der zweiten Hälfte der Diskus- 
sion wurden eine Vielzahl von weite- 
ren Anregungen unterbreitet, um 
den gemeinsamen Diskurs zu kon- 
kretisieren. Hierbei schälte sich in 
groben Umrissen das Bild einer 
radikalreformerischen Gestaltung 
des Raumes zwischen Staat und 
Markt heraus - mit Hilfe von regiona- 
len Entwicklungsgesellschaften, ei- 
ner Demokratisierung der Kammern, 
einer Reformierung des Sparkassen- 
sektors, eines bewußten Einsatzes 
des öffentlichen Beschaffungswe- 
Sen und der Entwicklung regionaler 
Beschaffungsmärkte, einer Überprü- 
fung des Aktienrechtes usw. usf. Vor 
diesem Hintergrund stieß meine 
Nachsortierung -wie und woran wei- 
terarbeiten? - wohl überwiegend auf 
Zustimmung. Es gehe 

zunächst um die Auslotung der 
politisch-ökonomischen Handlungs- 
spielräume im Sinne von "Keynes 
plus" (national undIoder europä- 
isch), 

sodann um ihre Ausfüllung im 
Sinne von Branchenkonversion und 
regionalwirtschaftlichem Umbau und 
zwar anhand konkreter Felder (z.B. 
AutomobilNerkehr), 

schließlich um die Verknüpfung 
mit Wirtschaftsdemokratie verstan- 
den als demokratische gesellschaft- 
liche Selbstverwaltung "zwischen 
Markt und Staat". 

Nicht diskutiert wurde leider die 
Frage der handelnden Akteure und 
der entsprechenden Konstellatio- 
nen, was also auf Konzepte und An- 
sätze wie den "New Deal" oder das 
"Bündnis für Arbeit", aber auch auf 

einen neuen radikalreformerischen Vorgängen wie die Bewegungen in 
Diskurs: Frankreich verweisen würde. Dies 

der Umbau der Ökonomie, um kann und muß als vierter Diskussi- 
jenseits davon lebensweltliche Spiel- onspunkt für das weitere Crossover 
räume zu erweitern, festgehalten werden. 

die industriepolitische Mobilisie- 
rung neuer ökologisch-sozialer 
Wachstumspotentiale, 

die Veränderung der Eigentums- 
verhältnisse und Demokratisierung 
der Ökonomie. 

CROSSOVER - POLITISIERUNG DER ÖKONOMIE 

D ie herrschenden Eliten der 
Bundesrepublik unterwerfen 
ihre Politik den Weltmarkt- 

zwängen. Das ist der Prozeß der Öko- 
nomisierung der Politik. Aber dies ist 
keine passive Unterwerfung. Der 
Druck des Weltmarktes wird für die 
Legitimierung einer politischen und 
ökonomischen Strategie der high- 
tech-orientierten Weltmarktexpansion 
und deren Flankierung durch Lohn- 

I druck und Absenkung des Niveaus 
der Sozialleistungen instrumentalisiert 
- konservative Politisierung der Öko- 
nomie also als Korrelat zur Ökonomi- 

! 

sierung der Politik. 
Die Weltmarktzwänge werden 

zum Vehikel, mit dem die tatsächliche 
Gesamtheit der gravierend veränder- 
ten Reproduktionsbedingungen, die 
Krise des Fordismus, die Beschäfti- 
gungskrise, die Aushöhlung des Sozi- 
alstaates, die Umweltkrise und ihre 
Verflechtung mit der Unterentwicklung 
in bedrohlichem Tempo über uns 
kommt. Ihre Botschaft ist, daß wir uns 
diesen durch sie transportierten und 
ungelösten Großproblemen der Ge- 
sellschaft stellen müssen. Aber diese 
Botschaft wird in der Regel nicht ver- 
standen oder verdrängt. 

Die Globalisierung begegnet uns 
eher als der große Vereinfachec 
die Weltprobleme kommen als Kosten- 
probleme und als vermeintlich 
überhöhte Sozialleistungen in Gestalt 
von scheinbar unausweichlichen 
Sachzwängen einher. Wie sie zu 
bearbeiten sind, scheint auf der Hand 
zu liegen. 

Ansatzpunkte alternativer Politisie- 
rung der Ökonomie 

Eine Gegenstrategie der Linken 
muß eine andere Politisierung der 
Ökonomie gegen die konservative 
setzen: 

Politisierung der Ökonomie - das 
darf nicht nur den Staat als juri- 
stisch-administratives System be- 

I treffen, sondern in starkem Maße die 
Zivilgesellschaft, die Demokratisie- 
rung der Lebenswelt zwischen dem 
staatlichen Apparat und der Wirt- 
schaft. Es geht eben darum, daß die 
Betroffenen und die Akteure in die- 
ser Sphäre Einfluß darauf nehmen, 
daß in ökonomische Entscheidun- 
gen von Staat und Wirtschaft Sozial- 
verträglichkeit, Umweltschutz. Ge- 
schlechtergleichstellung und Ent- 
wicklungserfordernisse des Südens 
Eingang finden. Partizipation von 
sozialen Bewegungen. Gewerk- 
schaften, Bürgerinitiativen, Kirchen, 
Wissenschaftlerinitiativen, Verbän- 

den, Beschäftigungsgesellschaften. 
Selbsthilfe- und Nachbarschafts- 
gruppen, freiwilligen Solidargemein- 
schaften und Dritte-Welt-Gruppen 
muß zur Geltung gebracht werden. 
Hier ist der wichtigste Ort der Lin- 
ken. Denn hier ist der Ausgangs- 
punkt auch für den Wandel staatli- 
cher Politik. 

Politisierung der Ökonomie - das 
heißt sicher, durch Wandel des Kräfte- 
verhältnisses zwischen den gesell- 
schaftlichen Akteuren in den staatli- 
chen Institutionen nach und nach eine 
andere, eine soziale und ökologische 
Grundrichtung des Einsatzes ihrer Re- 
gulierungspotentiale statt weitgehen- 
der Kapitulation vor dem Weltmarkt zu 
bewirken. 

Politisierung der Ökonomie - das 
sollte die staatliche Gesetzgebung 
und Wirtschaftspolitik auf einen derart 
veränderten institutionellen Rahmen 
für den Markt richten, daß das Ge- 
winnstreben und der Wettbewerb, d.h. 
der Wirtschaftsmechanismus selbst, 
in beträchtlichem Maße auf zukunfts- 
fähige Entwicklung statt auf naturzer- 
störendes und sozial belastendes 
Wachstum orientiert wird. 

Politisierung der Ökonomie auf 
solchen Wegen, gegen die Profit- 
dominanz in Wirtschaft und Gesell- 
schaft gerichtet, erfordert ferner, in 
einem langen Prozeß internationale 
Arrangements oder Regime herbei- 
zuführen, die es den Unternehmen 
entschieden erschweren, hohen so- 
zialen und ökologischen Standards 
durch Kapitalabwanderung ins 
Ausland auszuweichen. Auch auf 
dieser Ebene ist für ein Zustandekom- 
men derartiger Regime ein hohes 
demokratisches Engagement von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, nicht 
zuletzt international agierender Nicht- 
Regierungs-Organisationen, Voraus- 
setzung für vorstellbare Erfolge. 

Brechung der Profitdominanz in 
Wirtschaft und Gesellschaft 

Denkbare Richtungen einer sol- 
chen alternativen Politisierung der 
Ökonomie sind die folgenden: 

1. Umkehr der Zielhierarchie in 
Wirtschaft und Gesellschaft: Bei Be- 
wahrung des unternehmerischen Ge- 
winninteresses auf mikroökonomi- 
scher Ebene ist angesichts vieler 
Großproblerne in der OECD-Welt und 
globaler Gefahren auf die Dauer un- 
ausweichlich, daß in der Weltwirt- 
schaft als Ganzes und in der Gesell- 
schaft wieder Gerechtigkeit und öko- 
logisches Gleichgewicht Vorrang vor 
Kapitalrentabilität erhalten. 

Momente einer 
alternativen 

Politisierung . . 

der Ökonomie 
vor1 Dietei- Kleiil* 

Eine in diesem Sinne aufgefaßte 
Brechung der Profitdominanz in Wirt- 
schaft und Gesellschaft durch andere 
Rationalitäten ist nicht als zeitlich ge- 
drängter Akt massenhafter Kapitalent- 
eignung vorstellbar, sondern eben 
vorrangig in einem Prozeß der Politi- 
sierung der Ökonomie. 

Das heißt vor allem, durch politi- 
sche Entscheidungen - und das Politi- 
sche umfaßt demokratisches Handeln 
intermediärer Akteure, Staatsaktivitä- 
ten und die Wechselwirkung von bei- 
dem - die unternehmerische Verfü- 
gungsgewalt zugunsten ökologischer 
und sozialer Ziele einzuengen bzw. ih- 
ren Wettbewerb in eine andere Rich- 
tung zu lenken: durch Entscheidun- 
gen z. B. über den Ausstieg aus der 
Kernenergie, über die Konzentration Konservative 
der staatlich geförderten Energiefor- Politisierung der 
schung statt auf die Kerntechnik auf Ökonomie ist das 
erneuerbare Energien und andere Korrelat zur 
ökologische Ziele, über die Einführung Ökonomisierung der 
von Ökosteuern als Teil einer umfas- Politik. 

senden Steuerreform, über die Verla- 
gerung öffentlicher Infrastrukturinve- 
stitionen vom Straßenbau zum Aus- 
bau regionaler Verkehrsnetze und da- 
bei besonders auf die Bahn und über 
Ansätze der Beschäftigungspolitik 
weit über die tradierte Arbeitsmarktpo- 
litik hinaus. 

2. Eine sozialökologisch orien- 
tierte Politisierung der Ökonomie erfor- 
dert lnstitutionalisierung von mehr Ge- 
genmacht in ökonomischen Entschei- 
dungsprozessen: Der Hauptweg 
scheint zu sein, die entscheidenden 
Konfliktpunkte, an denen elementare 
Lebensinteressen großer Bevölke- 
rungsteile verletzt werden, vor Ort im 
Lebensalltag des Kampfes um Ar- 
beitsplätze, gegen Eigenbedarfskla- 
gen der Hauseigentümer, gegen un- 
zumutbare Mieterhöhungen, gegen 
Gesundheitsreformen zu Lasten der 

* Pr($ Dii Dieter Kleiri. Bei-liil. 
Wir t sc l~~~f t .~ iv i s se~~ .~cI~~cf t l e r  nil der H~ir1zboldt-Uriiversitiil 
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Forum 
"Politisierung - - 

der Ökonomie" 
vor1 Uwe Kremer 

Aber dieser 
Aufbruch kann 
nicht durch die 

Suche nach einer 
neuen korrekten 

Linie, sondern 
durch ein Crossover 

erfolgreich ver- 
laufen. 

uch diesem Forum lag als' 
übergreifendes Ziel die Ab- A icht'des Crossover zugrun- 

de. Es sollte weniger um eine Fach- 
veranstaltung für Ökonomen gehen, 
sondern um Ökonomie als Feld ei- 
nes gemeinsamen Diskurses, um 
Ökonomie als nicht-nur-ökonomi- 
sches Problem, um Ökonomie als 
eine Frage von Politik, von Ideologie 
und in gewisser Weise auch von 
Psychologie. Nirgendwo wird dies 
deutlicher als im Ohnmachtsdiskurs, 
der weite Teile der Linken erfaßt hat, 

CROSSOVER - POLITISIERUNG DER ÖKONOMIE 

Gegen den Ohnmachtsdiskurs! In der Diskussion selbst - und 
VordiesemHintergrund-so schon teilweise auch als kritische Einwen- 

sämtliche Statements des Podiums, dung gegen einen rein industriepoli- 
also von Dieter Klein, Sigrid Skarpe- tischen Ansatz gemeint - schälte 
lis-Sperk und Frieder 0. Wolf - gebe sich als weiteres Element noch "Key- 
es eigentlich eine Entpolitisierung 
der Ökonomie nur in dem Sinne, daß 
die Politik weniger als je zuvor eigen- 
ständige Vorgaben für die Ökonomie 
liefert. Allerdings sei die Ökonomie 
selbst immer politisch und unterwer- 
fe nunmehr den bisherigen politischen 
Raum völlig den ökonomischen 
"Zwängen". Und dies war eigentlich 
der durchgehende und ermutigende 
Tenor im ersten Teil der Forumsdis- 
kussion - die gemeinsam artikulierte 
Absicht, den damit verbundenen 
Ohnmachtsdiskurs als ideologische 
Konstruktion aufzubrechen. 

Aber dieser Aufbruch kann nicht 
durch die Suche nach einer neuen 
korrekten Linie, sondern durch ein 
Crossover erfolgreich verlaufen. In 
meiner Einleitung verortete ich drei 
durchaus verschiedene Elemente für 

-- 

also im Diskurs des "rien ne va plus" 
und der Alternativlosigkeit gegen- 
über dem herrschenden Doktrin der 
Weltmarktkonkurrenz, der Standort- 
logik, der Währungsstabilität, der 
Maastrichter Konvergenzkriterien 
usw. usf. 

* Dr. Uwe Kremer. Mitliernusgeber der spw, Dortinrrnd 

nes plus" heraus, also insbesondere 
die Besetzung der Geld- und Finanz- 
politik zum Zwecke der öffentlichen 
Steuerung von Nachfrage-, Beschäf- 
tigungs- und Investitionsfeldern. 

Gestaltung des Raumes 
zwischen Staat und Markt 

In der zweiten Hälfte der Diskus- 
sion wurden eine Vielzahl von weite- 
ren Anregungen unterbreitet, um 
den gemeinsamen Diskurs zu kon- 
kretisieren. Hierbei schälte sich in 
groben Umrissen das Bild einer 
radikalreformerischen Gestaltung 
des Raumes zwischen Staat und 
Markt heraus - mit Hilfe von regiona- 
len Entwicklungsgesellschaften, ei- 
ner Demokratisierung der Kammern, 
einer Reformierung des Sparkassen- 
sektors, eines bewußten Einsatzes 
des öffentlichen Beschaffungswe- 
Sen und der Entwicklung regionaler 
Beschaffungsmärkte, einer Überprü- 
fung des Aktienrechtes usw. usf. Vor 
diesem Hintergrund stieß meine 
Nachsortierung -wie und woran wei- 
terarbeiten? - wohl überwiegend auf 
Zustimmung. Es gehe 

zunächst um die Auslotung der 
politisch-ökonomischen Handlungs- 
spielräume im Sinne von "Keynes 
plus" (national undIoder europä- 
isch), 

sodann um ihre Ausfüllung im 
Sinne von Branchenkonversion und 
regionalwirtschaftlichem Umbau und 
zwar anhand konkreter Felder (z.B. 
AutomobilNerkehr), 

schließlich um die Verknüpfung 
mit Wirtschaftsdemokratie verstan- 
den als demokratische gesellschaft- 
liche Selbstverwaltung "zwischen 
Markt und Staat". 

Nicht diskutiert wurde leider die 
Frage der handelnden Akteure und 
der entsprechenden Konstellatio- 
nen, was also auf Konzepte und An- 
sätze wie den "New Deal" oder das 
"Bündnis für Arbeit", aber auch auf 

einen neuen radikalreformerischen Vorgängen wie die Bewegungen in 
Diskurs: Frankreich verweisen würde. Dies 

der Umbau der Ökonomie, um kann und muß als vierter Diskussi- 
jenseits davon lebensweltliche Spiel- onspunkt für das weitere Crossover 
räume zu erweitern, festgehalten werden. 

die industriepolitische Mobilisie- 
rung neuer ökologisch-sozialer 
Wachstumspotentiale, 

die Veränderung der Eigentums- 
verhältnisse und Demokratisierung 
der Ökonomie. 
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D ie herrschenden Eliten der 
Bundesrepublik unterwerfen 
ihre Politik den Weltmarkt- 

zwängen. Das ist der Prozeß der Öko- 
nomisierung der Politik. Aber dies ist 
keine passive Unterwerfung. Der 
Druck des Weltmarktes wird für die 
Legitimierung einer politischen und 
ökonomischen Strategie der high- 
tech-orientierten Weltmarktexpansion 
und deren Flankierung durch Lohn- 

I druck und Absenkung des Niveaus 
der Sozialleistungen instrumentalisiert 
- konservative Politisierung der Öko- 
nomie also als Korrelat zur Ökonomi- 

! 

sierung der Politik. 
Die Weltmarktzwänge werden 

zum Vehikel, mit dem die tatsächliche 
Gesamtheit der gravierend veränder- 
ten Reproduktionsbedingungen, die 
Krise des Fordismus, die Beschäfti- 
gungskrise, die Aushöhlung des Sozi- 
alstaates, die Umweltkrise und ihre 
Verflechtung mit der Unterentwicklung 
in bedrohlichem Tempo über uns 
kommt. Ihre Botschaft ist, daß wir uns 
diesen durch sie transportierten und 
ungelösten Großproblemen der Ge- 
sellschaft stellen müssen. Aber diese 
Botschaft wird in der Regel nicht ver- 
standen oder verdrängt. 

Die Globalisierung begegnet uns 
eher als der große Vereinfachec 
die Weltprobleme kommen als Kosten- 
probleme und als vermeintlich 
überhöhte Sozialleistungen in Gestalt 
von scheinbar unausweichlichen 
Sachzwängen einher. Wie sie zu 
bearbeiten sind, scheint auf der Hand 
zu liegen. 

Ansatzpunkte alternativer Politisie- 
rung der Ökonomie 

Eine Gegenstrategie der Linken 
muß eine andere Politisierung der 
Ökonomie gegen die konservative 
setzen: 

Politisierung der Ökonomie - das 
darf nicht nur den Staat als juri- 
stisch-administratives System be- 

I treffen, sondern in starkem Maße die 
Zivilgesellschaft, die Demokratisie- 
rung der Lebenswelt zwischen dem 
staatlichen Apparat und der Wirt- 
schaft. Es geht eben darum, daß die 
Betroffenen und die Akteure in die- 
ser Sphäre Einfluß darauf nehmen, 
daß in ökonomische Entscheidun- 
gen von Staat und Wirtschaft Sozial- 
verträglichkeit, Umweltschutz. Ge- 
schlechtergleichstellung und Ent- 
wicklungserfordernisse des Südens 
Eingang finden. Partizipation von 
sozialen Bewegungen. Gewerk- 
schaften, Bürgerinitiativen, Kirchen, 
Wissenschaftlerinitiativen, Verbän- 

den, Beschäftigungsgesellschaften. 
Selbsthilfe- und Nachbarschafts- 
gruppen, freiwilligen Solidargemein- 
schaften und Dritte-Welt-Gruppen 
muß zur Geltung gebracht werden. 
Hier ist der wichtigste Ort der Lin- 
ken. Denn hier ist der Ausgangs- 
punkt auch für den Wandel staatli- 
cher Politik. 

Politisierung der Ökonomie - das 
heißt sicher, durch Wandel des Kräfte- 
verhältnisses zwischen den gesell- 
schaftlichen Akteuren in den staatli- 
chen Institutionen nach und nach eine 
andere, eine soziale und ökologische 
Grundrichtung des Einsatzes ihrer Re- 
gulierungspotentiale statt weitgehen- 
der Kapitulation vor dem Weltmarkt zu 
bewirken. 

Politisierung der Ökonomie - das 
sollte die staatliche Gesetzgebung 
und Wirtschaftspolitik auf einen derart 
veränderten institutionellen Rahmen 
für den Markt richten, daß das Ge- 
winnstreben und der Wettbewerb, d.h. 
der Wirtschaftsmechanismus selbst, 
in beträchtlichem Maße auf zukunfts- 
fähige Entwicklung statt auf naturzer- 
störendes und sozial belastendes 
Wachstum orientiert wird. 

Politisierung der Ökonomie auf 
solchen Wegen, gegen die Profit- 
dominanz in Wirtschaft und Gesell- 
schaft gerichtet, erfordert ferner, in 
einem langen Prozeß internationale 
Arrangements oder Regime herbei- 
zuführen, die es den Unternehmen 
entschieden erschweren, hohen so- 
zialen und ökologischen Standards 
durch Kapitalabwanderung ins 
Ausland auszuweichen. Auch auf 
dieser Ebene ist für ein Zustandekom- 
men derartiger Regime ein hohes 
demokratisches Engagement von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, nicht 
zuletzt international agierender Nicht- 
Regierungs-Organisationen, Voraus- 
setzung für vorstellbare Erfolge. 

Brechung der Profitdominanz in 
Wirtschaft und Gesellschaft 

Denkbare Richtungen einer sol- 
chen alternativen Politisierung der 
Ökonomie sind die folgenden: 

1. Umkehr der Zielhierarchie in 
Wirtschaft und Gesellschaft: Bei Be- 
wahrung des unternehmerischen Ge- 
winninteresses auf mikroökonomi- 
scher Ebene ist angesichts vieler 
Großproblerne in der OECD-Welt und 
globaler Gefahren auf die Dauer un- 
ausweichlich, daß in der Weltwirt- 
schaft als Ganzes und in der Gesell- 
schaft wieder Gerechtigkeit und öko- 
logisches Gleichgewicht Vorrang vor 
Kapitalrentabilität erhalten. 

Momente einer 
alternativen 

Politisierung . . 

der Ökonomie 
vor1 Dietei- Kleiil* 

Eine in diesem Sinne aufgefaßte 
Brechung der Profitdominanz in Wirt- 
schaft und Gesellschaft durch andere 
Rationalitäten ist nicht als zeitlich ge- 
drängter Akt massenhafter Kapitalent- 
eignung vorstellbar, sondern eben 
vorrangig in einem Prozeß der Politi- 
sierung der Ökonomie. 

Das heißt vor allem, durch politi- 
sche Entscheidungen - und das Politi- 
sche umfaßt demokratisches Handeln 
intermediärer Akteure, Staatsaktivitä- 
ten und die Wechselwirkung von bei- 
dem - die unternehmerische Verfü- 
gungsgewalt zugunsten ökologischer 
und sozialer Ziele einzuengen bzw. ih- 
ren Wettbewerb in eine andere Rich- 
tung zu lenken: durch Entscheidun- 
gen z. B. über den Ausstieg aus der 
Kernenergie, über die Konzentration Konservative 
der staatlich geförderten Energiefor- Politisierung der 
schung statt auf die Kerntechnik auf Ökonomie ist das 
erneuerbare Energien und andere Korrelat zur 
ökologische Ziele, über die Einführung Ökonomisierung der 
von Ökosteuern als Teil einer umfas- Politik. 

senden Steuerreform, über die Verla- 
gerung öffentlicher Infrastrukturinve- 
stitionen vom Straßenbau zum Aus- 
bau regionaler Verkehrsnetze und da- 
bei besonders auf die Bahn und über 
Ansätze der Beschäftigungspolitik 
weit über die tradierte Arbeitsmarktpo- 
litik hinaus. 

2. Eine sozialökologisch orien- 
tierte Politisierung der Ökonomie erfor- 
dert lnstitutionalisierung von mehr Ge- 
genmacht in ökonomischen Entschei- 
dungsprozessen: Der Hauptweg 
scheint zu sein, die entscheidenden 
Konfliktpunkte, an denen elementare 
Lebensinteressen großer Bevölke- 
rungsteile verletzt werden, vor Ort im 
Lebensalltag des Kampfes um Ar- 
beitsplätze, gegen Eigenbedarfskla- 
gen der Hauseigentümer, gegen un- 
zumutbare Mieterhöhungen, gegen 
Gesundheitsreformen zu Lasten der 

* Pr($ Dii Dieter Kleiri. Bei-liil. 
Wir t sc l~~~f t .~ iv i s se~~ .~cI~~cf t l e r  nil der H~ir1zboldt-Uriiversitiil 
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Die Linke muß ihre 
Vorstellungen über 

die notwendigen 
institutionellen 

lnnovationen zu 
einer alternativen 

Politisierung 
der Ökonomie 

konkretisieren. 

Kranken, für bezahlbaren Nahverkehr 
u.ä. zunächst offentlich voll bewußt 
und durchschaubar zu machen, dann 
mit den Betroffenen alternative realisti- 
sche Lösungskonzeptionen herauszu- 
finden und Menschen für konkrete 
Schritte und Forderungen in ihrem ei- 
genen Interesse und dem ihrer Kinder 
und Enkel zu gewinnen. Nichts Origi- 
nelles, aber das Brechtsche Einfache, 
das so schwer zu machen ist. Hier 
liegt ein entscheidendes Feld des Zu- 
sammenwirken~ der Linken jeglicher 
Provenienz. 

3. Umkehr von einer Ökonomie 
des zerstörerischen Wachstums zum 
Vorrang von Wohlfahrtsgewinn durch 
eine Ökonomie des Vermeidens ist 
nicht durch Selbstregulation nach der 
Kapitallogik zu erwarten, sondern ist 
durch veränderte Werte und Einstel- 
lungen großer Teile der Bevölkerung 
und durch politische Entscheidungen 
vorstellbar. 

Hier wird sich die Linke auf eine 
Gratwanderung einlassen müssen. 
Sie kann das Prinzip des Vermeidens 
nicht von außen in die Ökonomie hin- 
eindiktieren, obwohl kultureller Werte- 
wandel und politische Inputs der Wirt- 
schaft neue Richtungen vorgeben 
müssen. Ökosteuern. -abgaben und - 
gebühren werden für eine Ökonomie 
des Vermeidens okonomische Anrei- 
ze schaffen. Nicht zerstörerisches 
Wachstum würde bei ausreichend 
veränderten Rahmenbedingungen 
Gewinn bringen, sondern Ressour- 
ceneffizienz würde belohnt werden. 

Wenn aber ökologischer Umbau 
wirklich in Gang gerät, werden kapitali- 
stische Unternehmen immer versu- 
chen, dadurch auftretende Belastun- 
gen auf die Lohnabhängigen, Endver- 
braucher und sozial Schwächsten ab- 
zuwälzen. Deshalb erfordert gerade 
das Hineinnehmen ökologischer Krite- 
rien in die okonomische Unterneh- 
menskalkulation politisches Handeln: 
eine starke Struktur-, Regional-, Be- 
schäftigungs-, Sozial- und Entwick- 
lungspolitik. Ohne das Engagement 
von Gegenmachten dafür wird der 
ökologische Umbau allenfalls halbher- 
zig. aber auf alle Fälle antisozial ver- 
laufen 

Verknüpfung von ökologischem 
Umbau, Beschäftigungspolitik und 
neuer Entwicklungspolitik 

4. Also geht es um die Verän- 
derung der Anreizstrukturen: Statt 
einseitiger Belohnung von Produkti- 
vitätssteigerungen der Arbeit zu La- 
sten von Natur, Beschäftigung, sozi- 
al Schwächeren und armen Ländern 
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Belohnung von höherer Ressourcen- 
produktivität, d. h. von Schritten in 
der Richtung einer Effizienzrevoluti- 
on - bei Ausschöpfung weiterer Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität für 
nachhaltige Entwicklung. Aber die 
Linke muß sich einer fundamentalen 
Differenz bewußt sein: Während öko- 
nomische Anreize sicherlich sogar 
das Gewinninteresse in einem noch 
nicht voll absehbaren Maße für öko- 
logisches Wirtschaften mobilisieren 
können, ist gar in Zeiten extremer 
Weltmarktkonkurrenz mit einem 
unternehmerischen Einzelinteresse 
an mehr sozialer Gerechtigkeit kaum 
zu rechnen - trotz eines strategi- 
schen Interesses der ökonomisch 
und politisch Mächtigen an poli- 
tischer Akzeptanz und sozialer 
Befriedung. 

Heißt das, daß die Linke sich zwar 
für ökologische Struktur-. Wissen- 
schafts- und Regionalpolitik stark 
macht, aber in sozialen Fragen eigent- 
lich pur auf Umverteilung zu setzen 
hat? 

Zum einen: Umverteilung von ge- 
sellschaftlichem Reichtum rnuß sein. 
Die Tendenz im öffentlichen Diskurs. 
so zu tun, als wenn mit gutem Willen 
und mehr Vernunft ökologischer Um- 
bau ohne Antasten der Besitzstände 
in den oberen Etagen der sozialen Py- 
ramide möglich wäre. ist Augenauswi- 
scherei. 

Zum anderen aber: Der Zugang zu 
sinnvoller Neukonstituierung des Sozi- 
alstaates darf auf keinen Fall nur auf 
die Umverteilung von oben nach un- 
ten statt von unten nach oben setzen. 
Wichtiger ist die Verknüpfung von öko- 
logischem Umbau, Beschäftigungs- 
Politik und neuer Entwicklungspolitik 
als Dreh- und Angelpunkt einer weit- 
reichenden Reformalternative. 

5. Politisierung der Ökonomie ist 
unabdingbar für die Umkehr vom Pri- 
mat weltmarktorientierter Expansion 
zu stärkerer - auch den Verkehr redu- 
zierender - Binnenmarktorientierung 
und zur Aufwertung von lokalen und 
regionalen Wirtschaftsbezügen, bei 
Bewahrung des Nutzens internationa- 
ler Arbeitsteilung. 

6. Ferner ist das Herausfinden 
neuer Lebensweisen und Lebenssti- 
le unumgehbar, die anstelle von ver- 
mehrtem stofflichen Konsum und als 
akzeptanzfähige Kompensation für 
dessen wahrscheinliche künftige 
Absenkung für die den größeren Teil 
der Bevölkerung in der OECD-Welt 
neue Räume der Persönlichkeitsent- 
faltung bieten, ein politischer und 
sozialkultureller Prozeß, der funda- 

mentale Auswirkungen auf die Wirt- 
schaft haben wird. 

7. Nicht die Weltmarktlogik wird, 
sondern politische Entscheidungen 
über die Abkehr von einer gescheiter- 
ten Entwicklungslogik der reichen 
Länder können den Entwicklungslän- 
dern externe Chancen zur Überwin- 
dung der Unterentwicklung und der 
mit ihr verbundenen Zerstörung der 
Umwelt eröffnen. 

Eine der Grundschwächen der 
Linken besteht darin, daß sie nur un- 
terentwickelte Vorstellungen über die 
notwendigen konkreten institutionellen 
Innovationen haben, vermittels derer 
in Wirtschaft, Politik und Lebensalltag 
Entwicklungen in den angedeuteten 
Richtungen Gestalt gewinnen könn- 
ten. 

Etablierung eines öffentlich 
geförderten Beschäfiigungssektors 

Ich will nur auf eine Sphäre des 
wünschenswerten Wandels in diesem 
Zusammenhang verweisen: Auf die 
Etablierung eines offentlich geförder- 
ten Beschäftigungssektors im Bereich 
der individualisierten Dienstleistun- 
gen, dort, wo pure öffentliche Be- 
schäftigung finanziell überfordert ist 
oder von privatwirtschaftlichen Akteu- 
ren nur Billiglohnjobs angeboten wer- 
den. Dieser Sektor könnte durch eine 
Mischfinanzierung aus eigenverant- 
wortlicher Erwirtschaftung von Auf- 
wendungen und nach Möglichkeit 
auch von Gewinnen und von öffentli- 
chen Zuschüssen sowie durch die 
Kombination eines bedarfsorientierten 
sozialen Grundeinkommens mit zu- 
sätzlicher Erwerbsarbeit existenzfähig 
sein. Er könnte in einem sinnvollen 
Maß Kriterien der Wiederbeschäfti- 
gung von Langzeitarbeitslosen und 
Behinderten, der Frauenförderung 
und der Entwicklung stabiler lokaler/ 
regionaler Netzwerke genügen und 
den Beschäftigten mehr Selbstbestim- 
mung als der herkömmliche öffentli- 
che Dienst bieten. Das würde neue 
Chancen für die Belebung von alter- 
nativen Projekten, Selbsthilfebewe- 
gungen und Bürgerinitiativen bieten. 
Es ginge in der Tat - eingebunden in 
eine Vielzahl von anderen Möglichkei- 
ten der Beschaftigungspolitik - um ei- 
nen Neuansatz, der an vorhandenen 
Erfahrungen anknüpfend eine starke 
Stellung in einer demokratischen Al- 
ternative finden könnte. 
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cherung und Förderung von Be- Personalbemessung und Neuein- daß ein - wie es in der Einladung 
schäftigung, und dem individuellen stellungen vorsehen, wenn Gutha- zum „crossover" heißt - „neuer ge- 
und kollektiven Einfluß der Beschäf- ben auf Zeitkonten eine bestimmte sellschaftlicher Anlauf" zur Arbeits- 
tigten auf die Gestaltung ihrer Ar- Höhe und eine bestimmte Dauer er- zeitverkürzung genommen werden 
beitszeit - erzielt werden. Entschei- reicht haben. kann, ohne die Ausgangspunkte da- 
dend ist das Kleingedruckte: zum Hier verläuft zur Zeit die eigent- für in den aktuellen Auseinanderset- 
Beispiel die Festlegung von Mecha- lich interessante Konfliktlinie in der zungen zu suchen. 
nismen, die Verhandlungen über die Arbeitszeitpolitik. Ich glaube nicht, 

Die entscheidende Schranke 
zur Politisierung der Debatte 
für den Umbau der Arbeit und 

zur Mobilisierung liegt in der Praxis 
des neuen Standortkorporatismus, 
gekoppelt an die öffentliche mediale 
Inszenierung. Am Beispiel des 
..Bündnisses für Arbeit und Stand- 
ortsicherheit" zeigt sich die Wirkwei- 
se des Korporatismus und das Ver- 
sagen der Linken, den Korporatis- 
mus aufzubrechen. Korporatismus 
bedeutet immer Interessenausgleich 
hinter verschlossenen Türen, die Lin- 
ke lebt jedoch von der Öffentlichkeit 
der politischen Auseinandersetzung. 
Wo waren sichtbare Versuche der 
Oppositionsparteien, bereits vor der 
„KanzlerrundeU am 23.1 . I  996 für die 
Opposition unverzichtbare Kriterien 
für ein Bündnis für Arbeit zu formu- 
lieren? Etwa: ohne ökologische Kom- 
ponente, ohne Verknüpfung von 
Struktur- und Arbeitsmarktpolitik, 
ohne Beteiligung der Länder ver- 
dient das Bündnis für Arbeit seinen 
Namen nicht. 

Hoffentlich ist es nicht schon zu 
spät, mit konkreten Initiativen die 
Glaubwürdigkeit des Bündnisses auf 
den Prüfstand zu stellen. 

Arbeitszeitverkürzung mit 
humaner Gestaltung verbinden 

2. Die Forderung nach radika- 
ler Arbeitszeitverkürzung rnuß inhalt- 
lich ausgefüllt werden. Sonst werden 
die Folgen kürzerer Arbeitszeiten 
vernachlässigt, die sich nachteilig 
auf die Qualität der Arbeit auswir- 
ken: stärkere Intensivierung der ver- 
bleibenden Arbeit durch Erhöhung 
des Arbeitstempos insbesondere 
durch verstärkten Einsatz computer- 
gestützter Rationalisierungstechni- 
ken. Die Folge ist die Zunahme 
streßbedingter Erkrankungen und 
streßverursachter Unfälle; auch die 
Ausweitung psychischer Erkrankun- 
gen ist durch die verschärfte Ar- 
beitsintensivierung beeinflußt. Die- 
ser Trend gilt sowohl für den noch 

fordistisch organisierten Arbeitsab- 
lauf als auch für Lean-production- 
Modelle. 

Deshalb muß die Forderung nach 
radikaler Arbeitszeitverkürzung ver- 
knüpft werden mit Forderungen nach 
der humanen Gestaltung der ver- 
kürzten Arbeit. Andernfalls werden 
Erschöpfungszustände und berufs- 
bedingte Erkrankungen, speziell die 
durch Informations- und Kommunika- 
tionstechniken (streß-)bedingten Er- 
krankungen zunehmen. Die Folgen 
werden sein: Zunahme der wegen 
Erwerbsunfähigkeit vorzeitig in den 
Ruhestand gehenden Erwerbsperso- 
nen sowie damit verbundene Bela- 
stungen der Renten-, Unfall- und 
Krankenversicherung. Bei einer Ge- 
samtbetrachtung von Erwerbsarbeit 
und Lebenszeit ist zu berücksichti- 
gen. daß die krankmachenden Ar- 
beitsbedingungen die Fähigkeiten 
des einzelnen zur autonomen Gestal- 
tung der Nichterwerbszeit negativ 
beeinflussen. 

Strategien der Gesundheits- 
förderung 

Anknüpfend an die Diskussionen 
der 70er Jahre über Humanisierung 
der Arbeit ergeben sich als Forde- 
rungsfelder: 

Flexibilisierungs- und Gestal- 
tungsformen der Arbeitszeit zur Ge- 
sundheitsförderung im Betrieb und 
zur Mehreinstellung von Beschäftig- 
ten als Feld betrieblicher Vereinba- 
rungen; 

Strategien der Gesundheitsför- 
derung und ihrer lnstitutionalisierung 
durch Gesundheitszirkel und ihre 
Absicherung durch Weiterentwick- 
lung des Betriebsverfassungsgeset- 
zes; auf Unternehmensebene sollte 
auf Vorstandsebene die Zuständig- 
keit für Gesundheitsförderung vor- 
geschrieben werden; 

Bildung von Präventionsfonds in 
den Sozialversicherung durch 
zweckgebundene Abgaben auf Risi- 
koprodukte; 

Y Y Umbau der Arbeit" 
inhaltlich füllen 

regionale Gesundheitsförde- 
rungskonferenzen, um unabhängige 
Beratungskapazitaten zu schaffen. 

Die Erweiterung des Konzeptes 
„Umbau der Arbeit" in der beschrie- 
benen Richtung ist geeignet, die 
Steigerung der Gesamtproduktivität 
der Betriebe auf andere Kostenfak- 
toren wie Energie und Material zu 
verlagern, der Forderung der Arbeit- 
geber nach Abbau der Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall eine Gegen- 
forderung der Vermeidung von 
Krankheiten entgegenzustellen, die 
Ökologisierung des gesamten Ar- 
beitsprozesses von der Rohstoffge- 
winnung über Transport. Verarbei- 
tung. Produktqualität. Recycling, um 
die Gesundheitsförderung zu erwei- 
tern, Anstoß zur Entwicklung interna- 
tionaler Mindeststandards durch EU 
oder ILO zu geben. 

Krankmachende 
Arbeitsbedingungen 
beeinflussen die 
Fahigkeiten des 
einzelnen zur 
autonomen Gestal- 
tung der Nicht- 
erwerbszeit negativ. 

* Horst Petei. Kussel, Mithern~isgebei clei s p i v  
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Durch Flexi- 

weiterer Arbeits- 
zeitverkürzung 

Ich glaube nicht, 
daß ein.neuer 

gesellschaftlicher 
, Anlauf" zur 
Arbeitszeit- 
verkürzung 

genommen werden 
kann, ohne die 

Ausgangspunkte 
dafür in den 

aktuellen Ausein- 
andersetzungen zu 

suchen. 

n der Erklärung wird die gegen- 
wärtig unter Linken verbreitete 
Forderung nach einer radikalen 

Arbeitszeitverkürzung auf 30 Wo- 
chenstunden unterstützt. Mir geht es 
nicht einfach darum, diese Forde- 
rung als gut gemeint, aber unreali- 
stisch abzutun - obwohl ich mir tat- 
sächlich nicht vorstellen kann, wie in 
der nächsten Zeit so etwas realisier- 
bar wäre. Was mich stört ist etwas 
anderes: Es wird weder radikal dar- 
über nachgedacht, in welche gesell- 
schaftliche Reformperspektive eine 
„radikale Arbeitszeitverkürzung" 
eingebettet werden müßte, noch 
darüber, wie möglicherweise der 
Weg zu einer solchen Reformper- 
spektive geöffnet werden könnte. 

Ökonomische Bedingungen 
umfassender Arbeitszeitver- 
kürzung 

Nehmen wir, um ein sehr einfa- 
ches Rechenbeispiel zu benutzen, 
die Forderung des Berliner Memo- 
randums nach einer Verkürzung der 
tariflichen Jahresarbeitszeit auf 1500 
Stunden bis zum Jahr 2000. Das ent- 
spricht einer Reduzierung um rund 
10%. Diese Rate entspricht ungefähr 
dem bis dahin mit einigem Optimis- 
mus zu erwartenden Produktivitäts- 
anstieg und Wirtschaftswachstum. 
Angenommen, es gelänge den Ge- 
werkschaften in dieser Zeit, eine der- 
artige. zweifellos radikale Arbeits- 
zeitverkürzung durchzusetzen und 
zugleich den Rückgang der Lohn- 
quote zu stoppen, also die gegen- 
wärtige Einkommensverteilung er- 
folgreich zu verteidigen. In dem 
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Maße, wie die Arbeitszeitverkürzung 
beschäftigungswirksam wäre, würde 
sich das Gesamtvolumen der aus 
abhängiger Arbeit erzielten Einkom- 
men auf mehr Köpfe verteilen. Im Ex- 
tremfall würde sich der gesamte Zu- 
wachs des den Arbeitnehmerlnnen 
(bei gleichbleibender Lohnquote) 
,.zustehendenu Gesamteinkommens 
in zunehmender Beschäftigung nie- 
derschlagen. so daß das durch- 
schnittliche individuelle Einkommen 
der bereits heute Beschäftigten sta- 
gnieren würde. 

Selbst wenn die Gewerkschaft ei- 
nen „vollen Lohnausgleich" ange- 
strebte, würde eine derartige Ar- 
beitszeitverkürzung unter den be- 
schriebenen Bedingungen mit sta- 
gnierenden, für viele Menschen so- 
gar sinkenden individuellen Einkom- 
men einhergehen. Anders formuliert: 
Die eigentliche lohnpolitische Her- 
ausforderung im Zusammenhang 
mit weiteren Arbeitszeitverkürzun- 
gen besteht darin, ein generelles 
Sinken der individuellen Einkommen 
zu verhindern und ggfs. auf höhere 
Einkommensgruppen unter den ab- 
hängig Beschäftigten zu begrenzen. 
Es ist heute schwer vorstellbar, wer 
den Kraftakt vollbringen könnte, die- 
se bescheiden anmutende Perspek- 
tive zu verwirklichen. 

Weitreichende Auswirkungen 
auf Lebensweise und soziale 
Strukturen 

Wenn es nicht gelänge, im Zu- 
sammenhang mit Arbeitszeitverkür- 
Zungen ein Sinken auch mittlerer 
oder gar niedriger Einkommen zu 
verhindern, könnte man sich damit 
trösten, daß viele Haushaltseinkom- 
men dennoch steigen würden. Der 
Grund wäre der höhere Beschäfti- 
guqgsstand durch den Rückgang 
der Arbeitslosigkeit. insbesondere 
die steigende Erwerbsquote der 
Frauen. Hinzu käme vielleicht eine 
Entlastung der Nettoeinkommen 
durch eingesparte gesellschaftliche 
Kosten der Arbeitslosigkeit. Dieser 
Trost wäre aber insofern schwach, 
als vor allem die immer größer wer- 
dende Gruppe der Alleinerziehen- 
den nichts von der Erhöhung des 
Haushaltseinkommens anderer Leu- 
te hätte. 

Damit wäre -wieder völlig entge- 
gen dem Zeitgeist - der Sozialstaat 
gefordert. Im Prinzip würde eine ra- 
dikale kollektive Arbeitszeitverkür- 
zung eine grundlegende Reform des 
Renten-, Sozial- und Steuerrechts 
(z.B. Abschaffung des Ehegatten- 

Splitting) erfordern, das nach wie vor 
an der Norm des männlichen Haupt- 
oder Alleinverdieners orientiert ist, 
dessen Ehefrau mit größeren Unter- 
brechungen in ihrer Erwerbsbiogra- 
phie „dazuverdientu. 

Damit würden tief verwurzelte Le- 
bensvorstellungen und -gewohnhei- 
ten von Millionen Menschen in Frage 
gestellt. Das mag Linken in diesem 
Fall nicht unrecht sein, aber es 
macht die Dinge nicht einfacher, daß 
egal auf welche Weise immer vielen 
Leuten weh getan werden muß, 
wenn etwas Positives für die Be- 
schäftigung herausspringen soll. 
Und diese vielen Leute sind durch- 
aus nicht nur „im Lager des politi- 
schen Gegners" oder „im Arbeitge- 
berlager" zu finden. 

Auf die Flexibilisierung der 
Arbeitszeit bewußt einlassen! 

Es ist ja keineswegs so, daß Ar- 
beitszeitpolitik gegenwärtig kein 
Thema wäre. Nur geht es nicht um 
eine umfassende gesellschaftliche 
Arbeitszeitverkürzung, sondern vor 
allem um den Einsatz der Arbeits- 
zeitpolitik als Rationalisierungsmit- 
tel. Umso bemerkenswerter ist das 
nicht völlig erfolglose Bemühen eini- 
ger Gewerkschaften, mit der Thema- 
tisierung des Überstundenabbaus 
sich in die aktuelle Diskussion einzu- 
klinken, eine gewisse Initiative in ihr 
zurückzugewinnen und beschäfti- 
gungspolitische Funken aus ihr zu 
schlagen. 

Zeitausgleich für Mehrarbeit ist 
eine alte gewerkschaftliche Forde- 
rung, die heute mehr und mehr von 
Unternehmen auf eine ihren Interes- 
sen angepaßte Weise aufgegriffen 
wird. Wo dies geschieht, etwa in 
Form von Jahresarbeitszeitmodellen 
undloder mit Hilfe von Arbeitszeit- 
konten, liegt dem vielfach ein be- 
trieblicher Kompromiß zugrunde. Die 
Unternehmen bekommen Arbeits- 
zeitflexibilität ohne Zusatzkosten für 
Überstunden, und teilweise ziehen 
auch die Beschäftigten ihren Vorteil 
daraus in Gestalt einer gewissen in- 
dividuellen Arbeitszeitsouveränität 
undloder eines zeitlich befristeten 
Schutzes vor betriebsbedingten 
Kündigungen. Unter bestimmten Be- 
dingungen kommt es dabei auch zu 
Neueinstellungen. 

Von der jeweils konkreten Ausge- 
staltung der Betriebsvereinbarungen 
und eines Tages vielleicht auch der 
Tarifverträge hängt es ab, ob und 
wie weit Fortschritte an den beiden 
entscheidenden Punkten - der Si- 
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ie in der Bekleidung und 
im Lebensstil gibt es auch 
in der ökonomischen Theo- 

rie und Praxis herrschende Moden, 
gegen die sich niemand klugerweise 
wehrt, der Karriere machen will. Das 
gilt für die Wissenschaft, die Wirt- 
schaft und natürlich erst recht für die 
Politik. 

Keynesianismus als ökonomische 
Nachkriegsdoktrin 

Die herrschende ökonomische 
Nachkriegsdoktrin war der Keynesia- 
nismus, nach dem - grob vereinfa- 
chend -der Staat in den Konjunkturzy- 
klus eingriff, um die Ziele Preisstabili- 
tät, Wachstum und Vollbeschäftigung 
zu sichern. Allerdings nur auf der 
Nachfrageseite mit den klassischen 
Instrumenten der Makropolitik, zum 
Beispiel über öffentliche Investitionen, 
Steuerpolitik, Schulden-Management 
und eine sorgfältig mit den nationalen 
und internationalen monetären Institu- 
tionen abgestimmten Geldpolitik. 

Nach derselben Doktrin hält sich 
der Staat auf der Angebotsseite, der 
Produktion von Gütern und Diensten, 
nahezu vollständig heraus, ausge- 
nommen die öffentlichen Güter wie Bil- 
dung, Gesundheit und Sicherheit. 

Forderungen nach Industriepoli- 
tik oder Investitionslenkung, zum 
Beispiel durch die Internalisierung 
sozialer Kosten durch Umweltzerstö- 
rung. Gesundheitsverschleiß, Res- 
sourcenverschleuderung durch Auf- 
bau weltweiter Überkapazitäten 
beim Automobilbau und Werften, 
wurden tabuisiert und linkskeynesia- 
nische oder sozialistische Forderung 
als "dirigistisch" oder "planwirt- 
schaftlich" disqualifiziert. 

"Angebotsökonomie" als Doktrin 
der 80er 

In den 80er Jahren begann sich, 
politisch mit dem Amtsantritt des US- 
Präsidenten Ronald Reagan eine neue 
Doktrin durchzusetzen, die "Ange- 
botsökonomie", deren wohl einfluß- 
reichster Vertreter Milton Friedman 
war. Die Vulgärausführung dieser 
theoretischen ökonomischen Mode - 
die Chicago-Boys - haben weltweit für 
den Abbau aller staatlicher Regulie- 
rungen, den Selbstlauf des Marktes 
und das alleinige Primat der Ange- 
botsseite, d.h. des ungzezügelten be- 
triebswirtschaftlichen Kostenkalküls 
bei der Produktion, plädiert. 

In der Konsequenz ist es den Chi- 
cago-Boys gelungen, alle Staaten und 
Institutionen, in denen sie wirksam 
wurden, entweder zu paralysieren 

oder ins Desaster zu führen: In Rea- 
gans US-Administration führte die An- 
wendung ihrer Konzepte zur Zerrüt- 
tung der Staatsfinanzen und die Dere- 
gulierung der Kapitalmärkte nicht nur 
zur Destabilisierung des internationa- 
len Kapitalmarktes mit der Zunahme 
erratischer Spekulationsbewegungen, 
sondern auch zu einem Beinahezu- 
sammenbruch des Kleinbankensy- 
stems der USA. Dies kam den ameri- 
kanischen Steuerzahler teurer als der 
Vietnamkrieg, führte in Chile zu einem 
massiven ökonomischen Rückfall mit 
der weitgehenden Vernichtung der 
chilenischen Mittelschicht und in Mar- 
garet Thatchers England zu einer brei- 
ten Deindustrialisierung und Verar- 
mung der unteren Schichten. 

In Deutschland hat sich diese 
Theorie unter der griffigeren Vokabel 
Standort-Politik in die Öffentlichkeit 
gebracht. 

Seit Beginn der 80er Jahre wurde 
in Gang gesetzt: 

eine weitgehende steuerliche Ent- 
lastung der Unternehmen mit immer 
geringerer Rücksicht darauf, ob die 
Unternehmen investieren oder nicht 
(die Einkünfte aus der veranlagten 
Körperschaftssteuer unterschreiten 
mittlerweile die Einkünfte aus der Ta- 
baksteuer!); 

die Veränderung der Verteilungs- 
relation zuungunsten der Lohnbezie- 
her und zugunsten der Selbständigen 
und Unternehmer; 

systematische Schwächung der 
Verhandlungsposition des Faktors Ar- 
beit und ihrer lnteressenvertretungen; 

zunehmende Ausweitung bzw. 
durch staatliche Politik begünstigte 
Ausweitung der Massenarbeitslosig- 
keit; wobei der Sockel der Landzeitar- 
beitslosen von Konjunkturaufschwung 
zu Konjunkturaufschwung stieg. 

Die Standortdebatte 
In dieser Standortdebatte wird 

das Bild verbreitet, daß Nationen ge- 
geneinander im Wettbewerb stün- 
den wie große Unternehmen. Jeder 
Ökonom, der sich mit internationa- 
lem Handel ernsthaft befaßt hat, 
weiß, daß das blanker Unsinn ist. 
trotzdem kann man damit Karriere 
bzw. Bestseller machen. Von der 
"Japanischen Herausforderung", 
den "Eurosklerose"-Kriegsrufen bis 
zur US-Obsession von "Silent War", 
"The Coming Economic Battle 
among Japan, Europe and America" 
oder "The Endangered American 
Dream: How to Stop the United 
States from Becoming a Third World 
Country and How to Win the Euro- 

Standort 
Deutschland - 

eine gefährliche 
Obsession? 

ivori Sigrirl Sknrpelis-Sperk* 

Economic Struggle for lndustrial Su- 
premacy". 

In den westlichen Industriegesell- 
schaften besteht die Gefahr, daß die 
öffentliche Meinung mehr und mehr 
von einer neuen Form eines auf Tech- 
nologie basierenden Sozialdarwinis- 
mus durchdrungen wird, demzufolge 
die Beschäftigten (- und auch die Poli- 
tiker?) nur mehr die Funktion von 
Kämpfern in einem offenen technolo- 
gischen Krieg zu erfüllen haben. 

Das Ende des Kalten Krieges 
scheint es bewirkt zu haben, daß sich 
die "Denkfabriken" der Militärstrate- 
gen nun auf die ökonomischen Bezie- 
hungen zwischen Völkern stürzen und 
ohne sich die - freilich nicht geringe - 
Mühe zu machen, Ökonomie zu ler- 
nen, ihre geopolitischen Kategorien 
flugs neuen Gebietern aufzwingen: In- 
ternationaler Handel wird so zu einem 
Null-Summen-Spiel, bei dem was der 
eine (Staat) gewinnt. der andere ver- 
lieren muß. 

Der gescheiterte Kaiser der Ange- 
botsökonomie hat sich ein virtuelles 
neues Gewand umgehängt, das in 
den USA "Competitiveness", in 
Deutschland Wettbewerbsfähigkeit 
heißt, und hofft, daß niemand merkt, 
daß dieser Kaiser nackt ist: 

Ökonomie ist auch nach der klas- 
sischen Ökonomie dazu da, die Be- 
dürfnisse möglichst vieler Menschen 
zu befriedigen, d.h. ohne Mensch und 
Natur zu zerstören. Geht man von die- 
sem Leitsatz aus, so sind Unterneh- 
men nur Mittel zum Zweck und ihre 
Profite nur gerechtfertigt. weil - so das 
klassische Dogma - der Drang zum 
Gewinn die List der Vernunft des kapi- 
talistischen Systems ist. das relevante 
Ziel der Befriedigung der Bedürfnisse 
zu erfüllen. 

Auch in Zeiten 
zunehmender 
globalen Verflech- 
tung darf die 
Nachfrageseite 
weltweit nicht 
vernachl~ssigt 
werden. 

* D i  Sigr'rl Skrrrpelis-Sperk MrlB. Dil~lorti-Volks~c~irti~i. 
Mitglierl des SPD-Parteii~or:ifn~ir/s 



Die Politik rnuß Alternativen zur Standortpolitik 
wieder Verant- Wir brauchen deswegen: 
wortung für die Eine Entmilitarisierung unserer 

Gesamtwirtschaft ökonomischen und politischen Dis- 
übernehmen. kussion und die Rückerinnerung an 

das wissenschaftliche, gut begründe- 
te ökonomische Paradigma, daß Ko- 
operation besser als Konfrontation ist. 

Eine Rückerinnerung an die sim- 
ple, aber nicht zu bestreitende Tatsa- 
che, daß die Angebotsseite nur eine 
Seite der Ökonomie ist und auch gera- 
de in Zeiten zunehmender globaler 
Verflechtung die Nachfrageseite welt- 

Für eine global 
verstandene 
Y Y Ökonomie des 
ganzen Hauses" 
vor1 Frieder Otto Wolf* 

Politisierung heißt, 
daß die primaren 
Trägerlnnen der 

gesellschaftlichen 
Praxis ihre elemen- 

taren Rechte 
umfassend in 

Anspruch nehmen, 
"die Finger auf die 
Rechnung legen" 

(Brecht) - nicht um 
die eigene Willkür 

auszuleben, 
sondern um endlich 

"Vernunft in die 
Sache zu bringen". 

ch muß hier gestehen: Ich bin Po- 
litiker und Philosoph. Daß beides 
nicht ohne Weiteres in eins fällt, 

oder leicht zu verknüpfen wäre, brau- 
che ich vielleicht nicht auszuführen. 
Das "weiß" unser Zeitgeist sowieso, 
bis weit in die Linke hinein. Ich möchte 
eher die Zusammenhänge betonen, 
die "Synergien", wie mensch neuer- 
dings sagt, die sich mir immer wieder 
auftun. In beiden Feldern menschli- 
cher Praxis geht es nämlich darum, ei- 
nen Zusammenhang herzustellen zwi- 
schen unseren Visionen und dem 
Klein-Klein der alltäglichen Lebenstä- 
tigkeit ... 

Einen Zusammenhang 
mischen Visionen und 
Alltagspolitik herstellen 

Grundlegend scheint mir zu sein, 
daß unser Konzept der Politisierung 
der Ökonomie das gerade Gegenteil 
von dem klassisch "imperialistischen" 

* Frieder Otto WolfMdEP, Biirldrlis 90/Die Griineri 
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weit nicht vernachlässigt werden darf, 
bei Strafe ernsthafter Markt- und Ab- 
satzschwächen. 

Eine Politisierung der ökonomi- 
schen Debatte. Nicht das Einzelinter- 
esse der Unternehmen rnuß Richt- 
schnur sein, sondern Wohlstand und 
Beschäftigung für alle. Das bedeutet 
auch, daß die Politik wieder Verant- 
wortung für die Gesamtwirtschaft 
übernehmen muß. 

Standortdebatten, die der gesamt- 
wirtschaftlichen Verantwortung aus- 
weichen und nur den gerechtfertigten 

Konzept einer politischen „Überfor- 
mung" der Ökonomie darstellt, wie es 
in Deutschland das Politikmodell von 
Tirpitz, des Erfinders der ersten Hoch- 
rüstungskonzeption als gesellschafts- 
politischer Strategie, dargestellt hat, 
die von der Massenmobilisierung in 
den Marinevereinen bis hin zur Kon- 
zernbildung im Stahl-, Kohle- Rü- 
stungsproduktions- und Werftenbe- 
reich reichte. Uns geht es um die An- 
eignung der Politik von unten, durch 
die Trägerlnnen der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit, in allen ihren Be- 
reichen, und zwar gegen eine Politik- 
konzeption, der es in den letzten Jahr- 
zehnten gelungen ist, den "Sach- 
zwang Ökonomie" äußerst erfolgreich 
gegen alle Ansätze der politischen 
Aneignung und Transformation der 
gesellschaftlichen Verhältnisse von 
unten einzusetzen. Genau dies, die 
Rückkehr zu den "fundamentals" der 
kapitalistischen Akkumulation, war 
doch der Kern des neoliberalen und 
monetaristischen Politikprojektes. mit 
dem wir immer noch zu kämpfen ha- 
ben. 

Wenn wir das wirklich deutlich ma- 
chen können, so daß wir verstanden 
werden, ohne mehr oder minder ab- 
sichtsvoll mit autoritären, etatistischen 
oder technokratischen Politikmodellen 
verwechselt werden zu können, hätten 
wir gegenüber den "alten Linken" der 
50er und 60er Jahre endlich einen ent- 
scheidenden Durchbruch erreicht. 
Und wenn es uns zugleich gelingt, klar 
zu machen, "that we mean business", 
daß es uns nicht um elitäre Freiräume 
für eine intellektuell und bildungsmä- 
ßig privilegierte Minderheit geht, son- 
dern wirklich für jedefrau und jeder- 
mann, dann hätten wir auch endlich 

innenpolitischen Druck auf andere Na- 
tionen als Handelsgegner ableiten, 
geraten in einen gefährlichen ethnoch- 
auvinistischen Ökonomismus. Wird 
dieser Kampf um die ökonomische 
Dominanz nur mit im eigenen Land - 
und dann in der Konsequenz weltweit 
- nachfragesenkenden Wirtschaftspo- 
litiken ausgetragen, so stehen uns 
weltweit Handelskriege, Rezession 
und Massenarbeitslosigkeit bevor. 

Zurück in die 30er: Nein Danke ! 

ernsthaft und praktisch damit begon- 
nen, die Eierschalen der "neuen Lin- 
ken" der 70er Jahre abzustreifen. 

Konzept einer ,,umfassenden 
Politik der Menschen- und Bürge- 
rlnnenrechte" 

Ich will deswegen etwas ausholen: 
Als zentrales Brückenkonzept zwi- 
schen unserer Vision einer umfassend 
befreiten Gesellschaft, die ihren 
Reichtum nicht mehr in der Ansamm- 
lung von privat anzueignenden Gütern 
sieht (ohne deswegen dem abstrakten 
Traum der Aufhebung jeglicher Privat- 
Sphäre und jeglichen Eigentums anzu- 
hängen), sondern in den realen Mög- 
lichkeiten für ein erfülltes individuelles 
und gemeinsames Leben1, und der 
gegenwärtigen "Alltagspolitik" - von 
der institutionellen Tagespolitik bis hin 
zur persönlichen "Mikropolitik inner- 
halb "lebensweltlicher" Zusammen- 
hänge - möchte ich das Konzept einer 
"umfassenden Politik der Menschen- 
und Bürgerlnnenrechte" empfehlen, 
wie es Etienne Balibar (in: "Die Gren- 
zen der Demokratie") ausgearbeitet 
hat. Dieses Konzept ermöglicht es 
nicht nur, die klassischen sozialisti- 
schen Fragen nach den historischen 
Voraussetzungen. Bedingungen und 
Grenzen der kapitalistischen Akkumu- 
lation, aber auch nach ihrer Überwin- 
dung als "Grundgesetz" der gesell- 
schaftlichen Entwicklung. auf eine 
wirklich neue Weise zu stellen, die es 
zugleich möglich macht, an die angel- 
sächsische Diskussion über einen 
"Marktsozialismus" auf eine Weise an- 
zuknüpfen, die nicht auf eine Kapitula- 
tion vor der faktischen Hegemonie der 
"Marktwirtschaft" hinausläuft. Es 
macht es zugleich möglich, Fragen 
der Tagespolitik in anderer, durchaus 
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B ei der jetzigen Krise der Ar- 
beitsgesellschaft handelt es 
sich um einen tatsächlichen 

Strukturwandel in großem histori- 
schen Sinne. Viele Details sehe ich 
ähnlich: daß man den öffentlichen 
Sektor außerhalb des Staates wieder 
stärker in den Blick nehmen muß, 
wenn man über Reformalternativen 
nachdenkt, oder daß man die Sozial- 
kosten nicht einfach nur als Lohnne- 
benkosten aufbringen kann, sondern 
andere Formen finden muß, weil die 
Strukturen sich einfach verändert ha- 
ben. 

Im Bereich der Arbeitsgesell- 
Schaft heute handelt es sich um die 
Vernetzung mehrerer Probleme, ei- 
ner Strukturkrise und eines Reform- 
bedarfs in mehreren Bereichen. 

Man kann heute keine Konzepte 
für eine Reform oder für eine Lösung 
des Arbeitslosigkeitsproblems, für 
eine Reform der Arbeitsproblematik 
finden, ohne eine Antwort auf die 
Ökologiefrage mitzudenken. Ohne 
ökologische Lösungen kann man die 
Arbeitsplatzproblematik nicht ange- 
hen. Hier haben wir es sofort mit der 
Wachstumsproblematik zu tun und 
mit der Suche nach einer Antwort, 
wie ein wirtschaftliches Wachstum 
aussehen kann, das zugleich eine 
immer geringer werdende Inan- 
spruchnahme ökologischer Res- 
sourcen bedeutet und das zugleich 
einen Umbau von Technologien und 
von Lebensweisen, die ökologisch 
verträglich sind. gewährleistet. 
Was ist an der Wirtschaft selbst 
zu verändern? 

Wenn man in diese Richtung 
über Reformalternativen nachdenkt. 
rnuß man zunächst fragen, was ist 
an der Wirtschaft selbst zu verän- 
dern? Wir setzen sozusagen einen 
zweiten Arbeitsmarkt oder einen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor dane- 
ben, der die Probleme lösen soll, die 
die Wirtschaft erzeugt. Es geht beim 
Umbau des wirtschaftlichen Regula- 
tionssystems um eine Reihe von 
sehr konkreten, auch institutionellen 
Eingriffen. Ich sehe dabei den An- 
satzpunkt in erster Linie bei der Öko- 
logie, weil dies auch der Zugang zu 
neuen und zukunftsfähigen Arbeits- 
plätzen ist. Nicht in der Weise, daß 
man bestimmte lnnovationsfelder 
fördern muß, sondern daß heute die 
ökologischen Reproduktionskosten 
kein Wirtschaftsfaktor sind. 

Jeder kann heute Naturressour- 
cen verwenden, ohne sich weitge- 
hend um ihre Erhaltung und ihre Re- 
produktion zu kümmern. Der zentrale 

Punkt beim Umbau des Wirtschafts- 
Systems, der auch Arbeitsplätze 
schaffen kann, besteht darin, die Re- 
produktion der Natrurressourcen zu 
einem wirtschaftlichen Wachstums- 
feld und Naturressourcen zu einem 
Wirtschaftsgut zu machen. Instru- 
mentell wird da über Ökosteuersy- 
steme nachgedacht. bei denen man 
vorsichtig sein muß, da es auch zu 
Fehlentwicklungen führen kann. 

Mein Vorschlag lautet: Ökokapi- 
tal- mit öffentlich rechtlichen Verwer- 
tungsgesellschaften für Ökoressour- 
cen zu arbeiten. die Einnahmen für 
die Nutzung von Naturressourcen 
von der Wirtschaft bekommen. An- 
dererseits werden dadurch Pro- 
gramme für Investitionen etwa in die 
Umstellung des Energiesystems auf 
reproduzierbare Ressourcen U. a. 
ökologische Projektefinanziert. Hier 
hätte man wirklich ein expandieren- 
des Feld für neues wirtschaftliches 
und zwar ökologisch vernünftiges 
Wirtschaften, auf dem auch Arbeits- 
plätze entstehen. 

Ein weiterer Punkt im Umbau der 
Wirtschaft ist die Demokratisierung in 
der Verfügung über Innovationen 
und über Investitionen. Durch eine 
Reform des Betriebsverfassungs- 
gesetzes muß man aus der Dualität 
Unternehmer und Arbeitnehmer her- 
aus, zum Beispiel durch eine Drittel- 
Parität. zu einer Repräsentanz auch 
öffentlicher Interessen kommen. 

Schon eine Energie- und Ver- 
kehrssteuer würde zu einer stärke- 
ren Regionalisierung von Märkten 
und zu einer größeren Diversifikation 
von Unternehmen und Unterneh- 
menstypen, zu bestimmten alternati- 
ven Unternehmensformen beitragen. 
Mit einer Ökologisierung der Wirt- 
schaft bekämen wir auch wirklich 
eine pluralere, eine diversifizierte 
Wirtschaft, in der auch alternative, 
innovative Vorstellungen eine größe- 
re Chance hätten. In dieser Hinsicht 
sehe ich auch eine Funktion eines 
solchen Sektors öffentlich finanzier- 
ter Beschäftigung, der in die Verän- 
derung der Wirtschaft selbst hinein- 
münden soll. 

Neues Verhältnis von 
Erwerbsarbeit und Eigenarbeit 

Wir brauchen auch ein neues 
Verhältnis von Erwerbsarbeit und Ei- 
genarbeit oder von Wirtschaft und 
Lebenswelt im Sinne einer nicht auf 
Verwertung orientierten Wirtschaft. 
Wir haben heute eine Tendenz, daß 
immer mehr Bereiche der Eigenar- 
beit, der Selbsttätigkeit, die man im 

Wirtschaftliches 
Regulationssystem 

verändern - 
Antworten auf die 

Ö kologief rage geben 
voii Rnirier Lciiid* 

Haushalt, früher in der Großfamilie, 
heute in der Kleinfamilie oder auch in 
nachbarschaftlichen Zusammenhän- 
gen verrichtet hat, durch die Ent- 
wicklung von Dienstleistungen im- 
mer mehr zusammengeschrumpft 
wird. Den Bereich der Eigenarbeit, 
der Lebenswelten gilt es inhaltlich 
wieder stärker anzureichern. Es geht 
um die Frage, was Lebenssinn ei- 
gentlich ist, wenn er nicht mehr Parti- 
zipation am Massenkonsum sein 
kann. Wir müssen dagegen die le- 
bensweltlichen Dimensionen verste- 
hen, Stadtökologie, soziale Projekte, 
Landschaftsgestaltung im Dorf. Zu- 
sammenhänge in Haus- und Wohn- 
gemeinschaften. 

Wenn man das will, rnuß man 
nicht nur Arbeitszeit verkürzen, 
sondern vor allen Dingen auch 
Disponibilität und Zeitsouveränität 
herstellen. Dann braucht man eine 
bestimmte Einkommensdisponibili- 
tät, deswegen sollte ein bestimmter 
Teil der heutigen Einkommen in 
Form von Grundeinkommen verteilt 
werden, die angespart werden 
können. Das ermöglicht, über eine 
bestimmte Zeit von diesem Einkom- 
men zu leben, wenn man eine be- 
stimmte Zeit Erwerbsarbeit hinter 
sich hat. Das wäre eine wirkliche 
Perspektive. sich Lebensweisen jen- 
seits der fordistischen Massenkon- 
sumgesellschaft wieder vorstellen 
zu können. 

Der zentrale Punkt 
beim Umbau des 
Wirtschaftssystems, 
der auch Arbeits- 
plätze schaffen 
kann, besteht darin, 
die Reproduktion 
der Natrurressour- 
cen zu einem 
wirtschaftlichen 
Wachstumsfeld zu 
machen. 

* Di: Rriiner Laiid, Sozinlivi.~seiiscl~cf~ler: 
Mitcirbeitei. der Z\vitsc/~rift Bel.li~ier Debatte INITIAL, Berliii 



Mehr Arbeit für 
die Reproduktion 
ökologischer, 
sozialer und 
kultureller 

I Bedingungen 
von Hnrnld Werner* 

Ein llffentlich 
gefdrderter 

Beschäftigungs- 
sektor ist ein 
Versuch, ein 
dauerhaftes 

Segment im Arbeits- 
System zu etablie- 

ren, in dem 
Reproduktions- 

aufgaben der 
Gesellschaft 

wahrgenommen 
werden. 

Wie sich Arbeit in der Gesell- 
schaft konstituiert, verteilt wird 
und wofür Arbeit verausgabt 

wird, ist die Grundfrage gesell- 
schaftlicher Organisation. Heute 
wird durch die technologisch-wis- 
senschaftliche Entwicklung massen- 
haft warenproduzierende Arbeit frei- 
gesetzt. Wobei es weder aus ökono- 
mischen Grunden möglich, noch aus 
ökologischen Grunden wünschens- 
wert ist, daß dieses Defizit durch 
Wachstum ausgeglichen wird. 

Reproduktionskrise 
des Kapitalismus 

Auf der anderen Seite funktio- 
niert der Kapitalismus immer nur da- 
durch, daß er Voraussetzungen vor- 
findet, die er zwar verbraucht, aber 
nicht selbst produziert. Und in dem 
Maße, wie er produktiver wird, ver- 
nichtet er die Gratiskräfte der Gesell- 
schaft. Das betrifft die Natur, wie die 
Reproduktionsfähigkeit der mensch- 
lichen Gesellschaft. 

Deshalb ist der Kapitalismus mit 
der Zunahme der Produktivität 
gleichzeitig in eine tiefe Reprodukti- 
onskrise geraten. Das gilt für die in- 
dividuelle Arbeitskraft, das gesell- 
schaftliche Arbeitsvermögen, die zi- 
vilisatorischen Strukturen, die Kultur, 
die Wissenschaft, für die Bildung 
und zunehmend für die ökologi- 
schen Bedingungen der Produktion. 
Daher ist es selbstverständlich, daß 
im gleichen Maße wie die Prqduktivi- 
tät zunimmt, eher mehr Arbeit für die 
Reproduktion ökologischer, sozialer 
und kultureller Produktionsbedin- 
gungen verwendet werden müßte. 

* Dr. Hnrnld Werner; Sozialwissenscli~ftlei; Bremen, 
Mitglied des PDS-Pnrteivo~~tand,~ 
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2. Nicht nur die Entwicklung der 
Technologie ist schuld daran, daß 
Arbeitskräfte weniger nachgefragt 
werden, sondern die wachsenden 
Reproduktionsprobleme dieser Ge- 
sellschaft können sich nicht in Nach- 
frage für Reproduktionsarbeit ver- 
wandeln, weil der herrschende öko- 
nomische Regulationsmechnanis- 
mus diesen Ausgleich nur für die Re- 
produktion des Kapitals schafft. Ein 
öffentlich geförderter Beschäfti- 
gungssektor ist deshalb eine Ant- 
wort auf die Reproduktionskrise. Er 
ist gleichzeitig ein Versuch, ein dau- 
erhaftes Segment im Arbeitssystem 
zu etablieren, in dem Reproduktions- 
aufgaben der Gesellschaft wahrge- 
nommen werden. 

3. Eine häufig gestellte Frage ist 
die nach dem zweiten Arbeitsmarkt. 
Der zweite Arbeitsmarkt ist entstan- 
den im Zusammenhang mit der Sozi- 
algesetzgebung am Ende der 60er 
Jahre. Solange dieses Instrumentari- 
um nur auf zyklische Krisen gerichtet 
war, konnte man mit dem zweiten Ar- 
beitsmarkt tatsächlich auch Arbeits- 
marktpolitik betreiben. Durch das 
Hinfälligwerden der drei Bedingun- 
gen, kontinuierlich steigende 
Wachstumsraten, überwiegend 
männlich geprägte Erwerbsbiogra- 
phien und Regulierungsfähigkeit des 
Nationalstaates. ändert sich das. 

Öffentlich geforderter 
Beschäftigungssektor 

4. Eine weitere Frage lautet häu- 
fig: Wenn wir den öffentlichen Be- 
schäftigungssektor so hervorheben, 
warum wir nicht für eine Ausweitung 
des öffentlichen Dienstes sind? 

Wir glauben, daß nicht alles, wo- 
für der Staat Verantwortung trägt, 
auch vom Staat gemacht werden 
muß, und denken, daß ein neuer öf- 
fentlich geförderter Sektor entwickelt 
werden sollte, der die Selbstorgani- 
sationsfähigkeit kleiner wirtschaftli- 
cher Räume wiederherstellt. Die Ge- 
sellschaft verliert durch die Entwick- 
lung des Marktes und die Entwick- 
lung der staatlichen Bürokratien ihre 
Selbstorganisationsfähigkeiten und 
ihre zivilisatorischen Strukturen. Lo- 
kale Regelungen werden sowohl 
durch staatliche Bürokratien, als 
auch durch den Markt seit Jahrzehn- 
ten ausgehöhlt. 

5. Mit den Einnahmen der Sozial- 
versicherungsträger wird ein riesiger 
Sektor unserer Ökonomie weder un- 
mittelbar durch den Staat noch 
durch den Markt reguliert. Das ist 
nicht kapitalistisches Eigentum und 

nicht staatliches Eigentum. Das Ka- 
pital verschleißt in seiner Verausga- 
bung von Natur auch das Arbeitsver- 
mögen, ohne dafür zu bezahlen. Wir 
müssen auch die sozialen Kosten. 
der Arbeitslosigkeit, der Frühverren- 
tung usw., in die Verbraucherpreise 
internalisieren. 

Das ist gar nicht so neu. Wer das 
Arbeitsvermögen verbraucht und 
Unfälle, Invaliden, Rentner und Kran- 
ke produziert, muß dafür auch haf- 
ten. Und deshalb mußte er sich zu- 
erst an der Unfallversicherung, dann 
an der Rentenversicherung usw. be- 
teiligen. Dieses System beruhte auf 
der Annahme, daß ein Kapital, das 
viele Arbeitskräfte beschäftigt, am 
besten für die Vernutzung des Ar- 
beitsvermögens dadurch zu bela- 
sten ist, daß man nach Lohnsumme 
Sozialkosten draufschlägt. Dieses 
System ist aber heute völlig unsin- 
nig. Das Kapital, das am meisten Ar- 
beitsplätze vernichtet, das am mei- 
sten auf soziale und kulturelle Infra- 
struktur in dieser Gesellschaft ange- 
wiesen ist, das Innovations- und Ri- 
sikokapital dieser Gesellschaft, zahlt 
am wenigsten in die Sozialkassen. 

Neue Finanzierungsgrundlage 
Von daher sind wir der Auffas- 

sung, daß das Kapital nicht nach 
Lohnhöhe belastet wird, sondern 
nach dem realen Unternehmenser- 
trag, den man aus dem Cash-flow 
errechnen kann. Bei den Banken 
und Versicherungen wird mehr und 
insbesondere im Mittelstand wird 
wesentlich weniger bezahlt werden. 
Auf eine solche Weise könnte zumin- 
dest die Arbeitlosenversicherung 
umgestellt werden. Alle, die von ei- 
nem Arbeitsmarkt und einem qualifi- 
zierten Arbeitskräftepotential profi- 
tieren, sollen auch zur Pflege dieses 
Arbeitsmarktes Beiträge leisten. 
Dies soll aber keine Aufgabe sein, 
die von der Arbeitsverwaltung in der 
üblichen Form gemacht wird. Für 
ökologisch und soziale Gemein- 
schaftsaufgaben könnte ein Fond 
gegründet werden, der selbstorgani- 
sierte Projekte oder andere Träger- 
projekte für bestimmte Zeiträume fi- 
nanziert. 

Wir müssen, um die Krise unse- 
rer Arbeitsgesellschaft zu lösen, 
über neue Segmente auf diesem Ar- 
beitsmarkt und für dieses Beschäfti- 
gungssystem und ihre Finanzierung 
nachdenken. 
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nicht-juristischer und "politisierender" 
Weise als Fragen des "guten Rechts" 
und der "Gerechtigkeit" zu stellen, 
ohne dabei rein defensiv an den er- 
reichten Stand der "sozialstaatlichen" 
Institutionen des Fordismus (mit ihren 
durchaus problematischen produktivi- 
stischen, autoritären und patriarchali- 
schen Voraussetzungen) anzuknüp- 
fen. 

Von diesem Ausgangspunkt aus 
können und müssen wir auch die Le- 
gende von der Arbeitsteilung zwi- 
schen Linken und Rechten zurückwei- 
sen, die an Norberto Bobbios These 
anknüpft, die Linke sei für die Gleich- 
heit und die Rechte für die Freiheit "zu- 
ständig", nach der die Rechte für die 
Produktion des Reichtums zuständig 
sei, während es der Linken nur um 
Verteilung und Konsum des produ- 
zierten Reichtums ginge. Natürlich 
sind auch wir Linke für die Freiheit, 
aber eben für die gleiche Freiheit aller 
und nicht für die "Freiheit", sich auf 
Kosten anderer zu bereichern. Das 
schließt selbstverständlich auch die 
gesellschaftliche Produktion, ein- 
schließlich der Akkumulation und der 
lnnovationsfähigkeit, mit ein. Nur daß 
für uns hier nicht das Prinzip des "Ko- 
ste es, was es wolle!" gelten kann, 
sondern die umfassende politische 
Verantwortlichkeit auch gegenüber 
den künftigen Generationen und ge- 
genüber den nicht-menschlichen Spe- 
zies, im Sinne einer global verstande- 
nen "Ökonomie des ganzen Hauses" 
(Aristoteles). Die Linke zeichnet sich 
historisch dadurch aus, daß sie für 
diese verantwortliche, gleiche Freiheit 
eintritt, und nicht mehr oder minder re- 
signativ für Unfreiheit und Ungleich- 
heit als unvermeidliche Übel plädiert. 

Politisierung heißt, endlich 
"Vernunft in die Sache zu bringen" 

Politisierung heißt vor diesem Hin- 
tergrund, daß die primären Trägerln- 
nen der gesellschaftlichen Praxis ihre 
elementaren Rechte umfassend in An- 
spruch nehmen, "die Finger auf die 
Rechnung legen" (Brecht) - nicht um 
die eigene Willkür auszuleben, son- 
dern um endlich "Vernunft in die Sa- 
che zu bringen". Das steht nicht im 
Gegensatz zu den Aufgaben der Or- 
ganisierung und Institutionalisierung 
von gesellschaftlicher Praxis, sondern 
schließt eben auch die Notwendigkeit 
ein, sich diese Aufgaben umfassend 
anzueignen - etwa auch in politisch- 
parlamentarischen Parteien und tarif- 
autonomen Gewerkschaften -, indem 
die Instrumente weiterentwickelt wer- 
den, um gegen die Kapitaldominanz 

das Masseninteresse an Beschäfti- 
gung und Nachhaltigkeit, gegen die 
patriarchalische, geschlechtshierar- 
chische Arbeitsteilung das Recht auf 
die selbstbestimmte. unbeschränkte 
Teilnahme am gesellschaftliche Le- 
ben, gegen die produktivistische Ex- 
pansion um der Expansion willen die 
Verteidigung und nachhaltige Nut- 
zung des ökologischen "gemeinsa- 
men Erbes der Menschheit" und viel- 
leicht auch gegen die relative Verselb- 
ständigung der spekulativen Finanz- 
anlagen den Primat der realwirtschaft- 
Iichen Investition durchzusetzen. 

Die in der gegenwärtige Krise, in 
der sich ein konjunktureller Einbruch 
wieder einmal mit einer immer noch 
ungelösten Strukturkrise verbindet, 
steht gerade die alternative Linke, wie 
wir sie hier repräsentieren, ganz drin- 
gend vor der Aufgabe, durch eine al- 
ternative wirtschaftspolitische Strate- 
gie, die diese Ansatzpunkte berück- 
sichtigt, deutlich zu machen, daß es 
eine praktikable Alternative zu dem 
immer noch herrschenden Modell der 
neoliberal-monetaristischen Wirt- 
schaftspolitik gibt. Deren Dogma hat 
noch vor wenigen Tagen der Kommis- 
sionspräsident Santer demonstriert, 
indem er mir im EP versichert hat, die 
gegenwärtige Sparpolitik zur Vorbe- 
reitung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sei als solche bereits ein 
wesentlicher Beitrag zur Lösung des 
Problems der Massenerwerbslosig- 
keit. 

Ein alternatives Modell der Wirt- 
schaftspolitik könnte und müßte zei- 
gen, daß auch Marktprozesse sich in 
den Dienst der Ziele von existenzsi- 
chernder Beschäftigung und nachhal- 
tiger Entwicklung stellen lassen. Das 
wäre nur ein erster Schritt zu einer wei- 
tergehenden Alternative. Aber ohne 
diesen ersten Schritt ernsthaft und en- 
ergisch zu tun, werden wir auch wei- 
tergehende Transformationsziele nicht 
erreichen können. Denn, wie Mao Dze 
Dong es in diesem Punkt, vermutlich 
auf eine alte Bauernweisheit gestützt, 
so treffend beobachtet hat: "Auch eine 
Reise von 10.000 Meilen beginnt mit 
dem ersten Schritt!" - und den haben 
wir hier und heute immerhin zu ma- 
chen begonnen ... 

1 Ivntl Illich hat dafür der1 schönen Be- 
griff der Kotlvivinlitiit geprngt, iti dem 
das Leben gleichsam als eiti groJes ge- 
meitisames Gastmahl begriffen wird, 
bei dem es utn die reichhaltige Teilnnh- 
me n~tfalle~l Ebeneti - bis hitl zur Erotik 
und zur geistreichen Rede - geht ~ind 
nicht primcir darum, sich den Bauch 
vollzuschlagen und zu besaufen. 
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CROSSOVER - POLITISIERUNG DER ÖKONOMIE CROSSOVER - UMBAU DER ARBEIT 

Was heißt 
Politisierung 
der Ökonomie? 
von Michael Jiiger* 

Es geht darum, der 
Wirtschaft nicht bloß 

einen gemeinwirt- 
schaftlichen Sektor 

hinzuzufügen, 
sondern sie gemein- 

wirtschaftlich zu 
machen. 

M ir scheint es sinnvoll, beim 
Thema „Politisierung der 
Ökonomie" noch einmal zu 

Marx zurückzugehen. Was Marx bei- 
trägt, läuft keineswegs auf Staatspla- 
nung hinaus. Er überträgt die Planung 
im ersten Buch des Kapital bekannt- 
lich auf einen „Verein freier Men- 
schen", aber was immer er damit 
meint - wenn eine Staatsregierung, 
hätte er es einfacher sagen können -, 
wichtig ist, wie er die Planungsaufga- 
be bestimmt: es geht darum, daß eine 
Gesellschaft sich über die Proportion 
der Güter und somit über die Proporti- 
on der Produktion einigt. Die verfüg- 
bare Arbeitszeit, so drückt Marx sich 
aus, wird verteilt zur Proportionierung 
verschiedener Arbeitsfunktionen zu 
verschiedenen Bedürfnissen. Das und 
nichts anderes wäre die Politisierung 
der Ökonomie, noch heute Iäßt sich, 
meine ich, weder mehr noch weniger 
darüber sagen, denn dieser Gedanke, 
daß man sich einigt über die Proporti- 
on dessen, was man haben will, ist mit 
dem Scheitern der realsozialistischen 
Staatsplanung in überhaupt keiner 
Weise erschöpft. 

Das Problem der kollektiven 
Nachfrage 

Er ist es so wenig. daß ohnehin ja 
auch im Kapitalismus gilt. wie gerade 
Marx zeigt, daß immer wieder von 
Neuem die Güterproportion in ihr fest- 
gelegt werden muß. Wenn die Gesell- 
schaft keinen Weg findet, sich dar- 
über zu einigen. setzt sich das blind- 
lings durch, über Wirtschaftskrisen. 
Und warum findet die Gesellschaft 
keinen Weg? Warum kann die Nach- 
frage auf dem „freien Markt" nicht di- 
rekt zugreifend dem Angebot mittei- 
len, welche Güter und Leistungen sie 

* Michael Jäger, Berlin. Politologe und Publizist, 
Mitarbeiter der Wochenzeitschrifr ..Freitagu 

in welcher Proportion haben will? Weil 
der Markt so bestimmt ist, daß indivi- 
due! Nachfragende einem industriel- 
len Angebot gegenüberstehen mit al- 
len Folgen, die das hat; ich brauche 
nicht in Erinnerung zu rufen, was Marx 
seit dem Elend der Philosophie dar- 
über schreibt. Doch heute ist es eben 
immer noch so, daß wir unter dem Ver- 
hältnis der individuellen Nachfrage lei- 
den, und zwar inzwischen auch aus 
ökologischen Gründen. Für die Güter, 
die wir ökologisch brauchen, etwa 
mehr Eisenbahn und weniger Auto, 
gibt es oft satte Demoskopiemehrhei- 
ten, aber wer eine Transportleistung 
nachfragt, hat auf die Proportion von 
Eisenbahn und Auto keinen Einfluß. 
Warum nicht? Weil es keine kollektive 
Nachfrage gibt. Diesen Begriff hat Wil- 
li Brüggen in mehreren Veröffentli- 
chungen exponiert. 

Ökologische Produktion kann nur 
entweder von einem Kommandostaat, 
den wir nicht wollen, erzwungen wer- 
den oder auf einem Markt, der wirklich 
frei wäre, durch kollektive Nachfrage 
angestoßen werden. Man muß also 
fragen, wie dies letztere möglich wäre. 
Nun ist die kollektive Nachfrage weiter 
nichts als die Nachfrage nach der Gü- 
ter- und Leistungsproportion selbst, 
statt nur nach den Einzelgütern und - 
leistungen innerhalb einer Proportion, 
die zwischen zwei Wirtschaftskrisen 
festliegt, weil die Anbieter das so 
durchsetzen. Dabei kann angemerkt 
werden, daß die in Deutschland real 
existierende Angebots-Proportion in 
vieler Hinsicht auf die Nazis zurück- 
geht. Diese Tatsache sollte eine Rolle 
spielen, wenn wir ,.die Ökonomie poli- 
tisieren". Die Nachfrage nach der Pro- 
portion ist die politisierte Nachfrage. 
Wenn es einen Planungsstaat gibt, 
kann er auch nichts anderes tun, als 
der Proportion nachzufragen. Warum 
ist der realsozialistische daran ge- 
scheitert? Weil seine angeblich kollek- 
tive Nachfrage nicht nur dem Angebot 
befohlen, sondern sich auch in Wider- 
spruch zur individuellen Nachfrage 
gesetzt hat. Schon das erste aber: 
dem Angebot befehlen. war falsch. So 
etwas tut ein Staat. Eine planende Ge- 
sellschaft hingegen einigt sich, stellt 
Konsens her, auch mit den Anbietern, 
oder führt allenfalls Mehrheitsent- 
Scheidungen herbei. 

Gemeinwirtschaftliche Organisati- 
on der Wirtschaft 

Deshalb haben Willi Brüggen und 
ich vorgeschlagen, die Festlegung 
der Proportion, also zum Beispiel das 
Verhältnis von Auto-, Eisenbahn-, En- 

ergie- und Waffenproduktion zueinan- 
der, auf dieselbe Weise vorzunehmen 
wie jede andere politische Planung in 
unserem Land auch, nämlich durch 
freie Wahlen. Drei Stichworte dazu: 1. 
Eine Nachfragewahl, die zur Umpro- 
portionierung führt, wird ofi auch zur 
Veränderung der Produktionsstruktur 
führen müssen, das heißt zur Umstruk- 
turierung der Konzernfamilien, teilwei- 
le auch zur gänzlichen Auflösung von 
Konzernen, Stichwort Energie. mit al- 
len Folgen für Zulieferer- und sonstige 
Mittelstandsstrukturen, die so etwas 
hätte. 2. Zwischen Wahlbürgerschaft 
und Ökonomie gäbe es vermittelnde 
Instanzen, mögen sie ..Wirtschafts- 
rat", „Ökologischer Rat" oder ,.Ökolo- 
gische Treuhand" heißen, die die Um- 
proportionierung und Umstrukturie- 
rung mitzuorganisieren hätten; ihre 
durch Wahlen legitimierten Vertreter 
würden an die Stelle der Banker tre- 
ten, die heute die Aufsichtsräte be- 
herrschen. 3. Bei all dem müßte si- 
chergestellt sein, daß die Anbieter frei 
sind, den Modus der Verwirklichung 
dessen, worauf die Gesellschaft sich 
geeinigt hat, selbst zu bestimmen, 
ausgehend davon, was ihnen möglich 
ist. 

Dies wäre eine kollektive Nachfra- 
ge, die den Namen verdient, und dies 
wäre ein „freier Markt", der den Na- 
men verdient. weil nicht nur die Anbie- 
ter frei wären, sondern auch die Nach- 
fragenden. Dies hieße, der Wirtschaft 
nicht bloß einen gemeinwirtschaftli- 
chen Sektor hinzuzufügen, sondern 
sie gemeinwirtschaftlich zu machen. 

Informationsgesellschaft - 
Perspektive für Europa? 

Hg.: Frieder 0. Wolf, Die 
Grünen im Europ. Parlament 

Die Broschüre nimmt die 
Heilsversprechen der Euro- 
päischen Kommission zu 
Multimedia, Datenautobah- 
nen und Informationsgesell- 
schaft aus grüner Sicht 
kritisch unter die Lupe. 
Mit vielen Grafiken und 
Serviceteil. 

112 Seiten, quadrat. Buch- 
format, Schutzgeb. 4,- DM. 

Bezug: Bündnis 9OIDie 
Grünen Versand, 
Heerstr. 172, 531 13 Bonn, 
Fax 0228-639255. 

der Freien und Gleichen eine Chan- 
ce hat. 

Ich sehe dafür Ansatzpunkte: 
1. Das Umdenken beginnt in 

den Köpfen. Es muß gelingen, den 
herrschenden Paradigmen der gna- 
denlosen Marktwirtschaft und Unter- 
werfung der Menschen unter ihre 
Gesetze, die ldee einer solidari- 
schen Gesellschaft entgegenzuset- 
zen, in der sozialer Friede erhalten 
wird. Auch der soziale Friede - und 
nicht nur niedrige Lohnkosten! - ist 
ein erstklassiger Standortfaktor, und 
zu seiner Erhaltung gehören exi- 
stenzsichernde Löhne ebenso wie 
ein funktionstüchtiger Sozialstaat, 

I soziale Gerechtigkeit und Chancen 
auf Teilhabe. 

2. Maastricht I1 gibt dem sozia- 
IerrEuropa eine neue Chance, nach- 
dem die erste im Maastrichter Ver- 
trag vertan worden ist. Der revidierte 
Maastrichter Vertrag muß Europa um 
die soziale und um die demokrati- 
sche Dimension ergänzen, wenn 
das vereinte Europa ein Europa der 
Menschen - und nicht der Wirtschaft 
werden soll. 

Nationalstaatliche 
Spielräume nutzen 

3. vorhandene national- 
staatliche Spielräume müssen genutzt 
werden im Interesse der Erhaltung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen: 

Die Handlungsfähigkeit des 
Staates. der Länder und Gemein- 
den, die wegen der Armut der öffent- 
lichen Hände gefährdet ist, muß er- 
halten und ausgebaut werden. Vor- 
aussetzung dafür ist eine gerechte 
Steuerpolitik (nie war die tatsächli- 
che Steuerbelastung so eklatant un- 
gerecht wie heute!) 

Wir brauchen eine Innovations- 
förderung, die die Konkurrenzfähig- 
keit auf dem Weltmarkt erhöht ("wir 
können nicht billiger, wir müssen 
besser sein") sowie Förderung des 
Standortfaktoren Verkehrsinfrastruk- 
tur, Bildung und Wissenschaft. 

Wir brauchen eine Wirtschafts- 
strukturpolitik, die Arbeitsplätze und 
gleichzeitig Ressourcen schont, z. 
B. im Bereich der Umwelttechnolo- 
gie und Energieeffizienzinvestitio- 
nen. 

Wir brauchen eine Stärkung des 
"Dritten Sektors" zwischen Staat und 
Markt, jenes Bereiches also, der ren- 
tabel, aber nicht mit dem Ziel der 
Gewinnmaximierung arbeitet. Dazu 
gehören Teile des Gesundheitswe- 
sens (z. B. kommunale und freige- 
meinnützige Häuser). soziale Dienst- 
leistungen der Wohlfahrtsverbände. 
aber auch kommunale Abfallwirt- 
schaft oder Stromerzeugung. 

Wir brauchen auf absehbare Zeit 
öffentlich geforderte Beschäftigung, 
um der Arbeitslosigkeit Herr zu wer- 

den. Volkswirtschaftlich gesehen 
rechnet sich das: Wenn Arbeit und 
nicht Arbeitslosigkeit finanziert wird, 
werden Werte geschaffen, ein verfal- 
lenes Wasserschloß wird saniert. 
Parkanlagen gepflegt, Elektroschrott 
recycelt, aus Arbeitslosen werden 
Beitragszahlerlnnen und Steuerbür- 
gerlnnen. 

Wir müssen auch konsequent 
den Weg der Regionalisierung von 
Wirtschafts- und Beschäftigungspo- 
litikgehen. In Hessen versuchen wir 
regionale Koordinierungsstellen in 
möglichst jedem Landkreis zu schaf- 
fen, runde Tische mit möglichen Fi- 
nanciers und Anbietern von Arbeits- 
plätzen zu versammeln und Projekte 
bezogen auf die Bedürfnisse der Re- 
gion zu entwerfen, die auch Lohn 
und Brot bringen. Es liegt auf der 
Hand, daß dadurch viel Arbeitslosig- 
keit weggearbeitet werden könnte, 
wenn die von mir genannten Rah- 
menbedingungen gegeben wären. 

Unterm Strich: Die Perspektiven 
sind düster, je nach Tagesform 
schwanke ich zwischen Resignation 
und Hoffnung. Die Frage ist, ob wir 
genügend Kraft haben und zahlreich 
sind, einen Wechsel herbeizuführen. 
Ich sehe zaghafte Anfänge, die man 
stützen muß. 

Es muß gelingen, 
den herrschenden 
Paradigmen der 
gnadenlosen 
Marktwirtschaft und 
Unterwerfung der 
Menschen unter ihre 
Gesetze, die ldee 
einer solidarischen 
Gesellschaft 
entgegenzusetzen. 
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Zukunft der Arbeit - 
Rahmenbedingun- 
gen verändern 
von Bnrbnrn Stolterfotl~* 

ir leben in einer Zeit radi- 
kalen Umbruchs - eines W Umbruchs, der an Radika- 

lität vergleichbar ist mit der industri- 
ellen Revolution des 19. Jahrhun- 
derts. 

Den Befund einer praktizieren- 
den Politikerin will ich in Thesen for- 
mulieren. 

1. Die Arbeitslosigkeit hat mit 
über vier Millionen gemeldeten Ar- 
beitslosen einen neuen Nachkriegs- 
hochstand erreicht, nimmt weiter zu 
und wandelt sich in ihrer Struktur: 
Neuerdings werden auch und zu- 
nehmend hochqualifizierte Fachleu- 
te und Dienstleister arbeitslos. 

Erosion des Normalarbeits- 
verhältnisses und der sozialen 
Sicherungssysteme 

2. Derzeit erleben wir eine be- 
sorgniserregende Erosion des Nor- 

* Bnrbnrci Stolteifofh. 
hessische Miriisterinfnr Frn~ren, Arbeit ~ i n d  Sozinlordnrrng 
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malarbeitsverhältnisses. An die Stel- 
le eines sozialversicherungspflichti- 
gen (Vollzeit-)Arbeitsverhältnisses 
treten zunehmend die unterschied- 
lichsten Formen prekärer, ungesi- 
cherter Beschäftigung wie: 

sozialversicherungsfreie, oft un- 
tertariflich bezahlte Teilzeitarbeit; 

Scheinselbständigkeit, bei der 
im Wege des outsourcing Beschäf- 
tigte die gleiche Arbeit verrichten 
wie zuvor - jedoch auf eigene Rech- 
nung und Gefahr - ohne soziale Si- 
cherung und ohne wirkliche unter- 
nehmerische Freiheit; 

Schwarzarbeit in allen ihren For- 
men; 

illegale Beschäftigung von Bil- 
liglöhnern insbesondere aus dem 
Osten; 

legale Beschäftigung von Bil- 
liglöhnern aus dem Bereich der Eu- 
ropäischen Union. 

3. Die sozialen Sicherungssy- 
steme leiden an Auszehrung, weil 
Millionen von Arbeitnehmerlnnen als 
Beitragszahler ausfallen - entweder 
wegen Arbeitslosigkeit oder wegen 
der beschriebenen Flucht aus dem 
"Normalarbeitsverhäiinis". Damit ge- 
rät der Sozialstaat überkommener 
Prägung in Gefahr und droht funkti- 
onsunfähig zu werden. 

4. Wegen des Ausfalls von Mil- 
lionen Beitragszahlern und wegen 
der hohen Belastungen der Sozial- 
versicherungssysteme mit system- 

fremden Leistungen (Kosten der 
deutschen Einheit, Finanzierung von 
Fremdrenten, Frühverrentung in stei- 
gendem Ausmaß) sind die Lohnne- 
benkosten inzwischen so hoch. daß 
sie die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft 
mindern. Die hohen Lohnnebenko- 
sten sind ein Anreiz (neben anderen 
Faktoren) zur Vernichtung von Ar- 
beitsplätzen durch Rationalisierung 
und Verlagerung ins Ausland. 

5. Der Sieg der Angebotspolitik 
und die ideologische Überhöhung 
des Prinzips der Marktwirtschaft und 
des Wettbewerbs schaffen ein ge- 
sellschaftliches Klima, das Solidari- 
tät verhindert, Sozialpolitik diskredi- 
tiert und staatliches Handeln zugun- 
sten der Arbeitslosen suspekt er- 
scheinen Iäßt. 

Der Befund, was den derzeitigen 
Zustand unseres Gemeinwesens an- 
geht, ist besorgniserregend und die 
Perspektiven sind düster. Noch wis- 
sen wir nicht, ob unsere tradierten 
Vorstellungen von Erwerbstätigkeit 
und sozialer Sicherung, von natio- 
nalstaatlich organisiertem Sozial- 
staat das vereinte Europa der Unter- 
nehmen und die Globalisierung der 
Märkte überhaupt überleben kann. 

Ansatzpunkte für Veränderung 
Gleichwohl müssen wir dafür 

kämpfen, die Rahmenbedingungen 
so zu veränderen, daß das Europa 
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sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V 
Analysen Dokumentationen Fakten & Argumente 

Analysen des isw sozial-ökologische Wirtschaitsforschung e.V. (Auswahl): 

D ie Globalisierung der Wirt- Strategien für 
schaft oder gar ein neuer strukturelle Reformen 
„Globalismus" (J. Fischer) Die Diskussion auf dem Forum 

als Strukturmerkmal eines beginnen- folgte jedoch kaum dieser Fragen- 

h s h  - C R A S ~  
C A S ~ N W ~ ~ ~ ~ T A ~ ~ S M  us 

Forum ,,Neue 
Weltordnung": 

isw-report 
(erscheint vierteljährlich mit isw-wirtschaftsinfo) 
DM 5,- plus Versand (Jahresabo: 30,- DM) 
Sackgasse Neoliberailsmus (Nr. 20, August 1994) 
Markt, Umweltschutz, Energlesteuer (Nr. 21, Oktober 1994) 
MedienMultis und MultiMedla (Nr. 22, Januar 1995) 
Kerneuropa - Keim zur Weltmacht (Nr. 23. April 1995) 
Arbeit ohne Zukunft? - Referate 4. isw-forum (Nr. 24, Juli 1995) 
5 Jahre neue Bundesländer (Nr. 25, Oktober 1995) 
Cash - Crash - Casino-Kapitalismus (Nr. 26, Januar 1996) 

isw-spezial 
Forza ltalia - Votwärts in dle Vergangenheit 
(Nr. 7, Mai 1994), DM 5,- + Versand 
Srategische Waffenbrüderschaft Deutschland-Türkel 
(Nr. 8, April 1995), DM 5,- + Versand 

isw-wirtschaftsinfo extra 
Standort D (Nr. 17, Mai 1994), DM 5,- +Versand Bestellungen, Prospekte, !nformationen 
Lohn, Preis, Profit '95, Argumente & Fakten zur Tarifrunde anfordern bei isw e.V., 
(Nr. 20. Januar 1995) DM 4,- + Versand Georg-Wopfner-Str. 46,80939 München, 
Ausbildung & Übernahme (Nr. 23, Sept. 1995) 4,- + Versand Tel./Fax 089-3231 780 (nolf. Fax: 168941 5) 

- 
den Zeitalters reduziert den Spiel- struktur, sondern warf ein weitgefä- 
raum für sozial-ökologische Refor- chertes Spektrum von Problemen von 
men gegen Null - so oder ähnlich der Nord-Süd-Politik bis zur Bedeu- Y Y Globalismus" oder - - 
lautet die Kernthese einer politi- 
schen Hauptströmung. die inzwi- 
schen in fast allen bundesdeutschen 
Parteien zahlreiche Anhängerlnnen 
gefunden hat. Von ganz links bis 
ganz rechts reicht das Spektrum de- 
rer, die eine umfassende Allmacht 
des Kapitals postulieren. 

Vier Kernfragen der Debatte 
Wer wie die lnitiatorlnnen von 

„Crossover" für eine Politisierung 
der Ökonomie streitet und eine 
grundlegende Veränderbarkeit der 
Rahmenbedingungen von Politik be- 
hauptet, hat beim Thema „Globali- 
sierung und Neue Weltordnung" eine 
Menge Diskussionsstoff. Vier Kern- 
fragen sollten deshalb zunächst die 
Debatte strukturieren: 

1. Was ist wirklich dran an der 
These von der Globalisierung der 
Wirtschaft - wieviel ist .,ökonomi- 
scher Sachzwang", wieviel politisch 
erzeugt? Gibt es wirklich eine voll 
globalisierte Okonomie oder be- 
schreibt die Globalisierung eher eine 
weltweit vorherrschende Wirt- 
schaftspolitik eines Neo-Laissez-Fai- 
re? 

2. Welche Chancen bietet die 
Herausbildung großregionaler Wirt- 
schaftsblöcke (EU, NAFTA, APECI 
ASEAN etc.) für eine stärkere Bin- 
nenregionalisierung, die Minimierung 
internationaler Handelsströme über 
große Distanzen im Interesse eines 
ökologisch verträglichen Wirtschaf- 
tens? Welche Rolle können dabei bi- 
oder multilaterale Abkommen spie- 
len? Wie könnten Sozial- und Öko- 
standards und die grenzübergreifen- 
de Regulierung der Arbeitsmärkte 
gestaltet und durchgesetzt werden? 
Wo sollte der Hebel zuerst angesetzt 
werden (WTO, Vereinbarungen zwi- 
schen den Wirtschaftsblöcken)? 

3. Welche Instrumente stehen 
zur Verfügung, um explodierende glo- 
bale Finanzmärkte (Casino-Kapitalis- 
mus) wieder zurückzuführen und wel- 
che Reformen der internationalen Fi- 
nanz- und Währungsinstitutionen 
müßten eine solche Politik begleiten? 

4. Welche Aufgaben stellen 
sich einer internationalen Strukturpo- 
litik mit dem Ziel einer Zivilisierung 
der internationalen Beziehungen aus 
linker Sicht? 

tung von Maastricht II für die europäi- 
sche Integration auf. Eine Zusammen- Neo-Laissez-Faire? 
fassung der Debatte ist entsprechend 
schwierig, wenn nicht unmöglich. Ich 
konzentriere mich deshalb an dieser 
Stelle auf einige wenige Problemsträn- 
ge, die aus meiner Sicht in der Dis- 
kussion deutlich wurden. 

Zwei geläufigen Positionen zur 
Globalisierung (sie bedeute nichts 
neues, weil der kapitalistische Markt 
schon immer ein Weltmarkt mit inter- 
nationalen Handels- und Produkti- 
onsverflechtungen war; sie mache 
nationalstaatliches politisches Han- 
deln obsolet) wurde klar widerspro- 
chen. Breiten Konsens fand eine po- 
litische Strategie, die auf den jeweils 
geeigneten Ebenen auf strukturelle 
Reformen zielt (z.B. GATTIWTO, 
UNCED, IWF und andere transnatio- 
nale Institutionen und „Regimev auf 
der globalen, der EU als der großre- 
gionalen und der BRD als der natio- 
nalstaatlichen Ebene). Eine Politik 
nationalstaatlicher Abschottung be- 
fürwortete niemand. 

Zur vorgeschlagenen Orientie- 
rung auf bi- und multilaterale Ab- 
kommen zwischen den großen Wirt- 
schaftsblöcken wurde kritisch ange- 
merkt, daß dabei die Probleme der 
abgehängten Armutsregionen des 
Südens unterbelichtet würden. Auch 
der Zusammenhang zwischen der 
ökonomischen Dominanz der Triade- 
Mächte - fraglich war, ob die südost- 
asiatischen Schwellenländer und 
China nicht als aufsteigende vierte 
Kraft hinzugerechnet werden müß- 
ten - und der neuen Sicherheitsstra- 
tegie des Westens (zunehmende 
„Übernahmeu der UN durch die 
NATO und ihre globalen Interessen) 
fände noch zuwenig Reflexion. An- 
dere wiederum vermißten eher die 
intensive Auseinandersetzung mit 
den Problemen der europäischen In- 
tegration, die als Handlungsfeld be- 
trächtliche Rückwirkungen auf die 
neue Weltordnung habe. Insbeson- 
dere die Debatte um die Wirtschafts- 
und Währungsunion (Ausweitung 
zur Beschäftigungs-. Umwelt- und 
Sozialunion), um Mittelmeerpolitik, 
Osterweiterung und die gemeinsa- 
me Außen- und Sicherheitspolitik 
verdienten in diesem Kontext stärke- 
re Beachtung. 

Drei unterschiedliche 
Argumentationsebenen 

Für mich ergaben sich aus den 
Diskussionsbeiträgen im wesentli- 
chen drei Argumentationsebenen, 
die zwar zusammenhängen, aber in 
ihrer Unterschiedlichkeit auch stär- 
ker für sich konturiert werden sollten: 

1. die Kritik der neoliberalen 
Globalisierungsstrategie eines ver- 
nichtungswettbewerblichen Laissez- 
faire und ihrer Auswirkungen 

2. die Ausarbeitung von „Leit- 
bildern" oder Konturen einer alterna- 
tiven, ökologisch-solidarischen 
„Weltordnungm 

3. Vorschläge für Reformpro- 
jekte und -konzepte auf den ver- 
schiedenen Ebenen und von Bünd- 
nisstrategien, um sie durchzusetzen. 

Insbesondere der zweite Punkt 
wurde von einer Reihe von Diskussi- 
onsteilnehmerlnnen aus den neuen 
Bundesländern betont. Anknüpfend 
an die Club-of-Rome-Formel der 
„globalen ökologischen Revolution" 
wurde die Frage nach den Grund- 
pfeilern und Funktionsmechanismen 
einer weltweiten Wirtschaftsweise 
gestellt, die gleichzeitig ökologisch, 
demokratisch und sozial egalitär ist. 
Die Bedeutung mobilisierender, 
wenn auch teils schemenhafter „Ge- 
genentwürfe" wird von uns eher auf 
„FachlichkeitU und reformtechnische 
Machbarkeit orientierten Westlinken 
manchmal unterschätzt. Radikale 
Reformpolitik braucht beides - fach- 
l ich solide Reformvorschläge mittle- 
rer Reichweite und die Zuspitzung 
ihrer zentralen Ideen zu populären 
und eingängigen „Visionen". Anson- 
sten bleibt auch die brillanteste Kritik 
des Neoliberalismus kraftlos. 

von Klci~rs Drager* 

Breiten Konsens 
fand eine politische 
Strategie, die auf 
den jeweils geeigne- 
ten Ebenen auf 
strukturelle Refor- 
men zielt. Eine 
Politik nationalstaat- 
licher Abschottung 
befürwortete 
niemand. 

* Klci~is Drdger, Bonn, Bündnis 9 0 D i e  Griinen 
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Für eine 
andere Integration 
von Andreas Wehr* 

Bei aller dringen- 
den Notwendigkeit, 

die internationale 
Zusammenarbeit zu 
intensivieren, bleibt 

die Auseinander- 
setzung innerhalb 

der jeweiligen 
staatlichen Instan- 
zen der Nationen 

die wichtigste 
Ebene, auf der die 

Zukunft der 
Gesellschaften 
gestaltet wird. 

Der Weltmarkt ist nicht nur - 
wie jeder Markt im Kapitalis 
mus - weitgehend anonym, er 

tritt den Menschen zudem als abso- 
lut unhinterfragbare, zwingende Ge- 
gebenheit entgegen. Die schlicht oft 
nur als .,Interessen der Märkte" be- 
zeichneten Bewegungen der kapita- 
listischen Weltmarktkonkurrenz er- 
scheinen als letzte Instanz. Ihnen 
haben sich Bundes- und Landesre- 
gierungen und erst Recht die kom- 
munalen Verwaltungen zu beugen - 
und zwar gleich ob rot-. grün- oder 
dunkelrot regiert, wollen sie nicht zur 
Figur des Don Quichotte werden. 

Ist es nicht auch Aufgabe der Po- 
litik, verstanden in einem erweiterten 
Sinne, diese Bewegungen - und ich 
füge hinzu: ihre oft katastrophalen 
Ergebnisse - überhaupt erst einmal 
für den „Normalbürger" sichtbar zu 
machen? Vor dem Hintergrund 
durchlittener Konflikte und gewalttä- 
tiger Eingriffe wird doch die Notwen- 
digkeit konkreter Reformprogramme 
überhaupt erst verständlich. Ich will 
das an einem Beispiel erläutern: In 
den achtziger Jahren wurde in der 
kritischen Öffentlichkeit der Bundes- 
republik die Verschuldung insbeson- 
dere der sogenannten Schwellenlän- 
der in der Dritten Welt thematisiert. 
Jugoslawien, Mexiko und Algerien 
lagen dabei in der Spitzengruppe. 
Es ist uns allen bewußt, was inzwi- 
schen in diesen Ländern passiert ist. 
Die Linke thematisiert aber nicht die- 
se Verbindung von Ursache und Wir- 
kung, von ökonomischer Fehlent- 
wicklung und gesellschaftlicher Ero- 
sion, sie zerstreitet sich statt dessen 
über Sinn und Unsinn sogenannter 
humanitärer Interventionen und über 
den Charakter fundamentalistischer 
Bewegungen. 

Weiterhin zentrale Rolle des 
Nationalstaats 

2. Die These von der Globalisie- 
rung des Weltmarktes geht in der öf- 

* Andrens Wehr, Mitglied des SPD-Landesvorstrt~~d~ Berliil 
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fentlichen Diskussion einher mit der 
leichtfertigen Behauptung, daß damit 
der Nationalstaat in seinen Kernbe- 
standteilen ausgehöhlt, ja daß der Na- 
tionalstaat in diesem Prozeß sogar 
„aufgehobenN werde. Es kann in der 
Tat nicht übersehen werden. daß der 
keynesianische Wohlfahrtsstaat den 
Nationalstaat als sozialen Raum zur 
Voraussetzung hat und diese Rah- 
menbedingungen in die Krise geraten 
sind. Es sind dennoch Zweifel ange- 
bracht, ob die Kernfunktionen des Na- 
tionalstaats in absehbarer Zeit auf in- 
ternationale, oder gar globale Träger 
übergehen. Drei zentrale Einwände 
können dieser Behauptung entgegen- 
gesetzt werden: 

Die Nationalstaaten geben ge- 
genwärtig immer nur eng begrenzte, 
in der Regel außenhandelsrechtliche 
und finanzwirtschaftliche Funktionen 
auf. Im Prozeß der Deregulierung 
werden diese Aufgaben dann auch 
nicht auf der internationalen Ebene 
neu koordiniert, sondern weitgehend 
dem freien Spiel der Marktkräfte 
überlassen. Bei den staatlichen 
Kernbestandteilen (politische Reprä- 
sentanz, Militär, Außenpolitik, Innere 
Sicherheit) gibt es hingegen kaum 
Veränderungen. Ansätze zur interna- 
tionalen Koordination in diesen Be- 
reichen sind sogar eher durch Sta- 
gnation oder gar durch Rückschritte 
gekennzeichnet, sei es in der UNO, 
in der OSZE, oder in der Gemeinsa- 
men Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU bzw. im Europäischen Parla- 
ment. So konnte man in diesen Ta- 
gen in den Zeitungen lesen, daß sich 
die Regierungen der EU-Staaten 
nicht einmal dazu durchringen kön- 
nen, zwei Vertreter des Europäi- 
schen Parlaments an der Regie- 
rungskonferenz zur Reform des 
Maastrichter Vertrages teilnehmen 
zu lassen. Alles soll unter nationaler 
Kontrolle bleiben. 

Frank Deppe und Elmar Altvater 
haben wiederholt darauf hingewie- 
sen, daß nicht die Auflösung der Na- 
tionalstaaten, sondern ihre Transfor- 
mation in „Wettbewerbsstaatenfl zu 
beobachten ist. Dabei ist der natio- 
nalistische Einschlag der begleiten- 
den Propaganda nicht zu überhören 
wenn es darum geht, den jeweiligen 
„Standortw fit zu machen für den glo- 
balen Wettlauf. Die dabei verlangten 
Anpassungen der Gesellschaft un- 
terstreichen sogar die Bedeutung 
des Nationalstaates als Kampfplatz, 
auf dem die Auseinandersetzung um 
die Weltmarktausrichtung ausge- 
fochten wird. 

Die Transformation des traditio- 
nellen Nationalstaats in den „Wett- 
bewerbsstaat" ebnet nicht das 
Machtgefälle zwischen starken und 
schwachen, großen und kleinen 
Staaten ein. Im Gegenteil: Die sich 
im Zuge der Weltmarktentwicklung 
seit mehr als 500 Jahren herausge- 
bildeten Abstände vergrößern sich. 

Bei aller dringenden Notwendig- 
keit, die internationale Zusammenar- 
beit - etwa im Bereich der Gewerk- 
schaften - zu intensivieren, bleibt so- 
mit die Auseinandersetzung inner- 
halb der jeweiligen staatlichen In- 
stanzen der Nationen die wichtigste 
Ebene, auf der die Zukunft der Ge- 
sellschaften gestaltet wird. Postula- 
te, wonach in diesen Rahmen nichts 
mehr entschieden wird und damit 
auch die Kämpfe dort sinnlos gewor- 
den seien, dienen lediglich der My- 
stifizierung der gesellschaftlichen 
Beziehungen und beabsichtigen 
nicht selten, die Kräfte der Gegen- 
wehr zu entmutigen. 

Europäische Integration: Enschei- 
dend ist die konkrete Form 

3. Bei der Suche nach Antwor- 
ten auf die Herausforderungen des 
internationalen „WettbewerbsstaatsU 
verbietet sich für die Linke die einfa- 
che Alternative „Internationalisie- 
rung versus nationaler Alleingang". 

Im Zusammenhang mit der Durch- 
setzung des Maastricht-vertragswer- 
kes und dem angestrebten Beitritt von 
Schweden, Finnland, Norwegen und 
Osterreich zur EU hat es in einer gan- 
zen Reihe von Staaten in den letzten 
Jahren verschiedene Referenden ge- 
geben, in denen sich nicht unwesentli- 
che Bevölkerungsteile auch aus 
durchweg isolationistischen und natio- 
nalistischen Gründen ganz und gar 
gegen den Prozeß der Internationali- 
sierung gestemmt haben. Auf Seiten 
der Gegner konnten wir dabei recht 
merkwürdige Bündnisse zwischen 
rechten und linken Kräften beobach- 
ten, die demnach wenig tragfähig wa- 
ren. Es ist nicht auszuschließen, daß 
auch die Gesellschaft der Bundesre- 
publik bald vor eine solche Entschei- 
dung gestellt wird. Um so wichtiger ist 
es, daß die Linke - hier angesprochen 
in ihrer ganzen Breite - dabei keine un- 
verzeihlichen Fehler begeht. Was in 
den skandinavischen Ländern mit ih- 
rer gefestigten Demokratie und ihrem 
domestizierten Nationalismus noch 
angehen mag, für Frankreich bereits 
anrüchig ist, ist für die Bundesrepublik 
Deutschland schlichtweg unerträg- 
lich. 

CROSSOVER - UMBAU DER ARBEIT 

I I mbau der Arbeit - das wich- ten. Die Diskussion zeigte überdeut- 
tigste Reformprojekt der Lin- lich, daß die unterschiedlichen An- Forum Y Y Umbau 

\ken - so war nicht nur auf sätze zwischen sozialdemokrati- 
dem Forum, sondern auch in den schen/sozialistischen Ansätzen und 
Plenardebatten ZU hören. Die Her- einem stärker alternativ-ökologi- 

der Arbeit" - Reform- 
ausforderungen sind so groß, daß 
grundlegende Reformen überfällig 
sind. Umbau der Arbeit, das bedeu- 
tet auch Umbau der Gesellschaft. 

Trotz der konkreten Reformvor- 
stellungen im Konferenzmaterial. ge- 
lang es nicht durchgängig, sich mit 
den dort vorgeschlagenen Projekten 
auseinanderzusetzen. Die Ebenen 
der Betrachtung und die Ausgangs- 
punkte waren bei den drei Einfüh- 
rungsstatements recht unterschied- 
lich. Während Barbara Stolterfoth 
(Hessische Ministerin für Frauen. Ar- 
beit und Sozialordnung, SPD) aus 
der konkreten politischen Praxis her- 
aus eine Vielzahl von konkreten poli- 
tischen Ansätzen für den Umbau der 
Arbeit unterbreitete, gingen Harald 
Werner (für Utopie kreativ, PDS) und 
Rainer Land (Andere Zeiten) das 
Thema grundsätzlicher an. 

Hauptdiskussionspunkt 
„neuer gemeinwirtschaftlicher 
Wirtschaftssektor" 

Ein Hauptdiskussionspunkt war 
der „neue gemeinwirtschaftliche 
Wirtschaftssektor". Hier gibt es trotz 
unterschiedlicher Begrifflichkeiten 
ähnliche Vorstellungen in den auf 
der Konferenz vertretenen Spektren. 

Dennoch blieben die Thesen, 
daß dieser Sektor eine „Alternative 
zum zweiten Arbeitsmarkt" sei bzw. 
„neue ökonomische Formen" verkör- 
pere, noch vage. Es wurden unter- 
schiedliche Akzente gesetzt: Harald 
Wernerentwickelte seine Vorstellung 
eines Beschäftigungssektors als 
Antwort auf die Reproduktionskrise 
der Gesellschaft und sieht in ihm ein 
.,dauerhaftes Segment". Rainer 
Land ging von der notwendigen 
bkologisierung -der Wirtschaft aus 
und stellte den neuen Sektor in das 
Spannungsfeld von Eigenarbeit und 
Erwerbsarbeit. Der Bereich der Le- 
benswelten und der Eigenarbeit gel- 
te es inhaltlich wieder stärker anzu- 
reichern. Er sieht in der Eigenarbeit 
und einem entsprechenden Grund- 
einkommen für alle die wesentlichen 
Ansätze für einen Umbau der Arbeit. 
Diese Position stieß auf harte Kritik 
vm Barbara Stolterfoth: Für einen 
solchen Sektor gebe es „sehr 
schlechte Karten". Eigenarbeit sei 
ein reaktionärer Begriff. Vor allem für 
Frauen würde das eine Zementie- 
rung ihrer Benachteiligung bedeu- 

schen Herangehen noch nicht ver- 
mittelt werden konnten. Im Konfe- 
renzmaterial wurden Gestaltungs- 
vorschläge für einen „gemeinwirt- 
schaftlichen Sektor" unterbreitet. Of- 
fen zur weiteren Klärung blieben fol- 
gende Fragen: 

Offene Fragen 
Handelt es sich bei diesen Über- 

legungen nur um einen demokrati- 
sierten „zweiten Arbeitsmarkt"? 

Wie weit reicht ein solcher Sek- 
tor, welchen Umfang soll er bekom- 
men, welche Bereiche kann er um- 
fassen? 

Was wird aus dem traditionellen 
zweifellos dominierenden Erwerbs- 
sektor, muß dieser den größten Teil 
der Mittel für den gemeinwirtschaftli- 
chen Sektor erwirtschaften und 
bleibt antiemanzipatorisch? 

Inwieweit ind die Arbeitenden im 
gemeinwirtschaftlichen Beschäfti- 
gungssektor tariflich abgesichert? 

Es stellte sich die Frage, wie ein 
solcher Sektor aussehen müsse, 
wenn er weder privatkapitalistisch 
noch staatlich sein soll? Die einen 
meinten, er sei zu sehr vom zweiten 
Arbeitsmarkt abgekoppelt. Andere 
hingegen (U. a. Horst Müller, Nürn- 
berg) sagten, daß der Begriff „Sek- 
tor" schon falsch sei, weil es hierbei 
um eine generelle Transformations- 
perspektive gehen müsse. Die 
emanzipatorische Dimension müsse 
deutlicher herausgearbeitet werden. 

Vertreter von alternativen Be- 
schäftigungsintitiativen stellten ihre 
praktischen Bemühungen der theo- 
retischen Debatte um Alternativen 
entgegen, andere (U. a. Monika Bör- 
ner, Leipzig, PDS) versuchten das 
zu vermitteln. 

Perspektiven der 
Arbeitszeitverkurzung 

Wichtige Impulse kamen von 
Steffen Lehndorff (Köln) zur Arbeits- 
zeitverkürzung als zweitem Ansatz 
für den Umbau der Arbeit. Er kriti- 
sierte die in der Konferenzerklärung 
enthaltene Orientierung auf die 30- 
Stunden-Woche als „plakative 
Pflichtübung, die als Ersatz für 
Nachdenken" stehe. Man dürfe sich 
der Flexibilisierung nicht verschlie- 
ßen, sondern müsse sich darauf of- 
fensiv einlassen. Radikale kollektive 
Arbeitszeitverkürzung sei aber ein 

projekt Nummer eins 
von Horst Dietzel* 

ganz wesentlicher Ausgangspunkt 
für eine Reformperspektive und kön- 
ne nur im Rahmen eines politischen 
Projekts gelingen. Christiane Rey- 
rnann (PDS) entwickelte die Wichtig- 
keit der Arbeitszeitpolitik aus der be- 
trieblichen Perspektive. Dieses Feld 
der Politik sei auf der betrieblichen 
Ebene zunächst das Machbarste für 
einen Umbau der Arbeit. Insgesamt 
aber blieb die Arbeitszeitpolitik als 
strategischer Ansatz für Reformpoli- 
tik im Verlaufe der Diskussion eher 
unterbelichtet. 

Diskussion um 
das „Bündnis für Arbeit" 

Das „Bündnis für Arbeit" spielte 
in der Diskussion eine wichtige Rol- 
le. Hier gab es relativ übereinstim- 
mende Positionen, wenn auch mit 
unterschiedlichen Akzenten. Horst 
Peter (SPD) betonte, daß die Ge- 
werkschaften vollständig dem 
Standortkorporatismus gefolgt sei- 
en. Korporatismus sei immer eine 
geschlossene Veranstaltung und 
kein öffentlicher Prozeß. Die Ökolo- 
giefrage spiele im „Bündnis für Ar- 
beit" keine Rolle. Barbara Stolterfoth 
kritisierte den angeblichen Erfolg, 
wenn die Arbeitslosenhilfe nicht um 
fünf, sondern „nuru um drei Prozent 
gekürzt werde. Das „Bündnisu sei 
aber „janusgesichtig". Es komme 
darauf an. was unten aus diesem 
Bündnis gemacht werde. 

Es war insgesamt ein Disput 
über Inhalte, Parteizugehörigkeiten 
spielten keine Rolle. Die Defizite wa- 
ren ebenfalls deutlich: Hinter den 
durchaus einsichtigen Forderungen 
und Positionen der Konferenzerklä- 
rung verbergen sich eine Menge 
Probleme, die im Interesse einer kla- 
ren und vermittelbaren Initiative zum 
Umbau der Arbeit noch gelöst wer- 
den müssen. Die Bestimmung der 
Subjekte für den Umbau der Arbeit 
und eine Durchsetzung der Reforrn- 
perspektive steht noch aus. 

Hinter den durchaus 
einsichtigen Forde- 
rungen und Positio- 
nen der Konferenzer- 
klärung verbergen 
sich eine Menge 
Probleme, die noch 
gelöst werden 
müssen. 

* Dr. Horst Dietzei, Berliri. 
Mirrirbeiter. der Gl~rrirlsritzkor~iniissioil der PDS 
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Unsere Visionen 
einer gesellschaft- 

lichen Alternative 
müssen unmittelbar 

erkennbar weibliche 
Zukunftshoffnungen 

und Lebensan- 
sprüche aufnehmen 

und mobilisieren. 
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hochqualifizierten Arbeitsplätzen 
in der privaten Wirtschaft gehabt, 
geschweige denn für eine Umver- 
teilung der Reproduktionsarbeit. 
Die Quote auf den Kandidatlnnen- 
Listen der Parteien gaukelt eine 
Gleichstellung vor, die es real 
nicht gibt, weder in der Politik, 
wenn es wirklich um die Macht 
geht, noch über den Bereich der 
Politik hinaus. Die Durchsetzung 
gleicher Chancen in der Sphäre 
der Ökonomie. aber auch in der 
Zivilgesellschaft, wird letztlich 
nicht mit den Mitteln der Quotie- 
rung zu erreichen sein. 

Und selbst im politischen Feld 
ist ein Roll-back erkennbar: Frauen 
werden wieder verdrängt von den 
vorderen Plätzen - oder sie ziehen 
sich selbst von der politischen Büh- 
ne zurück. Die festgestellte Entpoli- 
tisierung der Politik zeigt bei den 
Frauen zu allererst Folgen: Es wäre 
doch Verschwendung sinnvoller 
einzusetzender Energie, sich im 
Polit-Theater zu verzetteln, ob- 
gleich die realen Entscheidungen 
an anderer Stelle getroffen werden. 
Frauen versprechen sich immer 
weniger von der konkreten Einmi- 
schung in die Parteien-Politik, 

Die feministische Frage bleibt 
also nur eine linke Frage, wenn es 
uns gelingt, sie endlich systema- 
tisch und strukturell in unserer Vor- 
stellung von einem grundlegen- 
den sozialen und ökologischen 
Strukturwandel zu verankern. Un- 
sere Visionen einer gesellschaftli- 
chen Alternative müssen unmittel- 
bar erkennbar weibliche Zukunfts- 
hoffnungen und Lebensansprüche 
aufnehmen und mobilisieren. 

Fragen an den "Crossover"- 
Prozeß 

Die erste "Crossover"-Konfe- 
renz hat dies nicht geleistet. Das 
Projekt eines linken "Crossover" 

kann aber - so meinen wir - nur ge- 
lingen, wenn es von vornherein ei- 
nen starken feministischen Akzent 
setzt. Die auf dem Kongreß und in 
der Erklärung zur Konferenz skiz- 
zierten Schwerpunkte linker Politik 
sind daraufhin zu befragen, wel- 
chen Beitrag sie zu einer Emanzi- 
pationsperspektive leisten: 

Die Forderung nach einer dop- 
pelten Umverteilung von oben nach 
unten und von Männern zu Frauen 
bietet die zentrale Verknüpfung ei- 
nes linken und feministischen Re- 
formprojektes. Doppelte Umvertei- 
lung muß aber - darauf hat Christina 
Schenk auf der Konferenz hinge- 
wiesen - auch bedeuten: Umvertei- 
lung von gut bezahlter und qualifi- 
zierter Erwerbsarbeit von Männern 
zu Frauen und Umverteilung von 
Reproduktionsarbeit von Frauen zu 
Männern! 

Die männliche Normalbiogra- 
phie kann nicht zur Ausgangsba- 
sis von Umverteilungsforderun- 
gen genommen werden. Wir brau- 
chen neue Zuschnitte von Le- 
bens-, Monats-. Wochen- und Ta- 
gesarbeitszeit, die von den 
menschlichen Bedürfnissen und 
nicht vom unternehmerischen Kal- 
kül geleitet werden. Wir brauchen 
neue Arbeitszeitmodelle und da- 
bei bleibt die Forderung nach ei- 
ner 30-Stunden-Woche relevant. 

Unangenehme Fragen sind al- 
lerdings - solange diese Forde- 
rungen nicht durchgesetzt sind - 
für heute zu beantworten. Ist der 
sozial gesicherte Teilzeit-Arbeits- 
platz eine Perspektive, trotz Lohn- 
einbuße und offensichtlicher Rol- 
lenzuweisung für Eltern, sprich 
Mütter? Ist dies für untere Lohn- 
gruppen überhaupt noch zumut- 
bar? 

Auch für den auf dem Kongreß 
diskutierten sog. "Intermediären 
Sektor" stellt sich die Frage, ob er 

AKTUALITÄT MARXISTISCHEN DENKENS 
Sonderheft zur Dokumentation eines 

Kongresses zum 100. Todestag 
von FRlEDRlCH ENGELS 
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einen weiteren Arbeitsmarkt bil- 
det, der geschlechtsspezifisch 
auf Frauen zugeschnitten ist. Wie 
kann eine neue geschlechtsspezi- 
fische Arbeitsteilung verhindert 
werden? Wie können Sozialstan- 
dards - gerade für Frauen - gesi- 
chert und ausgebaut werden? 

Überwindung des Patriarchats 
Darüber hinaus stellt sich die 

Frage nach den Widersprüchen 
unter Frauen selbst. Definieren wir 
eigentlich den Feminismus noch 
als eine Überwindung des Patriar- 
chats? Haben wir durch die Parti- 
zipation arn Patriarchat, d.h. ganz 
konkret in den Parteien, nicht 
schon längst das Patriarchat 
überwunden, besonders dort, wo 
wir paritätisch vertreten sind? 

Durch die Partizipation an 
Macht und Herrschaft stellt sich die 
Patriarchatsfrage neu und anders 
und trotzdem auch wieder gleich. 
Ein auf Egalität ausgerichteter femi- 
nistischer Anspruch kann sich nicht 
darauf beschränken, die Egalität im 
Herrschen erreicht zu haben. Die 
Frage "Wozu" muß beantwortet 
werden, und zwar in nachweisba- 
ren Fortschritten für Frauen. 

Dies sind nur einige wenige 
der Fragen, mit denen wir uns 
auseinanderzusetzen haben, 
wenn wir das "Crossover-Projekt" 
als linkes und feministisches Vor- 
haben weiterentwickeln wollen. 
Uns geht es mit diesem Beitrag - 
ohne jeglichen Anspruch auf femi- 
nistische Allwissenheit - um einen 
Anstoß dazu. Wir wollen anregen, 
daß wir Frauen, die sich auf das 
"Crossover-Projekt" beziehen wol- 
len, uns die Zeit und den Raum 
nehmen, miteinander über unsere 
feministischen Anforderungen an 
dieses Projekt in einen Diskurs 
treten. Und wir wollen mit dafür 
sorgen. daß diese Ansprüche bei 
der Weiterentwicklung des "Cros- 
sover" einen starken, unüberseh- 
baren Platz einnehmen. Es wäre 
schön. wenn nicht nur Frauen der 
drei Zeitschriften zusarnmenkom- 
men würden, sondern darüber 
hinaus Frauen aus Wissenschaft, 
Gewerkschaften und Frauenpro- 
jekten sich an diesem Prozeß be- 
teiligen würden. 
Ansprechpartnerin für Interessier- 
te an einem "Crossover unter 
Frauen" ist Reinhild Hugenroth, 
Hauptstr. 50, 53604 Bad Honnef, 
Tel.: d. : 0228/1689 198, Fax: 0228/ 
1646642 
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Um so wichtiger ist es denn 
auch, daß die Linke deutlich macht, 
daß sie nicht den Integrationsprozeß 
an sich, sondern vielmehr die kon- 
krete Form. in der er durchgesetzt 
werden soll, ablehnt. Wir müssen ihn 
als das erkennbar machen, was er 
ist: Ein Kind der neokonservativen 
und neoliberalen Wende in den Indu- 
strieländern, die dem Scheitern der 
keynesianischen Krisenüberwin- 

I dungsstrategien Ende der 70er Jah- 
re folgte. Kern dieser Politik ist die 
sogenannte Befreiung der Marktkräf- 
te von reglementierenden Ein- 

I 

schränkungen, insbesondere von 
staatlichen Eingriffen. Es ist dem- 
nach alles andere als ein Zufall, daß 
die Verwirklichung der Sozialunion - 
im Unterschied zur Währungsunion, 
die ja nach einem festgezurrten Zeit- 
plan entstehen soll - noch in weiter 
Ferne liegt. Die Nachrangigkeit der 
politischen und sozialen Union ist 
politisch gewollt und entspricht der 
Dominanz der konservativen Kräfte 
in allen größeren Staaten der Euro- 
päischen Union. Der mit dem Bin- 
nenmarktprojekt 1987 eingeschlage- 
ne Weg der lntegration unterschei- 
det sich daher grundlegend von 
dem „Werner-Plan" von 1970, der 
schon einmal den Weg zu einem ei- 
nigen Europa weisen wollte, damals 
allerdings noch in einer engen 
Kopplung von wirtschafts- und wäh- 
rungspolitischer Integration. 

Die offensichtliche Schieflage 
des Maastrichter Vertragswerkes 
muß von uns offen thematisiert wer- 
den. Das Zurückbleiben der politi- 
schen und sozialen Zusammenfüh- 
rung kann dazu führen, daß das gan- 
ze Projekt der lntegration undurch- 
führbar wird, da es in sozialen Kon- 
flikten unterzugehen droht. Die 
Streiks in Frankreich könnten ein er- 
ster Vorbote solch kommender Kon- 
flikte sein. Bei uns ist es der Streit 
um das Entsendegesetz für Arbeits- 
kräfte in der EU, der die Kapitalbe- 
wegungen für den Normalbürger 
sichtbar macht. 

Die Interessen der Vermögensbe- 
sitzer haben sich durchgesetzt. 

4. Bleibt schließlich die Frage, 
ob in dem Prozeß der Globalisierung 
und der zunehmenden internationa- 
len Verknüpfung der Weltwirtschaft 
so etwas wie Klasseninteressen 
überhaupt noch definierbar sind. Die 
Analyseprobleme unterschieden 
sich hier nicht grundlegend von de- 
nen. die wir auch auf nationaler Ebe- 
ne haben: Für viele wird es noch 

nachvollziehbar sein, daß es eine 
definierbare herrschende Klasse 
gibt, bei der Beschreibung der Be- 
herrschten wird es hingegen schon 
sehr viel schwieriger. 

Der eben angesprochene Inte- 
grationsprozeß von Maastricht stellt 
die Erhaltung der Geldwertstabilität 
in den Vordergrund. Ganz bewußt 
soll deshalb ja die zukünftige Euro- 
päische Notenbank von politischen 
Entscheidungen so unabhängig 
sein, wie es jetzt schon die Deutsche 
Bundesbank ist. Nur so kann sie vor 
sogenannten populistischen Forde- 
rungen geschützt sein, etwa nach ei- 
ner aktiven Beschäftigungspolitik. 
Die lnteressen der Vermögensbesit- 
Zer haben sich hier offensichtlich 
durchgesetzt. Geldvermögen besit- 
zen nun in der Bundesrepubiik 

den" (Frank Deppe, Arbeitslosigkeit, 
Wohlfahrtsstaat und Gewerkschaf- 
ten in der Europäischen Union, in: 
Supplement der Zeitschrift Sozialis- 
mus 2-96, S. 16), so ist nach den Ko- 
alitionen zu fragen, die diese Struk- 
turen stützen. Neben den Eliten ist 
es eben jene „relativ breite Mittel- 
Schicht, die in der Golden-Age-Peri- 
ode Geldvermögen, Aktien- und Im- 
mobilienbesitz" (Deppe, a.a.0.) er- 
worben hat bzw. diese Vermögen 
nun erbt. die zu den neuen Stützen 
zählen. Vielleicht hat sich jemand 
schon einmal gefragt, warum seit 
geraumer Zeit in den Nachrichten- 
Sendungen vor den unvermeidlichen 
Tennisergebnissen auch die aktuel- 
len Stände des Dow-Jones-Index 
und des Ibis-Dax gemeldet werden. 
Es sind offenbar beachtliche Bevöl- 

Um so wichtiger ist 
es denn auch, daß 
die Linke deutlich 
macht, daß sie nicht 
den Integrationspro- 
zeß an sich, sondern 
vielmehr die 
konkrete Form. in 
der er durchgesetzt 
werden soll, ablehnt. 

schon einige, nehmen sich diese an- 
gehäuften Schätze auch meist eher 
bescheiden gegenüber den wirklich 
Reichen aus. Doch die Angst vor 
Verlusten sitzt tief, nicht nur bei den 
Anhängern von CDU und FDP, auch 
für viele Wähler der Grünen und der 
SPD ist inzwischen das Ziel Geld- 
wertstabilität wichtiger als eine akti- 
ve Beschäftigungspolitik. 

Wenn als regressive Modernisie- 
rung „hegemoniale Strukturen und 
Handlungskonstellationen im Verge- 
sellschaftungsprozeß bezeichnet 
werden. die durch die Definitions- 
macht des Weltmarktes - und der 
transnationalen Konzerne als den 
zentralen Akteuren - beherrscht wer- 

kerungsgruppen, die solche Infor- 
mationen bereits zum Frühstück 
brauchen. Übrigens: Der Bonner Mi- 
nisterialbeamte Hall, der oft als „Va- 
ter der Konvergenzkriterien" be- 
zeichnet wird. ist jetzt einer der Vor- 
standsmitglieder der Bausparkasse 
Wüstenrot. Auch dort zählt ja be- 
kanntlich Geldwertstabilität. 
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Thesen zur 
Y Y Globalisierung" 
der Weltwirtschaft 
vori Fritlijof Schrrzirlr* 

Um die UNO herum 
gruppiert sich 

ein System "real 
existierender 

Regulationsappa- 
rate". Es ist heute 

nicht mehr die Frage 
ob die Weltwirt- 
schaft in erheb- 
lichem Umfang 

reguliert wird, 
sondern wie und von 

wem mit welchen 
Zielen. 

* Dr. Frithjof Schmidt, 
Mitarbeiter der Bundestag 

I ch möchte gleich zu Beginn deut- 
lich sagen, daß ich die Enstehung 
von transnationalen Regimen an- 

ders als im Einladungsfaltblatt for- 
muliert und anders als vielleicht viele 
hier im Raum für einen realen histori- 
schen Vorgang halte und nicht bloß 
für ideologisches Gerede. Sie stellen 
heute ein Hauptproblem in der inter- 
nationalen Politik dar. Ich möchte 
mich auf die Auseinandersetzung 
mit der Frage konzentrieren, was ei- 
gentlich unter „Globalisierung" der 
Wirtschaft verstanden wird und wie 
sich der so bezeichnete Prozeß hi- 
storisch entwickelt hat. Ich denke. 
daß so deutlich wird, daß es sich hier 
um eine Entwicklung handelt, die al- 
les andere als „naturwüchsig" ver- 
laufen ist, sondern in der ständig be- 
wußt politische Rahmenbedingun- 
gen gesetzt wurden. 

Dabei geht es nicht um die allge- 
meine internationale Dimension, die 
dem Kapitalismus von seinen Ur- 
sprüngen her eigen ist. Schon Karl 
Marx hat ja (sinngemäß) festgestellt, 
daß der Weltmarkt mit dem Begriff 
des Kapitals gegeben sei und Fern- 
and Braudel hat eindrucksvoll die 
Rolle des Fernhandelskapitals für 
die Enstehung des Kapitalismus seit 
dem 15. Jahrhundert beschrieben. 
Es geht auch nicht um das, was die 
klassische lmperialismustheorie von 
Hobson, Hilferding oder Lenin an 
ökonomischen Zusammenhängen 
beschrieben hat. Der Begriff der 
Globalisierung steht für einen neuen 
historischen Prozeß. 

Globalisierung als neuer 
historischer Prozeß 

Meine erste These lautet, daß 
nach dem 2. Weltkrieg durch die 
Entkolonialisierung und die zwei so- 
genannten Entwicklungsdekaden 
der UNO in den sechziger und sieb- 
ziger Jahren ein neuer globaler Poli- 
tik- und Wirtschaftsraum geschaffen 

sfraktion von Bündnis 90/Die Gruilen 

wurde. Dieser Raum ist durch zwei 
historisch neue Elemente gekenn- 
zeichnet: 

Die Entstehung eines internatio- 
nalen Staatensystems, daß sich ein 
internationales Institutionen- und Re- 
gulationssystem geschaffen hat. 

Die Zahl der Mitgliedsgaaten der 
UN ist von 51 bei der Gründung auf 
184 gestiegen. Um die UNO herum 
gruppiert sich mit Einrichtungen wie 
IWF, Weltbank, UNCTAD und WTO 
usw. ein System ,.real existierender 
Regulationsapparate". Es ist heute 
nicht mehr die Frage ob die Weltwirt- 
schaft in erheblichem Umfang regu- 
liert wird, sondern wie und von wem 
mit welchen Zielen. 

In den zwei genannten UN-Ent- 
wicklungsdekaden ist gezielt eine 
globale moderne Infrastruktur auf 
Kredit geschaffen worden mit den 
Hauptsäulen der Verkehrswege 
(Flughafen-Netzwerk, Straßenbau), 
der Telekommunikation und eines 
Banken-Netzwerks. 

Dieser gigantische Infrastruktur- 
aufbau durch die politisch gezielte 
Verbindung von Entwicklungshilfe 
und Kreditfinanzierung hat die 
Grundlagen für die Schuldenkrise 
der achtziger Jahre und die Hyper- 
trophie des Weltfinanzsystem in den 
neunziger Jahren gelegt. 

Diese Entwicklungsperiode der 
Globalisierung ist verbunden mit der 
Entstehung der sogenannten ersten 
Phase einer .neuen internationalen 
Arbeitsteilung", wie es 2.B. Fröbel, 
Heinrichs und Kreye vom Starnber- 
ger „Max-Planck-Institut zur Erfor- 
schung der Lebensbedingungen der 
wissenschaftlich-technischen Welt" 
damals begriffsprägend formuliert 
haben. Die Entstehung von Export- 
produktionszonen und Industriever- 
lagerungen beginnt bereits Ende der 
sechziger Jahre. Symbol hierfür wa- 
ren zu dieser Zeit in Westdeutsch- 
land die Rollei-Foto-Werke aus 
Braunschweig, die ein Zweigwerk in 
Singapur eröffneten. Damals fand 
der erste Akt der unendlichen Stand- 
ort-Diskussion stcrtt. 

Zweite Phase der neuen interna- 
tionalen Arbeitsteilung 

Die so entstandenen neuen Be- 
dingungen auf den Weltmärkten 
führten Anfang der achtziger Jahre 
zu einer neuen Qualität der „Globali- 
slerung", gewissermaßen zu einer 
zweiten Phase der internationalen 
Arbeitsteilung, die sich vor allem un- 
ter vier Aspekten von der vorherge- 
henden deutlich unterscheiden Iäßt. 

1. Die insbesondere von IWF 
und Weltbank durchgesetzte weitge- 
hende Liberalisierung der Kapital- 
und Warenmärkte und der rasante 
Ausbau der Verkehrs- und Kommu- 
nikationsverbindungen vor allem 
auch in den meisten Ländern des 
„Südensu ermöglichen eine neue 
,,integrative Arbeitsteilung" in den 
Produktionsstrukturen der transna- 
tionalen Unternehmen (TNC). 

Dazu einige Fakten, um die öko- 
nomischen Dimensionen zu verdeut- 
lichen: Laut einer Untersuchung der 
UNCTAD gibt es Mitte der neunziger 
Jahre etwa 37.000 TNC mit rund 
170.000 Tochterunternehmen, die 
1992 einen Umsatz von 5,5 Billionen 
US-Dollar machten. Das Gesamtvo- 
lumen des internationalen Handels 
betrug im gleichen Jahr etwa 4 Billio- 
nen US-Dollar. Ein Drittel dieses 
Welthandels entfällt nach Schätzun- 
gen auf „internew Transaktionen der 
TNC. Sie nennen sich „global play- 
ers" und ihre Struktur läßt sich als 
neuer Netzwerkverbund weltweit 
verteilter, auf bestimmte Produkte 
und Arbeitsfunktionen spezialisierter 
Unternehmensteile, von Zulieferfir- 
men, angegliederten Forschungs- 
und Entwicklungsbüros beschrei- 
ben. Bekannte Beispiele sind in der 
Automobilindustrie die globale Stan- 
dardisierung von Grundelementen 
der Fahrzeuge, die auf verschiedene 
„Standorteu verteilte Produktion von 
Motoren und Getrieben, die jederzeit 
bei Arbeitskämpfen internationale 
Umverlagerungen von Produktionen 
und ein Ausspielen der Belegschaf- 
ten gegeneinander ermöglicht; oder 
die Planung von BMW, seine Ent- 
wicklungsabteilung in drei Schichten 
auf drei verschieden Kontinenten 
rund um die Uhr an demselben Pro- 
jekt arbeiten zu lassen, in dem die 
bearbeitete Software jeweils bei 
Schichtende „überspieltu wird; oder 
in der Elektroindustrie die Software- 
Entwicklung für Siemens im indi- 
schen Bangalore etc. 

Die Folgen der sogenannte Dere- 
gulierung führen gegenwärtig zu ei- 
nem Fusionsboom. bzw. zur Bildung 
sogenannter strategischer Allianzen 
von TNC's insbesondere im Tele- 
kommunikations- und Elektronikbe- 
reich. Neue, noch grßßere Mega- 
Konzernstrukturen bilden sich ge- 
genwärtig international heraus. Doch 
auch dies passiert nicht einfach so, 
sondern wird gezielt durch eine kon- 
zertierte lnfrastrukturpolitik der wich- 
tigsten Industrieländer gefördert und 
gelenkt. So hat im Februar 1995 in 

Konturen einer solchen alternati- kussionsprozeß initiiert werden. zu Stellungnahmen auffordern 
ven Variante umreißen soll. Dafür Deshalb wird es im Winter eine wollen. Im Frühjahr 1997 soll dann 
wollen wir dann um Unterstützung Tagung geben, auf der wir Frau- eine große Konferenz eine breite- 
durch Gruppen, Organisationen engruppen, Gewerkschafterln- -re Öffentlichkeit ansprechen. 
und Einzelpersonen werben. nen. Aktive aus der Umweltbewe- 
Gleichzeitig soll einer breiter Dis- gung und Wissenschaftlerlnnen 

E ine unvergleichliche Er- 
folgsstory hat stattgefun- 
den. Die Frauen haben sich 

durchgesetzt. Zumin-dest in un- 
seren Parteien geht nichts mehr 
ohne Frauen. Was sollen wir da 
noch meckern? Die Quote ist fe- 
ster Bestandteil des "Parteiensta- 
tuts". Wir sind da, haben Macht 
und ... 

... ist jetzt vielleicht Schluß mit 
den feministischen Forderungen? 
Es scheint so, da nun die Frauen- 
frage als integraler Bestandteil der 
Parteiprogramme angesehen 
wird. Wir reflektieren Lust und Last 
der Quote und verlassen uns auf 
die Fachfrauen, die im herrschen- 
den Diskurs die Fachfragen ge- 
nauso beantworten können wie 
Männer. Nur geht leider dabei oft 
der feministische Blick verloren. 
Es gibt ja die Frauen-Frauenpoliti- 
kerinnen, die sich konkret mit der 
"Frauenfrage" beschäftigen sol- 
len, z.B. in der Diskussion um die 
Vergewaltigung in der Ehe, Welt- 
frauenkonferenz und was noch so 
darunter subsumiert wird. Warum 
dann eine gesonderte feministi- 
sche Fragestellung, das hieße ja 
letztlich wieder doppelte Arbeit. 
Und die Männer gehen derweil im 
Diskurs schon wieder einen Schritt 
weiter. 

Feministische Fragen 
Ist dies ein unauflösbarer Wi- 

derspruch oder geht es auch an- 
ders? Betrachten wir die vorgebli- 
che Allgemeingültigkeit von Fach- 
diskussionen, stellen wir sehr 
schnell fest, daß diese Allgemein- 
gültigkeit mindestens zweigeteilt 
ist: Die Realitäten von Frauen und 
Männern sind unterschiedlich. 
Geht es bei der Linken in der 
Außenpolitik um die "Zivilisie- 
rung", so ist auf Anhieb klar was 
gemeint ist: Die Überwindung der 
militärischen durch zivile, d.h. po- 
litische Konfliktlösungsstrategien. 
Nun ist das nur die halbe Wahr- 
heit. In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es einen wehr- 
mäßig erfaßten Teil und einen zivi- 

len Teil. Die militärische Macht ist 
männlich und sonst gar nicht. Die 
Betroffenen in Krisengebieten 
sind "Zivilisten". Schaut mensch 
hin, werden Frauen, die für Alte. 
Kranke und Kinder Verantwortung 
übernehmen und im Krieg die nor- 
malen Alltagsabläufe managen 
müssen, sichtbar. Im Jugoslawi- 
en-Krieg war der Soldat sicherer 
vor Angriffen als die "Zivilbevölke- 
rung". Daß Frauen im Krieg eine 
Rolle spielen, wird erst bei der 
Skandalisierung von Vergewalti- 
gung deutlich. Doch die alltägli- 
che unterschiedliche Betroffen- 
heit bleibt unsichtbar. 

Ein anderes klassisches Bei- 
spiel ist der Fachdiskurs über So- 
zialpolitik. Der Kampf gegen Sozi- 
alabbau ist nicht nur abstrakt ein 
Kampf gegen Armut. Es ist, 
schauen wir in die Statistik, ein 
Kampf für Frauen, die in die 
Armutsfalle geraten sind. Es ist 
ein Kampf gegen besitzende 
Männerschichten, die den Reich- 
tum anhäufen. Natürlich ist auch 
das nur die halbe Wahrheit, wis- 
sen wir doch, daß auch Frauen. 
sei es über die Ehe, sei es über 
andere Wege, am Reichtum parti- 
zipieren. Nur ist diese Gruppe die 
Minderheit der Frauen. Zudem ha- 
ben sie kaum die Verfügungsge- 
walt. Zentral bleibt die Tatsache, 
daß die Armut "weiblich" ist. Gera- 
de weil die Diskussion so "allge- 
meindefinitorisch" geführt wird, 
müssen wir sorgfältig einen femi- 
nistischen Akzent setzen. 

Dieses Hinterfragen des herr- 
schenden Diskurses zwingt uns 
Frauen - leider - zu doppelter Ar- 
beit. Die These daß die Frauenfra- 
ge immer irgendwie integraler Be- 
standteil ist, enthebt uns nicht der 
Aufgabe, sie explizit zu machen. 
Der herrschende Diskurs ver- 
deckt, wie oben angeführt. die 
Frauenfrage und ist auch nicht für 
Frauen parteilich angelegt. Wir 
brauchen immer wieder "autono- 
me" Debatten und Räume, um fe- 
ministische Politik weiterzuentwik- 
keln. 

Kein "Crossover" 
ohne Frauen 

Dies bedeutet nicht nur doppel- 
te Arbeit, sondern ebenfalls, wollen 
wir weiterhin Macht in den Parteien 
ausüben, eine Vermittlungs- und 
Diskussionskultur, die den femini- 
stischen Aspekt verankert - im Hirn 
und Herzen aller Parteimitglieder. 
Das scheitert seltener am Intellekt 
der Herrenriege als an dem Wider- 
spruch zwischen der Autonomie 
der Frauen einerseits und dem 
Wunsch, daß die Herren es doch 
endlich kapieren sollen, anderer- 
seits. Der Respekt vor der Autono- 
mie der Frauen schlägt bei den 
Männern wiederum schlicht in 
Gleichgültigkeit um, und die Zeit, 
die die Debatte unter Frauen 
braucht, wird von den Jungs ge- 
nutzt, um schon mal im politischen 
Alltag nach vorne zu preschen. Es 
kann so zur Regel werden, daß wir 
ständig hinter dem männlich domi- 
nierten Diskurs hinterherhinken. 

Über die Quote hinaus 
Noch ist die feministische Fra- 

ge eine linke. Doch ist sie auch 
bei den Konservativen bereits an- 
gekommen. Soll sie eine linke Fra- 
ge bleiben, so kann es nicht bei 
der Forderung nach formeller 
Gleichstellung bleiben, denn die 
Quotendebatte ist längst an ihre 
Grenzen gestoßen: Vor allem, weil 
ihre Reichweite auf das politische 
Feld und den öffentlichen Sektor 
begrenzt geblieben ist. Die Quote 
im Öffentlichen Dienst hat kaum 
Schneeballefiekte für. eine stärke- 
re Beteiligung von Frauen an 

Wir brauchen immer 
wieder "autonome" 
Debatten und 
Räume, um femi- 
nistische Politik 
weiterzuentwickeln. 
Die Durchsetzung 
gleicher Chancen in 
der Sphäre der 
Ökonomie, aber 
auch in der Zivilge- 
sellschaft wird 
letztlich nicht mit 
den Mitteln der 
Quotierung zu 
erreichen sein. 

* Reiilhild Hiigeniotl~. Mit(irbeirerin der Frrikrioil von 
Biiiidiiis 90/Die Griineii ini EP, Slisi Möbbeck, 

Mitherciusgeberin rler spw 

CROOSSOVER. ANDERE ZEITEN - SPW - UTOPIE KREATIV, APRIL 1996 



CROSSOVER - FÜR EINEN RADIKALREFORMERISCHEN NEUANFANG 
CROSSOVER - NEUE WELTORDNUNG 

Perspektiven 
des Crossover- 
Prozesses 
vor1 der Crossocer-Koordirlritio~~sgi~ipl>e* 

ren zu können, erteilten sie eine Zuspitzung. Politisch wirksame öf- 
klare Absage (vgl. in diesem Heft fentliche Resonanz können wir 
S. 44-49). Für die spannende Fra- aber erst erreichen, wenn auch 
ge, was das für Rot-Grün oder der nächste Schritt getan wird. 
Rot-Rot-Grün heißt, blieb diesmal Für die Medien und die offizielle 
leider keine Zeit. Das sollten wir Politik werden wir erst interessant, 
beim nächsten Mal nachholen. wenn auch für außenstehende Be- 

Auf jeden Fall ist der Versuch obachterinnen und Beobachter 
gelungen, durch ein Projekt linker klar wird, welche konkreten, 
Zeitschriften unterhalb der Partei- machtpolitisch relevanten Initiati- 
enebene nicht nur zu einer Nor- ven hier entstehen sollen. 
malisierung und Verständigung 

Erfolge der Konferenz im Verhältnis der verschiedenen Perspektive 
Die Berliner Crossover-Konfe- Strömungen, sondern entlang be- Wir - die beteiligten Zeitschrif- 

renz unterschied sich in einem 
wichtigen Punkt von vergleichba- 
ren Veranstaltungen jüngster Zeit. 
Die überwiegend ideologische 
Standortdebatte und der weitver- 
breitete neoliberale Sachzwang- 
diskurs spielten keine Rolle. Un- 
sere Intention, den Ohnmachts- 
diskurs, der in weiten Teilen die 
Weltmarkt- und Globalisierungs- 

Gegenwärtig entwik- diskussion und die Debatte über 
kelt sich "Rot-Grün" ZU die Perspektiven einer Neuformie- 

einer griesgrämigen. rung einer linken Politik bestimm- 
zankenden Venival- te, durch konkrete Alternativvor- 

tung von Schnittmen- schläge und Gegenmodelle zu 
gen. von der keine durchbrechen, wurde weitgehend 

n e n n e n ~ ~ e r t e n  beherzigt. Auch wenn viel neben- 

stimmter Spannungsfelder letzt- 
endlich zu einem produktiven 
"Crossover" zu gelangen. Der An- 
satz muß weiterentwickelt werden. 

Probleme und Aufgaben 
Gleichzeitig zeigte der Kon- 

greßverlauf aber auch eine Reihe 
von Problemen, die bei der Wei- 
terführung des Crossover-Pro- 
jekts unbedingt angegangen wer- 
den müssen. An erster Stelle ist 
die nur geringe Beteiligung von 
Frauen zu nennen. Die Besetzung 
der Foren mit Teilnehmerlnnen 
aus Ostdeutschland ist eine wei- 
tere Schwachstelle, die behoben 

ten und Einzelpersonen - sind uns 
einig, daß Crossover fortgesetzt 
werden soll. Wir wollen politisch 
eingriffsfahiger werden. Gegen- 
wärtig entwickelt sich "Rot-Grün" 
zu einer griesgrämigen, zanken- 
den Verwaltung von Schnittmen- 
gen, von der keine nennenswer- 
ten Impulse für Veränderungen 
oder gar einen Aufbruch ausge- 
hen. Demgegenüber wollen wir 
ein eigenständiges gemeinsames 
Reformprojekt herausarbeiten 
und deutlich machen. Für eine 
Reform- und Bündnisstrategie ist 
entscheidend, die verschiedenen 
sozialen Milieus nicht einfach nur 

I m p ~ / s e  für Verände- einander hergeredet wurde und werden muß. Auch die Jugendli- zu addieren. Nur wenn es gelingt, 
rungen oder gar einen die einzelnen Vorschläge und An- chen schienen das Ganze nicht einen gesellschaftlichen Umbau- 

Aufbruch ausgehen. sätze nur mit Mühe zueinanderka- unbedingt als ihre Veranstaltung block zu bilden, der verdeutlicht, 
Demgegenüber wollen men, schien den meisten klar zu aufzufassen. Das verweist über- wie die verschiedenen Intentionen 
wir ein eigenstdndiges sein, daß die Zeit der larmoyanten haupt darauf. daß es mit der viel- wirklich ineinandergreifen. hat 

gemeinsames Identitätspflege auch für die Linke beschworenen 'gesellschaftli- eine radikaldemokratische Varian- 
Reformprojekt nun endgültig vorbei ist. chen Verankerung' noch ganz te auch eine Chance. Dafür müs- 

herausarbeiten und Crossover wollte unterhalb der schön hapert. Die Chance. daß Sen durch eine wirksame Vollbe- 
deutlich machen. offiziellen Parteipolitik neue Rau- über die drei beteiligten Zeit- schäftigungspolitik die gesell- 

me zur Verständigung über die Schriften ganz verschiedene ge- schaftlichen Spaltungsprozesse 
Spannungsfelder eines radikalre- sellchaftliche Milieus zusammen- gestoppt und rückgängig ge- 
formerischen Diskurses eröffnen finden, muß in Zukunft besser ge- macht werden, da sie andernfalls 
und realisierbare Projekte in re- nutzt werden. Außerdem ist es alle Bündnisperspektiven schon 
formpolitischen Schlüsselfeldern wichtig, auch andere linke Zeit- im Ansatz untergraben. Sonst 
bestimmen. Daß das durchaus schriftenprojekte mit ihrem je spe- bleibt es dabei, daß die sozialen 
möglich ist, zeigt auch die Ab- zifischen persönlichen und gesell- Existenzangste den notwendigen 
schlußdiskussion. Jürgen Trittin, schaftlichen Potential einzubezie- ökologischen Umbau ersticken. 
Christina Schenk, Lothar Bisky hen. Die Stärke dieses Crossover- Wie sehr Solidarität, Ökologischer 
und Hermann Scheer waren sich Projekts wird entscheidend davon Umbau und eine Umverteilung 
einig, daß es die notwendigen Re- abhängen, daß es jedem beteilig- der Lebenschancen ineinander- 
formspielräume und die „Rück- ten Zusammenhang gelingt, sein greifen, haben wir schon in unse- 
kehr der Politik" nur geben wird, Umfeld einzubinden und seine rer „Berliner Erklärung" (vgl. in 
wenn es gelingt, die gesellschaft- spezifischen Kräfte zu entwickeln. diesem Heft S. 16-19) zu zeigen 
liche Solidarität wieder herzustel- Leider konnte der nach innen versucht. Jetzt kommt es darauf 
len und die gegenwärtig herr- durchaus gelungene Stimmungs- an, „Rot-Grün" oder auch ,.Rot- 
schende Standort- und Ausgren- umschwung noch nicht in ein ent- Rot-Grün" vor denen zu schützen. 
zungslogik zu durchbrechen. Der sprechendes Aufbruchsignal die im Begriff sind, ein sachlich 
Vorstellung, sozusagen beim Mit- nach außen umgesetzt werden. mögliches Bündnis im wahltakti- 
schwimmen die Richtung umkeh- Das hängt sicherlich damit zu- schen Koalitionsgeschacher zu 

sammen, daß die ganze Initiative diskreditieren. 
noch sehr unvermittelt wirkte. Die Konkret bereiten wir für den 

* Die Crossover-Koordi11(1tio11sgr~ii>1>e setzt sicli z~isor~ii~ieri riris Vorbereitung blieb auf einen klei- Herbst eine Zeitschriftentagung 

Willi Biiiggen. Friedrich Heil~~iclrlil (Andere Zeite~i); nen Kreis von Aktiven beschränkt. vor, auf der ein 'Politisches Me- 

Susi Möbbeck, Stefntl Schostok (spir?); Hont  Dietzel, Darüberhinaus fehlte die reform- morandum' erarbeitet werden 
Ar~lold Schiilzel (Utol7ie kientic.). strategische und machtpolitische soll, das die reformstrategischen 

Brüssel eine Konferenz der G-7- 
Staaten 11 gemeinsame Förder-Pro- 
jekte für den Einstieg in eine „globa- 
le lnformationsarchitektur" festge- 
legt. Was in den siebziger Jahren 
der Flughafen- und Straßenbau war 
sind jetzt die Fasernetze für den 
„Super-Information-Highway". Es gilt 
auch heute: Ohne Staatsintervention 
keine ausreichende Infrastruktur. 

Die Explosion des 
„virtuellen Finanzmarktes" 

2. Die Liberalisierung der Fi- 
nanzmärkte und der Aufbau eines 
globalen Telekommunikationsnetz- 
werkes (auch dies maßgeblich 
durch politische Interventionen von 
IWFWeltbank und G-7-Gruppe ge- 
lenkt) schaffen erst die Vorausset- 
zung für die Explosion des „virtuel- 
len Finanzmarktes" in den achtziger 
Jahren. Die Zahlenwerte des Devi- 
senhandels belegen dies eindrucks- 
voll: Der tägliche Umsatz lag hier 
1978 bei 120 Mrd US-$, er stieg bis 
1988 auf 650 Mrd. US-$ und lag 
1994 bei 1 Billion US-$. Nach Bewer- 
tung des Chefvolkswirtes der „Deut- 
schen Giro Zentrale" waren davon 
lediglich 1% bis maximal 5% vom re- 
alwirtschaftlichen Außenhandel ver- 
ursacht. Der Rest bestand ganz 
grob gesagt aus einem elektroni- 
schen Hochgeschwindigkeitshandel 
mit Schuldscheinen. Hier ist ein elek- 
tronischer Weltmarkt fast ohne jede 
Kontrollinstanz enstanden, wie 
jüngst die Leeson-Affäre schlaglicht- 
artig gezeigt hat. 

Die vieldiskutierten Vorschläge 
für eine internationale Devisenum- 
Satz- bzw. eine Kapitalverkehrssteu- 
er zielen auf die Regulation dieser 
neuen Dimension der Globalisie- 
rung. 

Konstituierung von großregiona- 
len Handels- und Wirtschaftsblök- 
ken 

3. Es gibt jedoch auch eine 
scheinbar gegenläufige politische 
Tendenz der großregionalen Seg- 
mentierung des Weltmarktes durch 
die Konstituierung von Handels- und 
Wirtschaftsblöcken. Der US-Han- 
dels-Beauftragte Brock hat dies im 
Rahmen der GATT-Verhandlungen 
ausdrücklich als politische „two- 
track-strategy", also als zweigleisi- 
ge- oder Doppelstrategie gekenn- 
zeichnet. 

Die Blockbildung, sei es nun die 
EU, NAFTA, Mercosur oder ASEAN, 
kann als Regulativ zu den Liberali- 
sierungs-Zielsetzungen der GATT- 

Verhandlungen eingesetzt werden, 
als Drohmittel und Gegengewicht 
gleichermaßen. So hat z.B. der EU- 
Kommissar Leon Brittan das Han- 
delsabkommen zwischen der EU 
und Mercosur als strategische Ant- 
wort auf die Bildung von NAFTA be- 
zeichnet. Globalisierung heißt also 
heute auch schon großregionale Re- 
gulation - natürlich im Rahmen von 
kapitalistischen Protektions- und 
Subventions-Konzepten. 

Entstehung von Elementen einer 
globalen politischen Öffentlichkeit 

4. Nur ganz kurz sei hier noch 
ein vierter Aspekt der neuen Phase 
der Globalisierung angesprochen, 
der allerdings politisch für die Her- 
ausbildung von Gegenmacht von 
großer Bedeutung ist: Die Entste- 
hung von Elementen einer globalen 
politischen Öffentlichkeit. Im Rah- 
men des UNCED-Prozesses ist es 
erstmals zu einer wirklich globalen 
Debatte der NGO's über eine „alter- 
native" Programmatik zur Klima-Poli- 
tik gekommen. Natürlich ist Öffent- 
lichkeit nicht mit politischer Gestal- 
tungsmacht zu verwechseln und die 
Krise des Rio-Nachfolge-Prozesses 
belegt dies deutlich, aber eine glo- 
bale Öffentlichkeit ist eine notwendi- 
ge Bedingung für jeden praktischen 
Schritt der Veränderung. Die Debat- 
te über die Kontrolle der TNC's und 
der Finanzmärkte kann und muß hier 
am Beginn stehen. 

Liberalisierung und Deregulie- 
rung, globale lnfrastrukturpolitik und 
regionale Blockbildung sind poli- 
tisch gewollte und geprägte Prozes- 
se, die durch die real existierenden 
Regulationsapparate der Weltökono- 
mie umgesetzt werden. Die G-7- 
Gruppe, die IWFWeltbank-Gruppe, 
die EU-Kommission und die WTO 
bzw. das GATT betreiben eine Welt- 
ordnungspolitik oder besser gesagt 
ihre Weltordnungspolitik. Dem gilt es 
eine m&e Weltordnungspolitik 
oder besser gesagt eine internatio- 
nale ökologisch-solidarische Struk- 
turpolitik entgegenzusetzen. Ansatz- 
punkt dafür muß sozusagen die 
Kehrseite der Globalisierung der 
Ökonomie sein, nämlich die Globali- 
sierung der Probleme und Ldsungen 
der Umwelt- und der sozialen Fra- 
gen, die ihren gemeinsamen Kern in 
der Überlebensfrage der Menscheit 
haben. Ohne transnationale Regula- 
tion wird dieses Überleben nicht zu 
sichern sein. 

ein dauerhafter »Friedensvertrag 
mit der Natur« möglich ist. 

20 CROOSSOVER. ANDERE ZEITEN - SPW - UTOPIE KREATIV. APRIL 1996 



Zwischen 
Globalisierung und 
Neonationalismus 
von Andre Brie* 

Der notwendige, 
tiefgreifende Bruch, 

muß mit dem 
Ausbruch aus der 
Logik kurzfristiger 
und kurzsichtiger 

Betriebswirtschaft- 
lichkeit und der 

Hinwendung zu den 
strategischen, 

gesellschaftlichen 
und globalwirt- 

schaftlichen Fragen 
beginnen. 

1 Zweifach tut sich eine Kluft 
auf zwischen der realen Glo- 
i balisierung fast aller entschei- 

denden menschlichen Reprodukti- 
onsbedingungen einerseits und an- 
dererseits erstens dem Fehlen inter- 
nationaler, globaler Regulierungsin- 
strumente und -institutionen für die 
wirtschaftlichen, sozialen. ökologi- 
schen und politischen Reprodukti- 
onsprozesse, zweitens dem Wieder- 
aufkommen von Nationalismus. 

2. Solidarische Weltwirtschaft. 
demokratisierte UNO, ziviles globa- 
les Sicherheitssystem wären drin- 
gend erforderliche, aber gegenwär- 
tig uneinlösbare Ziele. Globale Ver- 
gesellschaftung ist real weit voran- 
geschritten. Weltgesellschaft ist - 
deformiert, uneinheitlich und nur 
„halbM - im Entstehen begriffen. lhre 
ökonomische Basis ist durchaus exi- 
stent und besteht in Weltmarkt, ver- 
selbständigten Finanzmärkten, mul- 
ti- und transnationalen Konzernen. 
Ein politischer Überbau fehlt. Ohne 
demokratische und zivilgesellschaft- 
liche Kontrolle beherrscht und ge- 
fährdet der Weltmarkt die Welt und 
in nicht geringem Maße auch die na- 
tionalstaatlichen Gesellschaften. 

3. Nationalstaatlich partiell ge- 
bändigt (wobei diese Bändigung un- 
zureichend und immer stärker ge- 
fährdet ist), zeigt sich die kapitalisti- 
sche Weltökonomie spontan, anar- 
chisch, sozial, ökologisch und kultu- 
rell zerstörerisch. lhre Zerstörungs- 
kraft hat eine menschheitlich und für 
die lebendige Natur existentielle Di- 
mension angenommen und konfron- 
tiert uns als Gattung erstmalig mit 
der Möglichkeit irreversibler Zerstö- 
rungen. 

Nationalstaatliche 
Handlungsmöglichkeiten 

Die Globalisierung wesentlicher 
Reproduktionsbedingungen bedeu- 

* Andre Brie. Mitglied des PDS-Pnrteivorstnnds 
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tet nicht das Verschwinden national- 
staatlicher und binnenwirtschaftli- 
cher Handlungsmöglichkeiten, wohl 
aber ihre tendenzielle Einengung 
bzw. Veränderung. Zumindest zeit- 
weilige bedeutende Erweiterungs- 
möglichkeiten sind vorhanden. Denn 
aktuell sind es vor allem neoliberale 
Deregulierungs- und fundamentalis- 
tische Freihandelspolitik, die in allen 
Metropolenstaaten praktizierte Sozi- 
alstaatsdemontage und nicht zuletzt 
die Blockierung eines ökologischen 
Umbaus von Produktions- und Le- 
bensweisen, die staatliche Gegen- 
steuerungsmöglichkeiten in gefährli- 
chem Ausmaß beeinträchtigen. Die 
Potenzen regionalisierter Arbeitstei- 
lung, regionalisierter Kreislaufwirt- 
schaft, anderer ökologischer Um- 
Steuerung und anderer Binnenwirt- 
schaftsorientierungen sind bei wei- 
tem nicht ausgeschöpft. 

5. Die westlichen Metropolen- 
gesellschaften befinden sich in einer 
Regulations- und Umbruchkrise von 
geschichtlichem Ausmaß. Ihr Wan- 
del von einer zerstörerischen Ent- 
wicklung hin zu einer überlebenssi- 
chernden, sozial gerechteren, soli- 
darischen Gesellschaft ist von exi- 
stentieller Dringlichkeit, aber gegen- 
wärtig politisch und gesellschaftlich 
blockiert. Die Haupthindernisse wer- 
den von herrschender Politik errich- 
tet, die kurzfristige Sachzwänge or- 
ganisiert und verwaltet, gesellschaft- 
lichen Diskurs abwürgt, die Beteili- 
gung der Betroffenen verhindert, 
langfristige Politik und gesellschaftli- 
che Gestaltung ablehnt, damit letzt- 
lich Politik selbst aufhebt. Die natio- 
nale und internationale Dominanz 
des Neoliberalismus fördert die 
Durchsetzung partikularer und kurz- 
fristiger Unternehmens-(Kapital-)in- 
teressen, betriebswirtschaftliche 
Orientierung sowie Neonationalis- 
mus und gesellschaftliche Zersplit- 
terung. Dem wäre eine Strategie ent- 
gegenzusetzen, die Spielräume für 
langfristige und übergreifende, glo- 
balwirtschaftliche Orientierungen 
auch der Unternehmen sowie für in- 
ternationale Solidarität eröffnet und 
sie institutionell fördert. Der notwen- 
dige, tiefgreifende Bruch, den ich 
ganz und gar nicht ohne wichtige 
Momente der Kontinuität denke, muß 
mit dem Ausbruch aus der Logik 
kurzfristiger und kurzsichtiger Be- 
triebswirtschaftlichkeit und der Hin- 
wendung zu den strategischen, ge- 
sellschaftlichen und globalwirt- 
schaftlichen Fragen beginnen. Diese 
Aufgabe hat einen doppelten Cha- 

rakter: es geht sowohl um gesell- 
schaftlichen Wandel im Rahmen der 
Nationalstaaten als auch um globale 
Veränderungen. 

6. Die „neue Weltordnung" ist 
ein bereits okkupierter Begriff. Er 
steht für die Konzeption einflußrei- 
cher Kreise der USA und anderer 
NATO-Staaten, nach dem Ende der 
Ost-West-Konfrontation die eigene 
Dominanz in den internationalen und 
weltwirtschaftlichen Beziehungen I 

und insbesondere ein kapitalisti- 
sches Gesellschaftsrnonopol zu ge- 
währleisten. Sie ist eine Strategie , 
des „modernenu westlichen Nationa- 
lismus, verstärkt miteinander konkur- 
rierend, aber kooperativ in der Ab- 
schottung der Metropolenstaaten 
gegen den Süden und den Osten. 
Internationale Konflikte sollen mit ei- 
nem westlichen Militärmachtmono- 
pol unter Kontrolle gehalten werden. 
Aktuelle Krisen werden gelegentlich 
gelöst, indem schlimmere verur- 
sacht werden, so daß sie sich weiter 
verschärfen. 

Anforderungen an die Linke 
7. Die Linke ist vielfach gefor- 

dert. Erstens wird sie. ohne ein Mo- 
nopol zu beanspruchen, eine beson- 
dere Verantwortung dafür haben, in- 
tellektuelle Reform- und Wandlungs- 
projekte zu entwickeln. Zweitens 
muß die Linke zum Stattfinden eines 
politischen und gesellschaftlichen 
Diskurses über diese Fragen beitra- 
gen. Drittens: Veränderungen wer- 
den vor allem in den westlichen Na- 
tionalstaaten und in der Europäi- 
schen Union angestrebt werden 
müssen. Die Spielräume dafür sind 
vorhanden und sogar erweiterbar. 
Mit zunehmender Radikalität der 
Wandlungen wird das internationale 
und globale Umfeld an Bedeutung 
gewinnen. Viertens: Insbesondere 
muß es um die Verteidigung, Erwei- 
terung und neue Ausgestaltung so- 
zialer, ökologischer und partizipato- 
rischer Standards gehen. Fünftens 
muß die Europäische Union um eine 
soziale und ökologische Union er- 
weitert werden, oder aber sie wird ei- 
ner der machtvollsten Antriebe für in- 
ternationales Sozial- und Ökologie- 
dumping. Sechstens: International 
und global muß zumindest um sozia- 
le und ökologische Mindeststan- 
dards, ein globales soziales und 
ökologisches Regime und seine de- 
mokratische lnstitutionalisierung so- 
wie um die Zurückdrängung der ge- 
genwärtigen Militarisierung der Poli- 
tik gerungen werden. 

CROSSOVER - FÜR EINEN RADIKALREFORMERISCHEN NEUANFANG 

Um die Arbeitszeitverkürzung politisch durchsetzen 
und ökonomisch realisieren zu können, sind öffentliche 
Hilfen beim Lohnausgleich erforderlich, die aus den ein- 
gesparten Kosten der Arbeitslosigkeit erbracht werden 
können. Die Durchsetzung des gemeinwirtschaftlichen 
Sektors sollte durch ein qualifiziertes öffentliches Auf- 
tragswesen und öffentliche Basisfinanzierungen (For- 
schung, Ausbildung, Infrastruktur) unterstützt werden. 
Die dafür erforderlichen Mittel können aus den Ökosteu- 
ern finanziert werden. 

Politisierung der Ökonomie 
Auf die sich mehr und mehr abzeichnende „Ökonomi- 

sierung der Politik" sollten wir mit einer stärkeren Politisie- 
rung der Ökonomie reagieren. 

Der neue Standortkorporatismus (direkte Kooperation 
zwischen Politik und Unternehmensvorständen unter zu- 
stimmender Begleitung der betrieblichen Gewerkschafts- 
Strukturen) ist aus strukturellen Gründen nicht in der 
Lage, neue zukunftsfähige Nachfrage- und Beschäfti- 
gungsfelder zu erschließen. Er beschränkt sich auf die 
beschönigende Konservierung der alten fordistischen 
Angebotsstruktur. 

Neben dem Aufbau einer „neuen Gemeinwirtschaft" 
geht es deshalb sowohl unter industriepolitischen wie 
ökologischen Gesichtspunkten auch darum, die strate- 
gisch planenden Unternehmenszentralen gegenüber neu- 
en Bedürfnissen aus der Gesellschaft zu öffnen. Da sich 
die Verbraucher auf dem Markt nur im Rahmen der vorge- 
gebenen Angebotsstruktur artikulieren können, sind die 
indirekten Lenkungsmechanismen (z. B. ökosteuern) al- 
leine nicht ausreichend. Ohne direkte politische Einfluß- 
nahme auf die privatwirtschaftlichen Entscheidungszen- 
tren werden die notwendigen ökonomischen und ökologi- 
schen Konversionsschritte nicht gelingen. 

Dabei sind die neuen Entwicklungstendenzen zu 
postfordistischen Unternehmensstrukturen (Vermach- 
tung und Zentralisierung der qualitativen Produktentwick- 
lung bei marktvermittelter Dezentralisierung der Umset- 
zungsstrategien) und zur post-tayloristischen Fabrik 
(mehr Selbstbestimmung am Arbeitsplatz, Gruppenar- 
beit, Abschaffung von Hierarchiestufen etc.) aufzugreifen 
und für eine ökonomische Demokratisierungsoffensive zu 
nutzen. 

Dadurch könnte die Produktentwicklung, d. h. die 
qualitative Gestaltung des gesellschaftlichen Reichtums 
wieder an gesellschaftliche Meinungsbildungsprozesse 
zurückgebunden und die alte Debatte über Mitbestim- 
mung am Arbeitsplatz neu aufgegriffen werden. 

Neue Weltordnung 
Die Hoffnungen auf eine neue „WeltgesellschaftU 

oder „Weltregierung" und auf die Entwicklung „transna- 
tionaler Regime" führen in eine illusionäre Richtung. Statt- 
dessen sollten wir von den regionalen Blockbildungen in 
Europa, Süd- und Nordamerika, Südostasien und Afrika 
ausgehen. 

Sie könnten untereinander einen neuen Bilateralismus 
entwickeln, der militärisch auf Abrüstung und Gewaltver- 
zicht basiert und der ökonomisch eine bewußte Regulie- 
rung der Außenwirtschaftsbeziehungen anstr bt. Die 
Menschen müssen verstehen, da8 die außenwi d schaftli- 
che Abwälzung der Öko- und ~eschäftigungsprobleme 
auf Dauer nicht gelingen kann und auf sie zurückschla- 
gen wird. Den destabilisierenden Gefahren regionaler 
Blockbildungen (z. B. „Festung Europa") muß vor allem 

durch eine Veränderung der politischen Mehrheiten in 
den ökonomischen Zentren begegnet werden. Wir sind 
überzeugt, daß diese Strategie durch eine stärkere Bin- 
nenregionalisierung der großen ökonomischen und politi- 
schen Blöcke untermauert werden muß. 

Wichtige Instrumente für die bi- und multilaterale Kon- 
trolle der Außenwirtschaftsbeziehungen sind Kapitalver- 
kehrs- und Zinsdifferenzsteuern, eine bilaterale Regulie- 
rung der Warenströme, sowie die Einführung von Sozial- 
und Ökostandards. Au- 
ßerdem brauchen wir eine ES ist an der Zeit, die getrennt Ver- 
grenzübergreifende Politi- laufenden Diskurse der Linken in 
sche Gestaltung der Ar- 
beitsmärkte, die verhin- einem Prozeß des ,,Crossover" 
dert, daß internationale 
Belegschaften transnatio- 
naler Unternehmen ge- 
geneinander ausgespielt 

gemeinsam zu verarbeiten und 
eine neuen Vorstellung radikalre- 
formerischer Politik zu entwickeln. 

und Migrationsbewegun- 
gen für Lohndumping mißbraucht werden. Die innere Re- 
gionalisierung der großen Wirtschaftsblöcke kann durch 
gezielte Verteuerung von ~rans~or t le ic tun~en,  durch eine 
regionalabsatzorientierte Agrarreform und durch eine 
entsprechende Ausrichtung der „neuen Gemeinwirt- 
schaft" unterstützt werden. Gleichzeitig müssen neue re- 
gionale Wirtschaftsförderstrategien entwickelt werden. 
die vor allem auf die Vernetzung von öffentlichem, ge- 
meinwirtschaftlichem und privatem Sektor setzen und die 
endogenen Potentiale der Regionen durch Re-Regionali- 
sierungen von Zuliefer- und Dienstleistungsbeziehungen 
stärken will. 

Neue politische Räume schaffen! 
Daß Demokratisierung und Gleichstellung der Frauen 

hier nicht als weitere Reformprojekte aufgezählt wurden. 
ist Absicht. Sie bilden den impliziten roten Faden all un- 
serer Vorschläge, ohne den auch die übrigen Vorhaben 
nicht gelingen können. 

Der Berliner Konferenz sollen weitere Arbeitstagungen 
und gemeinsame publizistische Projekte folgen. Dadurch 
wollen wir neue politische Räume unterhalb der rein par- 
teipolitischen Ebene schaffen, die die verheerende Identi- 
fizierung von Politik mit Parteipolitik durchbrechen. 

Wir meinen: Es ist an der Zeit. die getrennt verlaufen- 
den Diskurse der Linken in einem Prozeß des „Crosso- 
ver" gemeinsam zu verarbeiten und eine neuen Vorstel- 
lung radikalreformerischer Politik zu entwickeln. 

Aus trennenden Gegensätzen sollen produktive 
Spannungsverhältnisse werden. 

Staatliche Reformpolitik und gesellschaftliche Selbst- 
organisation könnten sich wechselseitig bestärken und 
ergänzen, wenn es endlich gelingt, den alten Dualismus 
von Etatismus und Anti-Etatismus zu überwinden. 

Die Idee der Befreiung von der Arbeit wollen wir mit 
der Verwirklichung in der Arbeit verbinden. 

Produktivistische lndustriepolitik und ökologischer 
Umbau sollen wieder in ein vernünftiges Verhältnis zuein- 
ander treten. 
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auszurichten sei und man deshalb auch nicht erschrok- 
ken sein dürfe, wenn jetzt sein wahres Gesicht hervorge- 
lockt werde. 

Die jüngsten Wendungen der Ökologiedebatte sind 
dafür ein gutes Beispiel. Seitdem immer mehr (alt)klug 
gewordene ,.Ökos" glauben, daß auch ihnen nichts ande- 
res bleibe, als ihre eigenen Anliegen in Form einer mo- 
dernistischen Standortsicherungspolitik zu verkaufen, 
haben in den Ökoverbänden und den zuarbeitenden Par- 
teistrukturen berufspolitisch weichgekochte „Fachleute" 
das Ruder übernommen. Der Zusammenhang von 
Alternativ- und Ökobewegung ging verloren. Gegen- 
kulturelle, antikapitalistische und rigoros ethische Strö- 
mungen wurden ausgegrenzt. Was bleibt, sind die ver- 
schiedenen Ökosteuermodelle. Grundsätzlich sind die 
Parteien hier einer Meinung. Nennenswerte Differenzen 
gibt es lediglich auf der Ebene der technokratischen Um- 
setzung (erst auf Europa warten oder im Alleingang 
durchsetzen, ganz, halb oder gar nicht kostenneutral 
etc.). Zwar sind diese Unterschiede reformtechnisch von 
entscheidender Bedeutung. In der Form, wie sie jetzt be- 
handelt werden, kann die Öffentlichkeit sie aber nicht auf- 
greifen. Trotz des großen öffentlichen Interesses ver- 
schwindet die Öko-Debatte in einem Fachdiskurs, bei 

dem es letztendlich nur 

Auf die sich mehr und mehr noch darum geht, wer die 
standortverträglichsten abzeichnende ,,Ökonomisierung und schmerzlosesten 

der Politik" sollten wir mit einer Umsteuerungsmodelle 

stärkeren Politisierung der Ökono- entzh die Debatte um 
mie reagieren. die Zukunft des Sozial- 

staates droht dieser Lo- 
gik zu verfallen. Weil nur mit einer Exportweltmeisteröko- 
nomie der Sozialstaat finanziert werden könne, müsse zu- 
nächst alles dafür getan werden, diese Position zu si- 
chern und auszubauen. Früher breit akzeptierte Werte 
wie Solidarität und Gerechtigkeit verwandeln sich in eine 
abhängigen Variable des internationalen Konkurrenz- 
kampfes. Sie werden zum Versatzstück einer doppelzün- 
gigen Siegermoral, die sich um das Schicksal der „Verlie- 
rerökonomien" nicht schert. 

Reformfähigkeit wiedergewinnen! 
Die politische Selbststeuerungsfähigkeit wieder her- 

zustellen und weiterzuentwickeln, halten wir im Augen- 
blick für die zentrale Aufgabe radikaler Gesellschaftskri- 
tik. 

Wir sehen vor allem einen Weg, dem fatalen Zirkel 
zwischen Entpolitisierung der Politik und wachsendem 
politischem Desinteresse zu entgehen: 

Durch den konkreten sachlichen Nachweis, daß vie- 
les eben doch geht, daß es durchaus Mdglichkeiten gibt, 
Massenarbeitslosigkeit, ökologische Krise und soziale 
Spaltung erfolgreich zu bekämpfen, wollen wir die Iäh- 
mende Sachzwanglogik durchbrechen und einen eige- 
nen Beitrag zur Rekonstruktion der politischen Öffentlich- 
keit leisten. 

Deshalb haben die drei Zeitschriften „Andere Zeiten", 
,.Sozialistische Politik und Wirtschaft" (spw) und „Utopie 
kreativ" eine gemeinsame Konferenz veranstaltet. die 
,.altlinke Selbstblockaden" und rechthaberisches Lager- 
denken aufbrechen will. 

Die drei Zeitschriften repräsentieren verschiedene 
Diskussionszusammenhänge im politischen Raum von 
Bündnis 9OIDie Grünen, SPD und PDS, für die die 

gegenwärtigen ökonomischen Rahmenbedingungen und 
Machtstrukturen kein Tabu darstellen. Wir wollen die 
Ökonomie vielmehr selbst zum Gegenstand politischer 
Veränderungen machen. Neue Zugänge, konkrete 
Veränderungsvorschläge und sofort machbare 
Reformschritte standen im Mittelpunkt der Konferenz. Mit 
Hilfe konkreter Zukunftsprojekte wollten wir zeigen, daß 
die lähmende Sachzwangideologie überwindbar ist. 

Unsere Alternativvorschläge beziehen sich auf drei 
Hauptsektoren: 

Umbau der Arbeit 
Wir wollen zeigen, daß Vollbeschäftigung auch nach 

dem Ende der fordistischen Wachstumsperiode möglich 
ist: 

wenn eine radikale Arbeitszeitverkürzung auf minde- 
stens 30 Wochenstunden (oder eine ähnlich drastische 
Verkürzung bezogen auf Jahres- bzw. Lebensarbeitszeit) 
durchgesetzt wird und 

wenn eine doppelte Umverteilung von oben nach un- 
ten und von Männern zu Frauen gelingt. 

Als drittes zentrales Element schlagen wir vor, einen 
neuen gemeinwirtschaftlichen Beschäftigungssektor auf- 
zubauen, in dem zunächst rund zwei bis drei Millionen 
Menschen eine neue Arbeit finden sollen. 

Dieser Wirtschaftssektor soll eine zusammenhängen- 
de Alternative zu bisherigen „zweiten Arbeitsmärkten", 
zu ungeschützten und schattenwirtschaftlichen Arbeits- 
verhältnissen und zu unsozialen Privatisierungsaktionen 
des Staates darstellen. Mit seiner Hilfe kann und soll 
insbesondere der frauenpolitische Umbau der Arbeit 
vorangebracht werden. Wichtig ist, daß mit diesem neu- 
en Wirtschaftssektor auch neue okonomische Formen 
entstehen, die weder privat- noch staatswirtschaftlich 
sind. 

Die Frage, was produziert oder bereitgestellt wird, soll 
öffentlich entschieden werden: Durch kommunale politische 
Institutionen kontrollierte öffentliche Trägergesellschaften 
könnten neue sozio-kulturelle und ökologische Projekteaus- 
schreiben, die teils durch öffentliche Zuschüsse, teils durch 
Gebühren oder Preise finanziert werden. Die bei diesen 
Ausschreibungen berücksichtigten Unternehmen müssen 
bestimmten arbeitsmarktpolitischen, sozialen und ökologi- 
schen Kriterien genügen und durch Struktur- und Unterneh- 
menspolitik zur Entstehung relativ stabiler regionaler ökono- 
mischer Netzwerke beitragen. 

Neben der Erschließung neuer sozialökologischer Be- 
schäftigungsfelder geht es auch darum. daß dieser Sek- 
tor schrittweise in die bisher staatswirtschaftlich organi- 
sierten Sektoren hineinreicht, um auch dort mehr gesell- 
schaftliche Kontrolle, okonomische Flexibilität und Ratio- 
nalität durchzusetzen. 

Zugleich bilden die drei Projekte der Arbeitszeitver- 
kürzung, der doppelten Umverteilung und der neuen Ge- 
meinwirtschaft einen wichtigen Beitrag zum emanzipato- 
rischen und ökologischen Umbau der Gesellschaft, weil 
jenseits des individuellen Kampfes um Erwerbs- und 
Konsummöglichkeiten neue Lebensperspektiven eröffnet 
werden können. In der „neuen Gemeinwirtschaft" können 
neue ökologische und soziokulturelle Dinge bereit- oder 
hergestellt werden, deren Produktion oder Bereitstellung 
unter Marktbedingungen nicht zustande kam. Die Ar- 
beitszeitverkürzung wollen wir mit einer qualitativen Ge- 
staltung und Humanisierung der Arbeit verbinden. Außer- 
dem kann die neue Gemeinwirtschaft zur Stärkung regio- 
naler Vernetzungsstrukturen beitragen. 
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\ A l  ir können feststellen, daß selbst ebenfalls nur ein wohlfahrts- 
die wirtschaftliche In staatliches Gebilde sein, wobei die Globalisieruna und 

V V tegration der nationalen wohlfahrtsstaatliche Qualität keine 
Ökonomien hauptsächlich unter feste Grbße ist. Aus diesem Zusam- 
Wohlfahrtsstaaten stattfindet. Das ist menhang ergeben sich Anforderun- 
auch leicht zu erklären: sie haben 
ein großes Leistungs- und Nachfra- 
gepotential, das für ausländische In- 
vestoren ein langfristiges Engage- 
ment lohnend macht. 

Die Regulierung der internationa- 
len Wirtschaft wird - das klingt zu- 
nächst seltsam - durch die wohl- 
fahrtsstaatliche Entwicklung ge- 
prägt. Denn demokratische Wohl- 
fahrtsstaaten müssen auf ein Min- 
destmaß an Akzeptanz achten. Inso- 
fern spiegeln die Spielregeln der po- 
litischen Steuerung der Weltwirt- 
schaft die spezifischen Funktions- 
und Legitimationsprobleme wohl- 
fahrtsstaatlicher Politik wider. Das 
sieht man an den Ausnahmeregeln 
und Schutzklauseln in den Kodifizie- 
rungen, die die Bewahrung binnen- 
wirtschaftlicher Souveränität ge- 
währleisten sollen. (Bei massiver 
Gefährdung von Arbeitsplätzen kön- 
nen beispielsweise die GATT-Re- 
geln ausgesetzt werden). 

Man könnte jetzt sagen: wenn 
die Einheiten einer Weltwirtschaft 
Wohlfahrtsstaaten sind, kann sie 

gen an die Außenwirtschaftspolitik, 
z.B. die nach Sozial- und Ökoklau- 
seln. 

Nun kann man allerdings fest- 
stellen, daß Schutzklauseln zum 
Zeitpunkt der dritten Globalisie- 
rungswelle ihre Funktion immer we- 
niger erfüllen können. Die langwieri- 
gen GATT-Verhandlungen zeigen, 
daß der Konsens über die Spielre- 
geln der neuen weltwirtschaftlichen 
Integration immer schwieriger wird. 

Nationalstaatlich begrenzte Sozi- 
alpolitik ist Voraussetzung und nicht 
nachgeordneter Kostgänger einer li- 
beralen, transnationalen Wirtschaft, 
sagt Stefan Leibfried, und auch: 
„Die Kosten der internationalen Ko- 
ordinierung der Weltwirtschaft wer- 
den von den Wohlfahrtsstaaten inter- 
nalisiert." 

Das geht nicht ohne Widersprü- 
che und Verteilungskämpfe vor sich. 
In der Bundesrepublik ist der Klas- 
senkompromiß durch die konserva- 
tiv-liberale Koalition bewußt aufge- 
kündigt worden. Seither wird eine 
Politik der Umverteilung von unten 

D ie Herrschenden haben die ,.handlungsfähigu gemacht werden, 
in den Flammen des Zweiten um künftig ihre Rohstoff- und Ab- 
Weltkrieges gewachsene satzmärkte in der südlichen Hemi- 

„europäische Idee" zu einer exper- sphäre zu sichern. Die Verschärfung 
tentechnokratisch gesteuerten Uni- 
on der Multis und des Kapitals zur 
Verbesserung von deren Produkt- 
ions- und Profitbedingungen ver- 
kommen lassen. Während verspro- 
chen wurde. durch die Herstellung 
des gemeinsamen Binnenmarktes 
Millionen neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, nehmen Massenarbeitslo- 
sigkeit und Verarmung in der west- 
europäischen Wohlstandsregion 
schwindelerregend zu. Die für 1999 
geplante Währungsunion führt un- 
weigerlich dazu, daß der viel be- 
schworene wirtschaftliche und so- 
ziale Zusammenhalt der Union voll- 
ends auseinanderbricht. 

Europa droht der Rückfall in na- 
tionalstaatliches Denken und damit 
in nationalistische Politik. Gerhard 
Schröders Kotau vor der D-Mark för- 
dert das. Eine weitere Konfliktebene 
entsteht dadurch, daß die EU als 
.Festung Europa" gegen Nachbar- 
länder und -regionen in Stellung ge- 
bracht wird. Die EU soll militärisch 

der Nord-Süd-Konfliktes ist dadurch 
vorprogrammiert. 

Diesen verheerenden Entwicklun- 
gen muß die Linke Widerstand entge- 
gensetzen und zugleich mehr denn je 
Reformprojekte entwickeln, um dafür 
auch mit dem Blick auf die nächsten 
Bundestags- und Europawahlen politi- 
sche Zustimmung zu gewinnen. Das 
ist schwierig, aber möglich, wenn die 
zentralen Probleme, die die Menschen 
bewegen, in den Mittelpunkt linker Po- 
litik gestellt werden. Dies sind die Zu- 
rückdrängung der Massenarbeitslo- 
sigkeit, die Verhinderung des weiteren 
Sozialabbaus und die demokratische 
Mitentscheidung über europäische 
Politik. 

Nachdrücklichst gefordert wer- 
den muß deshalb die Ergänzung der 
WWU durch eine Sozialunion. Von 
der Regierungskonferenz (Maas- 
tricht II) ist zu fordern, den Weg zu 
bereiten, die finanzpolitischen und 
monetären Kriterien der Währungs- 
union um beschäftigungs- und sozi- 

Wohlfahrtstaaten 
Detlev von Larcher* 

nach oben gemacht, nicht nur der 
materiellen Güter; viel mehr geht es 
auch um die Umverteilung des Ein- 
flusses auf Wirtschaft und Gesell- 
schaft. Massenarbeitslosigkeit und 
Spaltung der Gesellschaft, Finanzie- 
rungsprobleme der sozialen Siche- 
rungssysteme und die hohe Staats- 
verschuldung sind die bewußt her- 
beigeführten Folgen. 

Was bewußt durch Politik herbei- 
geführt wurde, kann durch eine an- 
dere Politik verändert werden. Vor- 
aussetzung ist allerdings, daß nicht 
innerhalb des neoliberalen Leitbil- 
des nach Lösungen gesucht wird. 
Vielmehr rnuß dem das sozial-ökolo- 
gische Leitbild entgegengesetzt 
werden und das sich daraus erge- 
bende Reformprojekt einer sozial- 
ökologischen Ökonomie. Ansätze 
dafür finden sich im Manifest, das 
die SPD-Linke dem Mannheimer Par- 
teitag vorgelegt hat. 

* Detlev von Lnrcher MdB, Sprecher des Frankfurter Kreises 
der SPD-Linken, Mitlierciusgeber der spiv 

Wir wollen eine 
den Menschen 

zugewandte EU 

alpolitische zu erweitern. Die PDS ist 
dafür, über die Teilnahme der Bun- 
desrepublik an der Währungsunion 
einen Volksentscheid durchzufüh- 
ren, denn die bewußte Mitentschei- 
dung der Bürgerinnen und Bürger 
gewährleistet. daß aus populisti- 
schem D-Mark-Chauvinismus nicht 
eines Tages gesellschaftsprägender 
Nationalismus wird. Schließlich sollte 
die Aushöhlung des zivilen Charak- 
ters der europäischen Integration 
dezidiert zum Thema öffentlicher 
Diskussion gemacht werden. Die Bil- 
dung einer Euro-Armee muß unbe- 
dingt verhindert werden. 

* Dr. Sylviri-Yvonne Kaufmarin, stellv. PDS-Vorsitzende 
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CROSSOVER - FÜR EINEN RADIKALREFORMERISCHEN NEUANFANG 

Wie ist eine reform- 
politische Wende 
durchsetzbar? 
Podiumsdiskussion zuni AbschluJ des „ CrossoverU-Kongresses* 

Susi Mbbbeck: Thema der Ab- 
schlußdiskussion soll ausgehend von 
den Beratungen in den Foren die Fra- 
ge nach den Reformperspektiven 
sein. Wie kann die Hegemonie des 
Standortdiskurses durchbrochen wer- 
den, wie können die gesellschaftli- 
chen Kräfte für eine reformpolitische 
Wende gebündelt werden und welche 
Rolle kann dabei das ..Crossover"- 
Projekt spielen? Die vorgelegte Erklä- 
rung zur Konferenz soll uns für die Dis- 
kussion als Folie dienen und wird da- 
her einführend von Willi Brüggen vor- 
gestellt. 

Den totalitären Schein der 
Sachzwanglogik durchbrechen 

Willi Brüggen: Es findet so etwas 
statt wie eine Selbstentmachtung der 
Politik oder eine Entpolitisierung der 
Politikoder, wenn man einen emphati- 

Wir sind überzeugt, schen Politikbegriff anwendet, ein Ver- 
daß man auf die schwinden der Politik. Die Hauptursa- 

Ökonomisierung der che dafür ist, daß immer mehr gesell- 
Politik mit  einer schaftliche Institutionen durch Markt- 

Repolitisierung der rnechanismen ersetzt werden. In der 
Ökonomie reagieren ökonomischen Debatte heißt das De- 
muß. (Willi Brüggen) regulierung, in der sozialpolitischen 

Debatte heißt das Sozialabbau, Lei- 
stungsprinzip und Verschlankung. in 
der Kultur- und Mediendebatte erle- 
ben wir das als Privatisierung oder 
auch als privates Sponsoring. 

Wenn die Politik sich selbst ent- 
machten kann, dann muß es auch ei- 
nen Weg geben, auf dem sie sich wie- 
der selbst ermächtigt. Die Entpolitisie- 
rung der Politik ist kein naturgesetzli- 

*Auf dem Podi~itrt diskutierten: 
Lotlrar Bisky, Parteivorsitzender der PDS; 
Willi Briiggen, Redaktion der Zeitschrift Andere Zeiten. fiir die 
Vorbereitungsgrrippe des Kongresses; 
Jiirgetl Trittin, Sprecher von Biirtdtiis 90/Die Griineti, 
Hertnantz Scheer MdB, Mitglied des SPD-Parteivorstatzds und 
Priisident der  Europiiischen Sonnenetiergie-Vereinigung .. Eurosolar "; 
Christina Schenk MdB/PDS. Utiabhiingiger Frartenverband. 
Die Diskussionsleitung hatte Susi Möbbeck, Mitherausgeberin der 
Zeitschrift spw. 

cher Sachzwang. Unsere Vorstellung 
ist, daß man den totalitären Schein 
dieser Sachzwanglogik durchbrechen 
könnte, wenn es gelingt, konkret 
machbare Alternativvorschläge zu for- 
mulieren, die beweisen. daß es dur- 
haus noch Entscheidungs- und Hand- 
lungsspielräume gibt. Für uns sind da- 
bei drei Projekte besonders wichtig: 

Erstens: Wir sind überzeugt, daß 
man auf die Ökonomisierung der Poli- 
tik mit einer ßepolitisierung der Öko- 
nomie reagieren rnuß. Wenn man die 
Maßstäbe, die durch die BUND- und 
Misereor-Studie über ein „Zukunftsfä- 
higes Deutschland" vorgegeben wor- 
den sind, ernst nimmt, ist ein so tief- 
greifender Umbau unseres Produkt- 
ions- und Gesellschaftssystems not- 
wendig, der durch Ökosteuern alleine 
nicht bewirkt werden kann. Die Öko- 
steuern müßten so radikal ausfallen, 
daß das ganze auf eine ökonomische 
End-of-Pipe-Strategie hinausläuft. 
Ökologisch problematische Produkti- 
onssektoren würden abgewürgt, ohne 
daß alternative Beschäftigungsmög- 
lichkeiten bereit stünden. Wir sind 
deswegen der Meinung, daß es bran- 
chenbezogene Konversionspläne ge- 
ben muß, wo gesagt wird, was abge- 
baut werden muß und was statt des- 
sen neu entstehen soll. 

Wenn man solche Konversions- 
pläne für so wichtig hält, dann muß 
man natürlich auch darüber nachden- 
ken, wie diese innerhalb der Unterneh- 
men und bis auf die betriebswirt- 
schaftliche Ebene hinunter durchge- 
setzt werden können. In der Ökono- 
mie-Arbeitsgruppe ist daher diskutiert 
worden, daß man z. B. das Depot- 
stimmrecht nicht den Banken, son- 
dern auch Verbraucherräten oder 
Wirtschaftsräten, die demokratisch 
gewählt sind. übergeben könnte, die 
dann Vertreter in die Unternehmens- 
aufsichtsräte schicken, die unter an- 
derem darauf achten, daß die Pro- 
duktentwicklungspolitik sich an die- 
sen Konversionsplänen orientiert. 

Ein zweiter wichtiger Punkt für uns 
ist die ßeregulierung des Weltmark- 
tes. Wir sind vor allem der Meinung, 
daß man an die wirklichen Machtzen- 
tren der Außenwirtschaftspolitik und 
der Weltmarktstrukturierung anknüp- 
fen muß. Die Diskussion über eine 
Weltregierung, eine Weltgesellschaft 
oder transnationale Regime halten wir 
eher für einen illusionären Weg. Wir 
glauben, daß der entscheidende An- 
satzpunkt die regionalen Wirtschafts- 
blöcke sind, wie NAFTA, EU oder 
ASEAN, und wir denken, daß es mög- 
lich sein muß, durch eine zwischen 

den Wirtschaftsblöcken verabredete 
Kontingentierung der Warenströme 
sowie durch Öko- und Sozialstan- 
dards, diese Blöcke dazu zu zwingen, 
untereinander eine Handelspolitik zu 
betreiben, die auf ausgeglichene Han- 
delsbilanzen orientiert ist und die auf 
Öko- und Sozialdumping verzichtet. 
Die spekulativ überbordenden Finanz- 
märkte müssen wieder rereguliert wer- 
den. Wir denken vor allen Dingen an 
Zinsdifferenzsteuern, Kapitalbewe- 
gungssteuern und Spekulationssteu- 
ern. Für notwendig halten wir eine Re- 
regionalisierung auch innerhalb der 
großen Wirtschaftsblöcke, also auch 
innerhalb der EU. Das kann unterstützt 
werden indem endlich für den Güter- 
transport kostendeckende Preise er- 
hoben werden und Binnenorientie- 
rung. Binnenvernetzung und innere 
Liefer- und Leistungsstrukturen ge- 
stärkt werden. 

Vollbeschäftigung 
als zentrales Projekt 

Ich komme zu dem letzten großen 
Reformprojekt von den dreien, die ich 
vorstellen möchte, nämlich zur Politik 
für Vollbeschäftigung. Hier sind zwei 
große Reformvorhaben wichtig: Er- 
stens der Aufbau eines neuen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektors und 
zweitens eine gerechtere Verteilung 
der Arbeit. 

Der gemeinwirtschaftliche Sektor 
sollte vor allen Dingen auf ökologische 
und soziokulturelle Güter und Produk- 
te zielen, die bisher unter privatkapita- 
listischen Bedingungen nicht herge- 
stellt werden konnten oder nicht ange- 
boten wurden, weil sie im allgemeinen 
kollektiv nachgefragt und nicht von 
Einzelpersonen gekauft werden kön- 
nen. Niemand kann sich eine U-Bahn 
vor die Haustür bestellen und nie- 
mand kann entscheiden, ob er Atom- 
oder Solarstrom verbraucht. Über die 
Frage. was produziert oder bereitge- 
stellt wird, sollte politisch entschieden 
werden, während über die möglichst 
kostengünstige und kundenfreundli- 
che Produktion Marktmechanismen 
wachen. Das könnte dadurch gesche- 
hen, daß politische Vorgaben, wie z.B. 
der Aufbau eines regionalen Abfallre- 
cyclingsystems, durch öffentliche 
Agenturen an mehrere private Subun- 
ternehmer vergeben werden. die mit- 
einander um die kostengünstigste Lö- 
sung konkurrieren. Die Finanzierung 
dieses neuen gemeinwirtschaftlichen 
Sektors solle kein unüberwindliches 
Hindernis bilden. Wenn dem keine 
zwingenden sozialen oder ökologi- 
schen Gründe entgegestehen. müs- 

kalkulierbarer Protest- oder Unmutsreaktionen. Um sich 
gegen die damit verbundenen Risiken zu schützen, gibt 
es die Tendenz, alle wichtigen, bisher noch existierenden 
politischen Partizipationsmöglichkeiten im Bereich der 
Militär-, Handels-, Währungs- und Haushaltspolitik da- 
durch auszuhöhlen, daß die Entscheidungskompetenzen 
an internationale Institutionen (GATT, EG, NATO) dele- 
giert werden, in denen die Politbürokraten ohne ernsthaf- 
te öffentliche Mitentscheidungsmöglichkeiten ihrer reinen 
„Funktionslogik" folgen können. Gleichzeitig werden die 
Meinungsmedien verstärkt unter Druck gesetzt, kurzfristi- 

, gen betriebswirtschaftlichen Profitgesichtpunkten zu fol- 
gen. Sie sehen sich gezwungen, politische Informatio- 
nen, Analysen und Kommentare vor allem in Bezug auf 
ihren Unterhaltungswert zu selektieren. Beim Bürger stößt . 
das auf wenig Kritik, weil er das Gefühl hat, mit Politik so- 
wieso nichts anderes anfangen zu können. Wichtige Zu- 
kunftsentscheidungen wie z.6. die Unterzeichnung der 
GATT-Verträge oder die Option für eine NATO-Osterwei- 
terung konnten so ohne nennenswerte öffentliche Beteili- 
gung durchgesetzt werden. 

Weil in der Politik wertorientiertem Handeln der Boden 
entzogen wurde, entsteht eine „neue politische Alltags- 

Spaltung ernsthaft zu bekämpfen, macht sie sich selbst 
zum Opfer dieser .,ökonomischen Folterinstrumente". 

Wir sind nicht bereit, uns mit diesem „Verschwinden 
der Politik" abzufinden. 

Das hat nichts mit anachronistischem Trotz oder 
Windmühlenstürmerei zu tun. Im Gegenteil: Wir sind 
überzeugt, daß die Entpolitisierung der Politik das 
Resultat einer sich selbst anonymisierenden politischen 
Strategie ist. Mit dem Ende des fordistischen Integra- 
tions- und Hegemoniemo- 
dells 1st die Dezentrierung Wir wollen zeigen, daß Vollbe- 
und Segmentierung der schäftigung auch nach dem Ende 
bürgerlichen Öffentlichkeit 
und die Entpolitisierung der fordistischen Wachstums- 
der Politik zum strategi- Periode möglich ist. 
schen Kern eines neuen 
Konservatismus geworden, der die bestehende Macht- 
und Reichtumsverteilung trotz schwindender gesell- 
schaftlicher lntegrationskraft bewahren möchte. Die für 
die Zukunft moderner Gesellschaften bitter notwendigen 
politischen Selbststeuerungskompetenzen werden für 
eine kurzsichtige Selbstimmunisierungsstrategie geop- 
fert. 

moral": ,.Persönliche Seilschaften", Korruption und 
Vetternwirtschaft werden zu einem sozial tolerierten ,.- 
Kavaliersdelikt". 

Den Ohnmachtsdiskurs überwinden! 
Wir sind davon überzeugt. daß dieses „Verschwinden 

der Politik" die Folge politischer Entscheidungen ist und 
deshalb durch politische Entscheidungen wieder zurück- 
genommen werden kann. 

Die alles erstickenden Sachzwänge können ihre fatale 
Macht nur entfalten, weil sie zuvor politisch „inthronisiertM 
wurden. Weil „die Politik" sich weigert, Massenarbeits- 
losigkeit, internationalen Kasinokapitalismus und soziale 

Auch eigene Denk- und Verständigungsblockaden 
der gesellschaftlichen Reformkräfte haben dazu beigetra- 
gen. Die linken und radikalreformerischen Kräfte müssen 
raus aus ihrer Schmollecke. Sie mit immer neuen objektivi- 
stischen Ohnmachtsanalysen auszustaffieren, ist langwei- 
lig und interessiert niemanden mehr. Wenn man sagt, die 
nationalstaatlichen Handlungsspielräume würden durch 
die Weltmarktkonkurrenz zerstört, greift das zu kurz. 

Die nationalen (Deregulierungs-) Politiken haben das 
,.Monster Weltmarkt", das ihnen jetzt den Garaus zu 
machen droht. selbst großgezogen. 

Vielen Linken ist das entgangen. weil sie schon immer 
wußten, daß gegen die Gesetze des Weltmarktes nichts 
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Crossover - für einen 
radi kalreformerischen 

W 

Erklärung der Konferenz am 3. und 4. Februar 1996 
in Berlin 

rotz der drängenden ökologischen und sozialen 
Probleme und obwohl es wenig Grund gibt, das 
westliche Gesellschaftssystem für das bestmögli- T 

che zu halten, scheint ein grundlegender politischer 
Richtungswechsel in immer weitere Ferne zu rücken. Bei 
unserem politischen Engagement machen wir eine merk- 
würdige Erfahrung: 

Unsere Überzeugung. daß es so nicht weitergehen 
kann. trifft auf wachsende Zustimmung - vor allem bei 
den Jüngeren. 

Nur bleibt das leider ohne Folgen. Niemand scheint 
mehr zu glauben, daß die notwendigen Richtungswech- 
sel noch durchsetzbar sind. Die altklug machtfixierte Hal- 
tung, daß nur der gewinnen könne, der gelernt hat, poli- 
tisch mit dem Strom zu schwimmen, ist zur neuen Herr- 
schaftsideologie geworden. Politisches Engagement, 
das über die machtzynische Verwaltung und Optimie- 

rung der ökonomischen 
Das „Verschwinden der Politik" ist und wahltaktischen Sach- 

eine Folge der wirtschaftlichen De- zwänge hinaus geht, gilt 
als unzeitgemäß. 

regulierungspolitik der vergange- Inzwischen reicht es 

nen fünfzehn Jahre. nicht mehr aus, sachlich 
Recht zu bekommen und 

an gesellschaftliche lnteressen anzuküpfen. Politik ist zu 
einem seltenen Luxusgut geworden. 

Wer politisch etwas bewirken will. muß vor allem 
glaubhaft machen. daß es eine Chance gibt, den dafür 
notwendigen politischen Handlungsspielraum zu er- 
kämpfen. 

Der Kampf der Argumente und lnteressen wird immer 
stärker durch das stille und hintergründige Ringen um die 
Verengung, Zerstörung oder Rückeroberung der politi- 
schen Räume überlagert. 

Das ,,Verschwinden der Politik" 
Das .,Verschwinden der Politik" ist eine Folge der wirt- 

schaftlichen Deregulierungspolitik der vergangenen fünf- 
zehn Jahre. Das Ende der Systemkonkurrenz hat den De- 
regulierungsprozeß weiter beschleunigt. Das Resultat 
dieser Entwicklung ist eine tiefgreifende Destabilisierung 
der Strukturen regionaler und weltweiter Arbeitsteilung. 
Die Frage, wer, wo und was zum weltgesellschaftlichen 
Reichtum beiträgt, steht überall jeden Tag neu zur Dispo- 
sition. Nur die Eigentumsverhältnisse bleiben gesichert. 
Alle übrigen gesellschaftlichen Institutionen müssen ihre 
Existenzberechtigung vor der unerbittlichen Prüfinstanz 
der vermachteten kapitalistischen Weltmärkte immer neu 
beweisen. Im Unterschied zur Nachkriegsperiode geht 
es jetzt nicht nur um die Verteilung des Reichtums, 
sondern um die noch existentiellere Frage. an seiner 
Herstellung und Reproduktion überhaupt mitwirken zu 
können. Durch die andauernde Massenarbeitslosigkeit 

wird die Teilnahmeberechtigung am Verteilungskampf 
selbst zu einem umkämpften Privileg. Für die entwik- 
kelten kapitalistischen Länder ist das eine neue Situation. 
In den sog. Dritt-Welt-Staaten wurde sie früher durch die 
Systemkonkurrenz gemildert. Sie konnten mit System- 
wechsel drohen. lnzwischen sieht sich jeder Einzelne, 
sehen sich ganze Staaten und Regionen vom Ausschluß 
aus der „ökonomischen Weltgesellschaft" bedroht. 
Staatsangehörigkeit, Bildungsstand, familiäre Bindungen 
oder Gewerkschaften bieten immer weniger Schutz. Mit 
Streik oder Systemwechsel kann nur drohen, wer wirklich 
benötigt wird. Das ist für immer weniger Menschen und 
Regionen der Fall. Dadurch verändern sich auch die 
individuellen Handlungskalküle. Der Kampf um Teilhabe 
und Selbstbehauptung in den klientelistisch vermach- 
teten Strukturen einer politisch entfesselten Kapital- 
wirtschaft wird dadurch in der Tat zum entscheidenden 
Motiv. 

Die Wirtschaft beherrscht die Politik 
Die Wirtschaft wird zum Schiedsrichter der Politik. 

Gute Politik ist nur die, die dem eigenen Klientel Teilhabe 
am Kernbereich der weltweiten Reichtumsproduktion si- 
chert. Die kurzsichtigen betriebswirtschaftlichen Einzel- 
kalküle werden dadurch zum politisch entscheidenden 
Kriterium. Grundsätzlich ist das nichts neues. Die für ka- 
pitalistische Gesellschaften charakteristische Trennung 
von Politik und Ökonomie bringt mit sich, daß sich Politik 
an Unternehmensentscheidungen orientieren muß, ohne 
diese selbst direkt beeinflussen zu können. lnzwischen 
hat sich das Verhältnis beider Sektoren aber weiter zu bin- 
gunsten der Politik verschoben. Sie hat sich selbst zu ei-. 
nem scheinautonomen Erfüllungsgehilfen des ökonomi- 
schen Standortwettbewerbes gemacht. Weil die Politik 
darauf verzichtet, die Maximen ihres Handelns selbst zu 
formulieren, wird ihr das eigentlich Politische genommen. 
Sie wird entpolitisiert. Wo die Entscheidungskriterien für 
die einzelnen „FachproblemeM schon feststehen, können 
die noch bleibenden Spielräume am besten durch fach- 
wissenschaftlich und verwaltungsjuristisch abgesicherte 
bürokratische Regelsysteme gefüllt werden. Gesell- 
schaftliche Debatten, Meinungsbildungsprozesse und 
Einflußmöglichkeiten sind dabei in der Tat unnötig und 
häufig eher disfunktional. Die entpolitisierte Politik wird so 
zur exklusiven Angelegenheit von Fachleuten, Staatsbe- 
amten und Juristen. Daß sich dafür immer weniger Men- 
schen interessieren. kann man ihnen nicht vorwerfen. 
Weil es keine Alternativen mehr zu geben scheint. wird 
die Politik so langweilig. daß sich nur noch diejenigen da- 
mit beschäftigen, die dafür bezahlt werden. Die gesell- 
schaftliche Öffentlichkeit verliert ihren gemeinsamen Be- 
zugspunkt und verfällt zu einem medieninszenierten Bei- 
werk der Werbewirtschaft. Was den Politikern bleibt, ist 
die medienbezogene personale Repräsentation der tech- 
nokratischen Entscheidungsprozesse. Am Ende haben 
Parteien und Wähler nur noch darüber zu befinden, wel- 
che Personen diese Prozesse am besten nach außen re- 
präsentieren und nach innen stabilisieren können. Demo- 
kratie verkommt zum leeren Karrierespiel. 

Mit wachsendem Rückzug von der Politik wird auch 
die Legitimationsbasis der ,.politischen Klasse" immer 
schmaler. Immer häufiger sieht sie sich gezwungen, 
wichtige Grundsatzentscheidungen wie z. B. die Unter- 
zeichnung der Maastrichter Verträge durchzuziehen, 
ohne überhaupt zu wissen, was die Wähler und Wählerin- 
nen davon halten. Dadurch wächst das Risiko schwer 

Sen für die hier erbrachten Leistungen 
kostendeckende Gebühren oder Prei- 
se erhoben werden. Zusätzlich sollten 
die die bisher für aktive Arbeitsmarkt- 
politik ausgegebenen Mittel herange- 
zogen werden. Ökosteuereinnahmen 
können überall dort zur Finanzierung 
beitragen, wo es sich um ökologische 
Umbauinvestitionen handelt. 

Zur Arbeitszeitverkürzungsdebat- 
te: Es hängt unserer Auffassung nach 
alles davon ab, ob es gelingt, die öf- 
fentlichen Hände dazu zu bewegen, 
die Gemeinkosten der Arbeitslosig- 
keit, die sie einsparen würden, wenn 
es weniger Arbeitslose gäbe, zur Fi- 
nanzierung des Lohnausgleiches mit 
zu verwenden. Diese Mittel würden 
ausreichen, um mindestens die Hälfte 
des Lohnausgleiches zu finanzieren, 
der für eine Arbeitszeitverkürzung not- 
wendig ist. Ich bin sicher, wenn es aus 
dem politischen Raum eine Vorgabe 
gäbe, daß die Hälfte des Lohnausglei- 
ches bezahlt wird, dann würde die 
ganze Arbeitszeitverkürzungsdebatte 
wieder einen Riesenaufschwung erle- 
ben. 

Politik braucht Polarisierung 
Jürgen Trittin: Ich will bei dem Be- 

fund, den die Abschlußerklärung vor- 
gelegt hat, vielleicht an zwei Punkten 
ein Fragezeichen setzen. Da ist die 
Rede vom Verschwinden der Politik. 
Mein Eindruck dieser politischen De- 
batte ist, daß es sehr widersprüchliche 
Befunde gibt. Wer sich mal diesen be- 
rühmten Plan für Amerika von Newt 
Gingrich anguckt, der kommt ja nicht 
darum herum festzustellen, daß wir es 
hier mit einer Repolitisierung, ja nach- 
gerade Reideologisierung von Politik 
zu tun haben. Deswegen wäre ich ein 
bißchen vorsichtig bei dem Befund 
„Entpolitisierung oder Verschwinden 
der Politik". Was ist eigentlich, wenn 
sich diese Entpolitisierung von Politik, 
dieses Verschwinden von Politik, re- 
duziert auf das Verschwinden einer 
emanzipatorischen, einer linken Poli- 
tik? 

Was das Spannungsverhältnis 

und gerade die bundesdeutschen 
K ~ n ~ e ~ a t i ~ e n  - haben wir es damit zu 
tun, daß Politik, insbesondere Wirt- 
schaftspolitik, widersinnigerweise 
wahrend alle Welt vom Globalismus 
redet, in extremem Maße renationali- 
siert wird. Wir kennen keine Nationen 
mehr, wir kennen nur noch Standorte. 

Die erste Voraussetzung, um poli- 
tische Inhalte für eine emanzipatori- 
sche linke ökologische Politik zu trans- 
portieren ist doch, sich wieder darüber 
klarzuwerden, daß sich Politik auch 
unter diesen veränderten Bedingun- 
gen der sogenannten Mediendemo- 
kratie über Polarisierung und nicht nur 
über den herrschaftsfreien Diskurs der 
jeweils besseren Konzepte vollzieht. 
Es ist auf der Linken eine weit verbrei- 
tete Vorstellung. daß sich Politik nicht 
mehr in Polarisierung und nicht mehr 
in Abgrenzung zum politischen Geg- 
ner vollzieht. Nie würde jemand im 
Adenauerhaus sich auf eine solch' 
naive Vorstellung einlassen, außer zu. 
dem Zwecke, sie anderen aufzu- 
schwatzen, um sie entsprechend 
wehrlos zu halten. Entscheidend in 
meinen Augen ist der Befund, daß es 
in dieser Republik funktioniert, Mehr- 
heiten darüber zu organisieren, daß 
man ausgrenzt und Feindbilder orga- 
nisiert. Es sind durchgehend rechte 

zusammen auf eine offen neoliberale 
thatcheristische Lösung oder große 
Koalitionen, die den in England prakti- 
zierten Umverteilungsprozeß von un- 
ten nach oben dann eben nicht markt- 
reguliert, sondern politisch reguliert 
betreiben. Was es kaum noch gibt, 
und jetzt bin ich an der Stelle, wo ich 
Polarisierung einfordere, ist Alternati- 
ve jenseits davon. 

Was versäumt worden ist von 
Links ist, einen ganz klaren Kontra- 
punkt zu setzen gegen die Politik, die 
da sagt: wir haben ein Standortpro- 
blem. Wenn die Bundesrepublik 
Deutschland ein Standortproblem hat, 
was ist dann eigentlich mit Portugal, 
was ist mit Tschechien, was ist mit 
Ländern Schwarzafrikas, was haben 
die denn dann? Wir haben massive 
Probleme was Arbeitslosigkeit angeht, 
aber eins haben wir nicht: ein Stand- 
ortproblem. In Deutschland wird soviel 
Geld verdient wie lange nicht mehr. In 
allen ökonomischen Berechnungen, 
die es zur Standortqualität gibt, liegt 
die Bundesrepublik auf dem ersten 
Platz der Europäischen Union und un- 
ter den ersten zehn, in der Regel unter 
den ersten fünf der Nationen. 

Die MehrheitsfBhigkeit der Konser- 
vativen in den entwickelten industriel- 
len kapitalistischen Gesellschaften 

Da schnurren die 
politischen Alterna- 
tiven zusammen auf 
eine offen neolibe- 
rale thatcheristische 
Losung oder große 
Koalitionen. Was es 
kaum noch gibt, und 
jetzt bin ich an der 
Stelle, wo ich 
Polarisierung 
einfordere, ist 
Alternative jenseits 
davon. (Jürgen 
Trittin) 

zwischen Internationalisierung von 
- - 

Entscheidungen und Renationalisie- - 
rung von Politik betrifft, ist der Befund 
richtig, daß eine ganze Reihe von zen- 
tralen politischen Entscheidungen, sei 
es im Bereich GATT. sei es in der EU, 
sei es bei der Ubertragung von Kon- 
fliktregulierungsfunktionen auf die 
NATO. sich in internationalen und da- 
mit letztendlich demokratisch nicht Mehrheiten, die das widerspiegeln, beruht meines Erachtens darauf, daß 

mehr kontrollierbaren Institutionen was wir in ganz Europa nur noch als erstens ausgegrenzt wird, und zwei- 
vollziehen. Gleichzeitig - und das trifft politische Alternativen vorfinden. Da tens denen, die ausgegrenzt werden, 
nicht nur linke Politik, sondern auch schnurren die politischen Alternativen bildlich vorgeführt wird, daß Beteili- 
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Hegemonie gewinnt 
man nicht zurück 

durch stdndige 
Wiederholung 

dessen, was man 
einmal gesagt hat, 

sondern indem man 
die prdzisere 

Diagnose und die 
problernrealisti- 

scheren Ansätze 
formuliert. 

(Hermann Scheer) 

gung an Politik an ihrer Lebenslage 
nichts ändern wird. Während sich die 
Beteiligung an Politik für bestimmte 
andere Schichten im wahrsten Sinne 
des Wortes auszahlt. Und dazwischen 
stehen die für eine Mehrheitsbildung 
notwendigen Mittelklassen. Diese Mit- 
telklassen zu gewinnen ist zur Zeit 
durchgängig nur den Konservativen 
möglich gewesen. 

Die Alternative von Links muß sein, 
erstens die Entpolitisierung und deren 
Ursache, die Ausgrenzung, zu durch- 
brechen, und gleichzeitig ein rationa- 
les Motiv zu stiften für die Mittelklas- 
sen in einer Situation tiefer Verunsi- 
cherung. Gesellschaftliche Solidarität 
setzt ein rationales Motiv für die mehr- 
heitsbildenden Schichten voraus, ihre 
eigene Verunsicherung, ihre sozialen 
Abstiegsängste nicht individuell, son- 
dern gesellschaftlich organisiert in So- 
lidarität mit den unteren Schichten zu 
lösen. 

Entdemokratisierung 
durch lnternationalisierung 

Hermann Scheer: Ich möchte an- 
fangen mit einem Zitat von Andre Brie, 
das Buch heißt "Die Wahrheit lügt in 
der Mitte", und ein Aphorismus, an 
den ich im Moment gerade denke, ist: 
„Da0 die Augen vor den Problemen 
verschlossen werden, ist das größte 
Problem, vor dem heute die Augen 
verschlossen werden." Und dieses 
trifft leider auf die gesamte Situation 
der Linken in'den letzten Jahren zu. 
Wir haben einen unglaublichen Theo- 
rieverlust in der Linken. Hegemonie 
gewinnt man aber nicht zurück durch 
ständige Wiederholung dessen, was 
man einmal gesagt hat, sondern in- 
dem man die präzisere Diagnose und 
die problemrealistischeren Ansätze 
formuliert. 

Ich spreche in der Tat von einer 
zunehmenden Ausschaltung des Poli- 
tischen, und da unterscheide ich mich 
etwas von dem. was Jürgen Trittin 
eben gesagt hat, obwohl das keine 
SPD-Grün-Debatte ist. Die Differenzen 
oder Einschätzungsunterschiede 
durchziehen ja im Grunde genommen 
alle. Es sind fünf Elemente, die ich hier 
kurz ansprechen will. 

Der erste Punkt ist, daß durch die 
Globalisierung der Ökonomie eine Re- 
duzierung staatlicher Institutionen zu 
Kolonialverwaltungen multinationaler 
Konzerne stattgefunden hat. Die dür- 
fen zwar noch gewählt werden, sie ha- 
ben aber in den substantiellen Dingen 
immer weniger zu sagen, sie mussen 
folgen auf Gedeih oder Verderb. Dies 
wird nun von einigen als Naturgesetz 

hingenommen, das ist aber falsch. 
Denn es ist von Menschenhand ge- 
schaffen, was hier entstanden ist, 
aber es ist über Jahre hinweg keine 
Alternative dazu entwickelt worden. 
Die Linke hat grob versagt - mit eini- 
gen wenigen personellen Ausnahmen 
- etwa bei der Debatte über das GAlT. 
Jahrelang ist die Debatte geführt wor- 
den und es gibt kaum eine kritische 
Stellungnahme dazu. Dann muß man 
sich auch nicht wundern, wenn bei der 
Abstimmung im Bundestag die Grün- 
de der fünf Abgeordneten aus der 
SPD, die dagegen gestimmt haben - 
davon sitzen drei oder vier hier, ich 
auch -, nicht wahrgenommen wurden. 

Zweiter Punkt: Es ist ja klar, daß 
durch die Internationalisierung, die 
auch auf der politisch institutionellen 
Ebene stattfindet, das Demokratiede- 
fizit auf nationaler Ebene wächst, ohne 
daß es ein internationales Äquivalent 
dazu gibt. Die Vorstellung, daß sich 
die Modelle der Demokratie, die ja 
sehr viel mit Transparenz, Erreichbar- 
keit und Kontrollierbarkeit politischer 
Akteure zu tun haben, beliebig inter- 
nationalisieren lassen und das auch 
noch multisprachlich, halte ich für eine 
Illusion. 

Dritter Punkt: Ich glaube, daß wir in 
einer Situation sind, in der der klassi- 
sche Politikertypus des fachbezoge- 
nen Sozialingenieurs am Ende seines 
Lateins ist. Wir haben eine Fülle von 
Fachpolitikern, aber wo bleibt der Poli- 
tiker? Ein Pendant zu diesem Sozialin- 
genieur ist die konsensorientierte Poli- 
tik, denn die einzelnen Fachleute müs- 
sen natürlich alles aufeinander ab- 
stimmen. Das nennt man dann Kom- 
plexität und es macht ein erhebliches 
Maß an wachsender Unübersichtlich- 
keit der Politik aus. 

Vierter Punkt ist der Verlust der Öf- 
fentlichkeit, den ich hier nicht ausfüh- 
ren will und der fünfte Punkt ist die Al- 
ternativarmut, die für uns heute bei der 
Debatte der Schlüsselpunkt sein soll- 
te. Ich glaube, es ist unverzichtbar für 
die Mobilisierung von Menschen für 
politische Ziele, daß es ein Gegnerbe- 
wußtsein gibt. Gäbe es keine gegen- 
teiligen Interessen mehr und würden 
die nicht politisch repräsentiert, dann 
wäre alles ein Appell ans Bewußtsein, 
ans Umdenken, an die Moral, dann 
braucht man in der Tat auch keine po- 
litischen Akteure mehr und das ist 
gleichbedeutend mit dem Verfall poli- 
tischer Bewegung. 

Begriffe inhaltlich besetzen 
Die Frage ist, wie hängt das jetzt 

mit den Begriffen zusammen. Die 

CROSSOVER - DISKUSSION 

Neoliberalen haben sich positiv be- 
setzte Begriffe genommen wie Dere- 
gulierung. Da niemand gerne Zwang 
hat, klingt Deregulierung positiv. Ist 
das aber Deregulierung, was da statt- 
findet? Im Grunde genommen ist es 
doch nichts weiter als die Übertra- 
gung von Eigentumsverhältnissen von 
der öffentlichen Hand auf Private mit 
zunehmender Monopolisierung, also 
privatwirtschaftlicher, internationali- 
sierter Regulierung. Das heißt dieser , 
Begriff Deregulierung führt in die Irre. 
Er ist ein ideologischer Begriff der 
Neokapitalisten, mit dem sie verbrä- 
men. was sie in Wahrheit tun. Daraus 
ergeben sich dann Aversionen bei 
den Linken gegenüber Deregulierung. 
obwohl es natürlich Bereiche gibt, wo 
die Linke umstrukturieren müßte, also 
die alte Regulierung durch neue Struk- 
turen ersetzen müßte. Diese Debatte 
hat sie kaum geführt. 

Ein öffentliches Stromversor- 
gungsunternehmen, das nichts weiter 
macht, als mit aller Gewalt die Revitali- 
sierung der Atomenergie zu betrei- 
ben, handelt mit Sicherheit nicht im öf- 
fentlichen Interesse. Und andere, die 
private Windkraftanlagen betreiben, 
operieren viel mehr im gesellschaft- 
lichen Interesse als RWE oder 
Preussen Elektra oder andere. Also 
mussen wir doch die Frage inhaklich 
ansetzen: Was muß öffentlich sein und 
was nicht? Und dann kommen uns auf 
einmal Gedanken zu Dingen, die 
heute privatwirtschaftlich gemacht 
werden. aber öffentlich sein rnüßten. 
Und dann kommen uns Gedanken zu 
Dingen, die öffentlich gemacht wer- 
den, aber bei denen es im Grunde 
genommen besser wäre, wenn sie gar 
nicht mehr mit der öffentlichen Hand 
identifiziert werden, weil das was sie 
tun, nicht mehr im allgemeinen Inter- 
esse liegt. 

Damit komme ich zum letzten Be- 
griff: Bei der Solidarität müssen wir ja 
reflektieren, was das heute bedeutet. 
Im Grunde genommen ist die Ökolo- 
giefrage eine elementare Solidaritäts- 
frage spätestens mit der nächsten Ge- 
neration. Wer die Ökologiefrage als 
eine immaterielle Frage behandelt ge- 
genüber den harten materiellen Fra- 
gen der Ökonomie, hat sie überhaupt 
nicht verstanden. Und so wird auch 
die Standortdebatte zunehmend unter 
nationalem Solidaritätsvorzeichen ge- 
führt, obwohl völlig klar ist, da8 die Fol- 
gen total entsolidarisierend sind. Die 
Philosophie der Weltbank, daß mög- 
lichst alle Staaten mehr exportieren als 
importieren sollen, geht doch schon 
rechnerisch nicht auf. Die Philosophie 
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re. Das Projekt spw war immer geleitet 
von dem Gedanken, die Zersplitte- 
rung der Linkskräfte zu überwinden. 
Dafür wurde Strategien und Politikkon- 
zepte gemeinsam mit anderen Grup- 
pen. Initiativen und Bewegungen in- 
nerhalb und außerhalb der SPD kon- 
trovers und konstruktiv diskutiert. Da- 
für wurden eigene theoretische Beiträ- 
ge und Richtungsorientierungen ein- 
gebracht, um so mitzuhelfen, die 
linkssozialistische gesellschaftliche 
Analysekraft und Politikfähigkeit auf 
der Höhe der Zeit zu halten. In den zu- 
rückliegenden achtzehn Jahren spw 
hat es drei Markierungs- und Wende- 
punkte gegeben. die dieses politische 
Selbstverständnis verdeutlichen: 

Linkssozialistische Analysen 
und Politikfähigkeit 

Anfang der achtziger Jahre ent- 
standen aus der Arbeit der spw die 
„Herforder Thesen zur Arbeit von Mar- 
xisten in der SPD". Die Thesen waren 
der erste Versuch, nach der Verab- 

U topie kreativ" ist ein Kind der 
Wende in der DDR. Die Zeit 
schrift erschien das erste 

Mal im Septem-ber 1990 - gemacht 
von PDS-Mitgliedern, die alles Mögli- 
che. aber auf keinen Fall eine Partei- 
zeitschrift wollten, sondern eine Zeit- 
schrift, die sich zwar zur ihrer Nähe 
zur PDS bekennt, in der aber die ver- 
schiedenen Richtungen der Linken - 
unabhängig von der Parteizugehö- 
rigkeit - zu Wort kommen sollte. Das 
Wort von der Ökumene der Linken 
wurde gerade in der Anfangszeit oft 
verwendet. Am Anspruch hat sich 
nichts geändert. Der ursprüngliche 
Titel hatte übrigens ..Utopie konkret" 
gelautet. Durch einen Einspruch der 
Zeitschrift „konkretu ging er uns al- 
lerdings verloren. 

Diskussion konkreter Utopien 
„Utopie konkret" war von Anfang 

an als Programm gedacht, und zwar 
als Programm in doppelter Hinsicht. 
Ein Lieblingsterm in der Ideologie 
des Staatssozialismus war die Beru- 
fung auf Engels Deklaration der 
Überwindung des utopischen Sozia- 
lismus durch den wissenschaftlichen 
Sozialismus gewesen - verkürzt in 
der Losung: von der Utopie zur Wis- 
senschaft. In diesem Denken galt 
Utopie als Schimpfwort, als Stigma, 
als Synonym für Illusion. - Mit Blochs 
.,konkreter Utopie" sollte der endgül- 
tige Bruch mit diesem Denken 

schiedung des Goderberger Pro- 
gramms wieder eine Basis für klas- 
senbewußte Politikansätze in der SPD 
zu schaffen. 

Ende der achtziger Jahre fomulier- 
te eine junge Generation aus den Rei- 
hen der aktiven Jusos, -53 Thesen" 
für eine moderne sozialistische Politik- 
konzeption. Dei Leitgedanke dieser 
Arbeit war die soziale Formierung der 
zukünftigen Klassenlandschaft und 
das Mitwirken an der Entstehung ei- 
nes Bündnisses von Arbeit, Wissen- 
schaft und Kultur. 

Die Zersplitterung der Linkskräfte 
überwinden 

Im Oktober 1993 wurde die Her- 
ausgeberschaft der Zeitschrift spw 
auf eine neue politische Baiss gestellt. 
Wichtige Vertreterlnnen unterschiedli- 
cher politischer Ansätze und Traditio- 
nen, die sich in den 70er Jahren zum 
Teil schroff ablehnend gegenüber- 
standen, haben sich unter dem Dach 
der spw zusammengefunden. Ihr An- 

signalisiert werden. Die Gründer der 
Zeitschrift - das zur Erinnerung - wa- 
ren ja nicht nur drei DDR-Gesell- 
schaftswissenschaftler. sie kamen 
auch allesamt aus der SED. 

Doch nicht nur um Abgrenzung 
ging es. Es war ja auch die Zeit, als 
die Eliten des Westens das Ende der 
Geschichte, das Ausscheiden jegli- 
cher Utopien aus dem Denken feier- 
ten - und sich viele Linke in die Un- 
verbindlichkeit verabschiedeten, 
nicht nur im Osten, auch im Westen. 
Mit dem Bezug auf Blochs konkrete 
Utopie unterstrichen wir die radikale 
Veränderungsbedürftigkeit der für 
uns neuen gesellschaftlichen Reali- 
täten. 

Jenseits des Realsozialismus 
In der praktischen Arbeit der letz- 

ten Jahre lag jedoch das Schwerge- 
wicht bei den Diskussionen um den 
Realsozialismus. Wir hielten das für 
nötig, und wir halten dies weiterhin 
für nötig - wie nicht zuletzt unsere letz- 
ten Hefte beweisen. Denn über Per- 
spektiven nachzudenken, hat für uns 
nur Sinn. wenn man weiß, woher man 
kommt. Das ist auch einer der Grün- 
de. warum in unserer Zeitschrift nach 
wie vor ostdeutsche Diskussionszu- 
sammenhänge dominieren. 

Ein zweiter Problemkreis, der uns 
stark beschäftigt. sind die in Osteu- 
ropa ablaufenden Veränderungen - 
auch das ist für uns eine Vorausset- 

spruch ist es, dabei mitzuhelfen, den 
provozierenden Widerspruch zwi- 
schen dem Ausmaß des gesellschaft- 
lichen Problemdrucks und dem Grad 
der Zersplitterung der radikalen Re- 
formkräfte in unserem Land zu über- 
winden. 

Möglicherweise werden wir in eini- 
gen Jahren diese heutige "Crossover- 
Konferenz" als vierten Meilenstein in 
der Entwicklung des spw-Projektes 
auflisten. Denn auch heute und in der 
Zukunft der Zusammenarbeit dieser 
drei Zeitschriften geht es darum, die 
Parteigrenzen und politischen Tren- 
nungslinien, die üblicherweise immer 
zur Abgrenzung und negativen 
Selbstdefinition herhalten müssen, als 
produktives Spannungsfeld zu begrei- 
fen. Als einen Raum, in dem durch 
Überkreuzung von bisher strikt gegen- 
sätzlich gedachten Projekten unter 
Umständen etwas völliig Neues ent- 
steht. 

Utopie kreativ 
Diskussion sozialistischer Alternativen 
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zung für das Entwickeln von Per- 
spektiven. 

Die Diskussionen um Reformal- 
ternativen stecken dagegen bei uns 
vielfach noch in den Anfängen - ge- 
messen am Stand, die die Diskussi- 
on in der Westlinken erreicht hat. 
Hier liegt das Gewicht nach wie vor 
auf der Demokratie-Problematik, 
was vielleicht nicht ganz so über- 
rascht, sind wir doch nach dem Er- 
lebnis von Schein-Demokratie gera- 
de in diesem Punkt etwas sensibili- 
sierter, als man es im Westen ge- 
meinhin ist. 

Bringen wir in diese Konferenz 
nur Defizite ein? 

Ich glaube nicht. Unser Blick 
auf Reformalternativen ist wahr- 
scheinlich ein etwas anderer als 
der westliche, denken wir Alternati- 
ven doch immer aus der Perspekti- 
ve der eigenen Scheiterns - aus der 
persönlichen Erfahrung heraus. 
was praktisch geht. und was prak- 
tisch nicht geht. 

* Jiirg Schiitr-~irtipf, 
Historiker. Redcikieirr vor1 .. Utopie krecitiv " 
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Andere Zeiten 
Forum für politische Ökologie 
und soziale Emanzipation 
vori Friedrich Heilrtictrin* 

D rei Zeitschriften aus dem po- 
litischen Raum von PDS, 
SPD und den Grünen veran- 

stalten diese Konferenz mit dem Titel 
"CROSSOVER - für einen radikalre- 
formerischen Neuanfang". 

Im August 1994. also 7 Wochen 
vor der Bundestagswahl. trafen sich 
die "Anderen Zeiten" und spw zum 
ersten Mal, um frei von parteipoliti- 
scher Räson (d.h. "verständiges Be- 
tragen") das Terrain für rot-grüne Po- 
litik miteinander abzustecken. Wir 
beschlossen trotz aller Defizite, die- 
sen Weg weiter zu gehen, dabei 
aber wichtige andere Teile der links- 
politischen Landschaft miteinzube- 
ziehen. Der neue Gesprächsgang 
wurde mit "Utopie kreativ" aufge- 
nommen. Nach einem Jahr Vorberei- 
tung und einer Vorkonferenz im ver- 
gangenen August können wir heute 
den ersten großen Schritt im CROS- 
SOVER-Prozeß gehen. 

Vom lnfoblatt des Linken Forums 
der Grünen.. . 

Die "Andere Zeiten - Forum für 
politische Ökologie und soziale 
Emanzipation" gibt es als Informati- 

* Friedrich Heilmnnii. h r i d  Brcrnderibrrrg. Physiker, 
1990 Mitglied iiti Voistnrid der Griineri Pol-rei in der DDR, 
clniinch Mitglied irn B~rridesvorstcriid der Griirieri bis 1994, 
z.Zt. Referentfiir Un~ic~eltpolitik in1 Berliner Biiro 
der Birnciestcrgsfrcrkkrio von Biiildrlis 90/Die Griirieri 

Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft 
vori Tlioiiias Westl~linl* 

ie Zeitschrift für Sozialistische D olitik und Wirtschaft wurde 
im Oktober 1978 aus den Rei- 

hen aktiver linker Jungsozialistlnnen 
ein zweites Mal gegründet, nach dem 
sie ursprünglich bereits in der Weima- 

* Thontcts Westplinl. Dortniu~id. Buridesvorsitzeilder 
der Jirsos iri der SPD 1993-1995, Mitliern~rsgebei- der spic 

onsblatt des Linken Forums - "LiFo- 
Info" - seit November 1989. Ein Vor- 
läufer erschien im Frühjahr 1989, der 
die 1. Konferenz der "undogmati- 
schen Linken" (in Berlin), vom No- 
vember 1988 dokumentierte. Diese 
undogmatische Linke wird dann 
"Linkes Forum" genannt. Das Linke 
Forum war gegründet worden von 
Leuten wie Claudia, Roth, Ludger 
Volmer, Jürgen Maier, Klaus Dräger 
und Jürgen Reents. Furore machte 
es sofort, weil es sich quer zum klas- 
sischen Strömungsstreit der Realos 
und Radikalökologen stellte und als 
sog. pragmatische Linke spätestens 
in Neumünster den Erfolg hatte. den 
lähmenden Flügelstreit in den Grü- 
nen zu überwinden. Dabei sollte 
nicht Diskussion verhindert, gedek- 
kelt werden, sondern die Debatte 
sollte offen und fair, dabei loyal und 
pointiert geführt werden. Dazu dien- 
te die Publikation "LiFo-Info". So sin- 
nig das Datum der ersten Nummer - 
kurz nach dem Fall der Mauer im No- 
vember 1989 - so kurz war auch das 
erste Leben, es endete mit dem 
(Chaos)Parteitag 1991 in Neumün- 
ster. Das Linke Forum und damit das 
LiFo-Info schien seine Funktion ein- 
gelöst zu haben. 

. . . zum Forum für politische 
Ökologie und soziale 
Emanzipation 

. Ln der Zeit der innerparteilichen 
Neuformierung nach dem West-Grü- 
nen Wahldebakel 1990 und der Fusi- 
on mit dem Bündnis 90 1992193 wur- 
de es wieder Zeit, der Linken aufzu- 
helfen. Im Januar 1993 erschien die 
erste Ausgabe der "LiFo-Info - neue 
Folge" und entwickelte sich unter 
dem alten-neuen Namen zu der Zeit- 
schrift, wie wir sie heute in die Hand 

rer Republik einige Jahre existierte 
und damals von Paul Levi gegründet 
worden war. 

Gründung durch linke Jungsoziali- 
stlnnen 

Das zweite Gründungsdatum Iäßt 
erahnen, daß die spw ein Kind jener 
Zeit ist, in der in Westdeutschland die 
politische Kultur vorherrschte, daß 
jede mehr oder weniger linkssozialisti- 
sche Strömung oder Gruppe, die et- 
was auf sich hielt, eine Zeitschrift vor- 
weisen mußte. Tatsächlich waren es 
vor allem die politische Vorgänge in- 

nehmen können. Einen vom Bundes- 
vorstand abgelehnten Wahlkampfs- 
logan für die Bundestagswahl 1994 
haben wir mit freundlicher Genehmi- 
gung durch den Autor übernehmen 
können: "Andere Zeiten". 

Die "Anderen Zeiten" sind nach 
wie vor die einzige sich grün-nah be- 
kennende Publikation, in der offen 
politisch-inhaltliche, die gesamte 
Partei interessierende Fragen disku- 
tiert werden. Die offizielle Parteizei- 
tung erfüllt die Funktion nicht, be- 
stenfalls einige Partei-Landeszeitun- 
gen, wie z.B. in Hamburg und Berlin. 

,,Crossover" als Ost-West-Dialog 
Wir nehmen mit Crossover einen 

Ost-West-Dialog auf. Ich glaube, 
daß wir im Osten, daß wir vom Osten 
her die stärkeren Eingriffe. die schär- 
feren Reformen. die radikaleren 
Schritte zum ökologisch-sozialen 
Umbau fordern müssen und das 
auch können. Gesellschaftspolitisch 
ist noch eine Breitenbildung ein- 
schließlich der nötigen Sensibilität 
für gesamtgesellschaftliche Solidari- 
tät da, die wir nutzen sollten. 

Und wir nehmen auch einen Ost- 
Ost-Dialog auf. In der ach so kleinen 
DDR haben wir in verschiedenen 
Welten gelebt - die Partei- und 
Staatsfunktionäre und die kritische 
BevölkerunglOpposition. Ge- 
sprächskontakte gab es kaum. 

Wir werden über die bewahrens- 
werten Traditionen und Begriffe 
ebenso reden müssen, wie über die 
Frage, was wirklicher Ballast ist und 
zu den Akten gelegt werden muß. 
Und über die Frage: "Wer sind über- 
haupt noch 'die Linken'?" 

Ich wünsche uns allen eine ergie- 
bige Debatte. 

nerhalb der SPD rund um den Par- 
teiauschluß des damaligen Juso-Bun- 
desvorsitzenden Klaus-Uwe Benne- 
ter, die die damaligen Gründungsmit- 
glieder dazu bewogen, mit der spw 
eine politisch-analytische Orientie- 
rungsbasis anzubieten, um auch je- 
nen, die von der restriktiven Politik der 
Parteiführung maßlos enttäuscht wa- 
ren, eine inhaltliche Perspektive jen- 
seits der Grabenkämpfe anzubieten. 

Die spw war ihrem Selbstverständ- 
nis nach nie ein einfaches argumenta- 
tives Munitionsdepot für die innerlin- 
ken Richtungsstreiterein der 70er Jah- 
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ist falsch, sie ist nicht verallgemeiner- 
bar und kann deshalb keine linke Phi- 
losophie sein. 

Ost-Erfahrungen einbringen 
Lothar Bisky: Ich will mich strikt an 

die Erklärung halten und da einige 
Punkte benennen. Vielleicht sage ich 
doch etwas zum Verschwinden der 
Politik. Ich denke, die Beobachtung ist 
richtig, ich sehe aber das Problem 
nicht gelöst, weil es vollzieht sich nach 
meinem Dafürhalten ein Kulturprozeß, 
der zunehmend zur Digitalisierung 
des Denkens neigt. Ein antiaufkläreri- 
scher Prozeß. der Diskurse und ande- 
res nahezu überflüssig macht oder 
wirkungslos werden Iäßt. Heute ist die 
Talkshow im Fernsehen das Denkmal 
vom Ende der Aufklärung. Auch für 
Linke wird es wichtig. was im Bereich 
der Informations- und Kommunikati- 
onsindustrie vor sich geht, dort sehe 
ich nämlich zunehmend eine Deregu- 
lierung und Privatisierung von Denken 
und Bewußtsein und das ist eine Fra- 
ge, die auf längere Sicht eine große 
Rolle spielen wird. 

Ich will mich auf die drei Eckpunk- 
te beziehen, die inhaltlichen Alternati- 
ven im Konferenzpapier. Die halte ich 
auch für gut. wenn es denn gelingen 
könnte, anhand dieser Erklärung in 
sachlicher Debatte und Auseinander- 
setzung zu bleiben. Die drei vorge- 
schlagenen Elemente radikale Ar- 
beitszeitverkürzung, doppelte Umver- 
teilung von oben nach unten und von 
Männern zu Frauen und den Aufbau 
eines neuen gemeinwirtschaftlichen 
Beschäftigungssektors, das ist etwas, 
wozu wir von der PDS uns in Bezie- 
hung setzen können. 

Es ist ja öffentlich geworden, daß 
auf dem Gebiet des ökologischen 
Umbaus auch die PDS in einem Kon- 
flikt steht. in dem andere Linke auch 
stehen. Horno ist so ein Beispiel dafür, 
daß auf der einen Seite die Interessen- 
vertretung für Arbeitsplätze in der Lau- 
sitz, wo ja eine Unmenge von Arbeits- 
plätzen verlorengingen, und die Frage 
„Ökologie ja oder nein?" ganz konkret 
steht. Dort gibt es heftige Debatten, 
die Kumpel haben versucht, einen er- 
heblichen Druck auf die PDS auszu- 
üben. Dort sind wir mit Fragen kon- 
frontiert, die neu sind und zu denen 
wir auch keine endgültigen Lösungen 
anzubieten haben. Ich will in dem Zu- 
sammenhang auch sagen, daß meine 
Skepsis gegenüber dem .,Bündnis für 
Arbeit" stündlich zunimmt. Ich fürchte, 
da8 die berechtigten Forderungen der 
Gewerkschaften wahrscheinlich drau- 
ßen vorbleiben. 

Zur Politisierung der Ökonomie: 
daß für den ökologischen Umbau und 
wirkliche soziale Gerechtigkeit indirek- 
te Steuerungsmechanismen nicht 
ausreichen, das scheint auch bei den 
verschiedenen Strömungen der PDS 
unstrittig zu sein. Es findet auch eine 
Debatte über Ökosteuer statt und na- 
türlich über neue Gemeinwirtschaft. 
Wenn das ein zentraler Begriff für den 
„Crossover"-Prozeß sein soll, dann 
wird vor allem noch zu diskutieren 
sein, wie diese neue Gemeinwirtschaft 
konkret aussehen soll. Unstrittig in der 
PDS ist programmatisch, daß die Do- 
minanz des privatkapitalistischen Ei- 
gentums über die Gesellschaft über- 
wunden werden muß; wie das ge- 
schehen soll, das ist offen, das will ich 
ausdrücklich sagen, da gibt es Debat- 
ten. Wirtschaftsdemokratie steht nach 
meinem Dafürhalten auch in der drin- 
genden Themenliste. 

Ich vermisse ein Reformprojekt Bil- 
dungsreform. Ich glaube, das ist zwin- 
gend nötig und gerade das, was er- 
fahren wurde mit der Übernahme des 
Bildungskonzepts hier im Osten, ist da 
wichtig. 

Bei den ganzen Reformprojekten 
ist natürlich die Frage zu stellen, was 
bringt der Osten ein in die Debatte. Et- 
was verankert irii Osten sind wir ja, 
und dafür will ich doch einen Vor- 
schlag machen. Ich glaube, bei die- 
sen Reformprojekten muß man sehen, 
daß wir auf dem Wege von der Bonner 
Republik zur Berliner Republik sind. 
Wenn nicht deutlich wird, daß nicht nur 
16 Millionen Menschen dazugekom- 
men sind, sondern auch eine be- 
stimmte andere Art von sozialer Erfah- 
rung und Kultur, dann wird es auch 
schwierig werden, über neue Ansätze 
in Bezug auf Reformalternativen zu 
debattieren. Ich will nur an einiges er- 
innern: Die Erfahrungen im Osten mit 
Gemeinwirtschaft, die müssen einge- 
bracht werden, und wir können nicht 
nur stehenbleiben bei der Auseinan- 
dersetzung mit der repressiven Seite 
der DDR. Etwas anderes, was ich ge- 
nauso für wichtig halte, das ist, daß 
man im Osten ja auch Erfahrungen 
einbringen kann in Bezug auf ressour- 
censparendes Wirtschaften etwa im 
Gesundheitswesen. Diese Erfahrun- 
gen aus dem Osten sollten aufgegrif- 
fen werden, auch die Erfahrung, die 
die Ostdeutschen haben mit dem dop- 
pelten Bruch, einerseits daß der Real- 
sozialismus implodiert, andererseits 
die Erfahrung, sich in neue Verhältnis- 
se einzuleben und relativ schnell fest- 
zustellen, was denn nun tatsächlich 
besser oder nicht besser ist. Da ent- 

wickelt sich etwas wie eine neue ost- 
deutsche Identität. Vielleicht sollte 
man aus dieser ostdeutschen Identität 
heraus die Frage stellen, welche Erfah- 
rungen denn diejenigen, die hier im 
Osten sind, einzubringen haben in Re- 
formprojekte. damit sie auch den Ein- 
druck haben, Teilhabe und Teilnahme 
der Bevölkerung aus dem Osten an 
Reformprojekten ist gewünscht und 
wird von Linken gefördert. 

Diksriminierung von Frauen ist 
auch ein Männerproblem 

Christina Schenk: Für mich als 
Feministin ist an diesem „Crossover"- 
Projekt interessant, wie es die Linke 
mit dem Feminismus und mit der Ge- 
schlechterfrage hält. Wenn Linkssein 
heißt, sich zu engagieren für Demo- 
kratie, für Partizipation, für Emanzipati- 
on, dann müßte es doch eigentlich klar 
auf der nackten Hand liegen, daß die 
Frage der Geschlechtergleichstellung 
nicht ausgeblendet werden kann. Ich 
meine, Linkssein ist ohne auch gleich- 
zeitig möglich. feministisch zu sein nicht mehr 

In der Erklärung zur Konferenz 
heißt es, „daß Demokratisierung und 
Gleichstellung der Frauen hier nicht 
als weitere Reformprojekte aufgezählt 
wurden, ist Absicht, sie bilden den im- 
pliziten roten Faden all unserer 
Vorschläge, ohne den auch die 
übrigen Vorhaben nicht gelingen kön- 
nen". Der erste Punkt, an dem ich stut- 
ze, ist die Gleichstellung der Frauen, 
mit wem sollen die Frauen gleichge- 
stellt werden? Was sollen Frauen lei- 
sten? Wo sind Frauen defizitär? In 
dem Moment, wo das so formuliert 
wird. ist mir klar, hier ist nichts begrif- 
fen worden. 

So, dann schaun wir mal nach 
dem impliziten roten Faden. Ich will 
jetzt nicht alle drei Reformprojekte 
aufdröseln, sondern mich auf eins 
beschränken, auf den Umbau der 
Arbeit. Das ist für mich ein sehr ent- 
scheidender Bereich, weil sich hier 
die ökonomische Selbständigkeit 
und damit die Autonomie von Frauen 
überhaupt entscheidet. Da heißt es 
im Programmtext zum Forum 1, daß 
es um die doppelte Umverteilung 
gehen muß von oben nach unten 
und von Männern zu Frauen. Von 
Männern zu Frauen, das heißt also, 
Arbeit ist wieder in alter linker marxi- 
stischer Tradition Erwerbsarbeit, 
ausschließlich Erwerbsarbeit, die 
gesellschaftliche Gesamtarbeit, not- 
wendige Gesamtarbeit, bleibt außen 
vor. Und das ist keine harmlose Ge- 
schichte, das hat Folgen. 

Wenn nicht deutlich 
wird, daß nicht nur 
16 Millionen 
Menschen dazu- 
gekommen sind, 
sondern auch eine 
bestimmte andere 
Art von sozialer 
Erfahrung und 
Kultur, dann wird es 
auch schwierig 
werden, über neue 
Ansetze in Bezug 
auf Reformalterna- 
tiven zu debattieren. 
(Lothar Bisky) 
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Das heißt, wenn wir 
wirklich von Umver- 

teilung reden und es 
dabei mit der 

Gleichstellung ernst 
meinen, müßte es 

dann schon heißen, 
daß es gehen rnuß 
um eine Umvertei- 

lung von Arbeit von 
Marinern zu Frauen 

und umgekehrt. 
(Christina Schenk) 

Ich behaupte, daß solange das so 
ist, solange der Blick ausschließlich 
auf die Erwerbsarbeit gerichtet ist, ver- 
hindert das die Entwicklung einer 
emanzipatorischen Strategie. Denn 
eine der entscheidensten Ursachen 
dafür, daß Frauen auf dem Arbeits- 
markt diskriminiert werden, ist die tra- 
ditionelle Arbeitsteilung in der Familie, 
also die vorrangige Zuständigkeit von 
Frauen für Kinderbetreuung und Haus- 
halt. Das macht ja für Arbeitgeber ne- 
ben Vorurteilen, die auch noch eine 
Rolle spielen, die Frauen zu unsiche- 
ren Kantonistinnen. Die Diskriminie- 
rung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
ist auch, wenn nicht sogar vorrangig, 
ein MAnnerproblem, zumindest ein 
Männer- und Frauenproblem. Das 
heißt, wenn wir wirklich von Umvertei- 
lung reden und es dabei mit der 
Gleichstellung ernst meinen. müßte es 
dann schon heißen, daß es gehen muß 
um eine Umverteilung von Arbeit von 
Männern zu Frauen und umgekehrt. 

Beschäftigungspolitik 
emanzipatorisch gestalten 

Der nächste Punkt: Arbeitszeitver- 
kürzung. Es wird immer wieder ge- 
sagt, Arbeitszeitverkürzung sei ein 
ganz wichtiger Beitrag zum emanzi- 
patorischen Umbau und gestern wur- 
de gesagt: Arbeitszeitverkürzung 
schafft gleiche Freiheit für Männer und 
Frauen. Hier wird nicht gesagt. daß Ar- 
beitszeitverkürzung für Frauen schon 
lange Fakt ist. Frauen arbeiten Teilzeit 
und Frauen finden offensichtlich auch 
nicht so ein Problem dabei. Arbeits- 
zeitverkürzung ist in erster Linie eine 
ganz gigantische Herausforderung für 
Männer, es ist eine ganz konsequente 
Anfrage an herkömmliche männliche 
Wertvorstellungen, an Normvorstellun- 
gen, an Karriereorientierungen. die mit 
der Arbeitszeitverkürzung ins Wanken 
geraten. 

Zur Frage des Lohnausgleichs bei 
Arbeitszeitverkürzung: Wenn ich wirk- 
lich einen emanzipatorischen Ansatz 
in der Arbeitszeitverkürzung sehen 
will, rnuß ich auch versuchen, mit der 
Arbeitszeitverkürzung einen differen- 
zierten Lohnausgleich bzw. eine Um- 
verteilung vorzunehmen. Das heißt 
also, die in der Regel noch immer zu 
niedrigen Frauenlöhne heraufzuset- 
zen und auch verbunden damit Spit- 
zenverdienste bei Männern abzu- 
schneiden. 

Dann nächster Punkt: Öffentlich 
geförderter oder gemeinwirtschaftli- 
cher Beschäftigungssektor. Auch hier 
wird nicht thematisiert in den Papieren, 
daß das durchaus eine geschlechts- 

spezifische Wirkung haben kann und 
daß es für die Linke nicht akzeptabel 
sein darf, daß die Frauen sich im ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor wiederfin- 
den und die Männer den sogenannten 
„ersten Arbeitsmarkt" oder die „richti- 
gen Arbeitsplätze" innehaben. 

Das heißt also abschließend, zu 
sagen, die Geschlechterfrage muß in 
das linke Welt- und Strategiemodell 
endlich eingebaut, integriert werden, 
sonst werden die reformpolitischen 
Konzepte mit Notwendigkeit falsch. 

Jakob Moneta: Wir tun so, als ob 
diese kapitalistische Gesellschaft 
nicht in der Lage wäre, das Problem 
der Arbeitslosigkeit zu lösen. Das ist 
falsch. Sie haben ihre eigenen Lösun- 
gen. Was bedeutet es denn, wenn 
man uns heute sagt, daß man 850.000 
Frauen in private Hauswirtschaft 
schicken will. Kollegin Schenk, man 
will sie also praktisch in die Erwerbsar- 
beit bringen. Aber unter welchen Be- 
dingungen? Ich erinnere mich noch 
gut an die Weimarer Zeit, wo es solche 
Dienstmädchen gab, die 20,30 DM im 
Monat bekamen, die eine Kammer zur 
Verfügung gestellt bekamen, wenn es 
eine gab, die von morgens bis abends 
arbeiteten, für die ganze Familie ver- 
antwortlich waren, vielleicht auch noch 
den Sexualunterricht für den Herrn 
oder auch für die Jungens in dem 
Haushalt machten. Und wenn wir da- 
hin zurückgehen sollen, dann frag ich 
mich, was bedeutet es? Aber das ge- 
schieht, es geschieht, man soll sich 
da nichts vormachen. 

Kulturelle Vermittlung nötig 
Sabine Kebir: Das Tolle, was hier 

stattgefunden hat, ist ja, daß der 
schreckliche Zustand unserer Gesell- 
schaft und der ganzen Welt nicht als 
naturgesetzmäßige Folge von Unab- 
änderlichkeiten dargestellt wird, son- 
dern daß wir von der Veränderbarkeit 
ausgehen und dafür gesellschaftliche 
Mehrheiten gewinnen wollen. Mit den 
Diskursen allein. die wir hier geführt 
haben, werden wir aber leider nicht 
allzuweit kommen. Es wird eine kultu- 
relle Vermittlung gebraucht und dar- 
über ist hier überhaupt noch nicht ge- 
sprochen worden. In meinen Augen 
ist das eine recht ökonomistische Ver- 
anstaltung geblieben. Wir müssen 
uns, wenn wir überhaupt Breitenwir- 
kung erreichen wollen auch darüber 
im klaren sein, daß gesellschaftliche 
Diskussionen auf breiter Ebene nur 
durch kulturelle Vermittlung möglich 
sein werden. Daß Kultur selbst wieder 
als demokratische Interaktion der Bür- 
ger verstanden wird. Wir müssen uns 
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gegen alle Versuche zur Wehr setzen, 
Kultur nur noch marktförmig zuzulas- 
sen, denn damit werden immer mehr 
Menschen von aktiver Beteiligung am 
gesellschaftlichen Leben ausge- 
schlossen. Da gibt es ja leider auch in 
der Geschichte der Linken schlechte 
Traditionen. Der Ökonomismus ist 
eine linke Tradition, die überwunden 
werden muß. 

Frieder Otto Wolf: Ich möchte an- 
fangen bei dem Problem der Kultur, 
das Sabine Kebir hier aufgeworfen 
hat. Ich würde Sabine allerdings nicht 
zustimmen, daß hier ökonomistisch 
gedacht worden ist, es ist versucht 
worden, ausgehend von dem harten 
Kern der ökonomischen Probleme 
Strategien zu denken. 

Wir müssen überlegen, wie wir zu 
einem wirklichen gemeinsamen Fo- 
cus. zu einer Bündelung kommen. 
Und ich glaube, das Problem „Arbeitu 
bietet sich hier wirklich als Bündelung 
an. Nicht nur deswegen, weil die Mas- 
senerwerbslosigkeit für die Betroffe- 
nen ein zerstörerisches Schicksal ist, 
nicht nur weil sie Armut und Ausschlie- 
ßung bedeutet und auch demokrati- 
sche Teilhabe zerstört, sondern auch 
weil sich gleichzeitig von vielen unbe- 
merkt ein Prozeß andeutet durch neue 
Formen der Organisation, ich nenne 
als Stichworte Unterauftragsvergabe, 
Fremdfirmenbeschäftigung, Outsour- 
cing, aber auch durch neue technolo- 
gische Möglichkeiten, ich nenne als 
Stichwort die virtuelle Fabrik. 

Wenn sich der Status dessen, was 
Arbeitnehmerlnsein heute bedeutet 
und in Zukunft bedeuten kann, so radi- 
kal verändert, dann ist auch das Ver- 
hältnis von Arbeitnehmerlnnen-orien- 
tierung und Mittelklassen völlig neu zu 
bestimmen. Vieles was sich als Mittel- 
klasse denkt und fühlt, ist längst Ar- 
beitnehmerln, vieles von dem, was wir 
vielleicht aus gewerkschaftlicher Tra- 
dition oder aus alternativer Tradition 
als Unternehmertum begreifen, gehört 
zu dem produktiven Zusammenhang, 
der allein in der Lage wäre, demokrati- 
scher Träger solcher ökonomischer 
Grundsatzentscheidungen zu werden. 
Wir müssen eine Politik entwickeln. die 
sich darum bemüht, den neuen Arbeit- 
nehmerstatus demokratisch so zu ge- 
stalten, daß er sowohl einschließend 
als auch bündnisfähig und damit 
mehrheitsfähig wird. An dem Punkt 
können wir bündeln und an dem Punkt 
ist auch eine produktive Auseinander- 
setzung zwischen den unterschiedli- 
chen Traditionen. die hier zusammen- 
kommen, Traditionen gewerkschaftli- 
cher Praxis, Traditionen feministischer 

LINKE UND PARTEIEN 

Propagandathese von der KPF-un- 
terwanderten PDS mit der Schlagzei- 
le untersetzen zu können .Viel Bei- 
fall für die Kommunistin Sahra Wa- 
genknecht", verzichtete das ND auf 
eine generalisierende Wertung, ließ 
aber dennoch durchblicken. daß 
Magdeburg keinesfalls als Ort des 
Triumphes für die KPF anzusehen 
ist. Die junge Welt, stets bestrebt, 
die Plattform für ihre Ziele zu instru- 
mentalisieren, vermerkte nach dem 
Parteitagswochenende mit tadeln- 
dem Unterton: „Die Taktik der PDS- 
Spitze ist aufgegangen. Der Partei- 
tag hat in ihrem Sinne funktioniert. 
Nichts von dem, was im Vorfeld die 
Gemüter erregte, ist wirklich disku- 
tiert, um keinen der für die PDS exi- 
stentiellen Konflikte ernsthaft gestrit- 
ten worden." 

Die Berliner Zeitung versah ihren 
Bericht U. a. mit der Zwischenüber- 
schrift „Machtlose KP-Plattform", 
und die taz schrieb direkt von einer 
„Niederlage der kommunistischen 
Plattform". Diese Einschätzung 
kommt nach meinem persönlichen 
Eindruck von Debatte und Abstim- 
mungen der Realität wohl am näch- 
sten. 

Es wäre zu begrüßen, wenn die- 
ses positive Ergebnis des Parteita- 
ges auch auf diejenigen ernüchternd 
wirkte. die immer noch die undialek- 
tische These vom absoluten Primat 
außerparlamentarischer Aktionen 
kol~ortieren. statt zur Kenntnis zu 
nehmen, daß deren Erfolg nicht zu- 
letzt davon abhängt. ob es in den 
parlamentarischen Gremien und in 
den Exekutiven auch die entspre- 
chenden Mehrheiten gibt, die bereit 
sind, dem Volkswillen Rechnung zu 
tragen. 

Es wäre zu wünschen, daß sich 
diese Einsichten nicht nur bei Partei- 
tagsmehrheiten, sondern in der ge- 
samten PDS durchsetzen. Auch bei 
denen. die bislang mit ihrer in „Bun- 
deskonferenzen" und ähnlichen in 
speziellen Satzungen verankerten 

scheri Plnttfonn der PDS 311993, 
S. 6-14. 

4 Boitii 1995. 
5 Selbst eiri niisonsten so riiiclitenzer 

Aiinlytiker ivie Jonckiirr Bischoff 
konrite sich der Aiifgeregtlieit rticht 
eritziehen. die siclt ~iichr iveriiger 
PDS-Mitglieder iiiid -Syiriparliisanteti 
berriachtigte. Er iiiiterzog zivnr die 
„A~itisozialistischen Strcttegieii" iri 
der vori ihr11 redigierte11 Zeitschrift 
Sozialismus (He3 2/1995. S. 25 )   in- 

ter de r  snrknstische~l Überschrift 
..Die Mdr voiri zeittinleri Srrntegie- 
ciiisschiiß" einer vei7iiclrteiirleit Kri- 
tik. Ai~dererseits nber scliied er culf 
cleni Pnrreitcig riiclit nirr- a i f  eigenen 
W~irisch nus derit Bundesvorstcirtd der  
PDS cius, sonderri verüffeerirlicltre iiit 
gleichen Heft der Sozialismus (S. 22-  
24)  auch eirtert ,.Regiorinlpartei - 
irielir nicht" betitelteri Artikel, iri derii 
e r  den P(irteitng als ,. Kntnstrophefiir 
die PDS" bezeichriet irrid sicli der  
nicissiven Kritik ( ~ I I I  ,. Fiihriiitgsperso- 
ricrl" der  Pnrtei oitsclilieJt. Er solirln- 

risiert sich dnriri expressis verbis iiiit 
Heribei? Piantl, der cirn 30. 1. 1995 irt 
de r  Süddeutschen Zeitung eineii ,.An- 
frtrtg vorri Ende der PDS" iiberschrie- 
benerl recht do~~pelbiidigeri Leitnrti- 
kel veriiffer~tlichte. in dern er rnassiv 
gegeri dns ,.Totsclilngivoi?" Stalinis- 
mus polerriisiert. Zivei gcirzze Spnlteri 
dieser Poleniik drirckt Bisclioff inz So- 
zialismus ctb, iirii seiiie Tliese, die 
gririze Stnlinisrrt~is-Debcirre sei eiri 
„Hirt- iriid Herweiicleri vor1 Schlng- 
ivorteiz". zus8tz/icli ririt dieser „Mnli- 
ittrrig" einer biiigerliche~i Zeiticitg zii 
iiiiterrri(iiieni. 

6 Zir rrittei3chiedliclieri Reciktiorieri n l f  
deii iiiz Neuen Deutschland vorrt 18. 
Mai 1995 cils Arizeige nbgedrirckterl 
Airfi-iif .,11i tiefer Sorge " s.  irisbesori- 
dere Disput 11/1995. 

7 So Snhra Wngeiiknecht i ~ i  ihrer 
Begriiizduizg des vorri Prirreitng 
cibgelehnteri ,,Strntegiepnpier:~" 
,.Deutsclilc~nd - 5 Jnlire vor der  Jeihr- 
tnuseitdivertde ". 

8 Eberirki. 

Daß Veranderung 
zwar mit Opposition 
beginnt, aber 
keineswegs für alle 
Zeiten ausschließ- 
lich auf diesem 
Wege anzustreben 
ist, kann eigentlich 
nur bestreiten, wer 
sie ernsthaft gar 
nicht will. 

Gremien planmäßig vorbereiteten 
Obstruktion die Arbeit der Partei un- I 

Bündnis für - wie bitte? A Blockierte Drogenpolitik A Ein anderes Frankreich 
A Die Kehrseite der CDU-Erfolgsgeschichte A Ausstieg aus der Kernenergie A 
Zukunftsfähiges Deutschland? A Hochschulen zwischen Standort und Stan- 
desdünkel A Danke Amerika! Dayton und die Deutschen A Einwanderung A 
Deutscher Sonderweg A Reichtum in Deutschland A Die EureWährung A 
Die AmAmerican Communiy A Über Japan, Amerika und die Halbwerts- 
zeit des nuklearen Triumphs A Gleichstellung ohne Quote A Political Correct- 
ness A Die vergessenen Völker A Grüne Grundwerte im Härtetest A 

Unvereinte Nationen A Wadfinder der Neuen Rechten A Frauen und die 
Zukunft der Arbeit A RuJland: Die richtungslose Transformation A Öko- 
Steuer A Palästina: Staat oder Enklavensammlung? A Labor Italien A Tsche- 
chischer Nationalismus? A Postreform: ab 12 Pfennig A A A 

Die Blätter kennenlernen 
nötig erschweren. I I 

1 Siehe dnzu z .  B. Michnel Berijniniii: 
Gednrikerl nrrch der  3 .  Tngurig des  2 .  
Parteitnges, in ,,Mitteilurigen der  
Ko~iintii~tistischeii Plnttforni der  
PDS" 1/1992, S. 3-6. 

Ich bestelle: Name: 
0 das aktuelle Heft Vorname: 

für 10 DM 
0 2 aktuelle Hefte für Str: 

zusammen 15 DM n.+, 
2 ,.Mnixisnt~is lind Opport~i~iiritiis": iri: UI L. 

,. WeiJ3enseer Bliitter ", 2/1992. 0 ein kostenloses äI- 
3 Siehe z.  B. Michnel Benij(irniii: Die I teres Heft Land: 

Koniniuitistische Plnttforni uiid die I 
er.ste Tagung des dritten Pcirteitnges. 
i ~ i :  Mitreilungeri der Koiiiiiii~ilisti- I 
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LINKE UND PARTEIEN CROSSOVER - DISKUSSION 

Der Magdeburger 
Parteitag der PDS 
und die KPF 

E s dürfte bisher noch kaum Ta- 
gungen eines PDS-Bundes- 
parteitages gegeben haben, 

vor denen nicht wenigstens einige 
reaktionäre Medien geunkt hätten, 
diesmal müßte es endlich zu der 
Spaltung zwischen „Reformernu und 
„Fundamentalistenh kommen, die 
der verhaßten Partei den endgülti- 
gen Todesstoß versetzen würde. 
Von allem Anfang an richteten sich 
dabei die Blicke der so Denkenden 
auf die Kommunistische Plattform in 
der PDS (KPF), die seit jeher mit 
massiver. Kritik an Vorschlägen und 
Beschlüssen der jeweiligen „Partei- 
spitze" in Erscheinung getreten war.' 

Die Blicke 
richteten sich auf 

die Kommunistische 
Plattform in der PDS 
(KPF), die seit jeher 

mit massiver Kritik 
an Vorschlagen 

und Beschlüssen 
der jeweiligen 

,, Parteispitze" in 
Erscheinung 
getreten war. 

Obstruktion und ein Hohelied 
auf Stalin 

Im Zusammenhang mit der Pro- 
grammdiskussion des Jahres 1992 
kam es zu einer regelrechten Ob- 
struktion einiger Wortführer der KPF, 
von denen Sahra Wagenknecht auf 
der 3. Tagung des 2. Parteitages im 
Dezember 1991 Mitglied des Bun- 
desvorstandes der PDS geworden 
war. Dem Programmentwurf der 
Grundsatzkommission, der im Janu- 
ar 1993 auf der 1. Tagung des 3. 
Parteitages in namentlicher Abstim- 
mung mit überwältigender Mehrheit 
angenommen wurde, verweigerten 
sie ihre Zustimmung. Inzwischen 
hatte Sahra Wagenknecht in einer 
Zeitschrift „marxistischer Theolo-' 
gen" ein unverhülltes Loblied auf die 
Politik Stalins und Ulbrichts ange- 
stimmt2 und war damit über Nacht 
zum Star der neudeutschen Medien- 
landschaft avanciert. Die Anheizer 
der Anti-PDS-Hysterie wähnten nun, 
das geeignete Mittel gefunden zu 
haben, um einer uninformierten Öf- 
fentlichkeit, vor allem im Westen, die 
auf die Untergrabung der „freiheit- 
lich-demokratischen Grundordnung" 
und Restaurierung des „Terrorre- 
gimes" gerichteten finsteren Umtrie- 
be der „SED-Nachfolgepartei" 

* Prot Dr. Roi~cild Lörzscli, Sorctbist, PDS Berliri 
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glaubhaft machen zu können. Die 
Reaktion von Parteispitze und Partei- 
basis war eher verhalten. 

Ein Antrag der AG Junge Genos- 
slnnen an den 3. Parteitag, Sahra 
Wagenknecht das Mißtrauen auszu- 
sprechen und sie zum Rücktritt aus 
dem Bundesvorstand aufzufordern, 
fand keine Mehrheit. Der Parteitag 
bekräftigte zwar den entschiedenen 
Bruch mit dem Stalinismus, wählte 
aber die Sprecherin der KPF auf sei- 
ner 2. Tagung im Juni erneut in den 
Bundesvorstand. Die Zurückhaltung 
der Parteimehrheit gegenüber ein- 
deutig stalinistischen Positionen von 
Vertretern der KPF wurde von diesen 
nicht honoriert, sondern mit immer 
neuen Sticheleien beantwortet, bei 
denen sie es auch an direkten Unter- 
stellungen nicht fehlen ließen.3 

In dem Maße, wie die Bundes- 
tagswahlen 1994 näherrückten, kon- 
zentrierte sich die KPF-Kritik zuneh- 
mend auf die Ablehnung eines „lin- 
ken" Parteienbündnisses durch den 
3. Bundesparteitag. 

„I0 Thesen" und ,,Große Sorge" 
Nach den Wahlen. bei denen die 

PDS über vier Ost-Berliner Direkt- 
mandate erneut in den Bundestag 
einzog, sorgte Sahra Wagenknecht 
mit ihrem vom bundesdeutschen 
Zoll ungewollt mit zusätzlicher Wer- 
bung bedachten Buch „Antisoziali- 
stische Strategien im Zeitalter der 
Systemauseinander~etzung"~ unmit- 
telbar vor der 1. Tagung des 4. Par- 
teitages für einen neuen „Höhe- 
punkt" in der Kontroverse. Die An- 
griffe der Kritiker einer angeblich 
sich immer deutlicher abzeichnen- 
den „Sozialdemokratisierung" der 
PDS auf die „ParteispitzeU im Zu- 
sammenhang mit den „ I 0  Thesen" 
des Bundesvorstandes bzw. den „5 
Standpunkten" der „Troikau Gysi, 
Bisky, Modrow erhielten so gleich- 
sam eine „historische" Dimension. 

Die nicht immer „cooleu Reaktion 
der Angegriffenen tat ein übriges, 
die Stimmung anz~heizen.~ 

Dennoch ließen sich die Dele- 
gierten mehrheitlich weder vom Me- 
dienrummel noch von den Aufge- 
regtheiten in der Partei beirren, son- 
dern folgten den Empfehlungen des 
Vorstandes. Auch die Ergebnisse 
der Vorstandswahlen - Sahra Wa- 
genknecht wurde nicht wiederge- 
wählt, erzielte aber von den Nichtge- 
wählten das beste Ergebnis - ent- 
sprachen nur teilweise den Hoffnun- 
gen der .F!ndisU unterschiedlicher 
Couleur. Es stand zu befürchten, 

daß sich die Auseinandersetzungen 
auf dem Wege zur 2. Tagung noch 
verschärfen würden. Die insbeson- 
dere in den Heften 2 und 311995 der 
„Mitteilungen der Kommunistischen 
Plattform der PDS" dokumentierte 
und nicht gerade sachliche Auswer- 
tung der 1. Tagung durch die KPF 
und der gequälte Aufschrei der 38 
„TiefbesorgtenU im Mai6 schienen 
den Befürchtungen recht zu geben. 
Doch dann begann in Berlin die aku- 
te Phase der Kampagne zu den Ab- 
geordnetenhaus- und BVV-Wahlen. 
Wer die Ablösung der großen Koaliti- 
on ernsthaft anstrebte, hatte ande- 
res im Sinn als ideologische Haar- 
spaltereien. Das Wahlergebnis über- 
traf denn auch alle Erwartungen. 

Magdeburg offenbart den 
Bedeutungsverlust der KPF 

Daß vor diesem Hintergrund nun 
eine sachliche Diskussion über die 
jeweiligen Voraussetzungen und Be- 
dingungen von „Opponieren. Tole- 
rieren, Koalieren" unvermeidlich wur- 
de. braucht niemanden zu verwun- 
dern. Daß Veränderung zwar mit Op- 
position beginnt, aber keineswegs 
für alle Zeiten ausschließlich auf die- 
sem Wege anzustreben ist, kann ei- 
gentlich nur bestreiten, wer sie 
ernsthaft gar nicht will. 

Diejenigen, die auf dem Magde- 
burger Bundesparteitag ihre Diskus- 
sionsbeiträge im wesentlichen dar- 
auf reduzierten, mit erhobenem Zei- 
gefinger vor den ..Versuchungen" 
des Parlamentarismus zu warnen, 
und dabei auch keine Hemmungen 
hatten, „führenden Genossen" zu 
unterstellen, sie nährten Illusionen, 
„es käme nur darauf an, PDS-Mini- 
Ster in den entsprechenden Sesseln 
zu plazieren, und dann würden 
grundlegende Veränderungen 
schon möglich werdenu7, gingen je- 
denfalls mit keiner einzigen Silbe 
darauf ein, wie sie „die mit der Ei- 
gentumsfrage verbundene Überwin- 
dung der kapitalistischen Verhältnis- 
sem8 zu bewerkstelligen gedenken. 
Daß die Parteitagsmehrheit dieses 
Defizit sehr wohl registrierte, war 
schon am eher schütteren Beifall ab- 
zulesen. Entsprechend eindeutig 
waren dann auch die Beschlüsse. 
Weit weniger eindeutig war dagegen 
das Medien-Echo, insbesondere 
das der Printmedien. Beispielhaft für 
die divergierenden, aber dennoch 
bezeichnenden Tendenzen seien 
nur einige Stimmen angeführt. 

Während die Weit am Sonntag 
noch glaubte, ihre abgedroschene 

Selbstorganisation, Traditionen von Al- 
ternativinitiativen möglich und erfolg- 
versprechend. Und vor einem solchen 
Hintergrund besteht auch die Hoff- 
nung, daß ein möglicher Regierungs- 
wechsel in der Bundesrepublik auch 
ein Politikwechsel werden könnte. 

Gesellschaftliche Reformkräfte 
und „Bündnis für Arbeit" 

Susi MObbeck: In der zweiten 
Runde möchte ich Euch bitten, auch 
auf die Frage nach den gesellschaftli- 
chen Kräften für sozial-ökologische 
Reformen einzugehen, insbesondere 
auf die Frage nach der Bewertung und 
Positionierung der Linken zum Thema 
„Bündnis für Arbeit". Ich möchte in 
diesem Zusammenhang darauf ver- 
weisen. daß wir. als wir vor zwei Jah- 
ren mit den Zeitschriften Andere Zei- 
ten und spw in diesen Diskussions- 
prozeß eingestiegen sind, über die 
Chancen eines ökologischen New De- 
als miteinander diskutiert haben. 
Kernelemente dieses Gedankens wa- 
ren, durch eine radikale Arbeitszeit- 
verkürzung Arbeitsplätze zu schaffen. 
einen Umverteilungseffekt zu erzielen 
und gleichzeitig Mittel freizumachen 
für den ökologischen Umbau. Wenn 
man sich jetzt anguckt, was da in der 
Kanzlerrunde als „Bündnis für Arbeit" 
diskutiert wird, muß man feststellen, 
daß sowohl die Umverteilungskompo- 
nente völlig raus ist, als auch die öko- 
logische Seite und damit die Verbin- 
dung von sozialem und ökologischem 
Umbau nicht die geringste Rolle 
spielt. Die Frage, die wir hier zu beant- 
worten haben, ist, wie steht eigentlich 
die politische Linke zum „Bündnis für 
Arbeit". Bislang steht sie entweder 
wortlos oder lamentierend daneben. 
Wie sie aber politisch eingreifen will, 
bleibt bisher offen. 

Herrnann Scheer: Ich glaube, daß 
die Gewerkschaften zur Zeit nicht viel 
mehr tun können als sie tun. Wenn 
man sich in einer solchen gesell- 
schaftlichen Atmosphäre unter dem 
Vorzeichen der Standortpolitik zusam- 
mensetzt, dann stehen die Gewerk- 
schaften mit dem Rücken an der 
Wand. Dennoch kann man auch ge- 
wisse Spielräume erkennen. Wenn 
man zum Beispiel die IG Chemie be- 
trachtet, stellt man eine Tendenz zur 
Amerikanisierung der Gewerkschaf- 
ten fest. wo gesellschaftspolitische 
Aspekte eine immer geringere Rolle 
spielen. Es gibt aber auch die umge- 
kehrte Entwicklung zum Beipiel bei 
der IG BAU, die hat begonnen, sich 
ein neues gesellschaftspolitisches 
Grundkonzept zu entwickeln. Es ist 

von vielen noch garnicht wahrgenom- 
men worden, wie sich hier aus einer 
Betongewerkschaft gesellschaftsre- 
formerische Ansätze mit sozial-ökolo- 
gischer Orientierung herausbilden. 

Jürgen Trittin: Die lnitiative von 
Zwickel und der IG Metall „Bündnis für 
Arbeit" hat die Gewerkschaften in der 
politischen Diskussion zunächst in die 
Offensive gebracht. Das was sich 
dann in den Kanzlergesprächen dar- 
aus entwickelt hat, ist aber auch ein 
Dokument des gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisses, das sich in die- 
sem Lande herausgebildet hat. Daß 
nämlich aus einer gesellschaftspoli- 
tisch angelegten Initiative so etwas zu 
werden droht wie eine Neuauflage des 
Korporatismus. 

Das kann man an zwei Beispielen 
relativ einfach durch das Zitieren ma- 
chen. Da wird gesagt: "Angesichts 
knapper Kassen müssen steuerfinan- 
zierte Sozialleistungen zielgenauer auf 
jene Personengruppen konzentriert 
werden, die der Hilfe der Allgemein- 
heit am stärksten bedürfen." Das ist 
die gewerkschaftliche Absegnung der 
Mißbrauchstheorie der Konservativen. 
An anderer Stelle heißt es: „Überstun- 
den sollten wo immer möglich vermie- 
den und möglichst in die Erweiterung 
des Arbeitsplatzangebotes umgesetzt 
werden. Dazu können beispielsweise 
Instrumente zunächst befristeter Be- 
schäftigung ebenso wie Arbeitszeit- 
konten genutzt werden". Nun mag 
man mir Sophisterei vorwerfen, aber 
ich finde, der Tonfall allein da. wo der 
Indikativ, und da, wo der Konjunktiv 
verwendet wird, sagt sehr viel über 
das Kräfteverhältnis und auch darüber 
aus, was denn mit Mitteln gewerk- 
schaftlicher undloder staatlicher Poli- 
tik zu erreichen ist. 

Christina Schenk: Das „Bündnis 
für Arbeit" bringt aller Voraussicht 
nach weder im Hinblick auf eine ökolo- 
gisch verträgliche Produktionsweise 
noch gleichstellungspolitisch etwas 
und die Arbeitsplatzeffekte sind zu- 
mindest unklar. Interessant aber ist für 
mich, daß es gelungen ist, mit dieser 
Debatte den öffentlichen Diskurs auf- 
zumischen. Die Frage stellt sich da- 
her, ob es nicht doch gelingen kann, 
nach einer Phase der Lethargie prak- 
tisch mit subversiver Kreativität neue 
Ansätze in die Öffentlichkeit zu brin- 
gen oder auch neue Akteure ins Spiel 
zu bringen. 

Willi Brüggen: Das Bündnis für Ar- 
beit wurde ausgerufen als Gegenpa- 
role gegen die auf dem IG Metall-Kon- 
greß eher von linker Seite getragene 
Forderung nach der 30-Stunden-Wo- 

che. Da deutet sich schon der Über- 
gang zu einem korporatistischen 
Bundnis an, das die Rausgefallenen 
nicht mehr einbezieht. Trotzdem war 
in der ursprünglichen Konzeption 
auch das Bundnis zwischen denen, 
die noch Arbeit haben und denen. die 
schon keine Arbeit mehr haben, ange- 
legt war. Dann ging es aber über Zwi- 
schenschritte in die Kanzlerrunde und 
wenn man liest, was dabei rausge- 
kommen ist, dann ist da schon genau 
dieser Spaltungsdiskurs drin, auf den 
Jürgen Trittin hingewiesen hat. Die 
Gewerkschaften haben ja sogar einer 
teilweisen Kürzung der Arbeitslosen- 
hilfe faktisch zugestimmt. Und wenn 
man sich einmal auf diesen Spal- 
tungsdiskurs eingelassen hat, hat man 
nichts mehr in der Hand und kann 
schlecht gegen das 50-Punkte-Pro- 
gramm der Bundesregierung antre- 
ten, das das gleiche Prinzip in aller 
Deutlichkeit formuliert. Das ist die fata- 
le Logik, in die diese lnitiative inzwi- 
schen geraten ist. Auch für Rot-Grün 
ist das eine wichtige Erfahrung. Wenn 
es nicht gelingt, den Standort- und 
Spaltungsdiskurs durch eine erfolgrei- 
che Vollbeschäftigungspolitik auszu- 
trocknen, wird es auch keinen politi- 
schen Raum für ein gesellschaftlich 
hegemoniefähiges Reformprojekt ge- 
ben. 

Bedeutung von „Crossover" 
Susi MObbeck: Ich finde es gut, 

daß heute nicht über Koalitionen und. 
parteitaktische Fragen gesprochen 
worden ist, sondern über Inhalte, über 
Fragen nach Gemeinsamkeiten und 
Differenzen in den Reformperspekti- 
ven. Dies war ja auch der Ausgangs- 
punkt für den Gedanken eines „Cros- 
sover", wo wir gesagt haben, in dem 
eher subpolitischen Bereich, reprä- 
sentiert durch die drei Zeitschriften, 
die diese Veranstaltung getragen ha- 
ben, ist es einfacher mit Grenzüber- 
schreitungen zu beginnen und dabei 
auch die Frage nach gemeinsamen 
Reformprojekten zu stellen. Denn 
letztendlich Ist natürlich schon der ent- 
scheidende Punkt, daß es nicht dabei 
bleiben kann, gemeinsam zu diskutie- 
ren, sondern daß es auch darum ge- 
hen muß, zu fragen, inwieweit sind 
denn gemeinsame Reformprojekte 
auch im Handeln denkbar. Was sich 
eben nicht nur auf die parteipolitische 
Ebene bezieht, sondern auch auf den 
gesellschaftlichen Raum. In diesem 
Sinne wollen wir den Ansatz eines 
„CrossoverM fortsetzen. 

Wenn man sich jetzt 
anguckt, was da in 
der Kanzlerrunde 
als ,,Bündnis für 
Arbeit" diskutiert 
wird, muß man 
feststellen, daß 
sowohl die Um- 
verteilungskom- 
ponente vllllig raus 
ist, als auch die 
Ukologische Seite 
und damit die 
Verbindung von 
sozialem llkologischem und 

Umbau nicht die 
geringste Rolle 
spielt. 
(Susi Mllbbeck) 

CROSSOVER. ANDERE ZEITEN - SPW - UTOPIE KREATIV. APRIL 1996 



Vom Wert der 
Erfahrung DDR 
von Wolfrnm Adolphi* 

J e höher die Qualität der Theo- 
rie, desto schmerzhafter, daß 
ihr das Allerwichtigste noch im- 

mer nicht beigegeben ist: der Weg ih- 
rer Vermittlung in die Praxis. 

Was wir gehört haben, war Avant- 
garde reinsten Wassers. Daherkom- 
mend mit jener Selbstverständlichkeit, 
die den Zuhörenden sagt: Es liegt 
doch alles so klar auf der Hand - war- 
um begreift Ihr's nicht endlich? Worauf 
die Zuhörenden - angespornt, weil sie 
natürlich glauben, es begriffen zu ha- 
ben - hinausblicken in die weite Welt 
auf die dort so zahlreichen Ungeläu- 
terten und diese gleiche erstaunte 
Frage formulieren: Es liegt doch alles 
so klar auf der Hand - warum begrei- 
fen sie's nicht endlich? 

Mit meiner Erfah- 
rung DDR sage ich: 

Ich mochte, daß 
Linke sich nicht 

erneut im Avantgar- 
distischen verlieren. 

Wir müssen um 
Mehrheiten ringen - 

mit Wort und Tat. 

Nicht nur die Herrschendenpro- 
fitieren von der gegebenen Lage 

Ich denke, die Beantwortung die- 
ser Frage braucht noch konsequenter 
unbequeme Analyseschritte. Zum Bei- 
spiel die Frage danach, ob es wirklich 
stimmt, daß Vorschläge oder Pro- 
gramme der Linken - wie wir das so oft 
behaupten - den Interessen von Mehr- 
heiten entsprechen, diese Mehrheiten 
aber - wie die Behauptung dann wei- 
tergeht - das aus diesen und jenen 
und noch ganz anderen Gründen 
eben „nurM noch nicht „begriffenu ha- 
ben. „Bischofferode ist überall", dach- 
ten die Bischofferöder, und die PDS 
dachte es auch, und es stimmte 
schon, irgendwie, aber im Leben 
stimmte es nicht. Auch Vulkan ist nicht 
überall. Und die Mieten explodieren, 
aber die allermeisten Mieter nicht. 
Und die Welt brennt an tausend Stel- 
len, und die Aufschreie in hiesigen 
Landen bleiben leise und hilflos. 

Was geht da vor? Offensichtlich 
doch dies: Nicht nur die Herrschen- 
den profitieren von der gegebenen 
Lage. Auch eine große Mehrheit der 
Beherrschten profitiert von ihr. Ganz 
persönlich - und mit ganz großer, ganz 
wesentlicher Bedeutung für das eige- 
ne Sein. So entstehen aus lauter uner- 

* Woifram Adolphi, 
Mitglied der Redaktion von UTOPIE kreativ 

hört bedeutsamen, weil unwiederhol- 
baren individuellen Interessen ständig 
wechselnde, aber am Ende stabile, 
diese Gesellschaft festigende Mehr- 
heiten. 

In Fülle gibt es Beispiele dafür, wie 
solcherart Mehrheiten Wahrheiten 
ignorieren. Das Tragischste: „Wer Hit- 
ler wählt, wählt Krieg!", riefen die Kom- 
munisten schon 1932, und alle konn- 
ten es hören. und riesige Mehrheiten 
glaubten es nicht, weil da zweierlei 
war: zunächst der Gewinn. den das 
neue Regime für den Alltag brachte 
mit Arbeit und „Ordnungu; und dann 
die Hoffnung. für das eigene Selbst 
werde schon „alles nicht so schlimm". 

Und die Kommunisten, die die 
Wahrheit gesagt hatten - und das 
Glück, dennoch überlebt zu haben -: 
Wie ging es ihnen im Sommer 1945? 
Sie waren Minderheit geblieben, trotz 
und mit all dieser Wahrheit, und dazu 
noch mit der, daß Geduld mit der 
Wahrheit sich nicht ausgezahlt hatte in 
den Kämpfen der zwanziger und drei- 
ßiger Jahre. Und so glaubten sie sich 
im Recht in ihrem Avantgarde-An- 
spruch, die Wahrheit ihres Antikriegs- 
kampfes, die doch so offensichtlich - 
bei nur etwas Begreifen! - mit den In- 
teressen fast aller übereinstimmen 
mußte, nun mit ihrer Art der Diktatur 
durchsetzen zu dürfen. 

Der Wahrheitsanspruch 
der Avantgarde 

Diese Diktatur brauchte und schuf 
ihre neue Avantgarde. Die begriff die 
Wahrheiten der Alten, und das war gut 
- bloß: Die Wahrheiten wurden diktato- 
risch zu „ewigenM erklärt, und das ver- 
sperrte den Blick auf all die vielen an- 
deren, außerhalb der Avantgarde exi- 
stierenden Wahrheiten und Interes- 
sen. Obgleich - und weil! - das Grund- 
axiom so überzeugend blieb: „Nie 
wieder Krieg!" 

Die Geschichte dieser Avantgarde 
ist noch nicht erforscht. Jedenfalls 
nicht so, daß Verbindungslinien ins 
Heute erkannt würden. Und zwar nicht 
die, die ohnehin unentwegt gezogen 
werden, weil sie so wunderbar eingän- 
gig sind und das Gewissen beruhigen 
- zwischen „SED-Betonköpfen" und 
„Kommunistischer Plattform in der 
PDS" etwa -, sondern die, die sich aus 
dem Avantgardistischen schlechthin 
ergeben. Sehe ich die Diktatur in der 
DDR als erfüllten Lebenstraum von 
schon mit dem Diktatorischen im Blut 
geborenen Diktatoren - dann freilich 
erübrigt sich alles weitere Nachfragen 
und Erforschen. Sehe ich sie aber als 
Versuch, dem Neuen, dem Nichtkapi- 
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talistischen. eine Chance zu geben, 
dann muß ich mich um das Schicksal 
des Avantgardistischen in diesem 
Versuch kümmern. Und stoße auf die 
unbequeme, unerquickliche, 
schmerzhafte Erkenntnis, daß die heu- 
tige Avantgarde - sei sie sozial oder 
antikapitalistisch oder ökologisch oder 
alles zusammen - in ihrer Fähigkeit, 
Mehrheiten zu gewinnen, nicht einen 
Schritt weiter ist als die Avantgarde 
der DDR. 

Gesellschaftliche Umbrüche 
sind nicht ,,herbeizuführen" 

Umverteilung, Ökosteuer, gerech- 
te Weltwirtschaft - noch immer sagt 
keiner, wie das wirklich gehen wird. 
„Es liegt doch auf der Hand", sagen 
wir, daß das nötig ist. Die Widersprü- 
che schreien zum Himmel, sagen wir. 
Und wundern uns, daß die dafür not- 
wendigen Mehrheiten nicht entstehen. 
Weil beträchtliche Mehrheiten - siehe 
oben - aus tausenderlei Gründen am 
Bestehenden gewinnen. Und weil die- 
se beträchtlichen Mehrheiten meinen - 
siehe oben -: Fürs eigene Selbst wird 
schon „alles nicht so schlimm". 

Igitt. sagt die Avantgarde, und 
wendet sich mit Grausen von denen, 
die aus tausenderlei Gründen das Be- 
stehende bejahen. Und mit dem glei- 
chen Grausen und mit Spott blickt sie 
zurück auf die Avantgarde der DDR, 
die es nicht vermochte, ihren Sozialis- 
mus demokratisch zu gestalten. Nicht 
begreifend, wie Bhnlich man sich ist. 

Aber wie wird das nun mit der de- 
mokratisch gestalteten Umverteilung? 
Was macht man, wenn man per Mehr- 
heit in die Lage kommt, sie anzuge- 
hen. mit denen, die sich gegen sie 
wehren? Und das werden doch viele 
sein! Wie wird man mit knappen de- 
mokratischen Mehrheiten -wenn man 
sie überhaupt erreicht - grundlegende 
Veränderungen schaffen? (Gegen All- 
ende, den demokratisch Gewählten, 
haben dann die Reichen gestreikt und 
die Frauen der Reichen. Und als das 
nicht reichte, kam die Gewalt, und die 
Revolution war unbewaffnet.) 

Der Berg der Fragen, vor denen 
wir stehen, wird immer höher. Mit mei- 
ner Erfahrung DDR sage ich: Ich 
möchte, daß Linke sich nicht erneut im 
Avantgardistischen verlieren. Wir 
müssen um Mehrheiten ringen - mit 
Wort und Tat. Gesellschaftliche Um- 
brüche sind nicht „herbeizuführenu. 
Wir können aufklärerisch sein - die 
Umbrüche kommen unabhängig da- 
von. Wir können sensibilisieren - damit 
wir, vielleicht, mit den Umbrüchen 
„umgehenu können. 
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hen. Letztlich entscheidet ja nicht die 
Parteilinke über ihre Mandate und 
Perspektiven, sondern andere, und 
was soll man sich da unnötig festle- 
gen lassen und Ärger einhandeln? 
Stattdessen stimmt man im Zweifel 
doch lieber mit der Mehrheit oder 
hält sich aus Konflikten heraus, mit 
denen man sich unbeliebt machen 
könnte. Dazu kommen die Individua- 
lismen, Eitelkeiten und Rivalitäten 
der Linken untereinander, die durch 
keinen innerlinken Sanktionsmecha- 
nismus in Grenzen gehalten werden. 

Ob es nun bewußter Opportunis- 
mus ist oder ob - häufiger - die Betei- 
ligten selber glauben, die Position 
der (jeweils anderen oder sich nicht 
in ihrer politischer Verantwortung be- 
findlichen) Linken in den von ihnen 
selbst jeweils nicht für zentral erach- 
teten Fragen sei problematisch und 
könne deshalb von ihnen nicht unter- 
stützt werden (an die Positionen der 
jeweiligen Fraktionsführung werden 
in der Regel weniger strenge Kriteri- 
en angelegt), kommt im Ergebnis auf 
dasselbe heraus: die inhaltlichen Po- 
sitionen der Linken bleiben systema- 
tisch subaltern. Personell werden ei- 
nige aus der Linken aber in gewis- 
sem Maße beteiligt. Und wenn die 
Linken in den Fraktionen nicht stän- 
dig Druck von außen bekommen, 
sind sie damit dann zufrieden und 
des Kämpfens müde. Solchen Druck 
zu organisieren und zu vermitteln, 
müßte eine Aufgabe von Parteilin- 
kenkreisen sein. Das Dilemma be- 
steht darin, daß solche Kreise inner- 
parteilich nur dann relevant sind, 
wenn die .,PromisV sie mittragen - 
aber wer bekommt schon gerne 
Druck und beteiligt sich auch noch 
daran, ihn zu organisieren? 

Arbeitsperspektiven des 
Frankfurter Kreises 

In Oer-Erckenschwick stand am 
Sonntag erneut ein Vorschlag zur 
Debatte, durch ergebnisorientierte 
Bearbeitung zentraler Projekte und 
Bildung eines legitimierten und 
handlungsfähigen Koordinierungs- 
kreises zumindest zu einer effektive- 
ren und politisch eingriffsfähigeren 
Arbeitsweise zu kommen. Außerdem 
lag ein Vorschlag von Hermann 
Scheer und Andrea Nahles vor, eine 
..sozial-ökologische Initiative" im 
Rahmen des Frankfurter Kreises zu 
starten. Die AG Wirtschaft des 
Frankfurter Kreises teilte mit, daß sie 
einen Kongreß zur Arbeitsmarkt- und 
Finanzpolitik organisieren will. Die 
Debatte führte zu dem vorläufigen 

Resulat, daß möglichst bald ein in- 
terner „StrategiekongreßU der SPD- 
Linken durchgeführt werden soll, auf 
dem Aufgaben und Perspektiven, in- 
nerparteiliches Vorgehen und Ar- 
beitsweise des Kreises intensiv und 
ohne Beteiligung der Öffentlichkeit 
diskutiert werden sollen. Dies soll 
durch einen zunächst vorläufig ge- 
bildeten (und für eine handlungsfähi- 
ge Struktur viel zu zahlreich zusam- 
mengesetzten) Koordinierungskreis 
vorbereitet werden. 

Ein handlungsfähiges Leitungs- 
bzw. Koordinierungsgremium ist die 
Voraussetzung für Eingriffsfähigkeit 
der SPD-Linken in öffentliche und in- 
nerparteiliche Debatten und für den 
Aufbau besserer Verbindungen und 
die Stärkung der Verankerung des 
Frankfurter Kreises in den Bezirken. 
Wichtige Aufgaben wären auch der 
Ausbau und die Systematisierung 
der Verbindungen zu den Gewerk- 
schaftslinken, aber auch zu anderen 
außerparlamentarischen Bewegun- 
gen, Organisationen und Institutio- 
nen der ~inken. Außerdem sollte 
eine verstärkte Diskussion mit Lin- 
ken in und im Umfeld anderer Partei- 
en gesucht werden, dabei kann der 
von den Zeitschriften Andere Zeiten, 
spw und Utopie kreativ angestoße- 
nen „Crossover"-Prozeß ein Anknüp- 
fungspunkt sein. 

I Vgl. zrirrr Mciniiheirrier Parteitag R. 
Kr-timer, B. Mikfeld, J. Sclr~rster: Jrist 
,.Lnfontniiienient"1, iti: spiv 6/95. S. 
6-8. 

2 Vgl. d(izu R. Kriiiner: Knilzlenvechsel 
verfehlt, iii: sp\v 6/94, S. 4-9. 

3 So gibt enva rkis Derrtsclie Itistitrrtfiir 
WirtscIraft .~forsch~ in1 DIW-Wo- 
chenbericht 38/95 cirifdie Frage .,Hut 
Westderitschlrind ein Striiidor-tpro- 
blem?" eine eindeutig negative Ant- 
wort. Aus der Sicht anderer Ltinder 
erscheint es sowieso als (ibsurd. d($ 
De~itsclrland ein „Staitdortproblein " 
haben soll - was habeii denn dann die 
anderen Ldnder? Wie köririen denn 
alle eiti „St~tndortproblein " haben? 

4 Es ist ein altbekaiintes Phiinon~en, 
daJ Irerrschende oder zrrr Hei-rsclrc~ft 
strebende Klrisseri versucheii, ,.ihr 111- 
teresse als das gemeinsclrciftliche In- 
teresse aller Mitglieder der Gesell- 
schaft d~rrzustellen" (Kar1 Marx: Die 
Derrtsche Ideologie, MEW Bd. 3. S. 
47). 

5 Grundsiitzprogrrirnni der SPD, be- 
sclrlossen vom Progrriinm-Parteitcig 
am 20.12.1989 in Berlin, Abschnitt 
,, Wirtschafisdeinokratie ". 

6 Dieses in Oer-Erckenschwick vorge- 
legte P~ipier wird von 33 SPD-Linken 
rind nahestehenden Wissenschafile- 
rlnnen rrnterstützt und soll rlemtiächst 
in der Frankfurter Riindschau dok~i-  
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Sigrid Skarpelis- 
Sperk warnte, der 

Frankfurter Kreis 
dürfe kein 

,PUPS " werden, 
ein ,Podium 

unabhängiger 
Papierproduzenten ". 

dem Kapital gegen soziale oder öko- 
logische lnteressen gedrängt wer- 
den, so scheint auch Kommunen 
und Ländern wenig anderes übrig- 
zubleiben, als alle Anstrengungen 
darauf auszurichen, die Wünsche 
der Unternehmen zu erfüllen, damit 
wenigstens einige Arbeitsplätze er- 
halten oder geschaffen werden. Ins- 
besondere auf kommunaler Ebene 
hängt davon auch ab, ob die Finanz- 
lage der öffentlichen Haushalte zu- 
mindest einigermaßen stabil bleibt 
oder ob sie sich noch weiter ver- 
schlechtert und der Spielraum für 
politische Gestaltung sich damit wei- 
ter verringert. 

Auch eine linke Politik muß sich 
auf diesem Terrain bewegen. Aber 
sie darf nicht aus der Not eine Tu- 
gend machen und auf die Entwick- 
lung und den Versuch der Durchset- 
zung alternativer sozial-ökologischer 
Gestaltungsperspektiven verzichten 
- wie es diejenigen in der SPD tun, 
die fast jede BDI-Parole überneh- 
men und Deregulierung als politi- 
sche Orientierung propagieren. 
Dazu muß sie zunächst mal die rea- 
len Bedingungen und Probleme der 
Unternehmen sorgsam von interes- 
senorientierter Propaganda und 
ideologischer Überhöhung durch 
Kapitalvertreter unterscheiden und 
hieran eine öffentliche Auseinander- 
setzung führen. Dabei wird deutlich, 
daß von einer durch zu hohe Löhne, 
Steuern oder Sozialkosten beding- 
ten Standortkrise hierzulande (je- 
denfalls im Westen Deutschlands) 
keine Rede sein kann3. 

Die ganze Standortpolitik läuft 
bezüglich ihrer Arbeitsplatzauswir- 
kungen bestenfalls auf ein Nullsum- 
menspiel hinaus - was der eine 
Standort gewinnt, verliert der andere 
-, aber sie führt zu einem fortschrei- 
tenden Abbau sozialer und ökologi- 
scher Standards. Nur durch eine Po- 
litik, die sich um standortübergrei- 
fende Solidarität und Kooperation 
bemüht - das gilt für die Politik ge- 
nauso wie für die Gewerkschaften - 
kann eine soziale und ökologische 
Perspektive eröffnet werden. Dazu 
sind die meisten SPD-Politikerlnnen 
offenbar unfähig, sie sind entweder 
selbst fest in den standortkorporati- 
stischen Block eingebunden oder 
unterwerfen sich seinem Druck. 

Aufgaben der SPD-Linken 
Es wird immer deutlicher, daß 

blanke Standortpolitik und eine rot- 
grüne sozialökologische Reformper- 
spektive unvereinbar sind. Hier liegt 

das Hauptproblem auch für die SPD- 
Grüne-Koalition in NRW. Die SPD- 
Linke sollte sich angesichts dessen 
nicht auf billige Schuldzuweisungen 
an die Grünen einlassen - ist die 
Rücksichtnahme auf ökologische 
Bürgerinitiativen verwerflicher als die 
Unterwerfung unter die Unterneh- 
mensplanungen von Energie- und 
lndustriekonzernen oder Fluggesell- 
schaften? Letzteren gelingt es nur 
besser, ihre Interessen als allgemei- 
ne, als Arbeitsplatzinteressen darzu- 
~ t e l l e n . ~  was ihr durch die fortschrei- 
tende ideologische Unterwerfung 
der Sozialdemokratie entscheidend 
erleichtert wird. Diese verdrängt im- 
mer mehr die Grunderkenntnis ihrer 
Gründung, die sich noch im Berliner 
Grundsatzprogramm niedergeschla- 
gen hat, daß die lnteressen der Men- 
schen und insbesondere der Lohn- 
abhängigen und die des Kapitals 
nicht identisch sind, sondern im 
Konflikt zueinander stehen, daß ka- 
pitalistische Unternehmen keine Ar- 
beitsplatzbeschaffungsorganisatio- 
nen sind. sondern Profitziele verfol- 
gen, und daß Wirtschaftspolitik sich 
nicht an betriebswirtschaftlichen Kri- 
terien ausrichten darf. „Ökologisch 
und sozial verantwortliches Wirt- 
schaften Iäßt sich nur erreichen, wo 
der Vorrang demokratischer Ent- 
scheidungen vor Gewinninteressen 
und Wirtschaftsmacht durchgesetzt 
~ i r d . " ~  

Für die Linke kommt es in dieser 
Lage darauf an, gerade wenn sie so- 
ziale und ökologische Ziele durch- 
setzen will, ihr ökonomisches Pro- 
gramm, ihr Alternativprogramm zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und der wachsenden sozialen Unge- 
rechtigkeit, profiliert öffentlichkeits- 
wirksam darzustellen und die Aus- 
einandersetzung mit den Standort- 
politikern außerhalb und innerhalb 
der SPD zu suchen. Ansonsten 
bleibt ihr soziales oder ökologisches 
Engagement prinzipiell subaltern 
und hat keine Chance. wenn die dra- 
matische Arbeitsmarktlage andere 
Prioritäten fordert. Deshalb sind vie- 
le schöne Beschlüsse ~ t w a  der Um- 
weltpolitikerlnnen in der Bundes- 
tagsfraktion, aber auch das SPD- 
Grundsatzprogramm, im Zweifelsfall 
kaum das Papier wert, auf dem sie 
stehen. 

Es besteht Hoffnung, daß dieser 
Zusammenhang im Frankfurter Kreis 
der SPD-Linken verstärkt gesehen 
wird. Jedenfalls standen die Fragen 
der nationalen und internationalen 
Handlungsspielräume in der Wirt- 

schaftspolitik. der ökologische Um- 
bau der Ökonomie, die Zukunft des 
Sozialstaats und Anforderungen an 
eine Steuer- und Finanzreform im 
Mittelpunkt der Debatte am zweiten 
Tag der Frühjahrstagung. Außerdem 
lieferte Horst Schmitthenner vom 
Hauptvorstand der IG Metall mit ei- 
nem Referat eine gute Grundlage für 
die Diskussion zum „Bündnis für Ar- 
beit", bei der auch die Risiken einer 
Einbindung der Gewerkschaften und 
der SPD (insbesondere über die ge- 
meinsamen Bund-Länder-Arbeits- 
gruppen) in eine Politik weiteren So- 
zialabbaus kritisch diskutiert wur- 
den. Die „Abschlußerklärung" des 
Jahrestreffens fordert „ein neues so- 
zialökologisches Leitbild für Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft", das 
gegen „die erneute Entfesselung 
des Kapitalismus" im Zuge der 
Standortdebatte durchgesetzt wer- 
den müsse. Auch ein umfangreiches 
Papier „Für eine Offensive der Par- 
teilinken nach Mannheim" fordert. 
.durch Profilierung auf den Feldern 
der Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik den Standortideologen die 
Basis zu en t~ iehen" .~  

Probleme der Parteilinken 
Das Problem - das in letztge- 

nanntem Papier auch angesprochen 
ist - bleibt jedoch, daß die Diskussio- 
nen des Kreises für die konkreten 
politischen Auseinandersetzungen 
weitgehend folgenlos sind. Es gibt 
etliche Papiere aus den Reihen des 
Frankfurter Kreises, mit unterschied- 
lichen Schwerpunktsetzungen. aber 
keine wahrnehmbare und in der Par- 
tei orientierende und in Auseinander- 
setzungen eingreifende Position der 
SPD-Linken. Das veranlaßte Sigrid 
Skarpelis-Sperk in Oer-Ercken- 
schwick zu der Warnung, der Frank- 
furter Kreis dürfe kein „PUPS" wer- 
den, ein „Podium unabhängiger Pa- 
pierproduzenten". Dies liegt weniger 
an den Unterschieden zwischen den 
inhaltlichen Positionen (schließlich 
gelingt es ja auch auf Parteitagen mit 
einem wesentlich breiteren inhaltli- 
chen Spektrum von Beteiligten, breit 
getragenen Beschlüsse herbeizufüh- 
ren), als in der grunds6tzlich fehlen- 
den Bereitschaft, sich auf verbindli- 
chere Arbeitsstrukturen einzulassen. 
Die meisten „PromisM konzentrieren 
sich primär auf ihre persönliche Kar- 
riere und auf ihre Spezialthemen und 
möchten sich die Spielräume nicht 
einschränken lassen, mit allen ande- 
ren Fragen einschließlich den Inter- 
essen der Linken taktisch umzuge- 
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I m britischen politischen System 
konstituieren sich mindestens 
zwei Ebenen politischer Realität. 

Es gibt die politischen Ausrichtun- 
gen. die die Ebene parlamentari- 
scher Politik erreichen. Andererseits 
die politischen Ideen, Bewegungen 
und Projekte, die eine wesentliche 
öffentliche Unterstützung erhalten, 
jedoch aufgrund des zentralisierten 
einheitlichen Staates und des homo- 
genisierenden Wahlsystems ("win- 
ner takes all') ohne politische Reprä- 
sentation bleiben. Diese politischen 
Ausrichtungen erhalten lediglich 
eine vorübergehende politische 
Stimme durch Bewegungen wie 
CND, direkte Aktion wie die gegen- 
wärtigen anti-roads-Aktionen und 
kulturelle Projekte: Zeitschriften wie 
das von mir herausgegebene Red 
Pepper, Theatergruppen, radikale 
Buchläden, und neuerdings Video- 
und Fernsehproduktionsfirmen. 

Die Labour-Linke 
Lücken und Verbindungen zwi- 

schen diesen beiden Ebenen bilden 
den Rahmen für rot-grüne Politik in 
Großbritannien. Auf der parlamenta- 
rischen Ebene stellen die Konflikte 
innerhalb der Labour Party, die na- 
hezu ein Monopol linker politischer 
Repräsentation besitzt, das Prisma 
dar. durch welches Öffentlichkeit 
und Medien die Linke wahrnehmen. 
In der Labour Party war die Linke 
stets untergeordnet und als Folge in- 
tellektuell in der Defensive. Ausnah- 
me war der Zeitraum Mitte bis Ende 
der 7OerIAnfang der 80er, als das 
soziale Gewicht und die politische 
Kreativität der Gewerkschaftsaktivi- 
täten, die Frauenbewegung und an- 
dere soziale und intellektuelle Bewe- 
gungen in der Linken eher eine An- 
triebsfeder des linken Labour-lmpul- 
Ses darstellten als die nur reaktiven 
Reflexe des konventionellen inner- 
parteilichen Konfliktes. Es zeigte 
sich derjenige Teil der Linken. der 
durch radikale soziale Bewegungen 
beeinflußt wurde, die Stadtregierung 
von Greater London stellte und 
manchmal in der Lage war, die The- 
mensetzung der Partei zu bestim- 
men in Fragen wie Abrüstung oder 
ökonomischer Strategie. 

Die Linke in der Labour Party be- 
findet sich in einer strukturell fast un- 
möglichen Position. Ihre Ideen bie- 
ten nicht gerade die Basis für Wahl- 
erfolge, insbesondere wenn sie von 
der Partei nicht konsequent unter- 
stützt wurden. Ihr Projekt besteht 
darin, eine Partei übernehmen zu 

wollen, deren oberstes Prinzip der 
Wahlerfolg in einem politischen Sy- 
stem ist, welches keine Koalitionen 
kennt. In der Konsequenz wurde der 
interne Einfluß der Linken für das 
Scheitern von Labour bei Wahlen in 
den 80ern verantwortlich gemacht. 
Die Parteiführung seit Neil Kinnock 
behandelte sie als einen Fluch, der 
um jeden Preis gebannt werden 
muß. Da für die meisten Parteimit- 
glieder die Abwehr der Tories aus 
guten Gründen oberste Priorität hat, 
wendete sich das Blatt gegen die 
Linke. Das wirkte sowohl auf die Lin- 
ke außerhalb als auch innerhalb der 
Labour Party. 

Das Scheitern dieser Phase der 
Labour-Linken und die explizite Bin- 
dung der New Labour Party unter 
Tony Blair an eine "dynamische 
Marktwirtschaft" bedeutete das 
Ende eines politischen Orientie- 
rungspunktes für die Linke, als ihrer 
(äußerst dürftigen) Verbindung zur 
Macht. Die Labour-Linke könnte wei- 

Crossover 
in Großbritannien 

von Hilary Wriinwrighf* 

schen Stärke einer neuen grünen 
Linken außerhalb des Parlamentes 
abhängen. 

Annaherung zwischen Linken 
und Ökologen 

Die Green Party kann keinen ge- 
nügend starken alternativen politi- 
schen Fokus bilden. Sie ist eher Teil 
der außerparlamentarischen Ebene. 
Während einer kurzen Periode nach 
ihrem überraschenden, aber kurzle- 
bigen Wahlerfolg (nach Stimmen, 
nicht in Mandaten) 1987 versuchten 
die britischen Grünen, die "richti- 

Der gegenwärtige 
Charakter der 
"left green conver- 
gence ", der An- 
naherung zwischen 
Linken und Grünen, 
ist dem sich 
wiedererdffnenden 
politischen Raum 
nach 17 Jahren der 
konservativen 
Einparteienherr- 
schaft zu verdanken. 

terhin eine wichtige strategische Rol- 
le spielen, wenn Labour die näch- 
sten Wahlen nur mit einer kleinen 
Mehrheit oder gar nicht gewinnt. 
Doch wird ihre Rolle die eines nur 
teilweise selbständigen, stark kondi- 
tionierten Partners statt der eines Ri- 
valen um die Macht in der Partei 
sein. Die Fähigkeit, diese Rolle wahr- 
zunehmen, wird ganz wesentlich von 
der intellektuellen und organisatori- 

gen" politischen Parteien zu imitie- 
ren, mit desaströsen Folgen für ihre 
eigene Integrität. Nun findet sie ihre 

* Hilary Wainwrighf ist Herausgeherin von "Red Pepper", 
und Auforin des Buches "Arguments for a New Lefr; Answering the 

Free Marker Righr". "Red Pepper" ist ein moilafliches Magazin der 
rot-grünen Linken. Probeexemplare können bei Inrernational 

Depr. 3, Girnrhorpe Streer, London EI 7RP bestellt werden. 
Die Übersetzung aus dem Englischen besorgte Rüdiger Brandt. 
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Die Mehrheit der 
nachdenklichen 
linken Aktivisten 

betont einen 
vorsichtigen Prozeß 

des Aufbaus von 
Allianzen und der 

Entwicklung von 
PolitikansCltzen, die 

sozialistische 
Prinzipien auf die 

RealitClten des 
modernen Kapitalis- 

mus und in der 
Vorbereitung auf die 

sich ergebenden 
Möglichkeiten nach 
der Niederlage der 
Tories anwenden. 

Rolle als Teil einer Koalition haupt- 
sächlich außerparlamentarischer 
Bewegungen für soziale Gerechtig- 
keit, Nachhaltigkeit und Demokratie. 
Auf dieser Basis und mit einigen lo- 
kalen Wahlerfolgen beteiligt sie sich 
an den Bemühungen, das politische 
System zu beeinflussen und zu ver- 
ändern. 

Sie bildet mit unabhängigen Akti- 
visten einen "crossover"-Prozeß - 
wir nennen ihn, vielleicht weniger 
kreativ, "convergence" (Annähe- 
rung). Der gegenwärtige Charakter 
der "left green convergence", der 
Annäherung zwischen Linken und 
Grünen, ist dem sich wiedereröff- 
nenden politischen Raum nach 17 
Jahren der konservativen Einpartei- 
enherrschaft zu verdanken. Das 
geht einher mit einer deutlichen Des- 
illusionierung über eine zu erwarten- 
de Labour- oder Labour-Liberal-Re- 
gierung. Diese Kombination sich er- 
öffnender Möglichkeiten und unge- 
eigneter politischer Instrumente, die- 
se wahrzunehmen, schafft eine neue 
Dringlichkeit für die Diskussionen, 
die rote Grüne und grüne Rote in der 
Vergangenheit eher entspannt und 
theoretisch führten. 

Ein Instrument dieser bisherigen 
Diskussionen, das Red-Green Net- 
work, hat erfolgreich einen Prozeß 
der Annäherung von Linken und 
Grünen auf breiter Grundlage ange- 
stiftet, der Menschen aus der Linken 
der Green Party (die sich um ein re- 
gelmäßiges Bulletin mit dem Namen 
"the Way Ahead" gruppiert), eine 
grün-sozialistische Gruppe der De- 
mocratic Left (ehemalige Communist 
Party), grünen Roten eines lockeren 
Zusammenschlusses, der in den 
späten 80ern versuchte, die Linke in- 
ner- und außerhalb von Labour zu- 
sammen zu bringen (dem Socialist 
Movement) und die Red Green Stu- 
dy Group. Im Resultat führte das die 
wichtigen rot-grünen Organisationen 
der Linken in England zusammen, 
um eine große nationale Konferenz 
zu organisieren, ein gemeinsames 
regelmäßiges Bulletin herauszubrin- 
gen und regelmäßige gemeinsame 
Treffen für den Austausch von Ideen 
und praktischen Projekten zu veran- 
stalten. 

Regionale Differenzierung 
Ich nenne "England", weil es 

heute bei der Analyse der britischen 
Politik wichtig ist, die unterscheidba- 
ren politischen Dynamiken in den 
verschiedenen Regionen und Natio- 
nen Großbritanniens wahrzuneh- 

CROSSOVER - LINKE IN EUROPA 

men. In Schottland hat der Drang 
nach Selbstbestimmung und das 
hart erkämpfte Schottische Parla- 
ment den Weg zur linken Anglei- 
chung beschleunigt. Schon die 
Scottish Socialist Alliance wurde ge- 
formt durch eine Koalition unabhän- 
giger Sozialisten, das Scottish So- 
cialist Movement, Aktivisten der star- 
ken Kampagnen gegen den Bau von 
Autobahnen und Mitgliedern kleiner 
linker Parteien, worunter Militant La- 
bour zu erwähnen ist. Sie bereitet 
sich schon darauf vor. eine Wahlher- 
ausforderung von links gegenüber 
Labour im Schottischen Parlament 
ZU sein. 

Die schottische Entwicklung wird 
- gemeinsam mit der Entwicklung in 
Europa - ein Schlüssel für den Erfolg 
der grünen Linken in Großbritannien 
sein. Weltweit sieht sich die grüne 
Linke vielen theoretischen und orga- 
nisatorischen Problemen gegen- 
über, zur kohärenten Kraft eines 
Kampfes für soziale Gerechtigkeit in 
einer Zeit der ökologischen Krise 
und des globalen Kapitalismus und 
nach dem Scheitern des Staatskapi- 
talismus zu werden. 

Überwindung des 
Mehrheitswahlrechtes? 

In Großbritannien stehen wir dem 
besonderen Problem der hochzen- 
tralisierten, antipluralistischen Ver- 
fassung gegenüber, deren antide- 
mokratischer Charakter durch einen 
- auf "Gewohnheit und Praxis" grün- 
denden - elaborierten Mythos parla- 
mentarischer Souveränität verbor- 
gen wird. Das blockierte eine öffent- 
liche politische Präsenz grün-linker 
Politik. Es gibt nur die Kanäle zur Öf- 
fentlichkeit, die se(ber eröffnet wer- 
den. Es ist kein demokratischer öf- 
fentlicher Raum vorhanden, in dem 
grün-linke Politik agieren kann. 

Mrs. Thatcher ging aber zu weit, 
die ungeschriebenen Regeln des 
Britischen Staates zugunsten der 
parteilichen Privatinteressen von 
Tory zu wenden, wobei von größter 
Wichtigkeit die Wiederherstellung 
der Profitabilität des britischen Kapi- 
tals war. Damit offenbarte sie diese 
Regeln und machte sie zum Wahl- 
thema. Mit jeder größeren Regie- 
rungskrise - von Waffen an den Irak 
bis zum Vertuschen der Gefahren 
des Rindfleischverzehrs - wächst 
der Druck, die britische Wahldikta- 
tur, inklusive ihres "first-past-the- 
postn- (Mehrheits-)Wahlsystems, zu 
überdenken. Durch den Links-Grü- 
nen Annäherungsprozeß sammeln 

die versprengten Aktivisten der grü- 
nen Linken ihre Stärke. um aufzuzei- 
gen, daß ein konstitutioneller Wandel 
eine Frage eines echten Pluralismus 
ist. Das könnte die Möglichkeit einer 
links-grünen Partei oder eines Wahl- 
bündnisses auf die Tagesordnung 
setzen, welche aus in den nächsten 
Jahren gebildeten Kampagnen und 
kulturellen Koalitionen hervorgehen 
könnte. 

Frustrationen über Tony Blairs 
Labour Party haben schon zu einer 
kleinen "Explosion" in Form der 
Gründung der Socialist Labour des 
Bergarbeiterführers Arthur Scargill 
geführt. Die meisten Leute der grü- 
nen Linken innerhalb oder außerhalb 
der Labour Party sehen das als ver- 
früht an. Zweifel sind ebenfalls ange- 
bracht, inwieweit die Politikansätze 
von Socialist Labour hinreichend die 
Übernahme sozialistischer Wertset- 
Zungen angesichts des Scheiterns 
des Staatssozialismus und der Sozi- 
aldemokratie überdenken. Die Mehr- 
heit der nachdenklichen linken Akti- 
visten betont einen vorsichtigen Pro- 
zeß des Aufbaus von Allianzen und 
der Entwicklung von Politikansätzen, 
die sozialistische Prinzipien auf die 
Realitäten des modernen Kapitalis- 
mus und in der Vorbereitung auf die 
sich ergebenden Möglichkeiten 
nach der Niederlage der Tories an- 
wenden. Einen notwendigen kreati- 
ven Schub geben die internationalen 
crossovers, die zu einem gemeinsa- 
men Merkmal rot-grüner Politik wer- 
den. 
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m Wochenende 23.-25.02.96 
traf sich der Frankfurter AK reis, der bundesweite Dis- 

kussionszusammenhang der SPD- 
Linken, zu seinem schon traditionel- 
len Frühjahrstreffen im Sozialisti- 
schen Bildungszentrum in Oer- 
Erckenschwick. Es war das erste 
größere Treffen nach dem Mannhei- 
mer Bundesparteitag der SPD. und 
es bot die Gelegenheit, 100 Tage 
danach eine Zwischenbilanz und 
Anforderungen der Linken mit dem 
neu gewählten Parteivorsitzenden 
Oskar Lafontaine zu diskutieren. 
Dieser war früher selbst dem Frank- 
furter Kreis zugerechnet worden, 
und viele Linke verbanden mit seiner 
Wahl große Hoffnungen auf eine pro- 
filiertere und linke Position der SPD 
in den politischen Auseinanderset- 
zungen.' 

Die SPD-Linke und Lafontaine 
Lafontaine bekräftigte zunächst 

in seiner einleitenden Rede, daß in 
Mannheim nicht nur eine personelle 
Veränderung an der SPD-Spitze voll- 
zogen worden sei, sondern daß er 
eine politische Wende habe einleiten 
wollen: Es gehe ihm darum, „die 
Standortdebatte vom Kopf auf die 
Füße zu stellen", statt Kampf der 
Standorte gegeneinander müsse in- 
ternationale Kooperation für eine 
wachstums- und beschäftigungsori- 
entierte Wirtschaftspolitik vorange- 
trieben werden, die Nachfrageseite 
müsse beachtet werden. Arbeitzeit- 
verkürzung und Überstundenabbau 
seien zentrale Aufgaben. ein einfa- 
cheres und gerechteres Steuersy- 
stem sei nötig, durch eine ökologi- 
sche Steuerreform sollen die Lohn- 
nebenkosten abgebaut werden, die 
Gemeindefinanzen müssen saniert 
werden und damit ihre Investitions- 
fähigkeit wiederhergestellt werden, 
die Geldpolitik der Bundesbank 
müsse sich auf die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit statt der faktisch 
nicht mehr vorhandenen Inflation 
konzentrieren. Als „Vision" - wenn- 
gleich es ansonsten um die Lösung 
konkreter Probleme und nicht um Vi- 
sionen gehe - forderte er eine „Brük- 
ke ins Solarzeitalter" und wies darauf 
hin, daß der Markt für Umwelttechnik 
zehn mal so groß sei wie der der Bio- 
und Gentechnologie. 

Während diese Positionen positiv 
aufgenommen wurde, erntete Lafon- 
taine erheblichen Widerspruch mit 
seiner Forderung, den weiteren Zu- 
zug deutschstämmiger Aussiedler 
stärker zu begrenzen. um damit Ar- 

beitsmarkt und Sozialkassen zu ent- 
lasten. Etliche Rednerlnnen hielten 
ihm - m.E. zurecht - entgegen, damit 
stigmatisiere er diese Bevölkerungs- 
gruppe als verantwortlich für soziale 
Probleme und fördere Fremden- 
feindlichkeit, und zwar unter Mißach- 
tung der realen Gegebenheiten und 
Problemursachen und trotz seiner 
Bemühung um eine antinationalisti- 
sche Begründung seiner Position 
(Abschaffung des spezifisch deut- 
schen an der Abstammung anknüp- 
fenden Staatsbürgerschaftsrechts). 
Außerdem drängt er selbst mit die- 
ser Forderung die Kritik der Stand- 
ortdebatte, die ihm ja angeblich be- 
sonders am Herzen liegt, in den Hin- 
tergrund. 

Aber auch zu anderen Punkten 
gab es kritische Nachfragen und An- 
merkungen. an denen deutlich wur- 
de, daß Lafontaine keineswegs ein- 
deutig zu linken Position steht: Ab- 
gesehen von seinem Plädoyer für 
die lnkaufnahme kurzfristig höherer 
Defizite im Zuge eines akuten kon- 
junkturellen Einbruchs wollte er sich 
auf Forderungen nach einer expansi- 
ven öffentlichen Haushaltspolitik mit 
Beschäftigungs- und Zukunftsinve- 
stitionsprogrammen nicht einlassen, 
ebensowenig auf Finanzierungsvor- 
schläge zu Lasten größerer Vermö- 
gen, Einkommen und Unterneh- 
mensgewinne, ebensowenig auf die 
klare Forderung nach einer gesetzli- 
chen Umlagefinanzierung der beruf- 
lichen Bildung. In den vergangenen 
Jahren war er auch immer einer der- 
jenigen gewesen, die solche Forde- 
rungen der Linken entschieden ab- 
gewehrt hatten. Zu einer klaren Ab- 
lehnung des Baus des „Eurofigh- 
ters" war er ebenfalls nicht zu bewe- 
gen. Kritisiert wurde auch seine zu 
weiche Haltung gegenüber der Zu- 
stimmung der Bundestagsfraktion 
zum Bosnien-Einsatz der Bundes- 
wehr. Hierbei hatte allerdings die 
SPD-Linke im Bundestag ein ebenso 
trauriges Bild abgegeben, indem sie 
selbst an dieser Frage gespalten 
war und die ablehnende Position 
nicht öffentlich deutlich geworden 
war. 

Die Linke in  der 
sozialpatriotischen 
Wirtschaftsförderungspartei 

Ein größeres Problem als Lafon- 
taines eigene unzureichende Posi- 
tionen ist allerdings die Situation in 
der SPD insgesamt. Lafontaine 
machte selbst mehrfach darauf auf- 
merksam, daß Standortideologie 

Die SPD-Linke nach 
dem Mannheimer 

Parteitag 

und neoliberale Positionen auch in 
der SPD weit verbreitet seien und er 
Kompromisse habe eingehen müs- 
sen. Er ist aber offenbar auch nicht 
bereit, sich mit diesen Positionen of- 
fen kontrovers innerparteilich aus- 
einanderzusetzen, sondern be- 
schwört Harmonie und Einigkeit und 
verharmlost die faktische Hegemo- 
nie dieser Positionen unter den Wirt- 
schaftspolitikern der SPD auf allen 
Ebenen, in der Bundestagsfraktion, 
in den Ländern und in den Kommu- 
nen. Die SPD wird immer mehr zu ei- 
ner sozialpatriotischen Wirtschafts- 
förderungspartei.' Als Protagonisten 
sind dabei - mit unterschiedlichen 
Ausprägungen im Umgang mit den 
Medien, der Partei und den Grünen 
als realem oder potentiellem Koaliti- 
onspartner - nicht nur Schröder in 
Niedersachsen zu nennen, sondern 
etwa auch Clement und Matthiesen 
in NRW, Beck in Rheinland-Pfalz und 
Spöri in Baden-Württemberg. 

Von einer Wende gegen die 
Standortparolen der Unternehmer 
und Konservativ-Liberalen kann in 
der Breite der Partei nach dem 
Mannheimer Parteitag keine Rede 
sein. 

Eine Offensive der 
Parteilinken nach 
Mannheim müßte 
versuchen, durch 
Profilierung auf den 
Feldern der 
Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik 
den Standort- 
ideologen die Basis 
zu entziehen. 

Standortpolitik ohne Alternative? 
Das Problem besteht darin, daß 

diese Politik nicht nur ideologisch 
bedingt ist, sondern materielle 
Grundlagen hat und daraus ihre in- 
nerparteiliche Mehrheitsfähigkeit be- 
zieht. So wie vielfach die Beschäftig- 
ten und ihre Vertretungen über die 
reale Abhängigkeit ihrer Arbeitsplät- 
ze unmittelbar nicht vom Prosperie- 
ren der Gesamtwirtschaft, sondern 
ihres Betriebes in der Konkurrenz 
mit anderen Unternehmen und 
Standorten, zum Unterlaufen von Ta- 
rifverträgen und gewerkschaftlicher 
Solidarität, zum Verzicht auf Ansprü- 
che und in betriebs- oder branche- 
negoististische „BündnisseM mit 
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Ein Nebeneinander 
von Status quo und  
Umbau, die Grund- 

lage für rotgrüne 
Bündnisse der 

achtziger Jahre, ist  
nicht mehr denkbar. 

Folglich kann ein 
"weiter so" rotgrü- 

nen Regierungs- 
handelns, wie es 

insbesondere von 
Vertreterlnnen der 

"realistischen 
Linken" p r d  feriert 

wird, keine LUsung 
sein. 

inhaltlicher Themensetzung vorwie- 
gend zu einem - eher mentalen - 
Selbstverständigungs-Zirkel ohne 
diskussionsanregenden Einfluß ge- 
worden. Er leistet sich zwar den 
"Luxus" der Zeitschrift "Andere Zei- 
ten", der jedoch innerparteilich - 
von Funktionärlnnen abgesehen - 
eine viel zu geringe Aufmerksam- 
keit zuteil wird. Der personalpoliti- 
sche Einfluß ist jedoch - aufgrund 
der Doppeleinbindung einer sich 
herausbildenden selbsternannten 
"realistischen Linken" gegenüber 
"Babelsberg" und gegenüber dem 
Machtzentrum der Partei - um so 
größer. 

In "Herzensangelegenheiten" 
wie der Friedens- und Außenpolitik 
kann das linke Personal - trotz takti- 
scher Mißgeschicke - nach wie vor 
deutliche Mehrheiten der Partei or- 
ganisieren. Gilt das aber auch bei 
Themen, die nicht jedeN alltäglich 
beschäftigen und die als Aufgaben 
gesellschaftspolitischer Gesamt- 
konzeption "theoriebelastet" sind, 
wie sozial-, wirtschafts- und ökolo- 
giepolitische Fragen? 

Das Theoriedefizit beheben 
Möglicherweise aufgrund der 

Herkunft vieler grüner Funktionärln- 
nen aus der radikalen und militan- 
ten Linken der siebziger Jahre mit 
ihren Verirrungen in Theorie und 
Praxis, besteht ein übergroßer Vor- 
behalt innerhalb der Bündnisgrü- 
nen gegenüber theoretischer Fun- 
dierung ihrer Politikkonzepte. Eine 
zweite Ursache dieses Theoriedefi- 
zits mag in der Tradition der neuen 
sozialen Bewegungen verortet 
sein, alles Handeln als "irgendwie 
politisch" zu verstehen. Dadurch 
wurde die Bedeutung von Machtun- 
gleichgewichten. Klassengegen- 
sätzen, Verteilungsfragen etc. ne- 
giert, was durch ein ökologisches 
Verständnis der individuellen Ver- 
antwortlichkeit für Umweltzerstö- 
rung noch verstärkt wurde. Diese 
Form "ßkologischen Denkens" ist 
nicht analysefähig, sie dient sich 
vielmehr als Herrschaftsideologie 
an, da sie das Individuum mit Ge- 
staltungsansprüchen überfrachtet 
und damit handlungsunfähig 
macht, und die Gestaltungsmacht 
staatlicher Politik auf marktförmige 
Lenkungsinstrumente wie die Öko- 
Steuer reduziert. Politik droht hier 
durch "Markt" und durch individuell 
verantwortliches Handeln ersetzt 
zu werden. Auch der grünen Linken 
fällt es schwer, aus diesem "ökolo- 

gischen Alltagsbewußtsein", was 
2.0. dazu führt, Etatkürzungen zu 
fordern. "weil wir die Schulden 
nicht unseren Kindern überlassen 
dürfen", mit organisierten Konzep- 
ten herauszutreten. Auch die Linke 
bleibt häufig voluntaristisch, indem 
sie die gesellschaftlichen und poli- 
tischen Räume erst wieder schaf- 
fen will. in denen und durch die 
wirtschaftliche Prozesse wieder 
lenkbar und gestaltbar werden. 

Wenn dieser Voluntarismus 
auch Folge einer ehrlichen und ob- 
jektiven Bestandsaufnahme des 
mangelnden gesellschaftspoliti- 
schen Einflusses der Linken und 
Folge des notwendigen Verzichts 
auf Allmachtphantasien ist, kann 
dennoch von industrie- und techno- 
logiepolitischen Ansätzen der SPD- 
Linken gelernt werden. Warum soll- 
te es nicht möglich sein, die klassi- 
schen Instrumente einer "Key- 
nes+"-Debatte mit den Konzepten 
der Schaffung eines neuen interme- 
diären Sektors (der als wertschöp- 
fender, also nicht nur zivilgesell- 
schaftlicher Faktor zu denken ist) 
zu verknüpfen? 

Die wirtschafts-, finanz- und sozi- 
alpolitische Debatte, die bei den 
Bündnisgrünen bis zum Sommer 
nächsten Jahres geführt werden soll, 
wird Auskunft darüber geben, ob ra- 
dikalreformerische gesellschaftspo- 
litische Konzepte, die zentral die 
Wiederherstellung von Vollbeschäfti- 
gung - zu menschenwürdigen Be- 
dingungen, versteht sich - beinhal- 
ten müssen, oder technokratische 
Öko- und Sozialreparaturen grün- 
mehrheitlich gewollt sind. 

Was bedeutet "rot-grün"? 
Das "Verschwinden von Politik", 

bzw. besser der selbstgewählte 
Verzicht auf die Gestaltungs- und 
Lenkungsfunktion von Politik durch 
herrschende Politiker, hat zur Fol- 
ge, daß aus den Reformhoffnungen 
rotgrüner Provenienz nur noch das 
farbige Etikett geblieben ist. Leider 
hat das Verschwinden der Politik 
nicht zum Verschwinden des 
Hauptagenten dieses Prozesses, 
der FDP, geführt. Vielmehr kann die 
Forderung nach Wiederbelebung 
des Politischen durch rotgrüne Re- 
formpolitik als "Gefahr" denunziert 
werden, womit eine statussichern- 
de Mehrheit mobilisierbar ist. wie 
die vergangenen Landtagswahlen 
eindrucksvoll gezeigt haben. 

Das liegt aber ganz wesentlich 
an enttäuschten Hoffnungen auf 

Handlungsfähigkeit rotgrüner Poli- 
tik. Bei der Wahl zwischen den Ar- 
beitsplatzvernichtern der CDUI 
FDP-Regierung, die als wirtschafts- 
kompetente Standortsicherer auf- 
treten und einer beschäftigungspo- 
litisch alternativenlosen SPD (und 
den Grünen, die in diesem Feld im- 
mer noch kaum wahrgenommen 
werden), wird die Wahl zugunsten 
der Konservativen ausfallen. 

Der Widerspruch zwischen 
klassischer unökologischer Infra- 
struktur- und Standortsicherungs- 
politik einerseits, ökologischen In- 
vestitionen und der Schaffung neu- 
er ökologischer und soziokultureller 
Beschäftigungsformen anderer- 
seits, scheint, da sich SPD wie Grü- 
ne auf ihren angestammten Bereich 
zurückziehen, eine gemeinsame 
Reformpolitik zu verunmöglichen. 
Die im wesentlichen durch die Um- 
verteilungs- und die fehlende Be- 
schäftigungspolitik der Bundesre- 
gierung geschaffene Haushaltsmi- 
sere der Kommunen, der Länder 
und auf Bundesebene schafft jetzt 
scheinbar objektive Notwendigkei- 
ten des Sparens, so daß eine Ent- 
scheidung über die Verwendung 
der reduzierten Mittel zugunsten 
der "Standortsicherung" oder zu- 
gunsten angeblich ungesicherter 
ökonomischer Effekte einer sozial- 
ökologischen Umbaupolitik erfor- 
derlich geworden ist. Ein Nebenein- 
ander von Status quo und Umbau. 
die Grundlage für rotgrüne Bünd- 
nisse der achtziger Jahre, ist nicht 
mehr denkbar. Folglich kann ein 
"weiter so" rotgrünen Regierungs- 
handelns, wie es insbesondere von 
Vertreterlnnen der "realistischen 
Linken" präferiert wird, keine Lö- 
sung sein. Mit einer "Überwinte- 
rungsstrategie", das haben die 
Kanzlerkandidaten der SPD in den 
letzten fünfzehn Jahren gezeigt, 
kann die Regierung in Bonn nicht 
abgelöst werden. Die Lösung kann 
nur in der "Wiederaneignung" von 
Politik, die nur Reformpolitik sein 
kann, liegen. Nur eine Politik radi- 
kaler Reform kann "Arbeit, Arbeit. 
Arbeit" schaffen; dieses Motto wäre 
erst glaubhaft, wenn es konzeptio- 
nell unterfüttert wird. 

Der vorsichtige Umbildungs- 
prozeß in  der franztlsischen 
Linken 

D ie Linke in Frankreich wird 
dominiert durch zwei große 
Parteien, die Parti Socialiste 

(PS, 25-30%) und die Parti Commu- 
niste (PC, 10%). Diese beiden Par- 
teien befinden sich in einem Wand- 
lungsprozeß, doch weiß man nicht, 
ob es sich dabei nicht nur um Fassa- 
de handelt. Die PS bietet nach 14 
Jahren Mitterrandismus - einer 
gründlichen Enttäuschung - das Bild 
einer ohnmächtigen und bürokrati- 
schen Partei; gleichzeitig bleibt sie 
jedoch populär, da sie die Wertset- 
Zungen der Linken transportiert und 
auch dank Lionel Jospin, dem recht- 
schaffenen und aufrichtigen Partei- 
führer ohne Entwürfe. 

Die PS entwickelt sich kaum; ihr 
politisches Projekt verbleibt inner- 
halb eines Schemas, in dem sich die 
Rechte und die Linke an der Regie- 
rung abwechseln, d.h. sie möchte le- 
diglich etwas weniger hart vorgehen 
als die Rechte. Zugleich will sich die 
PS ihrer korrupten Vergangenheit 
entledigen. Die PC scheint offener 
als bisher, mit dem Willen sich ihrer 
stalinistischen Vergangenheit zu 
entledigen, aber sie braucht Zeit, 
ihre schlechten Gewohnheiten abzu- 
legen (ideologischer Führungsan- 
spruch. Produktivismus. Verweige- 
rung, sich auf die realen Verhältnisse 
einzulassen). Sie versteht sich als 
Protest- und Volkspartei und bietet 
keine reale Alternative. Die beiden 
Parteien, PC wie PS, haben die Ten- 
denz, sich zufrieden zu geben und 
ihre Hegemonie bewahren zu wollen. 

Es gibt da auf der Linken aber 
noch jene Kräfte, die sich die "alterna- 
tive Linke" nennen, insbesondere CAP 
(Convention pour une Alternative Pro- 
gressiste, Konvention für eine fort- 
schrittliche Alternative), AREV (Alter- 
native Rouge et Verte, Rot-Grüne Al- 
ternative) und Verts (die französischen 
Grünen). obwohl letztere sich weiter- 
hin weigern. sich "links" zu nennen. 
Obwohl dieser Teil der Linken nach 
Gewicht und Wahlstimmen klein ist, 
kann von ihm die notwendige Neu- 
gründung der Linken ausgehen, prak- 
tisch und theoretisch. Derzeit finden - 
nicht ohne Schwierigkeiten - Zusam- 
mentreffen zwischen diesen verschie- 
denen Gruppierungen statt, um einen 
neuen, alternativen Pol auf der Basis 
eines ökologischen und sozialen Um- 
bauprojekts zu schaffen. Gelänge es, 
zu einer gemeinsamen Identität zu 

kommen - gleichzeitig "rot und grün" -, 
könnte man eine neue Wahl auf der 
Linken jenseits der etablierten Partei- 
en, eine neue Hoffnung anbieten, aber 
auch einen Wandel der gesamten Lin- 
ken herbeiführen. Der Wandel und die 
Vereinigung sind um so wichtiger, als 
es auch darum geht, sich dem Front 
National (mit 15% der Stimmen) und 
der Gefahr einer sehr harten Rechtsre- 
gierung in 6 Jahren entgegenzustel- 
len; einer sehr wahrscheinlichen Hy- 
pothese, wenn keine Lösung der Krise 
gefunden wird. 

Die CAP existiert seit anderthalb 
Jahren und ist ursprünglich eine 
Sammlung verschiedener Gruppen, 
die im wesentlichen aus früheren 
Mitgliedern der PS und der PC be- 
stehen. Man findet hier ehemalige 
Minister wieder, ehemalige Abge- 
ordnete und einige Bürgermeister 
größerer Städte. War die CAP am 
Anfang eine Art Konföderation von 
Gruppen, so entschieden fast alle 
vor Ablauf eines Jahres zu fusionie- 
ren. unter anderem weil es unter den 
Aktivistlnnen fast keine Differenzen 
gab. In Zukunft wird sie einen Bei- 
trag zum Aufbau einer gemeinsa- 
men größeren Kraft leisten. 

Ein Projekt und ein politischer 
Schritt der Neugründung 

Die zentrale ldee besteht darin, 
ein Projekt einer glaubwürdigen Ge- 
sellschaft aufzubauen, welches 
Ökologie und einen neuen Sozialis- 
mus zusammenführt. In verschiede- 
nen Feldern müssen die Ideen der 
Linken gründlich überdacht werden: 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
durch Arbeitszeitverkürzung bei vol- 
lem Lohnausgleich mit der Parole 
"32-Stundenwoche" und die Schaf- 
fung neuer Arten von Beschäftigung, 
die sozial und ökologisch nützlich 
sind und durch Ökosteuern und eine 
neue, die Spekulation besteuernde 
Fiskalordnung finanziert werden. 

Reform und - insbesondere Öko- 
logisch orientierter - Ausbau des 6 f -  
fentlichen Dienstes. 

Weg vom Produktivismus und ei- 
ner strikt auf Arbeit gründenden Ge- 
sellschaft, hin zu nachhaltiger Ent- 
wicklung und stärkerer Berücksichti- 
gung der freien Zeit. 

Politikformen, die aus der lenini- 
stischen Tradition des "demokrati- 
schen Zentralismus" heraustreten 
und die Aktivistlnnen als Staatsbür- 
gerlnnen, als freie Individuen und 
nicht als Soldatlnnen betrachten; wir 
müssen auf "auf andere Art und Wei- 
se Politik machen" (ein sehr starker 

Crossover - 
Anmerkungen 
aus Frankreich 

Wunsch in Frankreich), neue Funkti- 
onsregeln der Teilung von Verant- 
wortlichkeit, der Parität von Frauen 
und Männern, einer Mandatsrotation 
und demokratischer interner Wahlen 
erfinden. 

Ein Verzicht auf Protesthabitus 
und Defensivstrategien bedeutet, 
Vorschläge zu machen und sich als 
konstruktiv und glaubhaft zu präsen- 
tieren. 

Europa als Werkzeug des 
gesellschaftlichen Wandels nutzen 

Desweiteren bedarf es eines Ver- 
zichtes auf die strikte Protestattitü- 
de, die als Gewohnheit einer radika- 
len und anti-europäischen Linken 
(insbesondere der PC) während lan- 
ger Zeit letztendlich die Entwicklung 
zum mehrheitlich neoliberalen Euro- 
pa-Modell zuließ. Dagegen ist es 
notwendig, Europa als Chance zu 
nutzen, als Mittel des politischen 
und sozialen Kampfes und als Mög- 
lichkeit eines sozialen Modells. das 
der Welt vorgeschlagen werden 
kann ... 

Zunächst ist es erforderlich, ei- 
nen gleichzeitig positiven und kriti- 
schen Blick auf das aktuelle Europa 
zu werfen. 50 Jahre des Friedens 
zwischen den Völkern, die Feinde 
waren, der Politik der kulturellen und 
industriellen Kooperation, der mehr 
und mehr offenen Grenzen, eines 
zunehmenden Umweltbewußtseins 
bilden einen Teil des großen Erfol- 
ges der europäischen Konstruktion. 
Doch indem er durch den Gewalt- 
marsch zur gemeinsamen Währung 
die liberale Orientierung verschärft, 
stellt der Maastrichter Vertrag diese 
Konstruktion heute in Frage und und 
Iäßt den Rückzug auf den National- 
staat als mßgliche Alternative zur 
Europäischen Union erscheinen. Wir 
widersetzen uns dieser Möglichkeit, 
weil wir glauben, daß es zwischen ei- 
nem liberalen Europa und der, Rück- 

Die zentrale ldee 
besteht darin, 
ein Projekt einer 
glaubwürdigen 
Gesellschaft 
aufzubauen, welches Ökologie 

und  einen neuen 
Sozialismus zu- 
sammenführt. 

* Jean-Marc Bruli ist jugendpolitischer Sprecher der Convention 
pour une Alternative Progressiste (CAP) in Paris. 

Die Übersetzung aus dem Französischen besorgten Riidiger Brand? 
und Thorsten Cabalo. 
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CROSSOVER - LINKE IN EUROPA 

kehr zum eingeengten Rahmen des Anerkennung individueller und Strategie neu (be)gründet werden. 
Nationalstaats Raum gibt für ein an- kollektiver Rechte auf europäischer Die Strategie der Herausbildung ei- 
deres Projekt, eine neue Europäi- Ebene; nes neuen alternativen Pols - oder ei- 
sche Union: Neue Beziehungen in sozialer, ner neuen alternativen "Strömung" - 

Zeirichrifr 
f"r k r i r i r c h e  

S O I I I I W ~ S S ~ ~ S C ~ ~ ~ ~  PROKLA 102 
Von der 
politischen Ökono- 
mie des Wassers 

FRANK BlERMANN 
Zur Aneipun~ der Ozeane 
durchdenMenschen 

SlMON GIN/ SlMON 
MARVIN 
Wasserwirtschaft in England 
nach der Privatisierung 

ENGELBERT SCHRAMM 
Mrnetrung dezentraler 
Kreisläufe 

ULl ALBRECHT 
Krleg um Wasser 

VATHSAIA AITHAL 
Wasser lm Alltag indischer 
Frauen 

einer Europäischen Sozialen Union 
sein, die der Beschäftigung, der so- 
zialen Sicherheit und der Umwelt 
Priorität einräumt. 

Es ist Zeit, politische Aktion in 
Europa mit einem frischen Blick zu 
entwerfen, Zeit, die Zukunft gemein- 
sam zu gestalten. Es muß möglich 
sein, Bande der Aktion, wenn nicht 
sogar Organisation zwischen den 
pro-europäischen politischen Bewe- 
gungen der radikalen und ökologi- 
schen Linken verschiedener Länder 
zu knüpfen, um jedem von uns mehr 
Kraft zu geben und um mit dem Auf- 
bau einer europäischen politischen 
Bewegung zu beginnen, auf der Ba- 
sis eines gemeinsamen Projektes für 
Europa. Wir können uns schon dar- 
auf vorbereiten, konkrete gemein- 
sam unterschriebene Vorschläge zu 
machen und gemeinsame Aktionen 
zu organisieren (etwa eine paneuro- 
päische Massenkundgebung an ei- 
ner Grenze für ein Soziales Europa). 

Insbesondere Frankreich ist auf 
die Öffnung nach außen und die eu- 
ropäische Hoffnung angewiesen. 
Tatsächlich ist unser Land, welches 
bekannt dafür ist. das Land "der 
Freiheiten und der Menschenrechte" 
zu sein, im Begriff, zu einem rassisti- 
schen, nationalistischen Land der 
"Sicherheit" gegen Immigranten zu 
werden - mit einer extremen Rech- 
ten, die sich bei 20% der Stimmen 
stabilisiert (Le Pen und de Villiers)! 
Wir haben ein Bedürfnis nach Euro- 
pa, um uns zu "re-demokratisieren". 
Falls eine scharfe Rechtrsegierung 
in Frankreich die Macht in z.B. 6 Jah- 
ren übernimmt, kann man sich die 
Konsequenzen für den Rest Europas 
sehr leicht vorstellen, und das ruft 
schlimme Erinnerungen hervor. 

Eine politische Strategie 
in  drei Dimensionen 

Eine neue Hoffnung auf der Lin- 
ken kann geschaffen werden, wenn 
Ideen und Entwürfe, aber auch die 

auf der Linken muß auf drei Pfeilern 
ruhen: 

1. Zeigen einer neuen Identität, 
um eine Differenz zur Vergangenheit 
und zur traditionellen Linken zu mar- 
kieren. Gleichzeitig rot und grün (ein 
demokratisches "Rot" und ein sozia- 
les "Grün"!), muß diese Identität die 
neue Konzeption des Lebens und 
der Welt, die man im ökologischen 
Denken findet, und die Modernisie- 
rungs-Werte der Linken (Demokra- 
tie, Selbstverwaltung, gleiche Ent- 
wicklungschancen, Solidarität ...) wi- 
derspiegeln. Diese alternative Iden- 
tität trägt die Kämpfe unserer Zeit in 
sich: sie ist feministisch, multieth- 
nisch, global orientiert. für individu- 
elle Freiheiten, gegen alle Konserva- 
tisrnen (der Ökonomie. aber auch 
der Moral). In diesem Sinne kann 
man sagen, daß sie ebenfalls und 
ohne Vorurteile durch das libertäre 
Denken und die Praxis der Gewalt- 
freiheit inspiriert wird. Die Identität 
kann auch revolutionär sein, voraus- 
gesetzt, daß es sich dabei um eine 
Konzeption von Revolution als einem 
tiefgreifenden Transformationspro- 
zeß der Gesellschaft handelt. Diese 
"Revolution" würde freudig, enthu- 
siastisch, demokratisch, konsensu- 
al, gewaltfrei sein und sich der Mittel 
radikaler Strukturreformen und des 
Wandels der Mentalitäten bedienen. 

2. Erfinden eines neuen politi- 
schen Aktivismus, Verrändern der po- 
litischen Praxis, "auf eine andere Art 
und Weise Politik machen", Förderung 
der partizipativen Demokratie und der 
Anerkennung des Staatsbürgerlnnen- 
tums der Mitglieder in den Parteien. 
"Läuterung" des politischen Lebens 
und des menschlichen und sozialen 
Verhaltens der Politiker, Förderung der 
politischen Rolle sektoraler Vereini- 
gungen (für Frieden, Solidarität, Um- 
welt ...) und der Gewerkschaften. Un- 
terstützung der Gewaltfreiheit in der 
Politik. Am Ende steht ein neues Bild 
der Politik, das allen Lust macht, Poli- 
tik zu machen. 

3. Vorschlag eines Alternativ- 
entwurfes für eine neue Gesell- 
schaft, der aus einer Serie tiefgrei- 
fender Reformen für das jeweilige 
Land, für Europa und die Welt be- 
steht. Seine Achsen sind: Verkür- 
zung der Arbeitszeit, nachhaltige 
Entwicklung, Reform und Ausbau 
der Öffentlichen Dienste, planetare 
Öko-Entwicklung, Bau Europas ... 

LINKE UND PARTEIEN 

D ie Notwendigkeit des in die 
sem Heft vorgestellten 
Crossovers ergibt sich aus 

der Situation in diesem Lande, daß 
sich linksökologische, radikalrefor- 
merische Lager in drei Parteien 
mehr oder weniger behaglich ein- 
gerichtet haben. Sie sind personal- 
politisch in die jeweiligen Partei- 
machtstrukturen integriert und kbn- 
nen jeweils den einen oder anderen 
- meistens programmatischen - "Er- 
folg" für sich reklamieren. Das ist 
eine scheinbar komfortable Situati- 
on -zumindest im Vergleich zur rot- 
grünen Linken in anderen Ländern 
(vgl. die Beiträge von Hilary Wainw- 
right zu Großbritannien und Jean- 
Marc Brulk zu Frankreich in diesem 
Heft). Sieht man sich jedoch den 
realen Einfluß der linken Formatio- 
nen in SPD, PDS und bei den Bünd- 
nisgrünen an, so stellt sich diese 
Wahrnehmung - zumindest teilwei- 
se - als Trugschluß heraus. Ich 
möchte hier nicht von der "Zersplit- 
terung" der Linken sprechen - dem 
läge eine falsche Problemanalyse 
zugrunde. Spätestens seit Ende 
der siebziger Jahre hat die gesell- 
schaftliche Linke jedoch nur noch 
reine Defensivkämpfe führen kön- 
nen und kaum noch diskursprägen- 
den Einfluß auf die politische und 
ökonomische Entwicklung nehmen 
können. Folglich ist eine ehrliche 
Bestandsaufnahme fällig, was 
denn eine rot-grüne Linke erreicht 
hat und erreichen kann. 

Hier soll anhand aktueller Fra- 
gen die grüne Linke untersucht 
werden. 

Innergrüne Arbeitsteilung 
Abgesehen davon. daß bei den 

Bündnisgrünen sich auch heute - 
von ein paar Bürgerrechtlerlnnen 
abgesehen - kaum jemand finden 
lassen wird. der oder die sich nicht 
als "links" versteht. soll hier die in- 
nerparteiliche Linke beschrieben 
werden, die sich zunehmend ge- 
sellschaftspolitisch rechten Frage- 
stellungen und Lösungsansätzen in 
der eigenen Partei gegenüber 
sieht. 

Nach dem Scheitern der West- 
Grünen bei der Bundestagswahl 
1990 setzte sich der Umgruppie- 
rungsprozeß der innerparteilichen 
Linken fort. Hatten die "Ökosoziali- 
stlnnen" (um Ebermann und Tram- 
pert) die Grünen schon vorher ver- 
lassen. so spaltete sich nunmehr - 
teilweise durch die "neue" Verlok- 
kung einer "sozialistischen" Partei, 

der PDS, befördert - auch ein Teil 
der undogmatischen Linken aus 
dem "Linken Forum" in den Grünen 
ab (Harald Wolf, Birgit Arkenstette, 
Jürgen Reents u.a.). Auf dem Neu- 
münsteraner Parteitag 1991 folgten 
die Radikalökologlnnen (um Jutta 
Ditfurth), die meinten, sich eklatmä- 
ßig verabschieden zu müssen. 
Gleichzeitig mißlang in Neumünster 
jedoch der Versuch der sich in der 
"Mitte" von Partei und Gesellschaft 
(die Wahrnehmungsgrenzen waren 
da  fließend) verortenden "Auf- 
bruch"-Strömung im Bündnis mit 
Teilen der "Realos", die Grünen zur 
"ökologischen Bürgerrechtspartei" 
mit nur nachgeordneter sozial- und 
wirtschaftspolitischer Verantwor- 
tung zu "reformieren". 

Aufgrund der anstehenden 
schwierigen politischen Prozesse, 
den Vereinigungsverhandlungen 
mit ostdeutschen politischen Grup- 
pierungen der Wende, von denen - 
durch in ihrem Sinne "erfolgreiche" 
Strategie des "Aufbruch" - nur noch 
das "Bündnis 90" übrigblieb (die 
ostdeutsche Grüne Partei war 
schon sofort nach der Bundestags- 
wahl den Westgrünen "beigetre- 
ten") und der konsensualen Vorbe- 
reitung auf einen Wiedereinzug in 
den Bundestag, konnte die Linke, 
obwohl sie die beiden Vorstands- 
sprecherlnnen (Ludger Volmer und 
Christine Weiske) stellte, die Partei 
nicht einfach "besetzen". 

In dieser Rekonstituierungspha- 
se der Grünen (und später von 
Bündnis 9O/Die Grünen) bildete 
sich eine für die Gesamtpartei. die 
Linke und den Kern der Realos not- 
wendige innerparteiliche "Mitteu- 
Strategie heraus, die - als angebli- 
che "Lehre" aus dem öffentlich- 
keitswirksamen harten Streit in der 
Logik des Fundi-Realo-Diskurses 
vergangener Zeit - auf inhaltliche 
Auseinandersetzungen gänzlich 
verzichtete, so daß auch die Auf- 
stellung der Kandidatlnnenlisten 
zur Bundestagswahl 1994 primär 
nach der "Öffentlichkeitswirksam- 
keit" der gewählten Personen und 
nicht nach deren inhaltlich-politi- 
scher Positionierung vorgenommen 
wurde. 

Mit dem wiedererstandenen 
Machtzentrum der neuen Bundes- 
tagsfraktion bildete sich erneut 
eine "Arbeitsteilung" heraus: einige 
Bundestagsabgeordnete gefielen 
sich darin, die mit deutlicher links- 
grüner Delegiertenmehrheit verab- 
schiedete Programmatik zur Bun- 

Was tun Linke bei 
den Grünen? 

destagswahl als überholt zu be- 
trachten und "zeitgemäßere" For- 
derungen zur Haushaltskonsolidie- 
rung, zur Senkung des Spitzen- 
steuersatzes, zur Zwangsberatung 
beim $218, zum out-of-area-Einsatz 
der Bundeswehr etc. aufzustellen. 
um im Diskurs der herrschenden 
Parteien mitbestimmen zu können. 
Der Parteilinken blieb erneut die 
defensive Rolle der Verteidigung 
der Programmatik, wobei sie kei- 
neswegs in die altbekannte "Fun- 
di"-Rolle verfiel. 

Babelsberger Kreis 
und "realistische Linke" 

In der Angst vor dieser klassi- 
schen Arbeitsteilung behielt der 
personalpolitisch "verantwortlich" 
eingebundene Teil des "Babelsber- 
ger Kreises", dem Nachfolger des 
"Linken Forums" auf Bundesebene, 
die Strategie bei, alle Politik mit 
dem neuen Machtzentrum der Par- 
tei um den Fraktionsvorsitzenden 
Joseph Fischer abzusprechen (im 
sogenannten "Wohlfahrtsaus- 
schuß" zwischen geschäftsführen- 
dem Bundesvorstand und Frakti- 
onsvorstand). In der Logik der an- 
geblich "realpolitischen" Vorstöße 
von Fraktionsmitgliedern. prägten 
Linke den Begriff "Neo-Fundamen- 
talisten" zur Charakterisierung der 
"Basis-Babelsberger". Konzeptio- 
nelle Arbeit wurde zur Aufgabe der 
linken Apparate von Fraktionsmitar- 
beiterlnnen; der konzeptionell-dis- 
kursive Einfluß von Seiten appa- 
rats-unabhängiger Menschen aus 
der Partei blieb demgegenüber 
weit zurück. was sich innerhalb des 
Babelsberger Kreises symptoma- 
tisch anhand der außen- und frie- 
denspolitischen Debatte zeigte, wo 
zwei nur scheinbar unvereinbare 
linksgrune Positionen nebeneinan- 
der standen. 

Auch der Babelsberger Kreis ist 
bei seinen Treffen trotz jeweiliger 

Innerhalb der 
Bündnisgrünen 
besteht ein über- 
großer Vorbehalt 
gegenüber theore- 
tischer Fundierung 
ihrer Politikkon- 
zepte. Dadurch 
wurde die Be- 
deutung von 
Machtungleich- 
gewichten, Klassen- 
gegensatzen, 
Verteilungsfragen 
etc. negiert, was 
durch ein Ilkolo- 
gisches Verstdndnis 
der individuellen 
Verantwortlichkeit 
für Um weltzer- 
störung noch 
verstärkt wurde. 

* Riidiger Brnirrlt, Reclnktelrr voit ..Airrlere Zeiteil". Bei.lii7 
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ben 39 Prozent der Wählerlnnen bis 
35 Jahre in Rheinland-Pfalz die CDU 
gewählt, demgegenüber nur noch 
28 Prozent die SPD. In Baden-Würt- 
temberg war die SPD, vor allem in 
den Universitätsstädten. nur noch 
dritte Kraft hinter der CDU und den 
Grünen. Schleswig-Holstein bildet 
da - trotz oder gerade wegen einer 
weiblichen Ministerpräsidentin ohne 
frauenpolitische Ambitionen - keine 
Ausnahme. Nur jede sechste junge 
Frau wählte dort SPD. 

Schädliche Aussiedlerdebatte 
2. Die in den letzten Wochen po- 

pulistisch geführte Diskussion über 
die Zuwanderung von Aussiedlern 
war bereits ein Reflex auf den offen- 
kundig ins Leere greifenden Wahl- 
kampf. Der vermeintliche 'Befrei- 
ungsschlag' hat wahrscheinlich den 
rechtsradikalen Parteien Wählerln- 
nen zugetrieben, er hat in jedem Fall 
das Klima für ihre Propaganda kulti- 
viert. Der erhoffte Quantensprung 
mußte jedoch mißlingen. Die Aus- 
siedlerdebatte hat der SPD die letzte 
Chance kaputtgemacht, inhaltlich 
und strategisch in die Offensive zu 
kommen, sie hat ihren Radius selber 
auf die Zuwanderungsfrage redu- 
ziert. 

Gerade in den letzten Wochen 
vor der Wahl ist die Bundesregie- 

rung in erhebliche konzeptionelle 
und (finanz-)politische Turbulenzen 
geraten. Rentenunsicherheit und 
Massenarbeitslosigkeit - Schuld hat- 
ten plötzlich die Zuwanderer. Schö- 
ner hätten sich das Blüm &Co. nicht 
ausdenken können. um von ihrem 
Schlamassel abzulenken. Endlich 
hatte die SPD ein Thema setzen kön- 
nen. Nur das man sich die Chance 
ruiniert hatte, der Bundesregierung 
mit einem umfassenden beschäfti- 
gungspolitischen Konzept Dampf zu 
machen. Nur, daß rechtsradikaler 
Sud hochkochen durfte. Nur, daß es 
der SPD auch längerfristig gescha- 
det hat. 

Klärungsprozesse statt 
GeschlossenheitsappeIlen! 

Die SPD wird sich entscheiden 
müssen. Bloßen Geschlossenheits- 
appellen - die jetzt erneut von allen 
Seiten kommen - fehlt eine tragfähi- 
ge Plattform. 

Am Ende halten sich lediglich die 
alten Parteisoldaten oder die Partei- 
linke daran, während unsere Mini- 
sterpräsidenten und Wirtschaftsmi- 
nister und alle, denen gerade da- 
nach ist. den Kurs der Partei unum- 
kehrbar in neoliberale Fahrwasser 
umlenken, Arbeit und Umwelt ge- 
geneinander ausspielen, sich mit 
den "Errungenschaften" des Asyl- 

kompromisses brüsten. Auf diese 
Weise werden wir keine neuen Wäh- 
lerlnnenschichten dazugewinnen, 
kein eigenständiges SPD-Profil er- 
wirtschaften oder gar Druck für eine 
Politik der Vollbeschäftigung, gegen 
den Ausverkauf des Sozialstaates 
machen können. Wir werden weiter 
junge Wählerlnnen verlieren, wenn 
es nicht gelingt, unsere ökonomi- 
schen und ökologischen Alternati- 
ven klar zu macher( und Partei für 
ihre Interessen zu nehmen. 

Daher ist der Appell 'Geschlos- 
senheit' nur sinnvoll, wenn ein KIä- 
rungsprozeß in wesentlichen inhaltli- 
chen und strategischen Fragen vor- 
ausgegangen ist, der der SPD eine 
erneuerte radikalreformerische Per- 
spektive zurückgibt. Die sozialen 
und gesellschaftlichen Spaltungen 
haben zugenommen, was die Chan- 
ce auf die Formierung eines Reform- 
blocks kleiner werden Iäßt. Der Ver- 
zicht auf rot-grüne Bündnisperspek- 
tiven ist auch auf diesem Hinter- 
grund allerdings purer Unsinn. Ge- 
wiß ist, daß wir radikale Reformen 
nur durchsetzen können, wenn es 
uns gelingt, gleichzeitig einer neuen 
politischen Generation mehr Ent- 
scheidungsbefugnisse zu organisie- 
ren. 

hintergründig 
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Gedanken anläßlich einer Dokumen- 
tation zum Thema Einheitsdrang und 
Einheitszwang für die SPD der SBZ 
1945/1946: Andreas Malycha: Auf 
dem Weg zur SED. Die Sozialdemo- 
kratie und die Bildung einer Einheits- 
partei in den Ländern der SBZ, Ver- 
lag J. H. W. Dietz Nachfolger, Bonn 
1995, 1. unveränderter Nachdruck 
1996, 483 S., DM 39.80 

D ie aktuelle Diskussion um ein 
zentrales Ereignis des Jah- 
res 1946 in Deutschland - 

die Gründung der SED am 21.-22. 
April in Berlin für die sowjetische Be- 
satzungszone (SBZ) - wird von allen 
Seiten auf die, verschieden variierte, 
alternative Frage reduziert: Einheits- 
drang oder Zwangsvereinigung? 
Während in Kreisen in der und um 
die PDS das Streben in der damali- 
gen organisierten Arbeiterbewegung 
- KPD, SPD, Gewerkschaften - zur 
Einheit und damit die Freiwilligkeit 
des organisatorischen Zusammen- 
schlusses hervorgehoben wird, be- 
harrt die SPD (vermutlich weitge- 
hend in ihrer Gesamtheit?) darauf. 
die SED-Gründung ausschließlich 
als Zwangsvereinigung zu interpre- 
tieren, und sie erhebt das vorbehalt- 
lose „Bekenntnisu zu dieser und nur 
dieser Einschätzung zu dem Kriteri- 
um für eine ehrliche Auseinanderset- 
zung der PDS mit der Geschichte 
generell, ihrer Vorgeschichte im be- 
sonderen. 

Die bisherige Historiographie der 
SED-Gründung hatte sich teils auf 
Vorgänge der unteren Ebene (dazu 
gehören vor allem Forschungser- 
gebnisse der örtlichen Geschichts- 
kommissionen der SED. die den Pro- 
zeß zwar nicht ausschließlich. aber 
doch sehr weitgehend harmonisier- 
ten und im Sinne der freiwilligen Ver- 
einigung darstellten), teils auf jene 
der zentralen Ebene (Zentralkomi- 
teelZK der KPD und Zentralaus- 
schuß/ZA der SPD in Berlin) konzen- 
triert, und das sowohl in der DDR wie 
auch in der ehemaligen Bundesre- 
publik. Nunmehr liegt eine Doku- 
mentation zu den Vorgängen spezi- 
ell in der SPD in den einzelnen Län- 
dern bzw. Provinzen der damaligen 
SBZ vor, herausgegeben von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Verbin- 
dung mit dem Institut für Sozialge- 
schichte e.V. Braunschweig-Bonn, 
erarbeitet und mit einer umfangrei- 
chen, 99 Seiten umfassenden, Ein- 
leitung versehen von Andreas Ma- 
lycha.' Sie bereichert sehr wesent- 
lich die Literatur zu diesem Thema 

und erhellt, daß es sich damals um 
einen sehr komplexen Vorgang ge- 
handelt hat. In der SPD wird diese 
Dokumentation als schlüssiger Be- 
weis dafür gehandelt, daß es 19451 
1946 schlicht um eine Zwangsverei- 
nigung ging. Wer dieser These in 
dieser Ausschließlichkeit nicht zu fol- 
gen vermag, wird darin eine viel- 
schichtigere Antwoit finden. Und sie 
Iäßt, wie auch der Autor einräumt, 
noch Fragen offen. 

Das Anliegen Malychas ist es, 
„die historischen Vorgänge der Ver- 
schmelzung (das ist der von M. be- 
vorzugte Begriff2) von SPD und KPD 
im Osten Deutschlands auf der 
Grundlage authentischen Materials 
fern aller parteipolitischen Zweck- 
mäßigkeiten und Einbindungen zu 
rekonstruieren" (S. XXIV). Er reali- 
sierte es, indem er neue Quellen aus 
den Beständen des Zentralen Partei- 
archivs der SED in Berlin und der 
Bezirksarchive der SED erschloß. 
Angesichts der Fülle des Materials 
konnte es sich nur um eine Auswahl 
(178 Dokumente) handeln - mit den 
damit verbundenen, dem Autor be- 
wußten Gefahren, „besonders die 
Auswahlkriterien betreffend": „Vor- 
rang hatten in der Regel Dokumente, 
in denen die handelnden Akteure un- 
gefiltert zu Wort kommen und der 
Selbstaussagewert des Materials re- 
lativ hoch war" (S. XXV); und an an- 
derer Stelle: „Für die Edition waren 
vor allem jene Konferenzen von Re- 
levanz, auf denen Meinungsver- 
schiedenheiten offen ausgetragen 
wurden" (S. XXIII). Letzteres wirft die 
Frage auf, in welchem (inhaltlichen 
und zahlenmäßigen) Verhältnis die- 
se zu den „einträchtigenu Konferen- 
zen standen. Und doch sollte davon 
ausgegangen werden, daß die aus- 
gewählten Dokumente die damali- 
gen Lage und Stimmungen in der 
SPD der SBZ annähernd adäquat wi- 
derspiegeln. 

Hauptthema der Dokumentation 
(und der Einleitung) ist „Die Haltung 
der Sozialdemokraten zur KPD so- 
wie zur Bildung einer Einheitspartei 
und die Rolle der Besatzungsmacht 
vor und während des Verschmel- 
zungsprozesses". Den Schwerpunkt 
bildet dabei die organisatorische 
Vereinigung, inhaltliche Fragen des 
Verhältnisses von Sozialdemokraten 
und Kommunisten, etwa theoreti- 
sche und politische Diskussionen 
unter und zwischen ihnen, werden 
nur am Rande gestreift (so das Pro- 
blem Kommunisten und Demokratie 
oder Distanz zur Politik der SPD vor 

Ein heitsdrang 
und Einheitszwang 

von Ulln Plener* 

1933). Das Thema wird in drei zeit- 
lich gegliederten Abschnitten ver- 
folgt: April bis September 1945, Ok- 
tober 1945 bis Januar 1946, Februar 
bis April 1946. 

Reorganisation 
und Einheitskampagne . 

Der erste Abschnitt behandelt 
Legalisierung, Reorganisation und 
Ausbau der SPD in den Ländern und 
Provinzen der SBZ und ihre ersten 
Erfahrungen mit den Kommunisten. 
Es wird deutlich, daß Sozialdemo- 
kraten im AprilIMai 1945 weitgehend 
bereit waren, ein neues Verhältnis 
zur KPD zu gewinnen, ja, auf die so- 
fortige Bildung einer geeinten Partei 
(durch Übertritte zur KPD oder ge- 
meinsame Gründung einer Einheits- 
partei) orientiert waren und daß die- 
ses Anliegen in den meisten Fällen 
von Kommunisten abgelehnt wurde. 
Nach dem Erlaß des Befehls Nr. 2 
der SMAD am 10. Juni, der die Bil- 
dung politischer Parteien gestattet 
hatte, kam es dann sehr rasch und 
aufgrund örtlicher Initiativen, ohne 
zentrale Steuerung zur Wiedergrün- 
dung von Orts-, Kreis- und Bezirks- 
organisationen der SPD. Seit dem 
Sommer wuchsen die Konkurrenz, 
vor allem um die Besetzung von Ver- 
waltungsposten, und damit Reiberei- 
en zwischen beiden Parteien. Nicht 
zuletzt dürften diese vom kommuni- 
stischen Sektierertum gespeist wor- 
den sein.3 Es schlug u.a. bei der seit 
September durchgeführten Boden- 
reform kräftig durch. 

Sehr ausführlich (auf fünf Seiten) 
breitet der Autor die Auseinander- 
setzungen in Leipzig aus, wo der 
alte Gegensatz zwischen KPD und 
SPD mit Wucht aufgebrochen war 
und von den alten Funktionären ge- 
tragen wurde (S. XLV-LI). Ein wenig 
verwundert es (ist es dem Auswahl- 
prinzip geschuldet?), daß demge- 
genüber 2.B. der Landesparteitag 

* Dr. Ulln Plener, Hisrorikerin mir Schwerpunkt 
Geschichte der Sozinldemokrntie, Berlin 
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Zweifel als eine 

Form der Nlltigung 
beschrieben 
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der sächsischen SPD vom 7.-9. 
(bzw. 6.-8.) Oktober 1945 mit gerade 
10 Zeilen erwähnt wird, indem nur 
der Mitgliederstand und die Namen 
der gewählten geschäftsführenden 
Vorstandsmitglieder genannt wer- 
den (S. XLV). Aber gerade hier wa- 
ren sich die Redner weitgehend über 
die Notwendigkeit der organisatori- 
schen Einheit einig, ohne das Selbst- 
bewußtsein als Sozialdemokraten 
aufzugeben, und hier wurden für die 
Analyse sehr ergiebige inhaltliche 
Positionen - zur neuen Demokratie 
und dem neuen Staat in Aktion (!), zu 
deren ökonomischer Basis, über das 
Menschenbild und den Stellenwert 
des einzelnen Menschen in der Poli- 
tik und andere für eine Vereinigung 
der Parteien grundlegende Fragen - 
form~l ier t .~  

Im zweiten Abschnitt geht es um 
„Die Kampagne der KPD für die Bil- 
dung der Einheitspartei, die Einfluß- 
nahme der SMA und die Reaktion 
der Sozialdemokraten". Dies ist die 
Phase des ausgeprägten sozialde- 
mokratischen Selbstbewußtseins, 
das sowohl vom Berliner ZA wie von 
den Landes- und Bezirksvorständen 
der SPD mit einem Führungsan- 
spruch bei der Lösung demokrati- 
scher Aufgaben, so der Bildung neu- 
er Verwaltungen, ebenso wie in der 
Frage nach der Einheitspartei ver- 
bunden wurde. Der ZA rückte die 
Forderung nach einem Reichspartei- 
tag der SPD in den Mittelpunkt, der 
die Frage der Einheitspartei für ganz 
Deutschland stellen sollte. Die KPD 
antwortete Ende September (nach 
der Rede Otto Grotewohls am 14. 
September) mit dem radikalen Kurs- 
wechsel hin zur organisatorischen 
Vereinigung der beiden Parteien im 
Rahmen der SBZ, intensivierte - aktiv 
unterstützt von sowjetischen Besat- 
zungsorganen - die Einheitskampa- 
gne im November, nach der selbst- 
bewußten, auch Kritik an der sowjeti- 
schen Besatzungsmacht übenden 
Rede 0 .  Grotewohls vom 11. No- 
vember, und erreichte schließlich, 
daß die gemeinsame „Sechziger- 
konferenz" am 21. Dezember 1945 
Beschlüsse faßte, die auf die organi- 
satorische Vereinigung im Zonen- 
maßstab zielten. 

Ende NovemberIAnfang Dezem- 
ber, so schätzt M. aufgrund der Do- 
kumente ein, sei in der SPD „eine 
Mitgliedermehrheit gegen das Ziel 
einer Einheitspartei vermutlich eben- 
so unwahrscheinlich (gewesen) wie 
eine Mehrheit für den Zusammen- 
schluß" (S. LXXIX). Wegen des vie- 

lerorts undemokratischen Verhaltens 
der Kommunisten sei „die Anzie- 
hungskraft einer vereinigten Partei 
weiter im Sinken begriffen" gewe- 
sen, aber zugleich „konnte und woll- 
te sich ein beträchtlicher Teil der So- 
zialdemokraten nicht von der Idee 
der Einheitspartei lösen und glaubte 
an die Möglichkeit gleichberechtig- 
ter Zusammenafbeit" (S. LXXX). So 
fiel auch die Resonanz auf die Be- 
schlüsse der Sechzigerkonferenz in 
den Ortsvereinen unterschiedlich 
aus: „teils zustimmend, teils ableh- 
nend. überwiegend unsicher" (S. 
LXXXVII). Sozialdemokratische Gre- 
mien, an der Spitze der ZA, suchten 
die organisatorische Vereinigung, 
nicht zuletzt mit dem Argument des 
angestrebten Reichsparteitages, 
hinauszuzögern. 

Für diesen und den folgenden 
Zeitabschnitt macht M. unterschied- 
liche Erfahrungen sozialdemokrati- 
scher Organisationen mit der Besat- 
zungsmacht in den verschiedenen 
Regionen aus (positivere z. B. in 
Brandenburg, negativere z. B. in 
Sachsen-Anhalt). Er schätzt ein: 
„Seit Anfang Dezember 1945 ist 
nachweisbar, wie die örtlichen Kom- 
mandanturen sich in die Auseinan- 
dersetzungen um die Einheitspartei 
einschalteten" (S. LXXXII). Direkte 
Bedrohungen seitens der SMA in 
den Ländern und Provinzen und der 
örtlichen Kommandanten nahmen zu 
- bis hin zu Verhaftungen einzelner 
Funktionäre (S. LXXXII). Die in den 
Dokumenten zum Ausdruck kom- 
mende psychologische Beeinflus- 
sung, der von der SMAD ausgeübte 
psychologische und existenzielle 
Zwang „kann ohne Zweifel als eine 
Form der Nötigung beschrieben wer- 
den" (S. XCIII), und dieser „Zustand 
der Nötigung engte den Raum für 
eine freie Entscheidungsfindung we- 
sentlich ein" (S. CVIII). 

Der dritte Abschnitt ist „Intentio- 
nen der Sozialdemokraten während 
der Phase der organisatorischen 
Verschmelzung" gewidmet. Die Aus- 
eiandersetzung um die Bildung der 
Zonen-Einheitspartei nahm seit An- 
fang Februar an Schärfe zu. Die Be- 
fürworter einer raschen Fusion stell- 
ten die Einheitspartei als zwingende 
Voraussetzung dafür heraus, die Fol- 
gen von Faschismus und Krieg zu 
überwinden, „wobei stereotyp die 
Gefahr angeblicher (?) separatisti- 
scher Umtriebe in Bayern und der 
scheinbare (?) Vormarsch der Reak- 
tion an die Wand gemalt wurden" (S. 
XCV1).5 Gestützt u.a. auf ihre (und in- 

KPD-SPD-VEREINIGUNG 1946 

zwischen gegründete sozialdemo- 
kratische) Betriebsgruppen organi- 
sierte die KPD eine breite „Resoluti- 
onskampagne von unten" für den or- 
ganisatorischen Zusammenschluß 
beider Parteien auf Zonenebene. Es 
wirkte nach wie vor der starke Druck 
seitens der SMA, nicht zuletzt durch 
entsprechende Steuerung des öf- 
fentlichen Meinungsklimas über 
Presse und Rundfunk, Verbote sozi- 
aldemokratischer Versammlungen, 
Pressezensur u.a.m. 

Widersprüchliche Situation 
i n  der SPD 

Auch in dieser letzten Phase vor 
der Fusion blieb die Situation in der 
SPD der SBZ widersprüchlich. „Seit 
Ende JanuarIAnfang Februar began- 
nen einige sozialdemokratische Lan- 
desfunktionäre der kommunisti- 
schen Argumentation zu folgen, mit 
dem Zusammenschluß in der Ostzo- 
ne ein Beispiel für die anderen Zo- 
nen zu schaffen, und unterliefen da- 
mit die taktische Linie der Berliner 
Führung" (S. XCVII). Viele Sozialde- 
mokraten, darunter führende wie 
Otto Buchwitz in Sachsen oder Hein- 
rich Hoffmann in Thüringen, glaub- 
ten nach wie vor an einen tieferen 
Sinn der Verschmelzung und „ga- 
ben sich der Hoffnung hin, in der 
SED eigene Traditionen und Ziele 
bewahren zu können" (ebenda). 
Vielfach richtete sich der sozialde- 
mokratische Widerstand nicht gegen 
die Vereinigung an sich, sondern ge- 
gen die'Methoden und das Tempo 
(S. XCVII). Insgesamt reichte, so M., 
die Reaktion der SPD-Basis auf die 
Vorstöße der KPD „von strikter Ab- 
lehnung, gleichgültiger Duldung bis 
zur hoffnungsvollen Unterstützung" 
(S. IC). Nachdem zunächst die Lan- 
desvorstände (warum eigentlich die- 
se zunächst?) und dann, auch von 
diesen gedrängt, der ZA am 11. Fe- 
bruar 1946 die Reichsparteitagsfor- 
derung aufgegeben und den Zonen- 
parteitag der SPD auf dem Wege in 
die SED befürwortet hatten, wurde 
damit wohl auch die Mehrheit der 
Mitgliedschaft in diesem Sinne weit- 
gehend festgelegt, denn, so 
schreibt M., das .,überlieferte Ar- 
chivmaterial weist auf den Umstand 
hin, daß bei den Sozialdemokraten 
traditionelle Parteidisziplin und Fuh- 
rungsgläubigkeit in ihren Entschei- 
dungen für oder gegen die Einheits- 
partei eine große Rolle spielten" (S. 
Clli). 

Insgesamt macht M. den Weg 
der Ost-SPD in die SED als einen 
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berale Thema der Bürgerlnnenrech- 
te. Und als ein zentraler Punkt zeigt 
sich immer wieder die Verwaltungs- 
reform - die Aufgabe. schlankeren 
Staat und mehr demokratische Be- 
teiligungsrechte zu verbinden. 

Welche gesellschaftliche Grup- 
pen, welche Organisationen und 

Ein guter Verlierer ist ein ungewähl- 
ter Politiker, der sich trotzdem ge- 
wählt ausdrückt. 

Ernst Schrdder 

andtagswahlen. Die SPD be- 
hauptet knapp ihre regie- L ungsbildende Mehrheit in 

zwei konservativ strukturierten FIä- 
chenländern. In Baden-Wurttemberg 
zeigt sich, daß weder Regierungsbe- 
teiligung noch Opportunismus ver- 
Iäßliche Erfolgsgaranten sind. Worin 
aber liegt die fast schon bodenlose 
Enttäuschung begründet, die nahe- 
zu alle Teile der Partei ergriffen hat, 
und was macht diese Landtagswah- 
len tatsächlich zu einem alarmieren- 
den Ereignis? 

Die bitterste Botschaft des Wahl- 
abends war, jenseits aller landes- 
spezifischer Ursachen und Folgen, 
daß die Bundesregierung und ihr 
rechtsliberal gewendeter Koalitions- 
Partner belohnt wurden. Belohnt für 
eine beispiellose Sozialabbaukam- 
pagne. konzeptlose Deregulierungs- 
wut und allgemeine Ratlosigkeit. Ja, 
belohnt für das Ankündigen von wei- 
teren Sozialkürzungen, für die Aus- 
sicht auf Mehrwertsteuererhöhungen 
(bei gleichzeitiger Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer) und nicht zu- 
letzt für die hilflose lnkaufnahme nie 
dagewesener Massenarbeitslosig- 
keit. 

Niederlage der SPD und schönfär- 
bende Erklärungen 

Die SPD hat diese negative Bi- 
lanz nicht für sich, nicht für inhaltli- 
che und strategische Alternativen 
nutzen können. Sie hat überall fünf 
Prozent verloren, gleichgültig aus 
welcher Konstellation heraus und 
gleichgültig mit welcher Koalitions- 
Präferenz sie angetreten war. Sie ist 
deshalb nicht nur der Öffentlichkeit 
liebster Prügelknabe, sie ist auch de 
facto der Verlierer. 

Die Frage nach dem 'Warum?' 
haben Oskar Lafontaine, Dieter Spö- 
ri, Heide Simonis und Kurt Beck (U. 

Verbände können in diesen Diskurs 
einbezogen werden? Wie werden 
aus den erarbeiteten Konzepten 
„einfache, nachvollziehbare" Ant- 
worten auf Tagesfragen, und wie 
werden diese Antworten vermittelt? 
Und - wie kann aus dem Diskurs 
der Fachleute eine Mobilisierung 

a.) für viele erneut sehr enttäu- 
schend beantwortet. Tatsächlich ha- 
ben sie damit eine Reihe der Gründe 
für das schlechte Wahlergebnis öf- 
fentlich sichtbar gemacht. Die 
Hauptthesen ihrer Bilanz: Das Er- 
gebnis der Wahl sei alles in allem ein 
schöner Erfolg. Wahlkampfthemen 
und Wahlkampfstrategie seien rich- 
tig gewesen, einschließlich der Aus- 
siedlerthematik. Die Einbußen von 
fünf Prozent gingen nicht auf das 
Konto der SPD(-Oberen), vielmehr 
hätten die Kurdenkrawalle (!), die 
realitätsfernen Grünen in NRW und 
die daraus resultierende Anti-Rot- 
Grün-Kampagne den Negativtrend 
ins Rollen gebracht - genauso unver- 
hofft wie unaufhaltsam für die ersten 
Wahlkämpferlnnen der Partei. 
Schlußendlich fügt Heide an, hätten 
die Umfrageinstitute falsche Zahlen 
gestreut. (Und wir haben uns darauf 
verlassen! Scheiße.) 

Soviel Selbstberuhigung und Un- 
angefochtenheit ist selbst für Enkel 
ein starkes Stück. Unecht nur da, wo 
sie über die offensichtliche Ratlosig- 
keit hinweghelfen sollte. Echt in der 
Überzeugung, daß es keinen über 
Personen hinausweisenden Neube- 
ginn braucht und es deshalb auch 
keine Veranlassung zu einer radika- 
len Kurskorrektur gibt. Das Gegen- 
teil ist der Fall. 

Radikale Kurskorrektur notwendig 
1. Das Herausbilden eines ei- 

genständigen sozialdemokratischen 
Profils ist der SPD nach wie vor nicht 
gelungen. Die glaubwürdige und 
konsequente Weiterentwicklung von 
reformorientierten wirtschafts- und 
sozialpolitischen Positionen ist der 
ängstlichen Konfliktvermeidung ge- 
opfert worden. Angriffslinien gegen 
standortideologische Roßkuren der 
Bundesregierung wurden aus Angst 
vor potentiellen Angriffen der Ge- 
genseite undIoder aufgrund der 
Übernahme weiter Teile ihrer ideolo- 
gischen Prämissen frühzeitig fallen- 
gelassen. Die Abgrenzung erfolgte 

werden, Aktivität der „Basisv, die 
die Arbeit erst auf sichere Füße 
stellt? An diesen Fragen, an 
basisorientierten Projekten werden 
wir uns in den nächsten Monaten 
und Jahren weit stärker abarbeiten 
müssen als an allfälligen Koalitions- 
problemen. 

von Andrert Nrihles* 

stattdessen vorrangig gegenüber 
den Grünen bzw. der ökologischen 
Steuerreform, die richtigerweise als 
Einstieg in weitreichende ökologi- 
sche Umbauprojekte gewertet und 
von Teilen der SPD heftig torpediert 
wurde. 

Die Neigung, sich möglichst vie- 
le Optionen offenzuhalten, hat der 
SPD am Ende Stimmverluste nach 
allen Seiten eingebracht. Unfähig zu 
definieren. was ROT ist. blieb ihr als 
einziges originäres Thema die Erin- 
nerung: Arbeit, Arbeit, Arbeit. Mi t '  
welcher Strategie man neue Arbeits- 
plätze schaffen will? Unternehmens- 
steuern weiter senken, Arbeitszeiten 
raufsetzen undloder doch lieber Ar- 
beitszeitkonten einführen und die 
Binnennachfrage ankurbeln? In der 
Sozialdemokratie Iäßt sich auf ab- 
sehbare Zeit weiterhin alles haben. 
Leider ist die Mobilisierungsfähigkeit 
von Widersprüchen gemeinhin 
schwach. Der notwendige Schwung 
erfaßte in diesem Fall nicht einmal 
die eigenen Genosslnnen. Die als 
Botschaften getarnten Appelle 
("Kohl schafft Arbeitsplätze in Fern- 
ost, wir in Rheinland-Pfalz") fielen of- 
fensichtlich jenseits des verbleiben- 
den sozialdemokratischen Wählerln- 
nendrittels entweder nicht glaubwür- 
dig aus oder es fehlte ihnen die er- 
kennbare Verknüpfung mit ökologi- 
schen Zukunftsfragen und anderen 
gesellschaftspolitisch relevanten 
Debatten. 

Die rasanten Einbrüche im Jung- 
wählerlnnenbereich lassen sich 
nicht mehr anders erklären. So ha- 

Die Neigung, 
sich mllglichst 
viele Optionen 
offenzuhalten, 
hat der SPD am 
Ende Stimmverluste 
nach allen Seiten 
eingebracht. 

*Andren Nuhles, 
Bundesvorsitzeiide der J ~ i n g s o z i n l i . I n e  iri der SPD 
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Noch eine Zukunft 
für Rot-Grün? 
von Ker.rtin Müller* 

D as Ergebnis der Landtags- 
wahlen muß auf uns alle als 
Schock wirken, hoffentlich 

als heilsamer Schock. Viele - auch 
wir - hatten sich das Aufbruchssi- 
gnal zu neuen, zunächst einmal rot- 
grünen Ufern erhofft, den Exitus der 
FDP. einen Machtwechsel in Baden- 
Württemberg mit neuer Kräftelage im 

Die Chance, attrak- 
tive Alternativen 

anzubieten, besteht 
objektiv und 

subjektiv. Auch in 
einer Krise des 

kapitalistischen 
Systems kann man 
sehr unterschied- 

liche Antworten 
formulieren. 

1 

Bundesrat. Nichts von alledem ist 
eingetreten. Aber selten hat die Be- 
richterstattung und Kommentierung 
nach der Wahl so wenig Blick auf die 
Fakten erlaubt wie diesmal: 

Ein Blick auf die Fakten 
Die Koalition erholt sich einiger- 

maßen von dem Tief, das sie 1991 - 
Ende 93 durchmachte. CDU und 
FDP zusammen gewinnen gegen- 
über den letzten Landtagswahlen 
(+5,1 BW. +3,5 SH, +2.0 RP), verlie- 
ren aber überall deutlich gegenüber 
dem Bundestagswahlergebnis, das 
bekanntlich Kohl nur noch äußerst 
knapp eine Mehrheit verschaffte (- 
2.3 BW. -6,O SH, -3,l RP). Die Mehr- 
heit der Bundesregierung ist also 
mitnichten bestätigt worden. 

Die SPD wiederholte im wesentli- 
chen ihr - miserables - Bundestags- 
wahlergebnis (+0,2 SH, +0,4 RP, - 
5,6 BW). Nur in BW verliert sie also 
noch zusätzlich (warum wohl?) und 
findet sich dort „stabilu als mittelgro- 
ße Partei mit 25,1% der abgegebe- 
nen gültigen Stimmen wieder. Sie 
verlor gegenüber den Landtagswah- 
len nach allen Seiten, am stärksten 
bemerkenswerterweise dadurch, 
daß Anhängerinnen nicht zur Wahl 
gingen. 

Bündnis 9OIDie Grünen gewann 
überall, sowohl gegenüber der letz- 
ten Landtags-. als auch gegenüber 
der Bundestagswahl. Selbst in SH, 
wo die Grünen seit 1983 regelmäßig 
weit mehr Bundes- als Landesstim- 

* Kerstin Müller, 
Frnkrionssprecherin von Biindnis 90/Die Grünen im Bandesrng. 
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men einfuhren, wurde das gute BT - 
Ergebnis diesmal stabilisiert (-0,2%). 
Bündnis 9OIDie Grünen ist jetzt erst- 
malig in der Parteigeschichte in allen 
West-Bundesländern in den Landta- 
gen vertreten - nicht aber bzw. seit 
1994 nicht mehr in Mecklenburg, 
Brandenburg, Thüringen und Sach- 
sen. Sollte SH rot-grün regiert wer- 
den, wofür heute (26.4.) vieles 
spricht, wäre Bündnis 9OIDie Grünen 
an vier Landesregierungen beteiligt, 
mehr als je zuvor. 

Die PDS nahm - weise - an den 
Wahlen nicht teil. Kleinere linke 
Gruppen traten nicht an, sieht man 
von der DKP in SH und BW ab (437 
bzw. 1783 Stimmen). 

Krise und Alternativen 
Das Ergebnis ist also keines- 

wegs so desaströs, wie es nach den 
hochgesteckten Erwartungen emp- 
funden wurde. Dennoch: Mitten in 
der schlimmsten Massenarbeitslo- 
sigkeit nach dem Krieg ist es nicht 
gelungen, die amtierende Bundesre- 
gierung zu erschüttern. Einige Grün- 
de dafür liegen auf der Hand. Geeig- 
nete Konsequenzen zu ziehen ist da- 
gegen nicht ganz so einfach. 

In einer krisenhaften Situation, 
wie sie Deutschland in vielerlei Hin- 
sicht gegenwärtig durchlebt, suchen 
die Menschen nach Auswegen. Sie 
sind offen für einfache, nachvollzieh- 
bare Antworten. Sie sind in ihrer 
Mehrheit erfahren und darum skep- 
tisch in Bezug auf demagogische 
Parolen und leere Versprechungen. 
Was einfach und nachvollziehbar 
klingt, muß auch plausibel sein, um 
akzeptiert zu werden. Bleiben solche 
Alternativen aus, sucht man hinge- 
gen Schutz beim Altbekannten. 

Die Chance, attraktive Alternati- 
ven anzubieten, besteht objektiv und 
subjektiv. Auch in einer Krise des ka- 
pitalistischen Systems kann man 
sehr unterschiedliche Antworten far- 
mulieren. Es mangelt nicht an Ideen. 
wie eine linke. von sozialer und öko- 
logischer Verantwortung geprägte 
Antwort auf die Krise zu entwerfen 
wäre. Daß allen Beteiligten bewußt 
ist, in vielen großen und kleinen 
Punkten dabei noch erheblichen De- 
battenbedarf zu haben, kann für die 
erforderliche Dynamik einer Gegen- 
bewegung nur von Vorteil sein. 

Problem Sozialdemokratie 
Unser Problem ist offensichtlich 

wieder einmal die Sozialdemokratie. In 
ihrem beklagenswerten Zustand stra- 
tegischer Planlosigkeit und taktischer 

Willenlosigkeit vermag sie selbstver- 
ständlich nicht zu mobilisieren und 
kaum an sich zu binden. Die linke 
Lichtgestalt Lafontaine, ausdrücklich 
für ein Linksbündnis in 1998 angetre- 
ten und mit den größten Hoffnungen 
linkssozialdemokratischer Kreise be- 
dacht, hat faktisch die großkoalitionä- 
re Grundhaltung mancher Parteikreise 
eher noch bestärkt. Und so konnten 
Spöri, Clement, Schröder mitten im 
Wahlkampf gegen das eigene Partei- 
Programm in Sachen ökologische 
Steuerreform vom Leder ziehen, ge- 
gen ein von der Sozialdemokratie 
selbst als richtig erkanntes typisches 
rot-grünes Reformprojekt. Von konse- 
quenter Opposition, von Neuorientie- 
rung keine Spur. 

Eine Selbstheilung der Sozialde- 
mokratie, ihr Bekenntnis zu einem 
ökologisch-sozialen Reformprojekt 
als Alternative zu SchwarzIGelb, 
wäre natürlich hilfreich und würde 
das Niveau der Auseinandersetzung 
insgesamt heben. Wie fern aller- 
dings die Erfüllung solcher Hoffnun- 
gen noch ist dokumentiert 2.B. die 
„SPD-linke" Frau Simonis. wenn sie 
mit völliger Beliebigkeit öffentlich die 
Regierungsalternativen RotIGelb 
oder RotIGrün diskutiert, als ob es 
die Wahl zwischen Bratkartoffeln 
und Pommes wäre. 

Gesellschaftliche Debatte um 
alternative Konzepte entwickeln! 

Bis auf weiteres dürfte die Hoff- 
nung auf Wiedererstehen eines sozial- 
demokratischen politischen Willens 
eine Hoffnung bleiben. Die Vision Rot- 
Grün als einzig greifbare Regierungs- 
alternative müssen wir natürlich den- 
noch so gut es geht aufrechterhalten. 
Der Schwerpunkt unserer Arbeit muß 
sich aber aus diesem Engpaß lösen. 
Die gesellschaftliche Debatte über Al- 
ternativen in der Krise, die Veranke- 
rung alternativer Konzepte gegenüber 
der platten Standortdebatte von 
rechts - darum wird es in den näch- 
sten Jahren gehen. 

Es wird gehen um die Steuerre- 
form, die Reform der Staatsfinanzen. 
die Modernisierung des Sozial- 
Staats. Es wird gehen um eine alter- 
native Arbeitsmarktpolitik und eine 
ökologisch ausgerichtete Wirt- 
schaftspolitik, um den ökologisch- 
sozialen Strukturwandel. Es geht da- 
bei auch um klassische Anliegen 
des Linksliberalismus, um schlichte 
soziale Gerechtigkeit, um individuel- 
le Entfaltungschancen. Anliegen, die 
bei der FDP heute ebensowenig auf- 
gehoben sind wie das klassische li- 

KPD-SPD-VEREINIGUNG 1946 

„komplexen Vorgang" (S. XCVI) 
deutlich. Die Vielschichtigkeit des 
Ereignisses. bei dem äußere Bedin- 
gungen, wie die Präsenz und das 
aktive, bis zur Nötigung reichende 
Eingreifen der Besatzungsmacht, 
und zutiefst innere (innige) Faktoren, 
wie psychische Verfaßtheit Einzelner 
und - sehr unterschiedliche - Stim- 
mungslagen Vieler unentwirrbar in- 
einandergriffen, bewirkt natürlich, 
daß Fragen, auch nach dem Lesen 
der vorgelegten Dokumente, offen 
bleiben, die weiter untersucht wer- 
den sollten. Zwei seien genannt. 

Noch der weiteren Klärung be- 
dürftig ist wohl die von M. mehrfach 
beschriebene Stimmungslage in der 
Mitgliedschaft der SPD für oder ge- 
gen die Einheit während der Diskus- 
sion um die Einheitspartei. Seine 
Darstellung wie auch der Dokumen- 
tenteil legen streckenweise die Ver- 
mutung nahe, hier waren die Ein- 
heitsbestrebungen doch stärker, als 
den Dokumenten direkt zu entneh- 
men ist. Warum appellierten Bezirks- 
vorstände an die, ja verpflichteten 
sie die Mitglieder zur Disziplin - ge- 
gen Einheitsbeschlüsse auf unterer 
Ebene (OktoberIDezember 1945, S. 
LXX, LXXXVII)? Inwieweit wurden die 
oben erwähnten Auseinanderset- 
zungen des Leipziger Bezirksvor- 
standes der SPD mit der dortigen 
KPD von der Mitgliedschaft des 
Leipziger SPD-Bezirksverbandes 
mitgetragen? War es nicht evtl. auch 
dieser „BruderkampfU, der den Zu- 
strom früherer SPD-Mitglieder zu ih- 
rer Partei in diesem Bezirk behinder- 
te?= Ist nicht die Auffassung Arno 
Hennigs (der im Oktober 1946 in den 
Westen flüchtete) am 13. Februar 
1946, „der Gedanke der Selbstauflö- 
sung" der SPD als Alternative zum 
Zonenzusammenschluß mit der KPD 
sei unmöglich, da .,ein Großteil un- 
serer Genossen ... zur KPD laufen 
(würde)" (S. 441), ein Indiz, gerade- 
zu ein Beweis dafür, daß sehr viele 
Sozialdemokraten (.,ein Großteil") 
auch unter den gegebenen Umstän- 
den die Einheitspartei weiterhin woll- 
ten? Waren nicht die „uns bedrän- 
genden lebenswichtigen Aufbauauf- 
gaben" (neben der „Abwägung der 
Machtverhältnisse") für weitere als 
nur den Katzower Ortsverein der 
SPD ausschlaggebend dafür, daß 
sie „für die Vereinigung der beiden 
Arbeiterparteien" eintraten (30. März 
1946, S. 383; vgl. auch S. 374)? . 

Vermutlich waren die Mitglied- 
schaft wie der Funktionärskörper 
noch stärker und vielschichtiger dif- 

ferenziert, als die bisherigen Be- 
schreibungen es widergeben. Unter 
den „altenu aktiven Funktionären 
gab es viele Gegner der organisato- 
rischen Einheit, doch waren auch 
gerade die meisten der „altenu, die 
aus den KZ kamen, dafür. Die Mit- 
gliederzahlen erreichten vielerorts 
im Herbst 1945 den früheren Stand 
von vor 1933, was vermutlich vorwie- 
gend auf den Wiedereintritt „alteru 
Mitglieder in die Partei zurückging 
(und gerade aus jener Zeit stammen 
die „Disziplinierungsappelle"). Im 
Winter schwoll dann die Mitglieder- 
zahl der SPD sehr an. Dazu hieß es 
in einem Bericht aus der SPD vom 2. 
Februar 1946: „Ein zeitweiliges An- 
schwellen der Aufnahmeanträge war 
lediglich auf behördliche Maßnah- 
men zurückzuführen, die die Weiter- 
beschäftigung früherer nomineller 
NSDAP-Mitglieder vom Eintritt in 
eine der antifaschistischen Parteien 
abhängig machten. Dieses An- 
schwellen hatte mit dem Gedanken 
der Einheit nichts zu tun" (S. 451). 
Ohne eine solche Aussage eines 
einzelnen Berichts als verallgemei- 
nerungswürdig klassifizieren zu wol- 
len: War nicht für viele der Hundert- 
tausende, die damals in die SPD 
(und ebenso in die KPD) strömten - 
neben weiteren Hunderttausenden, 
die wirklich im antifaschistischen 
Sinne ins Geschehen eingreifen 
wollten -, die Anpassung an die ge- 
gebenen Verhältnisse ausschlagge- 
bend? 

Offene Fragen 
So gut wie außen vor Iäßt M. die 

Einflüsse auf den Prozeß der Vereini- 
gung aus den Westzonen, speziell 
des „Büro Dr. Schumacher" (ab Fe- 
bruar 1946 „Büro der Westzonen") in 
Hannover. Die gegensätzlichen und 
bis zur Konferenz von Wennigsen 
konkurrierenden Positionen zwi- 
schen diesem und dem Berliner ZA 
sind bekannt und in der Literatur 
mehrfach analysiert und beschrie- 
ben worden. Bei M. geht es im Un- 
terschied dazu erstmalig in dieser 
Ausführlichkeit um Vorgänge in den 
Landes- und Bezirksvorständen und 
-verbänden der SPD in der SBZ. Gab 
es auf dieser Ebene keine Reaktio- 
nen auf die Auseinandersetzungen 
zwischen Schumacher und dem ZA? 
Hier und da trifft man in den vorge- 
legten Dokumenten auf ein Echo der 
Argumente Schumachers, doch M. 
thematisiert die Frage nicht. Der 
oben erwähnte Landesparteitag der 
SPD Sachsen hatte an die gleichzei- 

tig tagende, von Schumacher einbe- 
rufene Konferenz in Wennigsen ein 
Telegramm gesandt, das mit den 
Worten schloß: „Euer Parteitag 
möge wie der unsrige ferner von ei- 
ner brüderlichen Zusammenarbeit 
beider Arbeiterparteien getragen 
sein."7 Wie wurden die Ergebnisse 
der Konferenz von Wennigsen bei 
den Landes- und Bezirksvorständen 
der SPD in der SBZ - gerade ange- 
sichts der verschiedenen Motive. die 
hier der Forderung nach einem 
Reichsparteitag, auch und gerade 
nach Wennigsen, zugrundelagen 
(vgl. S. LXXV), - aufgenommen? 

Gerade mal in einer Fußnote er- 
wähnt M. die Konferenzen sozialde- 
mokratischer Funktionäre der briti- 
schen Zone am 3.-4. Januar in Han- 
nover und der amerikanischen und 
französischen Zone am 6. Januar in 
Frankfurt am Main (S. XCVI; vgl. An- 
merkung 5), auf denen Schumacher 
scharfe Absagen an die Entschlie- 
ßung vom 21. Dezember verab- 
schieden ließ. Ein Echo darauf gab 
es in Paris. London, Berlin - in Dres- 
den, Magdeburg, Schwerin nicht? 
Die Forderung eines SMA-Vertreters 
in Brandenburg, es .,sollte gegen die 
Haltung der westlichen Zonen, vor 
allem gegen Kurt Schumacher pole- 
misiert werden" (S. XCVI), spricht für 
ein Ja. Hatte nicht Schumachers 
Haltung die Entscheidung der Lan- 
des- und ZA-Politiker der SPD für 
eine Zonen-SED befördert? Noch am 
4. Februar vertrat Otto Buchwitz auf 
der Sitzung des erweiterten Landes- 
vorstandes der SPD Sachsen „sei- 
nen bereits mehrfach geäußerten 
Standpunkt", so M., daß „wenn alle 
Verhandlungen mit dem Westen 
scheitern sollten, die Vereinigung 
wenigstens in Sachsen durchgeführt 
wird", so Buchwitz (S. 435), der in 
diesem Zusammenhang „Herrn 
Schumacher" nicht mehr Genosse 
nennen woll.te (ebenda). S. I. 
Tjul'panov berichtete am 16. Sep- 
tember 1946 über seine „persönli- 
che Arbeit" mit Grotewohl im Vorfeld 
der Vereinigung. erinnerte sich, wie 
dieser „schwankte, bis er dort an- 
kam", und in einem Gespräch mit 
Marschall Zukov Anfang Februar, 
„die Erlaubnis forderte, in die andere 
Zone zu fahren. Fuhr hin, sah 'und 
sagte, ich gehe darauf (die Zonen- 
vereinigung - U.P.) ein."8 Die Ver- 
handlungen im Westen (am 8. Fe- 
bruar traf sich 0. Grothewohl in 
Braunschweig zum letzten Mal mit K. 
Schumacher) waren gescheitert. Die 
in der Literatur schon diskutierte Fra- 

War nicht für viele 
der Hunderttausen- 
de, die damals in 
die SPD und ebenso 
in die KPD strllmten, 
die Anpassung an 
die gegebenen 
Verhaltnisse 
ausschlaggebend? 
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ge nach der Mitverantwortung Schu- 
machers für den Weg der Ost-SPD 
194511946 bedarf wohl noch weite- 
rer Diskussion. 

Sehr wünschenswert Ware eine 
ähnliche Dokumentation, die die Vor- 
gänge in der KPD und ihre Metho- 
den auf dem Weg zu SED mehr ins 
Einzelne gehend aufhellen würde. 
Der erwähnte russische Dokumen- 
tenband sagt jedenfalls eine Menge 
mehr über das in ihr herrschende 
Sektierertum zur damaligen Zeit aus, 
als in der Literatur bisher beschrie- 
ben wurde. 

Aus der hier besprochenen Do- 
kumentation kann geschlossen wer- 
den: Die SED war ein von KPD und 
SMAD wie auch von „einem Groß- 
teil" der Sozialdemokraten gewolltes 
Ergebnis, das sich auf einen verbreii 
teten und starken Einheitsdrang 
stützte, aber auch mit Zwangsmitteln 
erreicht wurde. Und: Es war in der 
Tat weitgehend stalinistisch vorge- 
pragt. 

I Römisch bezifferte Seitenangabeii be- 
ziehen sich im folgenden ncif die Ein- 
leitung von A. Malycha, arabisch be- 
zifferte auf den Dokrrmententeil. 

2 A. MalycAa vernieidet nach eigenen 
Worteii den Begriff Zivnngsvereini- 
gung: „Mit solchen Kantpflegriffen 

Welches war 
das bestimmende 
Moment? 
von Christoph Meyer* 

Eine Replik zu Ulla Pleners Gedan- 
k e n  zur Malycha-Dokumentation. 

D ie Debatte um die 1946er 
Verschmelzung von SPD 
und KPD wird vor einem poli- 

tischen Hintergrund geführt. Dies 
trifft für offiziöse Stellungnahmen aus 
CDU-Kreisen zu, in denen der 
Zwangscharakter der Vereinigung in 
Abrede gestellt wird - mit dem offen- 

* Chrisroph Meyer. Köln. 
Historiker und Mitglied der spw-Redaktion 

kann man vielschichtige Prozesse 
nicht beschreiben ". erkliirte er wiih- 
rend einer von der- Friedrich-Ebert- 
Srift~rng riiid dein Karrrsky-Bernstein 
Kreis arn 20. Janriar d. J. in Berliiz 
von Peter Merseb~rrger moderierteii 
Diskrission zum Thema ,.Freiwilliger 
Zrisammenschlr~J oder Zwangsverei- 
nigring?" Vgl. Neries Deritschland, 
Berlin, 22. Janriar 1996. 

3 Noch in einem Bericht vom 4. Okro- 
ber 1945 bezeichnete der KPD-Sekre- 
tiir fiir deii Bezirk Brandeiibtrrg die 
Politik des Brtindenburger Vorston- 
des der SPD als „Verteidigcrng der 
eilten arbeiterfeindlichen profaschi- 
stischen Politik"! Vgl. Eii~leitring, S. 
LXX. 

4 Vgl. Sozinlder~tokratische Partei des 
Laiides Sackseii. Ste~iogrnphiscker 
Bericht iiber die Verltcindlrrngen des 
Landes-Parteitages. abgehalte~i am 
7., 8. lind 9. Oktober 1945 iri Dresden 
(Freitnl), Dresden o.J. (1946). Die 
von A.M. korrigierte Datierring des 
Parteitages - 6. und 7. Oktober - kann 
so iiicht stimmen, denn das Protokoll 
weist drei Verhondlungstage aus. Aris 
dem Bezirk Leipzig waren 60 Dele- 
gierte anwesend. 

5 Eine Eiiiheitspartei in der SBZ koitnte 
iiit  Sicherlieit die Ennvicklrrng in den 
ivestlicheii Besatzungszone~z iiicht 
weseiltlich, sclioiz gnrnickt im Sinize 
konseqrienterer Demokratie, beein- 
flussen. U~iverstiiiidliclt bleibt, ivcir- 
um dei- Arrtor separatistische Umtrie- 
be i i ~  Bayern lind eineii Vormarsclt 

sichtlichen ziel; das eigene Zusam- 
mengehen mit den Blockflötenpar- 
teien zu relativieren.' Ostdeutsche 
SPD-Vorsitzende werfen der PDS 
eine unzulässige „Reduktionu der 
Verschmelzung beider Parteien „auf 
die Verwirklichung des Ideals der 
Einheit der Arbeiterbewegung" vor 
und fordern daher .,Sozialdemokra- 
ten in der PDS" auf, sich der SPD an- 
zu~chließen.~ 

Eine Diskussion historischer Er- 
eignisse, die mit solch hehrer politi- 
scher Zielsetzung geführt wird, kann 
natürlich nur zu Ergebnissen führen, 
die für die jeweiligen Diskutanten 
schon vorher festgestanden haben. 
Diesen Eindruck einer biographisch 
und politisch determinierten Stel- 
lungnahme erweckt auch die Erklä- 
rung der Historischen Kommission 
der PDS „Zum 50. Jahrestag des Zu- 
sammenschlusses von KPD und 
SPDM3. In Analogie dazu sehe ich die 
Rezension von Ulla Plener „Einheits- 
drang und Einheitszwang". Schon 
der Titel belegt: Die Bereitschaft von 
Sozialdemokraten und der von Be- 

der Reaktion in den Westzorzen zu je- 
ner Zeit aiiziveifelt. Beides ivtrrde 
ciuch auf westzonalen sozialdemokra- 
tischeii Konfererizeiz festgestellt. so 
[inter anderen auch von Kurt Schrr- 
niaclier. Vgl. Ein Bericht iiber die 
Konferenz der SPD der britischen Be- 
satzririgszone am 3. rrnd 4. J(inuar 
1946 in Hannover, in: Beitrage zrrr 
Geschichte der Arbeiterbewegiing 
(BzG), Berliii/Köschiiig. H.1, (Mlirz) 
1996. 

6 So stellt M. zrrin Mitgliederstand arif 
dem ersten Bezirks11nrteifag Leipzig 
um 26. Arigirst 1945 fest, duJ er - im 
Unterscliied zu andere11 Regionen - zrr 
jenein Zeitpuiikt weit unter dem Staild 
voii 1932 geblieben wrir: 6620 Mit- 
glieder zi.iin 1. September; 13000 rvei- 

reii es zuin 30. Oktober gegenüber 44 
552 Ende 1932. Vgl. Einleitung, S. L. 

7 Sozicildetnokrntische Partei des Lari- 
des Scichseii, n.ci.O., S. 82. 

8 SVAG. Uprcivler~ie propagaildy (in- 
formncii) i S. I. Tj~rl'pcinov 1945- 
1949. Sbornik dokwmentov, Moskarr 
1994, S. 163. ,,Utopie kreciriv" wird 
in eiriem ihrer iiiichsteii Hiifte einen 
artsfiilirlichen Bericht über die in die- 
ser Dokrrnientensaminlurzg eiithnlte- 
iien Ausscigen zri den Tltemeii KPD, 
SPD uiid illre Vereiriigrrrig 194511946 
sowie SED 1946-1949 ver8ffeiitli- 
chen. Sie enrhnlten bisher iiicht be- 
krinnte F(rkten irrid Detnilles zrr diesen 
Themen aris der Sicht eiiler der Ver- 
walrungeii dei- SMAD. 

satzungsmacht und KPD ausgeübte 
Druck werden nebeneinander ge- 
stellt und höchstens mit einem So- 
wohl-als-auch verbunden. 

Dominanz des Zwangs 
Wenn dagegen sozialdemokrati- 

scherseits festgestellt wird, der 
Zwangscharakter habe bei der Ver- 
einigung dominiert, dann geht es 
nicht, wie Plener meint, um das „Be- 
harren" darauf, die SED-Gründung 
sei „ausschließlich" als Zwangsver- 
einigung zu verstehen. Daß eine 
„vielschichtigere" Antwort notwen- 
dig ist, ist klar. Die Frage bleibt je- 
doch: Welches war das bestimmen- 
de Moment? 

Nun wird diese Frage zwar auch 
nicht in dem besprochenen Buch, in 
der Dokumentation von Andreas Ma- 
lycha, beantwortet, aber dazu ist die 
Einleitung zu einer Dokumenten- 
sammlung ja gar nicht da. Aber im 
Fazit zu einem jüngst erschienenen 
Aufsatz bezieht Malycha jetzt Stel- 
lung: „Für eine generalisierende Be- 
urteilung der Archivdokumente 
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KPD-SPD-VEREINIGUNG 1946 

Crossover - 
zu diesem Heft 

iebe Leserinnen und Leser, 
das vorliegende Heft ist etwas I- esonderes: eine gemeinsa- 

me Ausgabe der drei Zeitschriften 
Andere Zeiten, spw und Utopie krea- 
tiv. Nur aus versandtechnischen 
Gründen gibt es drei etwas verschie- 
dene Titelseiten (die Post hätte die 
Hefte sonst nicht für den Postver- 
trieb akzeptiert), die anderen 59 Sei- 
ten sind völlig identisch. Sie wird 
gemeinsam von den drei Redak- 
tionen der beteiligten Zeitschriften 
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verantwortet. Wir wollen damit de- und auf Auszüge aus ausgewählten 
monstrieren, daß über unterschiedli- Diskussionsbeiträgen beschränken. 
che Parteiorientierungen hinweg die Wir bitten diejenigen. deren Beiträge 
Zusammenarbeit und der Diskurs nicht oder nur auszugsweise be- 
linker Krafte möglich und gerade rücksichtigt werden konnten, um 
heute wichtiger denn je ist. 

Anlaß und inhaltlicher Schwer- 
punkt dieses gemeinsamen Heftes 
ist der Kongreß .Crossover - Für 
einen radikalreformerischen Neu- 
anfang", den die drei Zeitschriften 
am 3. und 4. Februar 1996 in Berlin 
durchgeführt haben. Um den Um- 
fang des Heftes nicht zu sprengen. 
konnten wir die Diskussionsbeiträge 
in den drei Foren und den mehreren 
Diskussionrunden im Plenum nicht 
vollständig dokumentieren, sondern 
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Leserinnen und Leser hinaus Ver- 
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mitzuwirken, wende sich bitte an 
eine der drei Zeitschriften. 
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scheint mir folgendes wesentlich zu 
sein: Eine autonome. sich auf reifli- 
che Überlegung und breite innerpar- 
teiliche Diskussion stützende Ent- 
scheidung über die Alternative, sich 
mit den Kommunisten zu vereinigen 
oder selbständig zu bleiben. konnte 
es aufgrund der äußeren Rahmenbe- 
dingungen für die Sozialdemokraten 
nicht geben."4 Im Ergebnis ist für 
Malycha also der Einheitszwang das 
bestimmende Moment. Weder 
spricht das für Ausschließlichkeit 
noch gegen Vielschichtigkeit. 

t Positionsentwicklung 

in der SPD der SBZ 
Pleners Darstellung des Ma- 

lycha-Bandes kann ich weitgehend 
folgen. Aber die Positionsentwick- 
lung in der SPD der SBZ einfach als 
„widersprüchlich" zu bezeichnen, 
womit der Widerspruch zwischen 
Befürwortern und Gegnern der Ver- 
schmelzung gemeint ist, greift zu 
kurz. Wurde dieser Widerspruch 
selbst doch determiniert durch eine 
Zwangslage mit „Steuerung des öf- 
fentlichen Meinungsklimas", Ver- 
sammlungsverboten und Verhaftun- 
gen. Und die - im Vergleich zu Sach- 
sen-Anhalt - „positiverenm Erfahrun- 
gen mit der Besatzungsmacht in 
Brandenburg sahen so aus, daß 
auch hier ab November 1945 das in- 
nerparteiliche Leben der SPD einge- 
schränkt wurde: Vor den Mitglieder- 
versammlungen mußten die biogra- 
phischen Daten des jeweiligen Red- 
ners und das Redernanuskript ein- 
gereicht werden; wenn hiergegen 
verstoßen wurde, kam es zu Ver- 
sammlungsverboten. Auf diese Maß- 
nahmen folgte eine „erhebliche Ein- 
schränkung der Meinungsäußerun- 
genq5 seitens der Versammlungsteil- 
nehmer. Und das war, wie gesagt, 
die harmlosere Variante. Wie ist der 
Einheitsdrang von SPD-Mitgliedern 
in den einzelnen Orten angesichts 
einer solchen Situation zu bewerten? 
Warum spricht Plener davon. daß 
„sehr viele Sozialdemokraten" die 
Einheitspartei weiterhin „wollten"? 
Welchen Sinn hat eine solche Fest- 
stellung, wenn der Wille der Betroffe- 
nen selbst nicht frei gebildet werden 
konnte? 

Sicherlich ist es wichtig, die ver- 
schiedenen Momente der Auseinan- 
dersetzung differenziert zu beurtei- 
len, aber doch nicht, indem sie un- 
verbunden nebeneinandergestellt 
n erden.^ Letztlich ist der Vereini- 
gungsprozeß zwischen SPD und 
KPD in der SBZ als Ergebnis einer 

Dialektik zu betrachten, in der 
Zwang und Druck gegenüber dem 
Einheitsdrang seitens eines Teiles 
der SPD-Mitglieder (und ebenso ge- 
genüber dem Widerstand eines an- 
deren Teiles der Sozialdemokraten) 
das bestimmende Moment darstell- 
ten. Die Fülle der von Malycha zu- 
sammengestellten Dokumente gibt 
einen plastischen Eindruck von der 
beklemmenden Atmosphäre, in der 
dieser Prozeß vonstatten ging. 

gen für ein demokratisch-sozialisti- 
sches Gesamtdeutschland nach 
1945 ausgesehen, wenn die SPD der 
Ostzone nicht ausgeschaltet worden 
wäre? 

Es wäre interessant, unter diesen 
Aspekten noch einmal zu diskutie- 
ren, wie groß der Handlungsspiel- 
raum der deutschen Politik unter den 
Bedingungen der Besatzungsherr- 
schaft und des aufkommenden Kal- 
ten Krieges war. 

Noch mehr Fraaen 1 Vgl. Thierse, Wolfgang: Zwangsver- 
Mit Plener gehe ich dar- einigung? Zwangsvereinig~ing!; in: 

NG/FH 43 (1996). S. 212-21 7 ,  S. 212. 
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Meinung. Kurt Schumacher konnte 
auch anders mit ihm umgehen."'? 
Die unter Zwang vollzogene Ver- 
schmelzung von SPD und KPD im 
Zonenmaßstab bedeutete die end- 
gültige Spaltung der SPD in 
Deutschland. Vom Ergebnis her sind 
diesem Vorgang gewiß keine positi- 
ven Seiten abzugewinnen. 

Welche Bedeutung hatte diese 
erste Ost-West-Teilung innerhalb der 
nachkriegsdeutschen Politik für die 
spätere staatliche Entzweiung? Wur- 
den durch sie die zentrifugalen Kräf- 
te - die antisozialistische Adenauer- 
CDU im Westen und die stalinisti- 
sche SED im Osten - entscheidend 
ge~ tä rk t?~  Wie hätten die Bedingun- 
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(1996). S. 3-5, S. 4 .  
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KPD in Braridenb~rrg, a .a .0 . .  S. 6-19, 
S. 19. 

5 Einleirung zu Malychn: AI@ den1 Weg 
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Rolf: Gründung der SED. Zur Selbst- 
zerstörung einer Legende; in: Utopie 
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7 BA Koblenz. N 1018 NL Jakob Kni- 
ser, Nr. 3 .  Telegranim Lemnier an 
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8 Vgl. hierzu auch: Loth, Wilfried: Die 
Dekonzposition der Nation. Wie n ~ i s  
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